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Außerdem 
skar Negt zu Lelio Basso: Rotbud 


Zur Erinnerung an Lelio Basso 


Der nachfolgende Aufsatz von Oskar Negt ist für die Festschrift für Lelio Basso an- 
läßlich seines 75. Geburtstages geschrieben worden. Am 16. Dezember, als Lelio Bas- 
so im Kapitol in Rom die Festschrift im Beisein von Bürgermeister Argan und Parla- 
mentspräsident Ingrao überreicht werden sollte, ist er an einem Herzversagen gestor- 
ben. 

Lelio Basso hat für die westdeutsche Linke eine große Bedeutung gehabt. In 
den 60er Jahren, noch vor der Studentenrevolte, war die von ihm in drei Sprachen 
fitalienisch, englisch, französisch) herausgegebene Zeitschrift „Problemi del Socialis- 
mo“ für die kleine, aus der SPD herausgedrängte, aber noch keine eigene Identität 
habende Linke in der Bundesrepublik ein wichtiger Mittler zur internationalen 
marxistischen Theorie- und Strategiediskussion. Seine Beiträge auf den Konferenzen 
des „Sozialistischen Bundes‘‘ und des Sozialistischen Deutschen Studentenbundes 
{SDS) noch vor dem 2. Juni 1967 haben in der durch Wirtschaftswunder und Anti- 
kommunismus der gerade zu Ende gehenden Adenauer-Ära sterilisierten Atmosphö- 
re (auch an den Universitäten) eine wesentliche Rolle für den pelitischen Entwick- 
lungsprozeß der Linken gespielt. Auch die Studien Bassos über Rosa Luxemburg 
fin Italien hat er bei Editori Riuniti das Werk Rosa Luxemburgs hrrausgegeben) ha- 
ben die politischen Diskussionen um eine Strategie der Arbeiterbewegung in der 
BRD wesentlich beeinflußt (Lelio Basso, Rosa Luxemburgs Dialektik der Revolu- 
tion, Frankfurt/M. 1967). 

Im Jahre 1903 geboren, hat sich Lelio Basso als 19-jähriger, also noch vor der 
faschistischen Machtergreifung, der Sozialistischen Partei angeschlossen. Er wurde 
Mitarbeiter an der Zeitschrift ‚‚Critica Sociale“ von Turati und nach dem „Marsch 
auf Rom“ an einer Reihe von Oppositionszeitungen, Unter dem Faschismus wurde 
er zwei Mal verhaftet, zuletzt im März 1940 und in das Konzentrationslager Colfio- 
rito (in der Nähe von Perugia) geworfen. Dort konnte er im Oktober 1940 befreit 
werden. Ab 1942 hatte er Verbindungen zur Resistenza, der Widerstandsbewegung 
gegen den Faschismus. Nachdem er 1943 führend an der Gründung des „Movimen- 
to di Unita Proletaria“ (Bewegung der proletarischen Einheit) beteiligt gewesen ist, 
wirkte er in Mailand als dessen Vertreter in der antifaschistischen Opposition mit. 
Nach der Vereinigung von Sozialistischer Partei und der Bewegung der Proletari- 
schen Einheit zur PSIUP gehört er dem Vorstand an. Die Partei existiert nicht lan- 
ge, in ihr sind zu kontroverse Positionen zusammengefaßt, als daß ihr eine einheitli- 
che Strategiefindung. gelingen könnte. Bassos Weg wird bis in die späten 60er Jahre 
zum exemplarischen Fall für die Entwicklung des sozialistischen Flügels der italieni- 
schen Arbeiterbewegung: Spaltungen und Neugründungen, politische Konflikte sind 
dafür kennzeichnend: 1943 gerät Basso mit Nenni in Konflikt, der nur durch Inter- 
vention des gegenwärtigen italienischen Staatspräsidenten Pertini geregelt werden 
kann. 1945 geht Basso in den Vorstand der PSI und wird ein Jahr später von der 
Partei in die Verfassunggebende Versammlung geschickt. 1953 verliert Basso alle 


seine Parteiämter, um 1955 wieder ins Zentralkomitee gewählt zu werden. Als dann 
nach der Bildung des „Centro Sinistra“, d.h. der Koalition zwischen Christdemokra- 
tie und Sozialisten, im Januar 1964 die PSIUP gegründet wird, wird Basso Präsident 
der Partei bis 1968, also bis zur erneuten Spaltung (ein Teil geht zur PSI zurück, ein 
zweiter Teil nähert sich der KPI an und ein dritter Teil gründet die PdUP, die dann 
Mitte der 70er Jahre mit der Manifesto-Gruppe (die 1969 als Abspaltung von der 
KPI entsteht) zusammengeht. Seine letzte Position im parlamentarisch-politischen 
Leben erwirbt Baso als Mitglied des italienischen Senats, gewählt als Unabhängiger 
auf der Liste der KPI. 

Anfang der 70er Jahre entzieht sich Basso bewußt den Konflikten und Quere- 
len in der Parteienlandschaft. Er gründet das ISSOCO, das „Institut für das Studium 
der gegenwärtigen Gesellschaft“, auch aus der Erkenntnis heraus, daß durch die seit 
1968 auflebenden Klassenkämpfe in Italien ein erneuter Versuch der parteiorganisa- 
torischen Strukturierung der Massenbewegungen außerhalb der bestehenden Partei- 
en notwendig zum Scheitern verurteilt sein muß. Mit dem ISSOCO versucht Basso 
vielmehr, unter Bezug auf die gegenwärtigen Klassenkämpfe deren sozialgeschichtli- 
che Dimension bewußt zu machen. Die seit 1973 regelmäßig veranstalteten interna- 
tionalen Studienwochen des ISSOCO hatten denn auch Themenschwerpunkte aus 
der Geschichte der Arbeiterbewegung. Nicht zufällig wurde zuerst über Rosa Luxem- 
burg diskutiert (1973). Tagungen über die Marxsche und marxistische Staatstheorie, 
über die Aktualität der Marxschen Kritik am Gothaer Parteiprogramm folgten. Für 
1979 wurde noch mit Lelio Basso gemeinsam die vierte Studienwoche über Engels‘ 
Anti-Dühring vorbereitet. In weniger großem Rahmen veranstaltet das ISSOCO Se- 
minare über Probleme der Sozialgeschichte der Arbeiterbewegung und neuerdings 
auch der Frauenbewegung. Die seit 1958 von Basso herausgegebene Zeitschrift 
„Problemi del Socialismo‘‘, die seit 1972 im Rahmen der ISSOCO gemacht wird, 
ist zu einem der wichtigen italienischen Diskussionsforen der Linken geworden. 

Um der Persönlichkeit Bassos gerecht zu werden, darf nicht auf den Bericht 
über seine internationalen Aktivitäten verzichtet werden. Als Anwalt hat er jahre- 
lang einige arabische Länder vor allem gegen die Öl-Multis vertreten und die Rech- 
te der Palästinenser juristisch und politisch verteidigt. Er war während der Unidad 
Popular in Chile und hat dort an Universitäten Gastvorträge gehalten. Er hat aktiv 
am Russell-Tribunal über Lateinamerika in der internationalen Jury mitgewirkt und 
auch nach Beendigung des Tribunals die lateinamerikanischen Oppositionsbewegun- 
gen unterstützt und einzelnen Oppositionellen nach seinen Möglichkeiten geholfen. 
Es soll in diesem Zusammenhang auch nicht vergessen werden, daß Lelio Basso Mit- 
initiator des Komitees gegen die westdeutschen Berufsverbote in Rom gewesen ist 
und daß das regelmäßig erscheinende Informationsbulletin des Anti-Berufsverbote- 
Komitees im ISSOCO gemacht wird. 

Nicht nur die italienische, die internationale Linke hat mit Lelio Basso einen _ 
Genossen verloren. Die Festschrift (bei Franco Angeli in Rom 1978 erschienen) 
sollte die Erinnerung an ihn wachhalten. 


Redaktion Prokla 


Oskar Negt I. 
Zur Dialektik der Übergangsperiode in Westeuropa 
Lelio Bassos Konzeption der revolutionären Transformation* 


Marxistisches Denken vor neuen Problemen 


Zum ersten Mal nach dem ersten Weltkrieg steht das Problem der politischen Über- 
gangsperiode wieder auf der Tagesordnung der westeuropäischen Länder, unter Be- 
dingungen, die sich von jenen der Nachkriegsphasen allerdings grundlegend unter- 
scheiden: die sich abzeichnenden gesamtnationalen Krisen sind keine Kriegsfolgen 
und es gibt — wie noch 1936 — kein einziges westeuropäisches Land, das einen die 
gesamte Gesellschaftsordnung bestimmenden Faschismus hat. Der Kapitalismus exi- 
stiertsomit unter „normalen“ Krisenbedingungen, und für diese in erster Linie gelten 
die Aussagen von Marx und Engels. Wenn wir die Voraussetzungen des Sieges einer 
Revolution nehmen, wie sie Lenin definiert hat: daß nämlich, im Zusammenhang ei- 
ner gesamtnationalen Krise, die „unteren Schichten“ die alte Ordnung nicht mehr 
wollen und die „Oberschichten“ nicht mehr in der alten Weise leben und regieren 
können, so trifft beides nur in Tendenzen zu, nicht in der Schärfe eines offenen und 
existentiellen Widerspruchs der Klassen, der den Kampf auf Leben und Tod zur ein- 
zig menschenwürdigen Alternative werden läßt — mit allen Folgen, die am Ende auch 
eintreten würden. 

Um diese Periode näher kennzeichnen zu können, reicht es nicht aus, auf die 
Notwendigkeit von Übergangsprogrammen zu verweisen. Die Ohnmacht, mit der 
solche Programme formuliert werden, ist sicherlich Resultat des Erfahrungsmangels 
gegenüber der neuen Situation, der Kenntnis gegenüber der Geschichte des eigenen 
Landes, aber auch Produkt einer ungeklärten marxistischen Theoriebildung. Denn 
es ist doch ziemlich unklar, was Übergangsperiode bedeutet, wo sie zeitlich beginnt, 
welches ihre Inhalte, Perspektiven, Kampfformen sind, und wodurch sie als abge- 
schlossen betrachtet werden kann. Marx gibt nur Hinweise, wir sind aber gehalten, 
diese Hinweise aufzunehmen und unter unseren heutigen Bedingungen weiterzuent- 
wickeln. Er gebraucht einen Ausdruck zeitlicher Lokalisierung und Verdichtung: 
„zwischen“ — „zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft 
liegt die Periode der revolutionären Umwandlung der einen in die andere.“ Oder er 


* Dieser Artikel stützt sich auf einen Vortrag, den ich im Oktober1977 auf einer von Lelio 
Basso organisierten Arbeitstagung ISSOCO in Urbino vorgetragen habe. Er ist für die 
Basso-Festschrift ins italienische übersetzt worden; durch den unerwarteten Tod Bassos 
verwandelte sie sich, praktisch am gleichen Tag, an dem sie zum 75. Geburtstag überreicht 
werden solite, plötzlich in eine Gedenkschrift. 


spricht, eher die geseilschaftlichen Gesamtbedingungen bezeichnend, von ‚der Epo- 
che sozialer Revolution“, wenn die Produktionsverhältnisse aus Entwicklungsformen 
zu Fesseln der Produktivkräfte geworden sind. Und nur das Instrument dieser Um- 
wandlung, der Staat als die revolutionäre Diktatur des Proletariats, ein soziologischer 
Begriff im übrigen, der ein Machtverhältnis und kein staatsrechtliches Herrschaftsver- 
hältnis bezeichnet, ist genauer angegeben; nicht dagegen die Motive, die konkreten 
Bedürfnisse und die politischen Organisationsformen, die in der Übergangsperiode 
doch wohl eine andere Gestalt annehmen müssen als unter Kampfbedingungen, die 
in erster Linie noch vom Milieu des Kapitalismus geprägt sind. Mit einem Wort: von 
unmittelbar praktischer Dringlichkeit ist die Entwicklung eines konkreten Begriffs 
vom revolutionären Prozeß selber, wie er sich unter spätkapitalistischen Bedingungen 
abspielt. : 

Marx scheint ein Revolutionsverständnis zu haben, das hauptsächlich noch an 
der großen Französischen Revolution und den 48er Revolutionen orientiert ist; es 
ist ein staatsvermitteltes Revolutionsverständnis, die Erwartung, daß die Eroberung 
der Staatsmacht erste und wesentliche Voraussetzung der revolutionären Umwand- 
lung ist. Diese Seite gibt es bei Marx, und Lenin hat sie präzise herausgearbeitet, _ 
weil ihm der autoritäre Staat Preußens und der despotische Staat Rußlands vor Au- 
gen standen. 

Aber das ist nur die halbe Wahrheit. In der politischen Übergangsperiode muß 
sich, geht man von den Erfahrungen der Pariser Kommune aus, mit der Zerschlagung 
der staatlichen Unterdrückungsmaschinerie zugleich und in erster Linie der Prozeß 
der Emanzipation der Arbeit vollziehen; Marx spricht hier ausdrücklich von Befrei- 
ung der Arbeit, also der Veränderung der Subjekt-Objekt-Beziehungen des Arbeiters, 
die den Inhalt der Befreiung des Arbeiters und der Arbeiterklasse ausmachen. 

Marx hat nämlich die Vorstellung von der Übergangsperiode als einem „Zwi- 
schenstadium“, in dem zwar die überkommene Staatsmaschinerie verändert, am En- 
de gar zerschlagen wird, aber die wirkliche Verteidigungslinie der Arbeiterklasse liegt 
auf einer anderen Ebene; diese ist genau so wesentlich und, wenn den Parteien der 
Arbeiterklasse nur Machtbeteiligungen möglich sind, sogar wichtiger, weil sie eine 
Rücknahme der arbeitsteilig abgespaltenen und sich dem Menschen gegenüber ver- 
selbständigenden Politik in die Gesellschaft, eine Autonomisierung des gesellschaft- 
lichen Lebens darstellt. 

Selbst die Pariser Kommune, die sich durch nichts anderes ais durch ihr eige- 
nes, arbeitendes Dasein auszeichnet, definiert Marx als Übergangsperiode, obwohl 
man doch meinen könnte, daß die Zerschlagung und konkrete ‚Aufhebung‘ der al- 
ten Staatsmaschinerie bereits Wesentliches geleistet hätte. Die Kommune, die inhalt- 
liche Umkehrung einer ursprünglich bürgerlichen Emanzipationsform, schafft den 
Klassenkampf nicht ab, aber sie erzeugt, wie Marx im 1. Entwurf zum „Bürgerkrieg 
in Frankreich“ sagt, „das rationelle Zwischenstadium, in welchem dieser Klassen- 
kampf seine verschiedenen Phasen auf rationellste und humanste Weise durchlaufen 
kann.“ Dieses rationelle Zwischenstadium schafft zum Beispiel die Staatsparasiten 
ab, es löst allmählick die Arbeit von dem Fluch, gesellschaftlich produktiv nur in 
der Form der mehrwertschaffenden Arbeit sein zu können, und in ihr werden die 


wirklichen Potenzen der Arbeitskraft freigelegt, auch wenn die Arbeit formell vor- 
wiegend noch Lohnarbeit ist. 

Befreiung der Arbeit bedeutet, im Unterschied zu den abstrakten Utopisten, 
die sich eine ganz neue Form der Arbeit oder der Nicht-Arbeit erfinden, die bewuß- 
te Freisetzung im Kapitalismus bereits erzeugter gesellschaftlicher Potenzen der Ar- 
beitskraft, die durch die Lohnarbeit an ihrem Selbstausdruck, ihrer Selbstverwirkli- 
chung gehindert werden. Marx kennzeichnet dieses rationelle Zwischenstadium als 
die demokratische Republik der Arbeit, in der die Widerstandsaktionen der ehemals 

„herrschenden Klassen den Charakter und die dürftige Legitimation von Sklavenhal- 
terrebellionen annehmen. Das bezeichnet zunächst nur Probleme, keine Lösungen; 
aber die fatale Geschichte der Scheinlösungen ist es eben, die uns bisher in Atem ge- 
halten und die Zugänge zu den wirklich komplexen Problemen blockiert hai. 

Ich bin der Überzeugung, daß die konsequente Rückkehr zur Theorie von 
Marx und Engels, die Erneuerung der marxistischen Denkweise, eine Tagesforderung 
ist, ohne die kein wirklicher Schritt der sozialistischen Bewegung in Westeuropa 
mehr möglich ist. Wir müssen lernen, Marx und Engels politisch neu zu lesen, wie es 
für die russischen Verhältnisse Lenin, für die chinesische Gesellschaft Mao-Tse-Tung 
getan hat — beides ist für uns nicht übertragbar; wer das tut, verfälscht Lenin und 
Mao-Tse-Tung und errichtet eine Mauer zwischen sich und den geselischaftlichen Er- 
fahrungen, die er unter den konkreten Bedingungen der westeuropäischen Länder 
machen könnte. Das ist keine Rückkehr zur Marx-Philoiogie, kein Plädoyer für die 
marxistischen Schriftgelehrten. Es ist das Gegenteil: es bedeutet, daß der „Alp der 
toten Geschlechter“, von dem Marx spricht, von seiner eigenen Theorie genommen 
wird, daß die lange Geschichte der Legitimationswissenschaft, zu der die Marxsche 
Theorie (aus verständlichen, aber nicht verallgemeinerbaren Gründen) gemacht wur- 
de, für uns ein Ende haben muß. Indem wir die historische Schranke der Marxschen 
Theorie selber erkennen und anerkennen, realisieren wir ein Stück materialistischer 
Geschichtsauffassung. Indem wir also die Marxschen Erkenntnisse und Kategorien 
in ihrem ursprünglich historischen Gehalt wahrnehmen, als begriffliche Ausdrucks- 
formen der europäischen Geschichte, auch als strategische Aussagen zu bestimmten 
Problemen und Gegenständen, und dadurch der Forschungsweise gegenüber der Dar- 
stellungslogik größeres Gewicht geben, verschaffen wir den Erkenntnissen und Ka- 
tegorien wieder eine lebendige Bewegungskraft, die zur Strukturierung unserer ge- 
genwärtigen Erfahrungen beitragen kann. 
Wir brauchen diese Verlebendigung des Marxismus dringender als alles andere, 
Denn für das, was Marx „rationelles Zwischenstadium‘‘ oder, in den Randglossen 
zum Gothaer Programm, „politische Übergangsperiode“ nennt, ist eine autonome, 
für die europäischen Verhältnisse, ja die einzelnen Länder spezifizierte Theorie des 
revolutionären Prozesses nötig. 

Es ist hier nicht der Ort, im einzelnen zu begründen, an welcher Stelle ich in 
der Systematik des Marxschen Werkes diese Theorie des revolutionären Prozesses 
lokalisiere. Nur eines möchte ich hier festhalten: die Kritik der politischen Ökono- 
mie des Kapitals bestimmt die Bewegungsgesetze der kapitalistischen Gesellschaft, 
sie untersucht den Krisenzusammenhang und gibt die Bedingungen an, unter denen 


sich die Arbeiterklasse bildet, ihre historischen Aufgaben formuliert und ihren Klas- 
senkampf führt. Sie gibt Bedingungen und Möglichkeiten an, aber aus ihr kann nichts 
gewonnen oder gar abgeleitet werden, wie die Menschen tatsächlich handeln, wie sie 
sich in Krisensituationen verhalten, was ihre Vorstellungen von einem besseren Leben 
sind, warum sie ihren Kopf hinhalten, wenn sie für eine bessere Gesellschaft kämp- 
fen. Ich betone: das ist keine subjektive Ergänzung des Marxschen Werkes, sondern 
nichts anderes. als die wirkliche Durchführung eines Marxschen Programms, das ge- 
wissermaßen eine ‚subkutane Struktur im ‚Kapital‘, in den „Grundrissen“ und in 
anderen Schriften hat. Aber auch andere Probleme entziehen sich der Kapitallogik 
und selbst der kritischen Analyse, die sie zum Gegenstand hat: was bedeutet die Ar- 
beit für die eigene Identität des Menschen? Es gibt doch keinen Menschen, der sich 
damit abfindet, daß Arbeit nur Mittel zum Leben, und nicht auch erstes Lebensbe- 
dürfnis, die entscheidende Form seiner Realitätsaneignung, seiner gesellschaftlichen 
Selbstverwirklichung und Anerkennung ist. Oder Arbeitslosigkeit, das Hinausge- 
schleudertwerden einer menschlichen Arbeitskraft, deren Potenzen zunächst blei- 
ben, vielleicht auf faschistische Bewegungen gelenkt werden und am Ende gar ver- 
kümmern. Es ist richtig, was Ernst Bloch einmal gesagt hat: Der Mensch lebt nicht 
von Brot allein, zumal wenn er keines hat. Es gibt zwar ökonomistische Theorien, 
aber kaum einen Menschen, der ökonomistisch handelt. 

Marx hat eine politische Ökonomie der Arbeitskraft, dieses organisierende 
Zentrum der Revolutionstheorie, nicht auf dem gleichen formellen Niveau entwik- 
kelt wie die Kritik der politischen Ökonomie des Kapitals. Das war für seine Zeit 
nicht nötig, aber für die unsere; er gibt jedoch genügend Hinweise, warum eine sol- 
che Entwicklung notwendig ist. Er spricht in der „Inauguraladresse“ von der Zehn- 
stundenbill als einem Sieg des Prinzips, einem Sieg der politischen Ökonomie der 
Arbeit und der Arbeiterklasse über die politische Ökonomie des Kapitals und des 
Besitzes. In die gleiche Richtung geht der Satz, daß es darauf ankomme, das „histo- 
rische und moralische Element“ der Arbeitskraft zu entfalten. 

lm Spektrum der marxistischen Linken Westeuropas läßt sich wohl schwerlich 
ein politischer Kopf finden, der über diesen Prozeß nachhaltiger nachgedacht hat als 
Lelio Basso. Er hat sich nicht durch intellektuelle Augenblicksströmungen und durch 
strategische Manöver der Arbeiterpafteien irritieren lassen, sondern darauf beharrt, 
daß der geschichtliche Wahrheitsgehalt der materialistischen Dialektik an konkreten 
Gegenwartsverhältnissen immer wieder zu erproben ist. Seine Ideen, Hinweise, Un- 
tersuchungen aufzugreifen und weiterzuführen, kann daher nicht nur eine angemesse- 
“ ne Ehrung zu seinem 75. Geburtstag sein; es kann auch als produktiver Leitfaden 
dienen, um an dem Punkt weiter zu kommen, wo wir heute stehen: daß der Sozialis- 
mus als wirklich humane Lebensform zur Existenznotwendigkeit der Menschheit 
(nicht nur der Arbeiterklasse) geworden ist, und daß wir in unseren alltäglichen An- 
gelegenheiten genötigt sind, die Prozesse des Übergangs als etwas Diesseitiges zu fas- 
sen, um der menschlichen Selbsterhaltung willen. 


Sozialistische Politik ist auch eine Frage des Charakters 


Lelio Basso ist zweifellos eine der markantesten Persönlichkeiten der internationa- 
len Arbeiterbewegung in der Periode nach dem Zweiten Weltkrieg; obwohl er aufs 
engste mit der italienischen Geschichte der Arbeiterklasse und der demokratischen, ' 
antifaschistischen Bewegung verbunden ist, genießt er großes Ansehen auch im Aus- 
land, selbst bei Parteien und Organisationen, die er kritisiert und die nicht zu den 
unmittelbaren Adressaten seiner praktischen und theoretischen Tätigkeit gehören. 
Das ist ein Ergebnis der politischen Integrität, die Basso nicht nur im Widerstand ge- 
gen den Faschismus, in Gefängnissen und im Konzentrationslager bewiesen hat, son- 
dern auch dann, als er, 1949, von dem Amt des einflußreichen, durch den Partei- 
kongreß gerade erneut bestätigten Generalsekretärs der PS! zurücktrat, nachdem er 
sich bewußt geworden war, daß die Realisierung des sozialistischen Programms sei- 
nier Partei durch die in Aussicht genommene Beteiligung an einer durch die Christli- 
chen Demokraten geführten Regierung gefährdet war. Da Organisationsfragen für 
ihn politische Fragen sind, verliert eine Partei, die unter den restriktiven Bedingun- 
gen einer Regierungskoalition keine sozialistischen Ziele mehr formulieren und ver- 
treten kann, ihren historischen Zweck - allenfalls ist sie Adressat eines pragmati- 
schen Interesses, da sie die Loyalität von Teilen der Arbeiterklasse bindet. Basso 
schreibt 1963: „Die Massen setzen sich im allgemeinen nicht in Bewegung, nur um 
ein Machtinstrument zu erobern, vielmehr erobern sie ein Machtinstrument, weil sie 
bestimmte Ziele erreichen wollen: auch hier darf der revolutionäre Prozeß nicht 
abstrakt in einzelne Teile zerlegt werden.“ 

Seit seinem Rücktritt als Generalsekretär der PS! bis zum heutigen Tage ist 
Basso im Grunde ein revolutionärer Einzelkämpfer geblieben, mit einer Radikalität 
des Denkens und politischen Handelns freilich, die sich weder des Werkzeugs ab- 
strakter Gewalt bedient noch mittels formaler Demonstrationen an sich richtiger 
Prinzipien die sich entwickelnden, aber von vielfachen Entfremdungsmechanismen 
noch blockierten potentiellen revolutionären Kräfte auf ihre Seite zu bringen sucht. 
Der von Basso entworfene und praktizierte Begriff dialektischer Radikalität geht 
vielmehr in die Stärke des Gegners ein; er ist mehr durch List als durch Gewalt kon- 
stituiert, welche ihr Bewegungszentrum darin hat, bestehende _Widersprüche auszu- 
nutzen und den revolutionären Prozeß an den Punkten voranzutreiben, wo alte 
Strukturen des Verhaltens und des Bewußtseins aufgebrochen sind, wo Parteien 
und Organisationen Risse, zu bürokratischen Strukturen gegenläufige Tendenzen 
zeigen. Es stellt sich die Frage, ob es eine dem Umgang mit der materialistischen 
Dialektik adäquate Charakterstruktur gibt; diejenige Bassos jedenfalls zeichnet sich 
durch ein hohes Maß an politischer Klugheit und flexiblem Situationsverständnis 
‘aus — Fähigkeiten, die sich bis in verschlungene theoretische Argumentationssequen- 
zen hinein als wirksam erweisen. 

Da er sich selber in erster Linie als Revolutionär begreift, wendet sich jede sei- 
ner Analysen, jede seiner strategischen Überlegungen und politischen Handlungen 
an spezifische Adressaten und gewinnt erst dadurch ihren besonderen Stellenwert 
im Gesamtzusammenhang. Um dieses organisierende Zentrum seiner politischen 


Existenz zu bezeichnen, zitiert Basso, nicht zufällig an einer zentralen Stelle seiner 
theoretischen Arbeiten, einen Satz aus der Engelsschen Grabrede für Marx, in der 
von der revolutionären Rolle der Wissenschaft die Rede ist. Engels sagt: „So teuer 
ihm die Wissenschaft war, hat sie ihn dennoch nicht vollständig ausgefüllt. Niemand 
empfand reinere Freude als er, wenn ein neuer wissenschaftlicher Fortschritt erzielt 
wurde, gleichgültig, ob praktisch anwendbar oder nicht. Vor allem aber sah er in der 
Wissenschaft einen großen Hebel der Geschichte, eine revolutionäre Kıaft im wahr- 
sten Sinne des Wortes. (...} Denn er war wirklich ein Revolutionär, wie er sich selbst 
bezeichnete.“ 


„Antagonistische Logiken“ im revelutionären Prozeß 


Die Erneuerung des Marxismus, wie Basso sie, indem er den Leninismus zu einem 
unübertragbaren Spezialfall der Machteroberung des Proletariats herabstuft, in der 
Rückwendung zu den Quellen zu bekräftigen versucht, entspricht einem geschichtli- 
chen und politischen Gegenwartsinteresse. Diese Verlebendigung und Erneuerung 

Marxscher Kategorien läßt sich an Problemzusammenhängen erörtern, die für Basso, 
lange bevor sich der „historische Kompromiß“ und die theoretische Wiederaneig- 
nung von Gramscis Idee der kulturellen Hegemonie am Horizont der italienischen 

Gesellschaft abzeichneten, in den letzten Jahren in den Vordergrund seiner politi- 

schen Aufmerksamkeit gerückt sind: zum einen die Entfaltung der Kategorie der 

konkreten Totalität in der Konzeption der zwei antagonistischen Logiken — der 

Logik der Hertschaftsstabilisierung und der Logik des revolutionären Prozesses; zum 

anderen die spezifische Rolle, die das Recht, der Kampfum Yerfassungs- und Rechts- 

positionen, für die Erweiterung und Befestigung des Aktionsspielraums der revolu- 

tionären Kräfte in der Transformationsperiode spielen, 

Bassos Konzeption der zwei antagonistischen Logiken gründet sich auf den 
Marxschen Gedanken des Widerspruchs zwischen Produktivkräften und Produktions- 
verhältnissen, wenn Basso zu deren praktischer Konkretisierung und theoretischer 
Erweiterung den Begriff der Logik verwendet, so muß sofort das Mißverständnis ab- 
gewehrt werden, daß es sich hier um deduktive Systeme formallogischer Ableitun- 
gen aus Prinzipien und Prämissen handelt. Logik in seinem Sinne bezeichnet viel- 
mehr den materiellen, von kontingenten Faktoren durchsetzten Zusammenhang, in 
dem sich das Einzelne, Besondere mit dem Allgemeinen verbindet, die Regeln und 
Mechanismen, nach denen sich die einzeinen Handlungen, Interessen, Maßnahmen 
usw. jeweils zu einem Ganzen zusammenschließen: entweder zu einem revolutionä- 
sen Prozeß oder zur Systemintegration. Basso lenkt die Aufmerksamkeit auf den 
grundsätzlichen Unterschied, der die Zeitstruktur des revolutionären Kampfes. von 
derjenigen der Profitlogik und der Systemintegration aus der Wurzel der Klassen- 
verhältnisse heraus trennt. Die politische Bedeutung dieser Konzeption zweier anta- 
gonistischer Logiken liegt darin, daß das bestehende System mit der ihm spezifi- 
schen Schwerkraft materieller Verhältnisse und den ihm eigentümlichen Korrektur- 
mechanismen nicht durch bioßen revolutionären Willen, durch Propaganda, volun- 


taristische Aufrufe, punktuelle Akte der Machteroberung aufgelöst werden kann, 
sondern einzig durch eine Art materieller Gegenlogik hindurch, einer Logik, die in 
der Lage ist, eine noch stärkere Aggregatkraft auszustrahlen. „Und diese antagoni- 
stische Logik gibt es in der Tat in der kapitalistischen Gesellschaft: Es handelt sich 
um die Logik der Produktivkräfte. Der Kapitalismus ist bei Strafe seines Untergangs 
gezwungen, die Produktivkräfte immer weiterzuentwickeln, und diese erlangen so 
zunehmend gesellschaftlichen Charakter, der sich immer weniger mit den privaten 
Produktionsverhältnissen verträgt. Das revolutionäre Handeln der Arbeiterbewegung 
muß sich daher einfügen in diesen Prozeß der wachsenden Vergesellschaftung der 
Produktivkräfte, in dem Maße, wie das Proletariat in die der Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte innewohnenden Vergesellschaftungstendenzen bewußt eingreift, das 
heißt in dem Maße, wie es ihm gelingt, das Gesetz der kapitalistischen Gesellschaft 
zu beherrschen, kann es die Elemente der neuen Gesellschaft schon innerhalb der al- 
ten entfalten und die revolutionäre Krise vorbereiten, die dann die kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse zerbricht.“ 

Basso ist sich der Ambivalenz und Widersprüchlichkeit aller Reformen bewußt, 
die Resultat dieser zunehmenden Vergesellschaftungstendenzen der Produktivkräfte 
sind, die in Konflikt mit der Profitlogik treten; aber es gibt für eine revolutionäre 
Politik keine Alternative .dazu, weil das kapitalistische System nicht durch bloße 
ideen und Programme, sondern nur durch materielle Gegenmacht-Positionen über- 
wunden werden kann. So wirken Sozialgesetzgebung zum Schutz der Arbeiter, Aus- 
dehnung des Stimmrechts, zunehmendes Eingreifen des Staates ins ökonomische Le- 
ben bis hin zu Verstaatlichungen und Formen der Planung zunächst als Stärkung des 
kollektiven und gesellschaftlichen Elements, als Ausdrucksformen der Vergesellschaf- 
tungslogik, obschon unbestreitbar ist, daß die Integrationskraft der bestehenden 
Herrschaftsordnung in vielen Fällen die Reformen selber in Mittel der Systemstabi- 
lisierung verwandelt. 

Dennoch muß sich das Proletariat diese objektiven Prozesse der Vergesellschaf- 
tung zunutze machen, indem sie sie erkennt und sie in Forderungen des alltäglichen 
politischen Kampfes umsetzt. ‚‚Ohne den täglichen Kampf kommt es niemals zum 
Endkampf: Ohne den Kampf um Reformen gibt es keine Revolution. Die sozialisti- 
sche Revolution ist der Schlußpunkt eines Prozesses, der nach vielen kleinen Schrit- 
ten“ zustande Komint. Dieser alltägliche Kampf um einzelne Positionen, um die Si- 
cherung der materiellen Existenzbedingungen, um Rechte und Kontrollmöglichkei- 
ten, ist deshalb unerläßlich, weil die Arbeiter mit ihrem gesamten Erfahrungszusam- 
menhang Teil der gesellschaftlichen Widersprüche sind und ihre durch Sozialisation, 
Erziehung und Ideologien befestigte Loyalität gegenüber dem System nicht mit ei- 
nem Schlage verlieren. Selbst wo die Auflösung der Systemloyalität einmal sprung- 
artig gelingt, wie bei großen Streiks und in bestimmten Krisensituationen, bleibt in 
der Regel unbestimmt, welche Tiefenwirkung eine solche Bewußtseins- und Verhal- 
tensänderung hat. „Unserer Ansicht nach folgt das System seiner eigenen ‚Logik‘, 
die unabhängig von einem spezifischen Willen wirkt. Wie wir bei anderer Gelegenheit 
dargelegt haben, faßt Marx das System als eine ‚konkrete Totalität‘, das heißt als ei- 
ne Totalität, die eine eigene immanente Logik besitzt, welche ihre verschiedenen 


-Komponenten koordiniert, die Abweichungen und Ungleichmäßigkeiten zu korrigie- 
ren neigt und sie wieder in den Rahmen des Systems einordnet. Die in einem derart 
organisierten System sozialisierten Menschen sind bereit, diese ‚Logik‘ zu akzeptie- 
ren, als wäre sie die für die Gesellschaft aller Zeiten schlechthin gültige Logik; sie er- 
fassen nicht ihre historische Bedingtheit, geschweige denn ihre grundlegenden Wider- 
sprüche, die ihnen allenfalls als vorübergehende Abweichungen oder Verschiebungen 
erscheinen.‘ Die Auflösung der Systemloyalität geht durch die Politisierung der In- 
teressen und setzt deshalb ‚kleine Schritte‘ voraus. Wenn also der revolutionäre Wert 
einer politischen Strategie weder in der Reinheit der theoretischen Prämissen noch 
in der demonstrativen Radikalität der Forderungen, sondern in ihrer Fähigkeit be- 
steht, die Massen von der kapitalistischen Logik zu trennen und die Realität durch 
bewußtes Eingreifen im sozialistischen Sinne zu verändern, dann ist es unsinnig, 
eine Art Werthierarchie revolutionärer Tätigkeit festzulegen. 

in diesem Sinne kann Aufklärungsarbeit, wie sie Basso durch Stellungnahmen 
zu tagespolitischen Problemen in einer freien Diskussionsspalte des konservativen 
Corriere della Sera leistet, von derselben Bedeutung sein wie die Organisation eines 
internationalen Kongresses. So klar und eindeutig nun Basso die Vorstellung zurück- 
weist, daß eine spontane, mit einem Schlag erfolgende Machteroberung oder, unter 
Bedingungen der spätkapitalistischen Gesellschaftsformationen, eine ‚‚Schlachtord- 
nung“ möglich wäre, bei der sich die Armeen der herrschenden Ordnung und die 
Armeen der Revolution in geschlossenen Fronten und für jeden deutlich sichtbar ge- 
genüberstehen, so wenig schließt er Krisensituationen aus, in denen sich die Macht- 
frage unmittelbar stellen kann. — Die Betonung der Langwierigkeit und Verschlun- 
genheit des revolutionären Prozesses bedeutet freilich für die Praxis keineswegs, 
„daß man nur den Ausgang dieses Zusammenstoßes der beiden antagonistischen Lo- 
giken abwarten müsse. Denn der Konflikt, der diesem Antagonismus entspringt, kann 
in jedem Augenblick politische Krisen bewirken, die in der Machtübernahme durch 
das Proletariat enden. So kann zum Beispiel ein Versuch der Bourgeoisie, mit Ge- 
walt den Boden der Legalität zu verlassen, um die normale Entwicklung des Kamp- 
fes zu verhindern — oder irgendein anderer Versuch der herrschenden Klasse, einem 
revolutionären Prozeß, dessen sie nicht mehr Herr werden kann, auszuweichen (zum 
Beispiel mit einem Krieg) — als Reaktion die endgültige Machtübernahme durch das 
Proletariat hervorrufen. Dieser Augenblick wird jedoch niemals eintreten, wenn die 
Bedingungen dafür nicht vorbereitet worden sind.“ 

Die von Basso angedeutete Möglichkeit einer praktischen Verbindung von 
Verteidigung der Legalität und offensiver revolutionärer Umwälzung der gesellschaft- 
lichen Verhältnisse scheidet allerdings von vornherein aus, wenn die Massen nicht 
vorbereitet, nicht geübt sind, wenn der Kampf um Rechtspositionen bereits unter 
„normalen“ Bedingungen als unsinnig, als bloße Verteidigung des staatlichen Un- 
terdrückungsapparates und der Klassenjustiz gilt. Aber hierbei ist noch ein anderer 
Aspekt von Bedeutung. Auch die revolutionäre Gewalt ist nicht frei von Legitima- 
tinsbedürfnissen, die in den bürgerlichen Revolutionen, deren Theorie das rationale 
Naturrecht ist, auf die Natur, in den proletarischen Revolutionen auf die Geschich- 
te zurückverweisen; das Recht ist für Basso nicht substanzlos, bloße Widerspiege- 
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lung der Interessen der herrschenden Klassen; es ist Instrument und Hebel der ge- 
sellschaftlichen Veränderung, in bestimmten Situationen sogar Medium der Massen- 
mobilisierung, obwohl Basso zweifellos die Illusion nicht teilt, auf dem Gesetzge- 

. bungswege, durch Maßnahmen des bürgerlichen Staates, eine sozialistische Gesell- 
schaft aufbauen zu können. Rechtsfortschritt, sofern er der Vergesellschaftungslo- 
gik Vorschub leistet, ist Bestandteil der revolutionären Politik, was besonders dann 
deutlich wird, wenn die gesellschaftlichen Konflikte die herrschenden Klassen zwin- 
gen, das von ihnen gesetzte Recht selber zu brechen, sublime Gewalt in manifeste 
Gewalt zu verwandeln. Was die Legitimationsfunktion betrifft, die das Recht, die 
Verteidigung von Rechtspositionen (einschließlich der Verfassung und der interna- 
tionalen Rechtsnormen) unter bestimmten Krisenbedingungen für die revolutionä- 
re Politik annehmen können, so hat bereits der späte Engels im Zusammenhang der 
Bewertung des Wahlrechts auf die Umkehrbarkeit der Waffe des Rechts hingewie- 
sen. In einem Brief an Paul Lafargue vom 12. November 1892 schreibt er: „Sehen 

“ Sie jetzt, welche großartige Waffe man seit 40 Jahren in Frankreich mit dem allge- 
meinen Wahlrecht in der Hand hat, wenn man nur immer verstanden hätte, davon 
Gebrauch zu machen! Das ist langsamer und langweiliger als der Aufruf zur Revo- 
lution, aber zehnmal sicherer, und, was mehr wert ist, es zeigt Ihnen mit absoluter 
Genauigkeit den Tag, an dem man für die Revolution zu den Waffen greifen muß; es 
steht sogar 10:1, daß das allgemeine Wahlrecht, von den Arbeitern geschickt genutzt, 
die herrschenden Kreise zwingen wird, die Gesetzlichkeit umzustoßen, das heißt uns 
in die günstigste Lage zu versetzen, die Revolution durchzuführen.“ Diese Verteidi- 
gung der bestehenden Legalität durch Aktionen der Arbeiterklasse ist einmal, wäh- 
rend des Kapp-Putsches, gelungen; die blutigsten Beispiele dafür, daß die Verteidi- 
gung der bestehenden Verfassung und des geltenden Rechts einer brutalen Militär- 
maschinerie nicht standhält, sind die Vernichtung der Spanischen Republik und die 
Zerschlagung der Volksfront in Chile. Das kann aber kein Einwand gegen die funda- 
mentale Bedeutung des Rechts in der Transformationsperiode sein; denn nur umso 
dringlicher gilt Bassos Warnung, daß der Augenblick der Machteroberung oder der 
Machtbehauptung durch die Arbeiterklasse niemals eintreten wird, wenn die Bedin- 
gungen dafür nicht vorbereitet sind. 

Die konkrete Analyse der Rechts- und Staatsfunktionen für die Transforma- 
tionsperiode, auch unter den Bedingungen einer fortgeschrittenen kapitalistischen 
Industriegesellschaft, betreibt Basso freilich nicht nur als Theoretiker; seine umfas- 
senden politischen Erfahrungen gründen sich vielmehr (abgesehen davon, daß er ein 
Studium in Recht und Philosophie absolviert hat) auf eine jahrzehntelange Rechts- 
praxis (bis hin zu seiner Tätigkeit als Präsident des zweiten Russell-Tribunals); er ist 
heute einer der angesehensten Anwälte Italiens. Fünf Legislaturperioden, von 1948 
bis 1968, war er Mitglied des Parlaments, seit 1972 ist er Senater, als Unabhängiger 
auf der Liste der KPl. in allen diesen politischen Funktionen hat er daran mitge- 
wirkt, das Recht im Sinne der Vergesellschaftungslogik zu verändern. Sein wichtig- 
ster Beitrag zum italienischen Recht besteht jedoch in der Formulierung einer Reihe 
wichtiger Bestimmungen der italienischen Verfassung, die er als gewählter Deputier- 
ter der 1946 zusammengetretenen verfassunggebenden Versammlung durchgesetzt 
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hat; der für die Arbeiterklasse entscheidende Artikel ist der Artikel 3, Abs. 2 der ita- 
lienischen Verfassung. Er lautet: „Es ist die Aufgabe der Republik, Hindernisse wirt- 
schaftlicher und politischer Art zu beseitigen, welche, indem sie faktisch die Frei- 
heit und Gleichheit der Staatsbürger begrenzen, die volle Entfaltung der menschli- 
chen Person und die effektive Teilnahme aller Arbeiter an der politischen und sozia- 
len Organisation des Landes unterbinden.“ 


Zurück zu den konkreten geschichtlichen Erfahrungen 


Was ich im Foigenden versuche, liegt ganz in der Tendenz der Argumentation Bas- 
sos, führt einzelne Problemstellungen aber ein Stück weiter, — aus der Sicht dessen, 
der gut dreißig Jahre jünger ist, dem deshalb ein ganzer geschichtlicher Erfahrungs- 
raum fehlt, was aber auch die Möglichkeit schafft, unbefangener mit Traditionen 
der Arbeiterbewegung umzugehen. 

Wer die Revolutionstheorie an den Punkten ansetzt, wo es um Verstaatlichung 
oder Vergesellschaftung der Produktiensmittel, um staatliche Gremien, um Revisio- 
nismus und Reformismus, ja um die „Diktatur des Proletariats‘“ geht, setzt sie eini- 
ge Grade zu hoch an, an Produkten der realen Abstraktion, an Verallgemeinerungen, 

. die sich vom Konkret-Allgemeinen der Erfahrungen und der Lebenszusammenhänge 
der Menschen abgetrennt haben. Die Reduktion der Revolutionstheorie auf Partei- 
theorie ist das unselige Produkt des Stalinismus; Lenin hat nichts damit zu tun, 
Nichts ist gefähriicher in diesem Zusammenhang, als Transformationsperioden zu 
verallgemeinern, so als könnte ein Land vormachen, wie die sozialistische Umwäl- 
zung in anderen erfolgen soll. Jede Revolution hat vielmehr, und das mag etwas 
kränkend für unsere Traumphantasien sein, ihre ganz spezifischen Bewegungsgeset- 
ze, die von keinem Land aufs andere übertragbar sind, und es ist sogar die Frage, ob 
die handelnden Revolutionäre aus den Erfahrungen anderer Revolutionen je etwas 
gelernt haben, was sie produktiv, unter den konkreten Bedingungen ihres Landes, 
anwenden konnten. Hat die Regierung Negrin mehr für die Verteidigung der spani- 
schen Republik machen können, weil überzeugte Kommunisten aus dem Kampf der 
jungen Sowjetmacht gegen Koltschak und Denikin den Umgang mit konterrevolu- 
tionären Strategien gelernt hatten, als der in der syndikalistischen Tradition Spa- 
niens verhaftete Largo Caballero? 

Ich glaube, nein. Wo Übertragungen stattgefunden haben, hat es regelmäßig 
Niederlagen gegeben. Die Linie, welche die Komintern nach China zu exportieren 
versuchte, ist 1927 durch ein Blutbad unter den chinesischen Kommunisten wider- 
legt und endgültig begraben worden. Was für den Kampf gegen die Konterrevolution 
güt, trifft auch für den Charakter der Revolutionen zu. Was wir von anderen Völ- 
kern wirklich lernen können, ist eher das, was wir richt tun sollen, was falsch und 
verhängnisvoll ist, als das, was wir machen können. Es gibt ein Lernen aus Nieder- 
lagen, ein negatives Lernen, das produktiv ist. 

Die Unterschiede der revolutionären Prozesse, ihr Anstoß und ihre Verlaufs- 
formen, werden in der Phantasie der Arbeiterklassen und der Völker mit Symbolen 
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besetzt, die lebendige Erfahrungen ausdrücken, aber auch verdinglichen. Wer auf die 
Schüsse .der Aurora wartet, die die Erstürmung des Winterpalais einleiteten, oder 
wer den langen Marsch, die Verbindung von militärischem Kampf, Umwälzung der 
Gewohnheiten und Selbstorganisation, in den harmlosen Marsch durch die Institu- 
tionen übersetzt, der verfälscht beides: seine eigenen Erfahrungen und die geschicht- 
lichen Ereignisse , mit denen er sich vollsaugt: 

Marx hat über diesen Wiederholungszwang der geschichtlichen Ereignisse im- 
mer wieder nachgedacht. Den „Achtzehnten Brumaire“ beginnt er mit den Worten: 
„Hegel bemerkt irgendwo, daß alle großen weltgeschichtlichen Tatsachen und Per- 
sonen sich sozusagen zweimal ereignen. Er hat vergessen hinzuzufügen: das eine Mal 
als Tragödie, das andere Mal als Farce.“ Was sich in Westeuröpa, lassen Sie mich vor- 
sichtigerweise nur von Westdeutschland sprechen, an Imitation der authentischen, 
bodenständigen Revolutionen wiecerholt, ist häufig beides: Tragödie und Farce zu- 
gleich, Tragödie in der Zeit der Zwanziger Jahre, heute vielfach Farce. Der Konkur- 
renzkampf von Avantgarden, die zum Gespött des wirklichen Klassengegners Tänze 
in fremden Kostümen und in erborgter Sprache aufführen und den Arbeitern alles 
Mögliche versprechen, beruht auf der Trennung der Politik von den Vermittlungen 
eigener Erfahrungen und führt am Ende in die Sackgasse des momentanen, verzwei- 
felten Gewaltausbruchs und der dazu komplementären privaten Resignation. Denn 
was bedeutet Radikalismus anderes als gerade die Verwurzelung jedes Schrittes, den 
politische Praxis macht, in den Massenerfahrungen; auf keinen Fall kann es die Fi- 
xierung eines Niveaus radikaler Programme bedeuten, von privilegierten Erwartun- 
gen und Ansprüchen, die sich von diesen Massenerfahrungen trennen und sich, wie 
in einem Theater, als Loge gegenüber dem Parkett etablieren. 

‚Wenn ich von revolutionären Prozessen in Europa spreche, so bietet sich An- 
laß genug, auch darüber einmal nachzudenken, worin der Marxsche Parteibegriff, 
etwa im Unterschied zu dem Lenins besteht, daß nämlich die Kommunisten keine 
besondere Partei gegenüber den anderen Arbeiterparteien sind, daß sie, indem sie 
die Einsicht in die Bedingungen, den Gang und die allgemeinen Resultate der pro- 
letarischen Bewegung vor der übrigen Masse des Proletariats voraus haben, sich als 
der praktisch entschiedenste, immer weiter treibende Teil der Arbeiterparteien al- 
ler Länder verstehen und unentwegt bewähren müssen. Marx und Engels waren, 
trotz aller Anerkennung ihrer Bedeutung, sehr unzufrieden mit der deutschen Sozial- 
demokratie, diesem Musterbeispiel aller Arbeiterparteien der 11. Internationale, das 
bis 1908 selbst Lenin bewunderte. Sie müssen sich unter Partei etwas anderes vorge- 
stellt haben; ich weiß nicht, was. Partei war für sie wohl mehr eine um Organisatons- 
kerne gebildete Bewegung, die in die realen Tendenzen der Gesellschaft eingreift, sie 
nach vorne treibt, strukturiert, Potenzen der Veränderung freimacht; sie war nicht 
etwas, was dem Modell des bürgerlichen Idealvereins nachgemacht war. Daß sich der 
Parteitypus, den die Sozialdemokraten repräsentierten, in Westeuropa für das Prole- 
tariat nicht bewährt hat, liegt ebenso auf der Hand, wie die Tatsache, daß sich ein 
anderer Parteitypus für Verhältnisse bewährt hat, die nicht die unseren sind. 

Allgemein gesagt heißt das: erst die vorbehaltlose Anerkennung des Rechts 
des Besonderen, der Tiefendimension konkreter Verhältnisse der Gesellschaft, in der 
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man selber politisch arbeitet, der nationalen, geschichtlich geprägten, kulturellen 
und ökonomischen Besonderheiten, legt heute den Boden frei, von dem aus von an- 
deren Ländern gelernt werden kann und auf dem eine internationale Solidarität 
wächst. Das ist selbstverständlich, aber nicht allgemein anerkannt. Wenn von der Be- 
deutung der „nationalen Frage“ gesprochen wird, ist häufig schon ein Schleier über 
die Probleme gelegt. Ausschließlich auf diesem Boden geschichtlich gewordener na- 
tionaler Besonderheiten kann jedoch eine autonome sozialistische Politik betrieben 
werden; in sie Können dann die konkreten Erfahrungen revolutionärer Umwälzungs- 
prozesse anderer Länder ebenso eingehen, als produktive Elemente des Lernens, wie 
die internationalen imperialistischen Kapitalverflechtungen und die strategischen 
Abwägungen eines Machtgleichgewichts der Staaten, die über Friedenssicherung und 
“Krieg entscheiden. 

Die dialektische Maxime, die Basis konkreter Allgemeinheit nicht im wohlfei- 
len Interesse formaler Verallgemeinerungen zu verlassen, gilt besonders für jene Pe- 
riode, die Marx als die des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus bezeichnet. 
Diese Periode beginnt, ich kann mir das nicht anders vorstellen, im Kapitalismus, 
und Lelio Basso hat ganz Recht, daß diese Periode nicht nur dort, wo das Symbol- 
wort „Übergang“ (wie explizit in den Randglossen zum Gothaer Programm) auftritt, 
sondern im „Kapital“ und in den „Grundrissen“ beschrieben ist; z.B. im „Kapital“ 
im Kapitel über Kooperation, wo er von den im gesellschaftlichen Arbeitskontakt 
erzeugten animal spirits spricht, oder in jenen Passagen, wo, wie es.sich am Beispiel 
der kontinentalen Eisenbahnen zeigt, der gesellschaftliche Charakter der Produktions- 
mittel bereits unter gegebenen Bedingungen fortwährend gegen deren Kapitaleigen- 
schaft rebelliert. 

In seinem Vortrag über „Marx und die Probleme des Übergangs zum Sozialis- 
mus“, den Basso im Oktober 1977 in Urbino gehalten hat, kritisiert er entschieden 
die verengte Verkoppelung der Übergangsperiode mit dem enthistorisierten, verding- 
lichten Umschlagspunkt der „Diktatur des Proletariats“, und rückt die ganze Kom- 
plexität der Veränderungen, der objektiven ebenso wie der subjektiven, wieder ins 
Bewußtsein, welche die Natur des Transformationsprozesses ausmacht. Daß Marx 
die der Eroberung der Macht vorgeschaltete Phase als Phase des Übergangs auffaßt, 
ist aus vielen Stellen seines Werks ersichtlich. So spricht er im Kapital von der Tren- 
nung des Eigentums vom Management: ‚ein Durchgangspunkt‘ auf dem Weg zu einer 
neuen Gesellschaft, ‚ein Durchgangspunkt zur Verwandlung aller Funktionen‘, u.a. 
An einer anderen Stelle des Kapitals, ebenfalls im Zusammenhang mit den Wider- 
sprüchen des Kapitalismus, insbesondere im Zusammenhang mit den Monopolen 
und dem Kapitalexport, heißt es, daß dieser Widerspruch ‚sich als bloßer Übergangs- 
punkt einer neuen Produktionsform darstellt. Als solcher Widerspruch stellt er sich 
dann auch in der Erscheinung dar‘. Man könnte weitere Stellen zitieren ...‘“ Für einen 
Dialektiker wie Marx mußte das Wort Übergang ohnehin etwas Merkwürdiges an sich 
haben, denn von nichts anderem handelt die Dialektik insgesamt. Was die Zeitstruk- 
tur und die geschichtliche Ausdehnung anbetrifft, ist diese Periode des Übergangs 
durchaus der der ursprünglichen Akkumulation vergleichbar, der des schmerzlichen 
und blutigen Trennungsprozesses der Arbeitskraft von den Produktionsmitteln, was 
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sich ja innerhalb eines in Auflösung begriffenen feudalistischen und vorindustriellen 
Produktionsmilieus naturwüchsiger Gemeinschaften vollzieht. Das ist eine nur sehr 
vorsichtig handhabbare Analogie; gleichwohl tragen viele Marxsche Kategorien die _ 
strategische Färbung dieses konkreten historischen Umwälzungsprozesses, was auch 
ein Grund dafür sein mag, daß sie so leicht für die Artikulation der revolutionären 
Entwicklung der im Industrialisierungsprozeß stehenden Gesellschaftsordnungen 
verwendbar gewesen sind (Rußland, China). 

Freilich hat die sozialistische Transformationsperiode, im Unterschied zur bür- 
gerlichen, die sich ins Kostüm der Vergangenheit kleiden konnte, inhaltich wie der 
Form nach einen ganz anderen Charakter. ‚‚Die soziale Revolution ... kann ihre Poe- 
sie nicht aus der Vergangenheit schöpfen, sondern nur aus der Zukunft. Sie kann 
nicht mit sich selbst beginnen, bevor sie den Aberglauben an die Vergangenheit ab- 
gestreift hat.“ (Achtzehnter Brumaire) 

Diese Periode des Übergangs wird nicht nurin der Poesie der Zukunft, sondern 
auch den Entwicklungsbedingungen der Vergangenheit nach, in Westdeutschland, 
wo die Arbeiterbewegung und ihre Organisationen eine lange Tradition der Staats- 
fixierung und der Verrechtlichung ihrer Kampfergebnisse hat, anders aussehen als 
in Italien und Frankreich, wo das in diesem Maße nicht der Fall ist, oder in Spanien. 
Es ist sicherlich zutreffend, daß der Kapitalismus in allen bürgerlichen Gesellschafts- 
ordnungen gemeinsame Strukturen entfaltet und sich zunehmend auch (besonders 
in Westeuropa) politisch in einem einheitlichen Machtblock zusammenschließt; die- 
ser politischen Verallgemeinerung des Kapitals läßt sich aber, will man die alten 
Fehler der Zweiten und der Dritten Internationale bei der Fixierung einer sich als 
hohl, abstrakt, scheinhaft erweisenden Einheit bloßer organisationspolitischer Soli- 
darität nicht wiederholen, nur durch eine sozialistische Bewegung begegnen, die An- 
satzpunkte der sozialistischen Demokratie und der proletarischen Öffentlichkeit zu- 
nächst in den einzelnen Ländern fest verankert. Dabei liegt es bei jedem’ Marxisten 
auf der Hand, daß in jedem Schritt dieser Bewegung der allgemeine Charakter der 
Epoche und die spezifische Situation, welche die ökonomischen Verhältnisse, den 
Staat, die Organisationskraft der Arbeiterklasse, die Intelligenz, die anderen Volks- 
schichten betrifft, zu unterscheiden sind, aber nicht zu Parallelebenen verselbstän- 
digt werden können; was Marx für die Entstehung der bürgerlichen Welt formuliert 
hat, gilt genau so für die Zukunftsgeschichte des Sozialismus. Die für den konkreten 
Bewegungszusammenhang einer Gesellschaft entscheidende Phase der „ursprüngli- 
chen Akkumulation“, dieser Sündenfall der kapitalistischen Entwicklung, ist zum 
Beispiel in Preußen strukturell anders als in Rußland und in England verlaufen. 
Marx geht mit Verallgemeinerungen äußerst vorsichtig um. In seinen Entwürfen für 
den Antwortbrief an Vera Sassulitsch vermeidet er jede Verallgemeinerung des eng- 
lischen Weges, und seine Bemerkungen über Italien verweisen auf einen durch das 
besondere Verhältnis von Stadt und Land bedingten, grundlegend verschiedenen 
Trennungsprozeß der Arbeitskraft von den Produktionsmitteln. Es mag auch sein, 
daß in einer entfalteten sozialistischen Gesellschaft in der ganzen Vielfalt der Aus- 
drucksmöglichkeiten der menschlichen Produktivität die Vergleichbarkeit zwischen 
den Ländern wieder zunimmt. Für die Periode des Übergangs dagegen, in der alles, 
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einschließlich der Psychologie der sozialistischen Kämpfer und der kämpfenden 

Klassen, mit den Muttermalen der alten Gesellschaft behaftet ist, hat jede Form von. 
Modell-Platonismus eine schlechthin ruinöse Funktion. Diese Periode hat, weil sich 

hier die gesellschaftlichen Kräfte sehr schnell umorganisieren, die bloßen Gegensät- 

ze und Unterschiede zur Bewegung von Widersprüchen zuspitzen, eine eigene Logik, 
und diese Logik ist das schwierigste Stück der Marxschen Gesellschaftstheorie. Was 

sie auszeichnet, sind Verdichtungen einer qualitativen Zeitstruktur, „Knotenpunkte 

von Maßverhältnissen“ (Hegel), die jede irgendwie quantifizierende Stufenfolge (So- 

zialismus, dann Kommunismus usw.) prinzipiell ausschließt. Die Marxschen Hinwei- 

se in dieser Richtung sind lediglich Wegmarken, keine eindeutigen Stufendefinitio- 

nen, an denen man sich festhalten könnte. 

Wenn Lelio Basso mit Recht von zwei antagonistischen Logiken, der des Kapi- 
tals und der der Arbeiterbewegung, spricht, so möchte ich, daran anknüpfend, die- 
sen beiden eine dritte hinzufügen: die der Transformationsperiode, und sie ist gera- 
de durch ein hohes Maß von dialektischen Vermittlungen ausgezeichnet, die jeden 
formallogischen Dualismus sprengt. Marx und Engels sind im übrigen in der Bestim- 
mung und Verallgemeinerung dieser Logik besonders zurückhaltend. Sie tasten sich, 
etwa im Hinblick auf die Rolle der Gewalt als dem Geburtshelfer der neuen Gesell- 
schaft und der Funktion von Wahlen, sehr zurückhaltend an den Gegenstand heran 
und verweisen regelmäßig auf nationale Besonderheiten. 

So in der Rede von Marx über den Haager Kongreß von 1872. Er sagt: „Der 
Arbeiter muß eines Tages die politische Gewalt ergreifen, um die neue Organisation 
der Arbeit aufzubauen; er muß die alte Politik, die die alten Institutionen aufrecht- 
erhält, umstürzen, wenn er nicht, wie die alten Christen, die das vernachlässigt und 
verachtet haben, des Himmelreichs verlustig gehen will. ... Wir wissen, daß man die 
Institutionen, die Sitten und Traditionen der verschiedenen Länder berücksichtigen 
muß, und wir leugnen nicht, daß es Länder gibt, wie Amerika, England, und wenn 
mir eure Institutionen besser bekannt wären, würde ich vielleicht noch Holland hin- 
zufügen, wo die Arbeiter auf friedliichem Wege zu ihrem Ziel gelangen können. 
Wenn das wahr ist, müssen wir auch anerkennen, daß in den meisten Ländern des 
Kontinents der Hebel unserer Revolutionen die Gewalt sein muß; die Gewalt ist es, 
an die man eines Tages appellieren muß, um die Herrschaft der Arbeit zu errichten.“ 

Sprechen Marx und Engels von Gewalt, die Hilfsmittel der Emanzipation der 
Arbeiterklasse ist, so gebrauchen sie stets Worte, die sie aus anderen Bereichen ent- 
liehen haben: aus der Mechanik, aus organischen Vorgängen; sie sprechen von He- 
bel, Geburtshelfer, Anstoß. Darin kommt durchaus ein systematisches Problem ih- 
rer Revolutionstheorie zum Ausdruck. Sie haben Zeit ihres Lebens Vorbehalte ge- 
genüber der produktiven Funktion von Gewalt gehabt und sind den Gewaltsaposteln 
mit größtem Mißtrauen begegnet; nicht Gewalt, sondern Produktion und Klassen- 
kampf sind die Prinzipien der Geschichte. So wird Gewalt nur als ultima ratio, als 
äußerstes und äußerliches Mittel zum Inbewegungsetzen von Prozessen herangezo- 
gen, ein Mittel, das jedoch nur angewendet wird, wenn alle anderen versagen. Jede 
sozialistische Bewegung trägt prinzipiell den Willen in sich, mit friedlichen und un- 
blutigen Mitteln eine neue Gesellschaft aufzubauen; wenn sie gezwungen ist, Gewalt 


16 


anzuwenden, so wird ihr das vom Gegner diktiert. Andererseits bedeutet das, daß 
keine sozialistische Bewegung darauf verzichten kann, auf diesen Fall, wo die ande- 
ren die Legalität brechen und mit Gewalt die alten Eigentums- und Herrschaftsver- 
hältnisse aufrechterhalten wollen, vorbereitet zu sein. Wann aber und unter welchen 
Bedingungen kann dieser Hebel nun angesetzt werden, wer gibt den Anstoß für den 
Beginn der revolutiönären Umwälzung? 

Diese Dialektik von Anstoß und inhaltlicher Erfüllung der sozialrevolutionären 
Emanzipation hat insbesondere den späten Engels, der Augenzeuge einer sich sprung- 
haft entwickelnden sozialistischen Bewegung war, intensiv beschäftigt. Weil er im- 
mer deutlicher die Gefahren eines in seinen Folgen und menschlichen Kosten nicht 
absehbaren Zusammenstoßes heraufziehen sah: der zwei großen, direkt gegenüber- 
stehenden Armeen, der des Proletäriats und der der bürgerlichen Klasse, einschließ- 
lich Staatsapparat, Polizei und Militär. Diese Realangst ist es, die wesentlich dazu 
beigetragen hat, daß die deutsche Sozialdemokratie vor dem ersten Weltkrieg selbst 
den politischen Generalstreik (,Generalunsinn‘“) ablehnte und Bebel erklärte, die 
Sozialdemokratie sei an keiner Revolution interessiert, weil eine solche Katastrophe, 
wie er sie bezeichnete, die Arbeiter am meisten träfe. Vielleicht liegen hier die tiefe- 
ren Wurzeln des Reformismus und des Revisionismus, denn im bloßen Verrat der 
Führer liegen sie mit Sicherheit nicht. 

Engels ist vorsichtig, nicht nur aus taktischen Gründen, sondern weil er ahnt, 
daß Revolutionen in entwickelten Ländern einen anderen Charakter haben als in 
Ländern, die die Industrialisierung, die Verallgemeinerung der Warenproduktion, 
noch vor sich haben. In Rußland sieht er 1885 zum Beispiel die Lage so, daß es nur 
eines Anstoßes bedarf, um ein ganzes System zu stürzen, daß der Blanquismus, 
wenn er je eine Rechtfertigung haben sollte, es in Rußland schaffen könne, „die 
Lunte ans Pulverfaß zu legen, die nationale Energie aus potentieller in kinetische zu 
transformieren“. Und Engels fügt dem, mit deutlicher Warnung zum Westen hin, 
hinzu: „Dies ist einer der Ausnahmefälle, in denen es einer Handvoll Leute möglich 
ist, eine Revolution zu machen, das heißt durch einen kleinen Anstoß ein ganzes 8F: 
stem zu stürzen.“ 

Ein solcher Begriff des Anstoßes, wo dieser überhaupt zum Erfolg führen 
kann, ist eingeschränkt auf gesellschaftliche Bedingungen, unter denen ganz verschie- 
dene, ja widersprüchliche Produktionsweisen, von der demokratischen Urgemein- 
schaft, bis zum hochorganisierten Finanzkapital nebeneinander existieren, ungleich- 
zeitig in ihrern Entwicklungsstand, wobei der despotische Staat die Gesellschaft zu- 
sammenhält. Wo dagegen das Wertgesetz, die kapitalistische Warenproduktion, die 
vorindustriellen Produktionsweisen weitgehend aufzehrt, die traditionellen Bevölke- 
rungsschichten in die polare Frontstellung von Bourgeoisie und Proletariat hineinge- 
zwungen hat und bis in die letzten Poren der Gesellschaft eingedrungen ist, konsti- 
tuiert primär dieses Wertgesetz die Beziehungen zwischen den Klassen und damit 
den inneren gesellschaftlichen Zusammenhang. Das läßt, wie Engels kurz vor seinem 
Tode festhält, den Barrikadenkampf der bürgerlichen Revolutionen veralten, und er 
sucht nach Legitimationen für den Beginn der revolutionären Emanzipation unter 
entfalteten gesellschaftlichen Bedingungen; am liebsten wäre es ihm, die Arbeiter- 
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klasse würde durch Wahlen an die Macht kommen, was vermutlich zu Folge hätte, 
daß die politisch entmachteten Klassen die Legalität brechen; in diesem Falle könn- 
te dann die Arbeiterklasse mit der Verteidigung der Legalität gleichzeitig die Eman- 
zipation der Arbeiter vorantreiben. Auch das gelingt, wie Spanien und Chile gezeigt 
haben, nicht immer. Lenin war sich im übrigen völlig im klaren darüber, daß es die 
historisch außerordentlich eigenartige Situation von 1917 leicht machte, wie er sag- 
te, „die sozialistische Revolution zu beginnen, während es für Rußland schwerer als 
für die europäischen Länder sein wird, sie fortzusetzen und zu Ende zu führen.“ 

Aber wir müssen uns heute fragen, ob die Suche nach dem Anstoß, nach Ort 
und Zeit, wo es losgeht, überhaupt eine sinnvolle Frage ist. Denn Marx und Engels 
pflegen, in diesen wie in anderen Fällen, Pflöcke in den Boden zu setzen, um zu ver- 
hindern, daß in eine falsche Richtung marschiert wird; so mit ihrem Schema Basis 
und Überbau, mit Naturdialektik, mit der Konfrontation von Idealismus und Mate- 
rialismus. Es sind Arbeitsweisen, die konkrete Adressaten ins Auge fassen und die 
den Zweck haben, die jeweiligen Widerspruchsseiten der materialistischen Dialektik 
zurechtzurücken und vom Kopf auf die Füße zu stellen. Diese strategischen Bestim- 
mungen buchstäblich zu nehmen und sie zum handlichen Schematismus zu verallge- 
meinern, bedeutet freilich, sie ganz von ihrem Wahrheitsgehalt zu lösen. 

Am Beispiel der Konzeption der Diktatur des Proletariats hat Basso den durch 
und durch geschichtlich-strategischen Gehalt der Marxschen und Engelsschen Begrif- 
fe nachgewiesen und gezeigt, in welchem Maße sie bei allen ihren Gedanken konkre- 
te Adressaten im Auge hatten. Der Ausdruck „Diktatur des Proletariats““ kommt 
(den Untersuchungen Hal Drapers zufolge) nur in sechs Schriften insgesamt achtmal 
vor, darunter in zwei Briefen, in einem von Marx unterzeichneten Geheimabkom- 
men, das er allem Anschein nach nicht selber verfaßt hat. Nur drei dieser Schriften 
sind für die Veröffentlichung bestimmt, Basso faßt zusammen: ‚Wie dem auch sei, 
berücksichtigt man alle sieben Texte, so ergibt sich, daß drei im Jahre 1850 und ei- 
ner im Jahre 1852 abgefaßt wurden. Dann folgt — nach zwei Jahrzehnten — ein 
Text aus dem Jahre 1873, wir haben es demnach mit zwei ganz bestimmten zeitlich 
auseinanderliegenden Perioden zu tun, die, wie Draper bemerkt, zwei gemeinsame 
Merkmale aufweisen: einmal folgen beide auf ein Scheitern der Revolution und zum 
anderen gehen beide von einer Zusammenarbeit mit den im Exil lebenden Blanqui- 
sten aus. Im ersten Fall, 1850, knüpft Marx mit den Blanquisten sogar Bündnisbezie- 
hungen an und gründet mit ihnen den Weltbund revolutionärer Kommunisten. Es ist 
kein Zufall, daß der Ausdruck ‚Diktatur des Proletariats‘ oder ähnliche Ausdrücke 
von Januar bis Juni 1850 nicht weniger als fünfmal (davon dreimal in Klassenkämpfe 
in Frankreich) aufscheinen, während sie in der Folge, d.h. nach dem Abbruch der 
Zusammenarbeit zwanzig Jahre lang in den Schriften und öffentlichen Äußerungen 
Marx‘ nicht mehr anzutreffen sind, und zwar bis zum Sturz der Kommune und bis 
zur Wiederaufnahme der Zusammenarbeit mit den neuen Exil-Blanquisten in Lon- 
don, die sich der Internationale anschließen und den Kampf gegen Bakunin unter- 
stützen“ (Urbino-Vortrag). Nicht zufällig treten blanquistische Züge der „Diktatur 
des Proletariats‘“‘ wieder bei Lenin auf; für Marx und Engels ist Blanqui jedoch, wie 
Basso zeigt, ein „Revolutionär der vorigen Generation“. Es ist dieser Zusammen- 
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hang, in dem im übrigen auch der späte Engels Blanqui erwähnt, der im Hinblick auf 
ein Suchverhalten nach strategischen Punkten, wo der Hebel der Umwälzung ange- 
setzt werden kann, heute ganz und gar verfehlt ist und von wichtigeren Aufgaben 
ablenkt; hätte esim Mai 68 wirklich beginnen können, oder nach 45, oder zu irgend 
einem anderen Zeitpunkt? Vieles von den romantischen Fanalen des Bastillesturms, 
den Schüssen der Aurora aufs Winterpalais steckt noch da drin, und es hinterläßt, da 
die mühevollen kleinen Schritte des Langen Marsches der Realität schon viel näher 
sind, immer wieder zerbrochene Hoffnungen. 

Wenn ich Marx richtig verstehe, ist für ihn die politische Übergangsperiode ein 
langwieriger Prozeß der konkreten Umgestaltung aller Bereiche der bestehenden Ge- 
sellschaft, die vor allem auch jene Schichten des Volkes erfassen muß, die, wie Bau- 
ern, Kleinbürger, Intelligenz, zwischen Proletariat und herrschender Klasse stehen. 
Weil die Institutionen und Organisationen auf Grund der Tatsache, daß die grund- 
legenden Klassenwidersprüche in sie hineinwirken, keine geschlossenen, monolithi- 
schen Blöcke sind, müssen die Keile der Arbeiterbewegung in alle hineingetrieben 
werden; was von ihr unbesetzt bleibt, wird vom Gegner besetzt. 

Daß die Klasse und der Klassenstaat noch existieren, ist kein Einwand gegen 
einen solchen Kampf, der die Verkehrsformen, die Gestalt der Arbeit, die gesamte 
Lebensweise der Menschen zum Inhalt hat. Denn die klassenlose Gesellschaft ist 
doch kein bloßes Jenseits der bestehenden, sondern ist, in den Bedürfnissen und An- 
sprüchen der Menschen, aber auch in den ökonomischen Strukturen, im bereits ent- 
wickelten gesellschaftlichen oder meinetwegen genossenschaftlichen Reichtum, 
immer schon als reale Tendenz, als noch nicht erfülltes Motiv und in Gestalt von 
Gegenorganisationen vorhanden. Es werden Tendenzen der bestehenden Gesellschaft 
freigesetzt und nicht ihr fremde, von außen herangetragene Ideale verwirklicht. Die 
Äußerungen von Marx sind hier unmißverständlich; im „Bürgerkrieg in Frankreich“ 
heißt es: „Die Arbeiterklasse ... hat keine fix und fertigen Utopien durch Volksbe- 
schluß einzuführen. Sie weiß, daß, um ihre eigene Befreiung und mit ihr jene höhere 
Lebensform hervorzuarbeiten, der die gegenwärtige Gesellschaft durch ihre eigene 
ökonomische Entwicklung unwiderstehlich entgegenstrebt, daß. sie, die Arbeiter- 
klasse, lange Kämpfe, eine ganze Reihe geschichtlicher Prozesse durchzumachen hat, 
durch welche die Menschen wie die Umstände gänzlich umgewandelt werden. Sie 
hat keine Ideale zu verwirklichen; sie hat nur die Elemente der neuen Gesellschaft 
in Freiheit zu setzen, die sich bereitsim Schoße der zusammenbrechenden Bourgeois- 
gesellschaft entwickelt haben.‘ Aber dieser Fahnentext war schlechte Utopie, wenn - 
er nur das Programm einer Zukunftsgesellschaft oder, wie es in der Sprache der 
Zweiten Internationale hieß, eines Zukunftsstaates wäre, von dessen Verwirklichung 
die Menschen nicht einmal träumen. Denn der Kommunismus ist nach Marx ja nicht 
ein Ideal, nach dem man die Wirklichkeit modeln könnte; er ist vielmehr die wirkli- 
che Bewegung, die den Kapitalismus in jedem ihrer realen Schritte negiert, also eine 
unter unseren Augen ablaufende Bewegung. 

Wenn das aber zutrifft, so gehen in der Übergangsperiode die Muttermale der 
alten Gesellschaft, mit denen die neue Gesellschaft behaftet ist, eine besondere Ver- 
bindung mit den nach vorne treibenden Elementen ein. Es gibt keine lineare Stufen- 
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logik, in der lediglich das Alte nachhängt und Stück für Stück aufgehoben wird; 
Marx selber hat diesen Aspekt, offenbar im Blick auf die noch zu entfaltenden Pro- 
duktivkräfte, stark in den Vordergrund gerückt. „Womit wir es hier zu tun haben, 
ist eine kommunistische Gesellschaft, nicht wie sie sich auf ihrer eigenen Grundlage 
entwickelt hat, sondern umgekehrt, wie sie eben aus der kapitalistischen Gesellschaft 
hervorgeht, also in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, geistig, noch behaftet ist 
mit.den Muttermalen der alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie herkommt.“ (Rand- 
glossen zum Gothaer Programm). Jene berühmten Sätze aus den Randglossen zum 
Gothaer Programm sind immer wieder als eine Stufenlogik mißverstanden worden, 
sogar als Legitimationsaussagen für bestehende Herrschaftsverhältnisse, mit denen 
die Befriedigung unmittelbarer Bedürfnisse ad calendas graecas vertagt werden kann. 
Ich sehe darin das volle inhaltliche Programm der Übergangsperiode; ich zitiere voll- 
ständig, weil in den bisherigen Diskussionen gerade diese Säteze fast ganz in den 
Hintergrund getreten sind und das, meines Erachtens, viel unwichtigere Diktatur- 
problem ins Zentrum der Übergangsperiode gerückt ist: „Das Recht kann nie höher 
sein als die ökonomische Gestaltung und dadurch bedingte Kulturentwicklung. In 
einer höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft, nachdem die knechtende 
Unterordnung der Individuen unter die Teilung der Arbeit verschwunden ist; nach- 
dem die Arbeit nicht nur Mittel zum Leben, sondern das erste Lebensbedürfnis ge- 
worden; nachdem mit der allseitigen Entwicklung der individuen auch ihre Produk- 
tivkräfte gewachsen und alle Springgüellen des genossenschaftlichen Reichturas 
voller fließen — erst dann kann der enge bürgerliche Rechtshorizont ganz überschrit- 
ten werden und die Gesellschaft auf ihre Fahnen schreiben: Jeder nach seinen Fähig- 
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen.‘‘ Aber auch das Umgekehrte gilt: keine 
sozialistische Gesellschaft ist denkbar, die nicht in der bestehenden bereits ihre Ele- 
mente angelegt findet, gewissermaßen mit den Muttermalen der neuen Gesellschaft 
behaftet ist. Was Marx, in einer mißverständlichen und häufig mitverstandenen Stu- 
Tenlogik, auf die höhere Phase der kommunistischen Gesellschaft vertagt, lebt als 
reale Tendenz, als Wille, als Hoffnung, als konkrete Utopie in den Handlungen und 
in der Phantasie der Menschen, wie sie heute existieren, ist Voraussetzung dafür, 
warum sie Sozialistien sind und in bestimmten Situationen ihren Kopf hinhalten. 
Hier entsteht nun leicht die Gefahr eines Mißverständnisses. Wenn ich behaupte, 
daß die Zeitstruktur der Übergangsperiode durch qualitative Momente geprägt ist 
und die Widersprüche eine Verdichtung erfahren, die eine abstrakte Stufenfolge aus- 
schließen, so ist damit auf keinen Fall ein Gradualismus, ein allmähliches Hinein- 
wachsen des Kapitalismus in den Sozialismus gemeint. Es ist vielmehr das Gegenteil: 
die spezifische dialektische Logik der Übergangsperiode kennt Knotenpunkte und 
qualitative Sprünge, die räumlich und zeitlich aufs äußerste zusammengedrängt sind. 
So wird, wie Wolfgang Abendroth mit Recht hervorgehoben hat, auf der einen Seite 
die Verteidigung der Bürgerlichen Demokratie und des Rechtsstaates mehr als sonst 
zur Existenznotwendigkeit der Arbeiterklasse, auf der anderen Seite die Eroberung 
der Staatsmacht als der ‚‚Normenfabrik“ zu einem qualitativen Umschlag, ohne den 
die soziale Revolution kaum durchgeführt werden kann. Aber beides ist konstituie- 
render Bestandteil der Übergangsperiode und nicht in einem abstrakten Mechanis- 
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mus von Phasen formal aneinanderzureihen, 

Nimmt man die allgemeine Bestimmung der Epoche sozialer Revolution, die 
Marx zufolge dann eintritt, wenn die Produktionsverhältnisse aus Entwicklungsfor- 
men der Produktivkräfte in deren Fesseln umgeschlagen sind, und bezieht in diese 
Definition das Inhaltsprogramm der Übergangsperiode ein, wie esin den Randglossen 
zum Gothaer Programm formuliert ist, so scheint mir heute eines evident zu sein: 
die Entwicklung der Produktivkräfte wird in unserer Zeit nicht durch die kapitalisti- 
schen Produktionsverhältnisse behindert, sondern diese hindern die Menschen daran, 
sich die Produktivkräfte und den gesellschaftlichen Reichtum anzueignen. Denn nie- 
mand kann doch wohl bestreiten, daß Froduktivkräfte und gesellschaftlicher Reich- 
tum cbjektiv einen Stand erreicht haben, der es geradezu zur Überlebensnotwendig- 
keit der Gesellschaft macht, daß sich die Menschen diesen objektiven Reichtum sub- 
Jektiv aneignen. Das ist kein Subjektivismus, sondern Resultat der Einsicht, daß das 
Verhältnis von subjektiven und objektiven Momenten nie für alle Zeiten konstant 
ist, sondern in der Gewichtung der Einzelelemente von der konkreten Totalität der 
Gesellschaft abhängt. Das setzt aber genau die politische Entfaltung jener Bedürfnis- 
se voraus, von denen Marx spricht. 

Sind also Produktion und Klassenkampf die Prinzipien der Geschichte, so ist 
“ Kommunismus, wie es einmal in den Frühschriften heißt, die Produktion der Ver- 
kehrsform selber, er produziert nicht nur andere Produkte, sondern vor allem neue 
Beziehungen zwischen den Menschen, und gerade dahin gesellschaftliche Arbeits- 
Kraft zu lenken, realisiert ein Stück von dem, was Marx unter Arbeit als erstem Le- 
bensbedürfnis versteht. Sie ist, wie manche intellektuelle Arbeit, befriedigend, weil 
sie auf die Entfaltung gesellschaftlicher Fähigkeiten geht, und sie ist gleichzeitig ein 
Schritt zur Selbstverwirklichung. Es gibt Beispiele solcher Arbeit bereits in dieser 
Gesellschaft, und es kommt darauf an, sie politisch auf alle jene Bereiche zu lenken, 
die von ihrer Struktur her von der Kapitallogik zwar eingeschränkt, aber nicht wirk- 
lich durchdrungen ‚werden können, wo lebendige Arbeitskraft entsteht, wo etwas 
produziert wird, was zur Erweiterung der menschlichen Verkehrsformen beiträgt. In 
allen diesen Fällen kommt es darauf an, daß Einzelprogramme der Veränderung von 
Arbeitsprozessen entwickelt werden. In der Schule oder in den Universitäten zum 
Beispiel kommt es nicht nur darauf an, politisch bewußte Lehrer und Hochschulleh- 
rer zu haben, die am Tage lehren und forschen, wie es jeder andere tut, vielleicht ein 
bißchen besser, den pädagogischen Arbeitsprozeß aber und die Forschungsarbeit 
ganz unverändert lassen, in ihrer Freizeit dagegen oder abends politisch arbeiten. Die 
Aufhebung dieses Parallelismus von Bedürfnissen, interessen, Arbeitsprozeß und po- 
äitischer Tätigkeit, die Rücknahme der Politik in die Arbeitsprozesse des Alltags, ist 
ein wesentliches Element jenes ‚‚rationellen Zwischenstadiums“, von dem Marx 
spricht, jener ‚‚Republik der Arbeit“, als die er die Pariser Kommune beschreibt. Wo 
diese Tendenzen zur antikapitalistischen Arbeit nicht vom Emanzipationswillen der 
Linken besetzt werden, bleiben diese Bedürfnisse und Interessen nicht frei auf der 
Straße liegen; sie werden irgendwann von der Rechten organisiert. 

Ich sehe eine Gefahr für die Großorganisationen, für die Parteien, die, um 
Macht und Einfluß zu behalten oder zu gewinnen, alle wesentlichen Aktivitäten am 
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Votum der Durchschnittswähler orientieren, für die gewerkschaftlichen Massenorga- 
nisationen, die sich auf den produktiven, nicht-arbeitslosen und disziplinierten Ar- 
beiter beschränken, eine Gefahr darin, daß sie die geschichtliche Bedeutung radikali- 
. sierter Verteidigungskämpfe verkennen, die viele Menschen gegen den permanenten 

Enteignungsprozeß ihres Bewußtseins (in den Schulen, in den Medien) und ihrer ge- 
samten Lebensmöglichkeiten (Umwelt als Lebensraum) führen, den der nach innen 
geschlagene Imperialismus des Kapitals in Gang hält. Es vollzieht sich eine Entfrem- 
dung vom Bewußtsein ihrer Entfremdung. Diese Bewegungen haben keine einheit- 
liche Struktur und meist auch kein Programm; sie sind Symptome der menschen- 
feindlichen Auflösungstendenzen des Kapitalismus, und diese Bewegungen weigern 
sich zu Recht, in diesem gigantischen Enteignungsprozeß die systemgerechte Rolle 
der Opfer und der Objekte zu spielen. Das Spektrum dieses Anti-Enteignungs-Pro- 
testes ist sehr breit: es geht von den Bürger- und Arbeiterinitiativen gegen die Zer- 
störung der Lebensumwelt, gegen Kernkraftwerke und gegen bedrohte Wohngebie- 
te bis zu vielfältigen Versuchen von Eltern und Lehrern, auf Selbstregulierung und 
Autonomisierung des Kinderverhaltens gerichtete Erziehungsprojekte zu begrün- 
den. Diese Skala des Widerstandsverhaltens geht von arbeitslosen Jugendlichen, die 
nichts zu verlieren haben und die sich den Ersatz eines wirklich befreiten, kollekti- 
ven Lebenszusammenhangs in demonstrativer, häufig auch gewaltttätiger Öffent- 
lichkeit verschaffen oder in kleinen, menschliche Wärme versprechenden Kollekti- 
ven, bis zur Frauenbewegung und den Industriearbeitern, die sich nicht mehr auf 
Lohnforderungen beschränken, sondern für die Veränderung des Produktionspro- 
zesses selber kämpfen. 

In allen diesen Entwicklungstendenzen deuten sich veränderte Verhaltens- 
weisen der Menschen untereinander und zur Natur an; sie stellen den Ausbeutungs- 
charakter von Menschen und Dingen prinzipiell in Frage, vielleicht noch nicht viel 
mehr. Aber die Alltagspraxis geht auf das, woran Marx, von den Frühschriften, wo 
er die Humanisierung der Natur fordert, bis zum „Kapital“ festgehalten hat: den 
pfleglichen Umgang mit Mensch und Natur. Im Ill, Band des „Kapital“ formuliert 
er dieses zutiefst humanistische Programm noch einmal: „Selbst eine ganze Gesell- 
schaft, eine Nation, ja alle gleichzeitigen Gesellschaften zusammengenommen sind 
nicht Eigentümer der Erde. Sie sind nur ihre Besitzer, ihre Nutznießer, und haben 
sie als boni patres familias den nachfolgenden Generationen verbessert zu hinter- 
lassen.“ 

Fügt man diesem heterogenen Spektrum noch die Studenten hinzu, die aus 
den verödeten Universitäten ausbrechen, so hat man scheinbar Unvereinbares zu- 
sammengestellt; der rote Faden aber aller dieser Initiativen ist die ungeduldige Ent- 
schlossenheit, konkrete Lebensalternativen in allen Bereichen zu entwickeln, die 
den eigenen Arbeitsalltag betreffen. 

Nimmt man die Inhalte dieser Initiativen, die selbstverständlich bis in die 
sozialistischen und kommunistischen Parteien und Gewerkschaften hineinreichen, 
so drücken sie durchaus Intentionen aus, die sich allesamt nicht nur beim jungen 
Marx, sondern auch im „Kapital“, in den „Randglossen‘‘, den „‚Grundrissen“ und 
in der Schrift über die Pariser Kommune finden, Aber ihnen fehlen heute noch die 
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politischen Formen, in denen sie sich dauerhaft organisieren könnten. Ihre jetzi- 
gen politischen Formen boykottieren häufig sogar die substanziellen Inhalte, die 
sich deshalb von der kapitalistischen Logik auch nicht wirklich .ablösen und ihre 
„Autonomie“ langfristig aufrechterhalten können. Aber wenn es auch richtig ist, 
daß es in der Geschichte nicht immer dieselben Gruppen und Schichten sind, die 
den Zersetzungsprozeß der alten Ordnung vorantreiben, die den utopischen Über- 
schuß formulieren und praktizieren, und die gleichzeitig die neue Gesellschaft auf- 
bauen, so scheint mir doch die Feststellung wichtig, daß eine revolutionäre Umge- 
staltung, die Erringung der Staatsmacht oder Vergesellschaftung der Produktions- 
mittel für die Veränderung der Lebensverhältnisse nichts bringen, wenn wir nicht 
hier und heute, in den konkreten Erfahrungszusammenhängen der gegenwärtig le- 
benden Menschen diese Lebensverhältnisse bereits im Ansatz ändern. Die Verände- 
rungen an der Basis der Lebensverhältnisse sind ja einziger Maßstab, ob es sinnvoll 
ist, einen historischen Kompromiß einzugehen oder eine Volksfrontregierung zu er- 
streben oder nicht. 


Lelio Basso und die Neue Linke 


In den Schriften, Artikeln und politischen Stellungnahmen Lelio Bassos wird eine 
Erfahrungsstufe der europäischen Arbeiterbewegung reflektiert und systematisiert, 
die für die westdeutsche Linke von hoher Bedeutung ist, und von der westdeutschen 
Linken spreche ich hauptsächlich; der Mangel an revolutionärer Geschichte, der bis 
in die marxistische Denkweise hinein spürbar ist, schlägt auch in den besonderen 
Schwierigkeiten durch, unter den gesellschaftlichen Bedingungen Westdeutschlands 
individuelle politische Identität auszubilden. Diese Identität ist das Produkt kompli- 
zierter, sehr vermittelter Erfahrungen, die nicht unter fingierten Voraussetzungen 
gemacht werden können. Die Klärung des Revolutionsbegriffs und die Entwicklung 
praktikabler Strategien unter westdeutschen Bedingungen werden daher noch lange 
Zeit darauf angewiesen sein, Verhältnisse anderer Länder heranzuziehen ; aber es ist 
ein Unterschied, ob man sich dabei auf die Oktoberrevolution, auf China, die Bewe- 
gungen der Dritten Welt oder auf ein System bezieht, das, wie Italien, wenigstens in 
der Herrschaftslogik Vergleiche zuläßt und damit Lernprozesse ermöglicht, die für 
die Theoriebildung ebenso wichtig sind wie für die politische Alltagspraxis. 

Unter den ungünstigen Bedingungen der westdeutschen Gesellschaft besteht 
die Gefahr, daß sich die objektive Zeitstruktur der Revolution in die subjektive Zeit- 
struktur der individuellen Lebensperspektiven des Revolutionärs verwandelt. Darin 
bekundet sich ein Wesenselement des Anarchismus — selbst in solchen linken Orga- 
nisationsansätzen, in denen ziemlich straffe Parteistrukturen vorherrschen. Was der 
französische Anarchist Jean Grave 1896 in einer polemischen Auseinandersetzung 
mit dem in der Gewerkschaftsbewegung verbreiteten und auch auf die Parteien der 
Zweiten Internationale übergreifenden Reformismus formulierte, war ein leiden- 
schaftliches Plädoyer für die revolutionäre Veränderung — aus der Zeitperspektive 
des individuellen Lebens. „Wenn wir noch einige Jahrhunderte zu leben hätten, dann 
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könnten wir noch einige Jahre den Experimenten friedlicher Reformen widmen. Da 
aber die Jahre unseres Lebens gezählt sind und die Erfahrung der Vergangenheit 
lehrt, daß die Menschheit mit derartigen Experimenten Jahrtausende verliert, wol- 
len wir, statt zu reformieren, niederreißen, um nach ganz neuen Plänen wiederauf- 
zubauen.“ 

Basso beharrt demgegenüber darauf, daß die proletarische Revolution, nicht 
viel anders als die Entwicklung der bürgerlichen Klassenherrschaft aus dem Zerfall 
des feudalen Systems, ein langer, durch Umwege, Irrtümer, Niederlagen, Umstruk- 
turierungen von Bedürfnissen und Interessen gekennzeichneter Prozeß ist, in dem 
nichts völlig neu, ex nihilo, geschaffen wird. 

In. gewisser Weise hat sich Basso gegenüber der Neuen Linken, der aus der Zeit 
Anfang der sechziger Jahre ebenso wie der der Protestbewegungen, stets kontra- 
punktisch verhalten; als jene revolutionären Syndikalismus propagierte, mit einer 
entschlossenen Wendung zur Basis von Erfahrungen und Interessen, vertrat Basso, 
der auf eine lange innerparteiliche Oppositionspraxis zurückblicken konnte und 
schließlich selber eine Partei gründete, die PSIUP (Partei der proletarischen Ein- 
heit), mit Entschiedenheit das Prinzip der Partei. „Die Initiative zur Verwirklichung 
konkreter Ziele schafft die adäquaten Organisationsformen, und die neuen Organi- 
sationsformen ermöglichen die Verfolgung konkreter Ziele. Es ist daher notwendig, 
die Parteien umzuwandeln und den neuen Erfordernissen anzupassen; sie zu ver- 
drängen und für die Spontaneität der hypothetischen Machtorgane Platz zu schaf- 
fen, käme einer Kapitulation gleich.‘ Ein starkes Erkenntnismotiv bei Basso ist der 
Versuch, Lenin und Rosa Luxemburg miteinander zu versöhnen, ihr Verhältnis zu- 
einander wenigstens so zu bestimmen, daß ihre Vorstellungen einander ergänzen. In 
diesem Sinne ist Basso ein Partei-Linker geblieben, selbst heute, wo er keiner Partei 
mehr angehört. ö 

Wer gegenwärtig im Klima einer massiv einsetzenden zweiten Restauration der 
westdeutschen Nachkriegsgesellschaft über die Revolution spricht und einige konstan- 
te Merkmale ihres Verlaufs und ihrer Bedingungen festzuhalten versucht, wird immer 
wieder auf das Problem stoßen, daß es einen einheitlichen, klar definierbaren Be- 
griff der Revolution nur negativ, vom Standpunkt der etablierten Ordnung und der 
herrschenden Gewalten, gibt. Die Konkretisierung revolutionärer Prozesse, die Er- 
fassung ihrer spezifischen Verlaufsformen, in denen sich die unwiederholbare Kon- 
stellation gesellschaftlicher Kräfte Ausdruck verschafft, setzt das intensive Studium 
der gesamtgesellschaftlichen Situation, der Produktions- und Reproduktionsweise 
des materiellen, geistigen und psychischen Lebenszusammenhangs einer Gesellschaft 
voraus. Für Verfassungsschutzämter, Polizeibehörden, Gerichte, Geheimdienste, 
konservative und liberale Politiker mag es, wenn sie die Bedeutung revolutionärer 
Gruppierungen und Bewegungen zu beurteilen haben, ausreichen, die Mentalität 
von Rädelsführern, Mitglieder- und Anhängerzahlen, den momentanen Einfluß z.B. 
studentischer Gruppen auf Teile der Arbeiterklasse festzuhalten, auszumalen und 
auf den gemeinsamen, abstrakten Nenner „gefährlich“ oder „ungefährlich“ zu brin- 
gen. Was sie nie begriffen haben -- und was sie. wahrscheinlich auch nie begreifen 
werden —, ist, daß sich die kämpferische Auflösung von Herrschaftsverhältnissen 
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nicht nach demselberni Schema vollzieht wie deren Sicherung und Befestigung. Ob- 
jektive Prozesse, in die sich Personen strukturierend, die Tätigkeit der Massen zu- 
sammenfassend und organisierend einschalten, werden hier durch Personalisierung 
zum subjektiven Einfluß von Einzelnen, von Rädelsführern und revolutionären Per- 
sönlichkeiten umgedeutet und verzerrt, von denen man annimmt, daß sie eine Re- 
volution „machen“ — so wie man eine Brücke baut oder einen Krieg anzettelt und 
führt. 

Was wir von Lelio Basso lernen können, ist die für die westdeutsche Linke kei- 
neswegs selbstverständliche klare Unterscheidung zwischen den Mechanismen der 
Systemintegration, der herrschenden Gewalt, und dem, was unter revolutionärer 
Entwicklung verstanden wird, die selbstzerstörerisch wirkt, wenn sie sich jener Me- 
chanismen unkritisch, ohne Rücksicht auf Erweiterung oder Verengung der Aktions- 
basis bedient. Alle Revolutionen der modemen Geschichte zeigen, daß sich revolu- 
tionäre Prozesse, die dieses in der materiellen und geistigen Lebenssituation der Men- 
schen begründete objektive Moment enthalten, weder durch Polizei noch durch Re- 
gierungen verhindern oder unterbinden lassen, obschon es zweifellos möglich ist, 
durch Militär und Polizei Länder, die bereits auf dem Wege der Auflösung alter Heır- 
schafts- und Ausbeutungsverhältnisse sind, wie zum Beispiel Spanien Mitte der drei- 
Biger Jahre und heute Chile, um Jahrzehnte in ihrer Entwicklung zurückzuwerfen. 
Es ist dieses objektive Moment, das für den modernen Revolutionsbegriff, der gleich- 
zeitig mit der bürgerlichen Gesellschaft entsteht, kennzeichnend ist. Um es zum Tra- 
gen zu bringen, bedarf es jedoch mehr denn je einer durch die Individuen hindurch- 
gehenden, revolutionären Veränderungsarbeit. 


| Diskussion zum Rurokommunismus in der PROKLA: 
ı Elmar Altvater / Renate Genth, Eurokommunismus als Strategie in der Wirtschaftskrise in | 
i Ttalien, in: PROKLA Nr. 26 und 27/1977 


Otto Kallscheuer/Traute Rafalski/Gisela Wenzel, Italien zwischen Stabilisierung und Über- | 
gang (D, in: PROKLA Nr. 29/1977 ' 
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SCHWERPUNKT: Traditionelle Arbeiterorganisationen und neue soziale Bewegungen und | 
die Krise: Italien/Frankreich: PROKLA 32/1978 } 


| Claus Leggewie, Die KPF nach den Wahlen 

Gerhard Leithäuser, Probleme einer wirtschaftspolitischen Alternative in Frankreich 

Elmar Altvater, Austerity-Politik in Westeuropa \ 

Otto Kallscheuer/Traute Rafalski/Gisela Wenzel, Italien zwischen Stabilisierung und Über- } 
gang (I): Die KPI — Identitätskrise einer Massenpartei | 

ı Gunther Aschemann/Cornelia Frey, Jugendarbeitslosigkeit in Italien 

ı Thomas Bieling, Die zweite italienische Studentenbewegung 


| (außerdem in diesem Heft: Diskussion zur Krisentheorie mit Beiträgen von Pauli Mattick und 
i Michael Krüger) 


HH HH HH 


Interview mit Bruno Trentin, in: PROKLA Nr. 32/1978 
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Editorial 
Ökologie und Marxismus 


Die folgenden Beiträge nehmen Probleme auf, die unter dem Sammelbegriff „‚Öko- 
logie“ in letzter Zeit in der Bundesrepublik auch politisch brisant geworden sind. 
Wir fassen dabei diese Problematik im weiteren Sinne als das Verhältnis von Mensch 
und Natur in der bürgerlichen Gesellschaft und die hier veröffentlichten Aufsätze 
{einschließlich des Artikels von ©. Negt, der — wenn auch in anderem Zusammen- 
hang — die transformatorischen Elemente dieses Themas herausgestellt hat) sollen 
zur Diskussion einiger Aspekte dieses umfassenden Themas beitragen. 

So versucht M. Massarrat in seiner Analyse des Energiesektors der kapitalisti- 
schen Produktion zu zeigen, daß der — vom gesellschaftlichen- Standpunkt aus 
höchst irrationale und destruktive — Ausbau der Kernenergie in der Welt auf Basis 
° Kapitalistischer Rentabilitätserwägungen vorangetrieben wird. Mit dieser Analyse 
knüpft Massarrat an seine in Prokla 11/12 und 23 veröffentlichten Analysen zur Öl- 
krise an und untersucht die mittelfristigen Rentabilitätserwägungen des Kapitals bei 
seiner Option für die Kernenergie (entgegen der Nicht-Rentabilität auf kurze Frist, 
die oft von Anti-Kernkraft-Gruppen als Argument gegen den Ausbau der Kernkraft 
angeführt wird). 

H. Migge umıeißt in seinem Beitrag das widersprüchliche Feld von kapitalisti- 
scher Produktionsweise, Umweltschutz und gesellschaftlichen Interessen und will 
zeigen, daß Möglichkeiten der Kapitalisierung des Umweltschutzes und der Entwick- 
lung von umweltfreundlichen Kleintechnologien im Rahmen des Kapitalismus durch- 
aus entwickelbar sind — allerdings auf Grenzen stoßen. Gerade weil es das eindeuti- 
ge Interesse des Kapitals an Großtechnologie und gegen Umweltschutz nicht gibt, 
können gesellschaftliche Interessen den zerstörerischen Wirkungen des Kapitals ent- 
gegentreten und Durchsetzungsmöglichkeiten im Rahmen der bestehenden Gesell- 
schaft ausnutzen. 

Die zerstörerischen Wirkungen der kapitalistischen Produktion für die mensch- 
liche Arbeitskraft stand und steht im Zentrum der gewerkschaftlichen Bewegung 
und jeder sozialistischen Politik. Wir haben in der Prokla bereits mehrfach Analysen 
zur Intensifikation der Arbeit, zur Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und 
zum Gesundheitsverschleiß im Produktionsprozeß veröffentlicht (vgl. etwa die Ana- 
lyse des Redaktionskollektivs Gewerkschaften in Prokla 4 und 5/1972). Es erscheint 
uns aber wichtig, im Rahmen des hier vorgestellten Schwerpunkts dieses Thema 
wieder aufzunehmen. Einmal, weil wir den ökologischen Fragenkomplex im weite- 
ren Sinne als Verhältnis von Mensch und Natur begreifen, also das Verhältnis des 
Menschen zu sich selbst als Naturwesen in die Themenstellung einbeziehen, zum an- 
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deren, weil hier eine wichtige Verknüpfung ökologischer und gewerkschaftlicher In- 
teressen angesiedelt ist — auch wenn dies offenbar auf beiden Seiten noch nicht so 
recht wahrgenommen wird (wir kommen darauf unten noch einmal zurück). U. 
Glaeßner und B. Köppl beschreiben in ihrem Beitrag auf Basis der zugänglichen ar- 
beitsmedizinischen Ergebnisse den ‚normalen‘, alltäglichen Gesundheitsverschleiß 
in der Produktion, der auch nicht durch die nachträgliche „Reparatur“ des Arbeits- 
vermögens kompensiert werden kann. Dabei zeigt sich in aller Deutlichkeit — um 
die aktuelle Diskussion um Arbeitszeitverkürzung anläßlich des Stahlarbeiterstreiks 
hier aufzunehmen —, daß die durch die Mechanisierung des Produktionsprozesses 
ermöglichte Entlastung von Arbeit über die Intensivierung der Arbeit wieder aufge- 
hoben wird, und zwar auf allen Stufen der Mechanisierung. Arbeitszeitverkürzung 
ohne Kontrolle der intensität der Arbeit scheint daher kaum eine wirksame Abwehr- 
strategie gegen den Gesundheitsverschleiß zu sein. 

G. Armanski stellt einen bewußt essayistisch formulierten Beitrag zur Diskus- 
sion, in dem er in vorläufigen Überlegungen das Verhältnis von Mensch und Natur 
in der bürgerlichen Gesellschaft den vorangegangenen Stufen gesellschaftlicher Ent- 
wicklung entgegensetzt, um aus dieser Konfrontation eine Dimension positiver Ver- 
änderung der herrschenden Verhältnisse zu gewinnen, in der „Versöhnung“ des 
Menschen mit der Natur und mit sich selbst angezielt wird. 

Der letzte Beitrag zum Schwerpunktthema, der Aufsatz von P. Dudek, hat 
auf den ersten Blick nichts mit unserem zentralen Problem zu tun. Dudek setzt die 
in der Prokla veröffentlichte Diskussion um die Denkformtheorie Sohn-Rethels fort, 
indem er die Kritik von L. Hieber an Sohn-Rethel (vgl. Prokla 29) aufnimmt und 
die Rolle des Experiments für die Entwicklung naturwissenschaftlicher Denkformen 
präzisiert. Während so Dudek einerseits mit Sohn-Rethel den Prozeß der Erzeugung 
naturwissenschaftlicher Erkenntnisse von apriori-Theorien angeleitet sieht, deren 
Form nicht unabhängig von der Form der Gesellschaft existiert, geht er andererseits 
über Schn-Rethel hinaus, indem er die Realisierung der ideellen, apriorischen Theo- 
rien im Experiment nachvollzieht und damit den naturwissenschaftlichen Erkennt-, 
nisprozeß als Prozeß des Machens von Erkenntnissen identifiziert. Dabei wird die 
Natur in Objektform, als den Naturwissenschaftlern äußerliches Objekt der Erkennt- 
nis gefaßt, und diese Erkenntnisse selbst werden über die Partikularisierung des Na- 
turzusammenhangs im Experiment gewonnen, Die neuzeitliche Naturwissenschaft, 
die wesentliche Basis für die Entwicklung der Technik in der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, steht so von vornherein gegen die Natur, steht in den Formen ihres 
Erkenntnisprozesses zur Natur in einem herrschaftlichen Verhältnis, Dieses Verhält- 
nis muß sich dann aber auch in dem daraus abgeleiteten Technik- und Medizinver- 
ständnis als angewandten Formen der Beherrschung der Natur in der bürgerlichen 
Gesellschaft widerspiegeln. 


Fragestellungen zur weiteren Diskussion 


Das Verhältnis von Mensch und Natur in der bürgerlichen Gesellschaft war offensicht- 
lich schon immer problematisch; der Umgang mit der Natur ist aber in den letzten 
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Jahrzehnten ungehemmten Kapitalwachstums zum Skandal geworden. Die stillen. 
Leiden der Natur — das Abholzen ganzer Waldgebiete, die Ausrottung von Tierarten, 
die Verseuchung von Flüssen, die Verschmutzung der Luft — von denen bereits En- 
gels in der „Lage der arbeitenden Klasse in England“ berichtet —, haben die Men- 
schen kaum betroffen gemacht; mit Nonchalance konnte darüber hinweggesehen 
werden. Der Fortschritt der Produktivkräfte, das Wachstum des Reichtums der Na- 
tionen, gemessen in den Quantitäten des Sozialprodukts, die verbesserte Konsumla- 
ge der Bevölkerung (zumindest in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern} 
rechtfertigte den ständigen Griff in die Reichtümer der Natur, die schier unendlich 
schienen. Kapitalistisches Rentabilitätskalkül rechnete zwar mit Zielen und Mitteln, 
mit Ergebnissen und dem Aufwand zu ihrem Erreichen, jedoch niemals mit der 
Grundlage, auf der diese Kalkulationen überhaupt stattfanden: mit der Natur. Erst 
relativ spät kommt der Nationalökonomie zu Bewußtsein, daß ihre rationalen Kal- 
kulationen, sauber in mathematischen Formeln faßbar, noch Unbekannte, einige 
Störfaktoren enthalten, die dann als „externalities“, also als dem eigentlichen ratio- 
nalen Rentabilitätskalkül extern, katalogisiert werden. 

im Verlauf der wirtschaftlichen Dynamik nach dem zweiten Weltkrieg interes- 
sieren die Fragen nach „sozialen Kosten der privaten Wirtschaft“ (so der Titel des 
Buches von K. W. Kapp, die erste ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Ökologie- 
problem) kaum. Es geht voran, das System hat in hohen wirtschaftlichen Wachs- 
tumsraten und beinahe ständig steigenden Wohlstandsverbesserungen seine Legiti- 
mation gefunden. Es wird produziert und konsumiert, ohne daß die Konsequenzen 
von Produktion und Konsumtion für den Kreislauf zwischen Mensch — Gesellschaft 
— Natur in den Blickkreis geraten. im quantitativen und partikularisierten Denken, 
das den kapitalistischen Rentabilitätskalkulationen zugrunde liegt, geht der Sinn für 
Qualitatives verloren. Und auch dort, wo allgemeine Grenzen des wirtschaftlichen 
Wachstums auf der Erde aufgrund der Begrenztheit der natürlichen Ressourcen fest- 
gestellt werden, werden diese Grenzen zunächst nur als quantitative schlechthin ver- 
standen (wie in den Modellen des ‚Club of Rome‘): Grenzen des Wachstums sind 
Grenzen der natürlichen Energieressourcen, der Nahrungsmittelbestände, der indu- 
striellen Rohstoffe, des „Lebensraums“, usw. Selbst dort, wo die Natur als Bedin- 
gung von Produktion und Reproduktion der Menschheit mitgedacht wird, wird sie 
also noch unter den quantitativistischen Formeln gefaßt, die der kapitalistischen 
Rationalität zugrunde liegen und in ihr entwickelt und verfeinert worden sind. Auf 
dieser Grundlage des Denkens ein qualitativ neues Verhältnis von Mensch — Natur 
— Gesellschaft zu gestalten, dürfte nachgerade unmöglich sein. 

Die Aufgabe besteht darin, die ökonomisch reduzierten quantitativen Fehldeu- 
tungen des Verhältnisses von Natur und Gesellschaft kritisch zu überwinden. Dies 
ist zunächst einmal ein Theorieproblem — worauf oben schon Bezug genommen 
wurde. Aber dies Problem ist nicht theoretisch begrenzbar, vielmehr haben wir es 
hier mit einem politischen Problem zu tun, das mittlerweile an den Lebensnerv der 
menschlichen Existenz rührt. Werden die Grenzen der Natur nur als quantitative ver- 
standen, dann kann man sich in der Illusion wiegen, mit einer lediglich quantitati- 
ven Verständnis von Produktion und Konsumtion, von Produktivkräften und Tech- 
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nologie etc. ließen sich schon irgendwie Ansatzpunkte für die Lösung des darin lie- 
genden Problems formulieren. Erfaßt man dieses Problem jedoch als qualitatives, 
stellt es bisher nicht formulierte Fragen, die nach neuen theoretischen und politi- 
schen Antworten verlangen. Sich ihnen zu stellen, ist die theoretische und politische 
Aufgabe, die die Grenzen der Natur uns aufgeben. Es ist dabei offensichtlich, daß 
die Diskussion um unser Schwerpunktthema „Ökologie und Marxismus“ auch an 
eingefahrene Schablonen über die Entwicklung der Produktivkräfte und ihren Stel- 
lenwert im Emanzipationsbegriff der traditionellen Arbeiterbewegung rütteln muß, 
um das Ziel der Emanzipation bewahren zu können. Wir können hier nur einige Pro- 
blemkomplexe benennen, die teilweise in diesem Heft behandelt werden und deren 
Darstellung auch nur die Diskussionsbreite umreißen soll: 


l. Das Ökologieproblem scheint quer zur Klassenspaltung der Gesellschaft zu lie- 
gen. Dies ist einer der hervorragenden Gründe dafür, daß sich weniger die traditio- 
nellen Klassenorganisationen, wie Gewerkschaften oder Arbeiterparteien, mit dem 
Problem poltisch befaßt haben als vielmehr sogenannte Bürgerinitiativen. Können 
sie aber das politische Subjekt sein, das dieses Problem auch zu lösen vermag? Auf 
der einen Seite drücken Bürgerinitiativen die Legitimationsschwierigkeiten der Par- 
teien des politischen Systems wie auch die Schwierigkeiten der Gewerkschaften als 
Organisationen der Arbeiterklasse aus, das Problem von Gesellschaft und Natur 
adäquat anzugehen. Insofern haben Bürgerinitiativen eine progressiv-produktive Be- 
deutung innerhalb des Handlungsspektrums von bürgerlichen Gesellschaften, in de- 
nen traditionell andere Formen der politischen Artikulation schwach entwickelt 
sind. Allerdings ist ihre Bedeutung zugleich begrenzt im Partialismus ihrer Interes- 
senstruktur und Aktionsparameter. Meist territorial gebunden, projektbezogen, ar- 
tikulieren sie innerhalb des politischen Systems in organisatorischen Formen, die 
der vorgegebenen Parteienstruktur nicht entsprechen, begrenzte Interessen und Per- 
spektiven. Auch die nationalstaatliche Organisation, z.B. im Bundesverband Bürger- 
initiativen Umweltschutz, hebt die Partialität nicht auf. Es deutet sich hier an, daß 
das problematische Verhältnis von Mensch, Gesellschaft und Natur nur begrenzt auf 
die Weise angegangen werden kann, wie es Bürgerinitiativen häufig tun. Denn Ge- 
sellschaft ist in kapitalistischer Produktionsweise Klassengesellschaft, und folglich 
ist die Lösung des Konflikts von Gesellschaft und Natur nicht unter Abstraktion 
von dem Klassengegensatz in dieser Gesellschaft anzupacken. Wenn auch die Bedin- 
gungen und Konsequenzen der tendenziellen Naturzerstörung im gewissen Sinne 
„interklassistisch“ sind, so kann dies für eine Lösung doch nicht heißen, daß sie 
neutral zur Klassenspaltung formuliert werden könnte, denn die Ursache des Ökolo- 
gieproblems ist ein Herrschaftsproblem: der Herrschaft des Menschen über die Na- 
tur in einer Gesellschaft, die auf der Herrschaft des Kapitals über den unmittelbaren 
Produzenten aufgebaut ist und in der die Kapitalverwertung (und nicht der gesell- 
schaftliche Bedarf) Zweck der Produktion ist. Gegenüber dieser gesellschaftlichen 
Zweckbestimmung der Produktion wird auf der anderen Seite oft die „Gebrauchs- 
wertorientierung‘ der Bürgerinitiativen gesetzt, die ihrerseits wieder an den wirkli- 
chen Bedürfnissen und gesellschaftlichem Bedarf festgemacht wird. Aber Gebrauchs- 
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wertorientierung und qualitatives Bewußtsein im Hinblick auf die innere und äußere 
Natur setzt auch einen Begriff von Emanzipation im gesellschaftlichen Kontext vor- 
aus. Gesellschaftliche Emanzipation verweist notwendig auf ein neues Verhältnis 
zur von den Menschen unterworfenen Natur, wie sich auch ein solches freieres Ver- 
hältnis Zur Natur nur in einer von der Klassenherrschaft emanzipierten Gesellschaft 
aktiv entfalten läßt. Mit dieser Kritik soll die Bedeutung der Bürgerinitiativen keines- 
wegs geschmälert werden, es soll nur die Perspektivhaftigkeit bzw. die Perspektiv- 
losigkeit angedeutet werden, die gleicherweise in ihnen entinalten sind. Wie bedeut- 
sam gerade diese Momente sein können, zeigt sich bei den Versuchen der Bürger- 
initiativen, sich im parlamentarisch-politischen System an Wahlen zu beteiligen. 


2. Offensichtlich ist der Optimismus, den die geläufige Redeweise von der Dialektik 
von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen als berechtigt unterstellt, un- 
berechtigt. Keineswegs reicht es mehr aus, wie Theoretiker der zweiten und der 
dritten Internationale meinten, die Produktivkraftentwicklung unter kapitalisti- 
schen Produktionsverhältnissen als Grundlage für eine neue Gesellschaft zu benut- 
zen oder gar davon auszugehen, daß lediglich die Gesellschaftsform der Nutzung 
von Produktivkräften in Richtung sozialistischer verändert werden müßte, um die 
negativen „Begleiterscheinungen“, die im Kapitalismus damit verbunden sind, zu 
beseitigen. Produktivkräfte (und die ihnen vorausgesetzte Naturwissenschaft) haben 
in sich und nicht nur in den Produktionsverhältnissen außer sich den kapitalisti- 
schen Quantitativismus und damit das Verhältnis von Mensch — Natur — Gesell- 
schaft, das wir kritisiert haben. Produktivkräfte als solche, gleichgültig ob sie unter 
kapitalistischen oder real existierenden sozialistischen Produktionsverhältnissen an- 
gewendet werden, sind oft genug Destruktivkräfte — man denke dabei an die Atom- 
kraftwerke, 

Es reicht also nicht mehr, die Revolutionierung nur auf der Seite der Produk- 
tionsverhältnisse zu erwarten, auch die Struktur der Produktivkräfte muß offenbar 
umgewälzt werden. Es scheint uns immer noch ein gewichtiger Fehler zu sein, der 
im (real existierenden) Sozialismus die gesellschaftliche Praxis bestimmt, daß ledig- 
lich gesellschaftliche Kontrolle über die Produktivkräfte ausreiche, um ihre negati- 
ven Auswirkungen abzuwenden. Wir stimmen in diesem Punkt der Kritik Rudolf 
Bahros zu, der darauf hinweist, daß die Beziehungen zwischen Mensch, Natur und 
Gesellschaft, wie sie im bürgerlichen Zeitalter deformiert worden sind, tief „in den 
real existierenden Sozialismus hineinregieren“. 


3. Die technologische Möglichkeit ist gegeben (aufgrund des wissenschaftlich-tech- 
nischen Fortschritts), daß sich die Menschheit selbst ausrotten kann. Die historische 
Möglichkeit des gemeinsamen Untergangs der kämpfenden Klassen, von dem Marx 
und Engels im kommunistischen Manifest sprechen (MEW, Bd. 4, S. 462), kann 
sich im Atom- und Neutronenbombenzeitalter und bei Anwendung riskanter Tech- 
nologien im Produktionsprozeß auf ungeheuer erweiterter Stufenleiter bewahrhei- 
ten. Die politische Antwort der ‚friedlichen Koexistenz“ hat hierin eine rationale 
Grundlage. Aber wenn wir das Problem von der weltpolitischen Dimension herun- 
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ternehmen und es im Kontext von Gesellschaft — Natur — Mensch reflektieren, 
dann wird es klar, daß seine Lösung auch ein neues Bewußtsein erforderlich macht. 
Wenn wir davon gesprochen haben, daß das Denken und Handeln in Quantitäten 
{unter dem Primat der Kapitalverwertung) für die Naturzerstörung verantwortlich 
sind, dann bedeutet die Alternative, nämlich das Denken in Qualitäten, eine ange- 
mnessene, stärkere Berücksichtigung des Gebrauchswerts, also der stofflichen und 
natürlichen Bedingungen der gesellschaftlichen Reproduktion in einer anzustreben- 
den bewußten Organisation des gesellschaftlichen Lebens. (Uns ist klar, daß gerade 
damit unter dem Schlagwort einer verselbständigten „Theorie des Gebrauchswerts“ 
sroßer und grober Unfug getrieben wird: „Gebrauchswert ist das, was meine unmit- 
telbaren Bedürfnisse: befriedigt, und um diesen Gebrauchswert zu nehmen, nehme 
ich mir das Recht auch gegen andere geseilschaftliche Individuen oder Gruppen.“ 
Auf diese Weise wird einer korporativen interessendurchsetzung letztlich das Wert 
geredet.) 

Diese Alternative impliziert auch ein verändertes Verhältnis des Menschen zu 
sich selbst, der ja nicht nur als Produktionsfaktor verstanden werden will, sondern 
als Mensch mit einer inneren und äußeren Natur. Das heißt aber keineswegs unter 
dem Schlagwort eines „Alternativen Lebens“ Eskapismus in die Natur. Mit den 
Versuchen, mittels einer Neubestimmung des individuellen Verhältnisses zur Natur 
den vorherrschenden Verhältnissen zu entfliehen, als ‚„‚Naturfreak“, ‚Makrobiot“ 
etc., wird zugleich die gesellschaftliche Perspektive einer Veränderung in der Regel 
aufgegeben oder aber den herrschenden Verhältnissen lediglich die Alternative 
individuell und postulativ entgegengesetzt, aber nicht mehr als geseilschaftliche ent- 
wickelt. Die Schäferei im schweizerischen Jura, der alternative Bauernhof in Lü- 
chow-Dannenberg, der makrobiotische Laden an der Ecke, sind letztlich Versuche, 
sich um das Problem von Mensch — Gesellschaft — Natur herumzumogeln. Viel- 
leicht ist es individuell für den einen oder den anderen auf diese Weise lösbar, gesell- 
schaftlich blockiert es den Ausblick auf eine veränderte Struktur. 


4, Die westdeutschen Gewerkschaften haben bislang sehr wenig Anstrengungen für 
eine Neuformulierung ihrer Sichtweise ökologischer Probleme unternommen. Solan- 
ge die Wirtschaft florierie, war es möglich, mit der Lohnpolitik gleichzeitig das Pro- 
blem der Schädigung der inneren und äußeren Natur des Menschen „zu lösen“. Die 
steigende Arbeitsintensität und die damit verbundenen Schädigungen des menschli- 
chen Organismus und der menschlichen Psyche wurden viele Jahre lang nur kom- 
pensatorisch oder mit entsprechenden medizinischen Reparaturmaßnahmen behan- 
delt; in Lohnsteigerungen wurden die Schädigungen der inneren Natur des Menschen 
aufgefangen, der erweiterte Verschleiß wurde durch erweiterte Konsumtion kom- _ 
vensiert. Eıst seit Beginn der 70er Jahre hat sich ein Bewußtsein auch darüber her- 
ausgebildet, daß mit Lohnpolitik allein den die menschliche Natur zeistörenden Po- 
tenzen des kapitalistischen Produktionsprozesses nicht mehr beizukommen sei und 
dieser selbst in seinen Auswirkungen kontrolliert werden müsse. Die Tarifverträge in 
Nordwürttemberg/Nordbaden mit Regelungen der Arbeitszeit, der Pausen, der Takt- 
zeiten am Fließband usw. zeigen die Neuorientierung gewerkschaftlicher Politik, die 
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einmal durch die zerstörerischen Wirkungen des Produktionsprozesses auf den Ar- 
beiter und zum anderen durch die nicht mehr funktionierende kKompensatorische 
Wirkung der Lohnpolitik in der Krise hervorgerufen wurden. Was wir von der Kom- 
pensation der steigenden Arbeitsintensität in Form von Lohnerhöhungen gesagt ha- 
ben, gilt in ähnlicher Weise für die immer weiter schreitende Zerstörung der Umwelt 
(der Begriff Umwelt enthält bereits eine Reduktion, weil der Mensch selbst als Teil 
dieser ‚Umwelt‘ ausgeblendet ist). Die Zerstörung von Naherholungsgebieten, die 
zunehmende ‚Unwirtlichkeit der Städte‘, die dann erzeugten Träume von einer kon- 
fektionierten’Stuyvesant-Natur mit Sonne, Wasser, Wind und schönen braunen Men- 
schen, fanden auch ihre lohnpolitische Lösung: Anstelle von Naherholung gab es 
die Fernurlaubsreise, womitjedoch das Dilemma von Natur — Mensch — Gesellschaft 
lediglich exportiert und weltweit gemacht wurde. Alle diese Momente, die für die 
Reproduktion der Arbeitskraft größte Bedeutung haben, verweisen auf gewerkschaft- 
liche Strategieüberlegungen, die sich der Natur als Lebensbedingung des Menschen 
bewußter werden als es in der Vergangenheit der Fall gewesen ist, und zeigen auch 
die innere Verknüpfung der ökologischen Probleme mit einer Interessenpolitik der 
Gewerkschaften auf, die die Illusion der Garantie von Arbeitsplätzen und Lohnzu- 
nahmen durch die Prosperität des Kapitals verloren hat. Während auf der einen Sei 
Seite die Gewerkschaften im Produktionsprozeß diese Erfahrung machen müssen, 
nämlich daß das kapitalistische Wachstum mit Rationalisierungsinvestitionen, Frei- 
setzungen von Arbeitern, Dequalifikation und Arbeitsintensivierung erkauft wird 
und sich dagegen zu wehren beginnen, setzen sie z.B. in der Atomenergiefrage noch 
ganz auf die Karte des Kapitals, indem sie kurzfristige Beschäftigungsinteressen (de- 
ren Durchsetzung — wie der Beitrag Massarrats in diesem Heft zeigt — keineswegs 
garantiert werden kann) gegenüber den langfristigen Überlebenschancen ihrer Mit- 
glieder und deren Nachkommen in einer verseuchten Umwelt favorisieren. 

Hier wird noch ein weiteres zentrales Problem offenkundig: Der „gesellschaft- 
liche Zeithorizont“, um diesen Begriff zu verwenden, umfaßt auch im Atomsektor 
nur wenige Jahre, eventuell wenige Jahrzehnte, bei einem „natürlichen Zeithorizont“, 
der mehr als zwanzigtausend Jahre umfaßt, wenn man die Halbwertzeiten der radio- 
aktiven Materialien kalkuliert. Menschliche Zeit und natürliche Zeit fallen in so 
eklatantem Maße auseinander, daß jede Entscheidung gesellschaftlich und natürlich 
verantwortungslos ist, die dies nicht mitberücksichtigt. 

Wir haben nur einige Probleinkreise benennen können, die in einer Diskussion 
um das Verhältnis von Mensch — Natur — Gesellschaft angetippt werden sollten. In 
diesem Heft gehen wir lediglich auf einige Aspekte ein. Wir hoffen aber, mit diesen 
wenigen Bemerkungen weitere Diskussionen (auch im Rahmen der Prokla) anregen 
zu können. 
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An die Leser und Abonnenten der Prokla! 


- Mit dem neuen (9.) Jahrgang der Prokla wird die Zeitschrift erstmals seit dem Beginn 
der Herausgabe im Rotbuchverlag 1976 teurer. Der Abonnentenpreis erhöht sich 
auf 8.-- DM, der Ladenverkaufspreis bleibt bei 9.— DM. Verlag und Prokla-Redak- 
tion bedauern diese Preiserhöhung; wir waren aber aufgrund der seit 1976 gestiege- 
nen Herstellungskosten zu dieser Preiserhöhung gezwungen, um die Prokla nicht in 
die Verlustzone geraten zu lassen. Dabei bitten wir unsere Leser zu berücksichtigen, 
daß die Prokla kein „Profitunternehmen“ ist: alle Autoren arbeiten unentgeltlich, 
die Kosten der Redaktionsarbeit (Bürokosten und Bezahlung eines angestellten Re- 
daktionssekretärs) werden durch einen monatlichen Abschlag des Rotbuchverlages 
und durch relativ hohe Mitgliedsbeiträge der etwa 50 Mitglieder der „Vereinigung 
zur Kritik der politischen Ökonomie e.V.“ getragen. Dabei haben wir mehrfach — 
um die Herstellungskosten zu senken — den Verlagsabschlag einvernehmlich mit dem 
Rotbuchverlag gesenkt und die Mitgliedsbeiträge erhöht, um die Kostensteigerungen 
nicht auf den Verkaufspreis durchschlagen zu lassen, Inzwischen sind aber auch die 
Möglichkeiten, durch Beitragserhöhungen diese Kosten aufzufangen, erschöpft, zu- 
mal zugleich durch die Organisierung von Arbeitskonferenzen und den Aufbau ei- 
ner umfangreichen Redaktionskorrespondenz die Bürokosten angestiegen sind. Wir 
bitten daher unsere Leser um Verständnis für diese Preiserhöhung. 

Redaktion Prokla 


Prokla Heft 35 wird im Juni 1979 mit zwei Schwerpunkten erscheinen: 

„Stalinismus und Industrialisierung‘‘, womit ein wichtiger Aspekt der Bahro-Dis- 
kussion weitergeführt werden soll (u.a. wird eine Kritik an R. Dutschkes Buch 
über Lenin veröffentlicht werden), und: 

„Krise, Arbeitslosigkeit und Alternativen der Wirtschaftspolitik‘, mit Beiträgen 
zur Krisenanalyse, zu Alternativen der Wirtschaftspolitik (u.a. von R. Hickel), 
zu den letzten Tarifbewegungen (Mitglieder des Redaktionskollektivs Ge- 

werkschaften) und zur Arbeitslosigkeit (u.a. von A. Wacker) 
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M. Massarrat 
Die Ursachen des massiven Ausbaus der Kernenergie* 


1. Vorbemerkung 


Im Jahre 1976 waren insgesamt 169 Kernkraftwerke (Abb. 1) (1) mit einer instal- 
lierten Leistung von insgesamt 82.000 MW in der ganzen Welt in Betrieb. Sie lieferten 
jeweils durchschnittlich 10 % des nationalen Bedarfs an elektrischer Energie (2). 


Abbildung 1 
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Dieser Beitrag ist die leicht erweiterte Fassung eines wissenschaftlichen Habilitationsvor- 
trages, den der Verfasser im März 1978 an der Universität Osnabrück gehalten hat. 
VDI-Nachrichten vom 8.4.1977 

2 Gabor, Dennis/Colombo, Umberto u. a.: Das Ende der Verschwendung, Stuttgart 1976, 
8.62 
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Hiervon entfallen 67 auf Nordamerika, 57 auf Westeuropa, 28 auf Osteuropa, ein- 
schließlich der UdSSR, und 17 auf Asien. In der Bundesrepublik waren bis dahin 13 
Kernkraftwerke (KKW) in Betrieb. Nach den noch im Jahre 1974 gültigen Daten 
sollte die Gesamtleistung der KKWs in der ganzen Welt bis zum Jahre 2000 auf ca. 
2.000.000 MW, d. h. also um das 24-fache, gesteigert werden (3). Ausgehend von 
der gegenwärtig durchschnittlichen Leistung eines KKWs von 485 MW, hätten bis zu 
diesem Datum weitere 3.953 KKWs in der Welt gebaut und auch in Betrieb genom- 
men werden müssen. Bei einer Leistung des KKWs vom Typ Biblis mit 1.300 MW 
wären immerhin rd. 1.370 neue KKWs erforderlich. 

Es hat sich inzwischen herausgestellt, daß außer allen Kraftwerken gemeinsa- 
men und die Umwelt belastenden Faktoren — vor allem die Störung des Wärmeener- 
giehaushaltes der Erdatmosphäre — die KKWs auch zahlreiche Risiken mit katastro- 
phalen Folgen in sich bergen. Zu nennen sind vor allem die Gefahr der radioaktiven 
Verseuchung der Umwelt durch die Wirkung bloßer radioaktiver Anreicherung, 
einen Reaktorunfall oder durch einen Unfall beim Transport radioaktiver Elemente. 
Zu erwähnen sind auch die gänzlich unkontrollierbaren Gefahren des Atommiülls, da 
dieser über hunderttausende von Jahren von der Umwelt ferngehalten werden muß 
(4). Ferner wird auch auf die Möglichkeiten der militärischen Nutzung der Abfall- 
produkte (5) sowie die Möglichkeit der Sabotage hingewiesen, deren Verhinderung 
zumindest zur massiven Einschränkung der Freiheitsrechte führen könnte (6). Die 
Aufklärung über diese Gefahren der Kernenergie und der weltweite Widerstand von 
breiten Bevölkerungsschichten in den kapitalistischen Ländern haben zwar bisher 
die Regierungen dieser Länder nicht zwingen können, die Kernenergie ganz aufzu- 
geben. Sie haben aber immerhin eine Verzögerung beim Ausbau der Kerneneigie 
hervorgerufen. Unabhängig hiervon hatten die Ölpreiserhöhungen der OPEC-Staaten 
und die seit Beginn der siebziger Jahre in den meisten kapitalistischen Ländern ein- 
getretene ökonomische Krise die nationalen Energieprogramme ohnehin über Bord 
geworfen. Inzwischen wurden zur mittelfristigen und langfristigen nationalen Ener: 
gieversorgung neue Energieprogramme ausgearbeitet. . 

Eine durch das MIT organisierte und aus Eneigiespezialisten aus 18 Ländern 
(15 kapitalistische Industrieländer sowie Iran, Mexiko und Venezuela) bestehende 
internationale Arbeitsgruppe „Workshop on Alternative Energy Strategies“ (WAES) 
hat vor kurzem die Ergebnisse ihrer zweijährigen Untersuchungen über den Energie- 
bedarf und den Anteil von verschiedenen Energieträgern bis zum Jahre 2000 in ei- 


3 Energy Global Prospects 1985 - 2000. Report of the Workshop on Alternative Energy 
Strategies, New York 1977,S. 190 

4 _  Strohm, Holger: Das Risiko Kernenergie, Hamburg 1975, S. 7 ff; ders.: Friedlich in die 
Katastrophe, Hamburg 1973 

5 Ströbele, Wolfgang/Bauerschmidt, Rolf: Strategien einer alternativen Energiepolitik, in: 
Krüper, Manfred (Hrsg.): Energiepolitik, Kontroversen — Perspektiven, Köln 1977, 8.75 f. 
Ferner Wette, Wolfram: Restrisiko Krieg. Sicherheitspolitische Aspekte der friedlichen 
Kernenergienutzung, in: Metz, Lutz/Wilke, Manfred (Hrsg.): Der Atomfilz, Berlin 1977, 
Ss.18 ff 

6 Jungk, Robert: Der Atom-Staat, München 1977, ferner Adler-Karlsson: Führt Atom- 
energie zur Diktatur?, in: Metz, Lutz/Wilke, Manfred (Hrsg.): Der Atomfilz, a...0.,8.55f - 
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nem Bericht veröffentlicht. Die Prognose der WAES dürfte mit den nationalen 
Energieprogrammen der kapitalistischen Länder in weitgehender Übereinstimmung 
stehen (vgl. auch Abb. 2) (7). Nach dieser Prognose, die auch in Abb. 2 zum Aus- 
druck kommt, wird sich der Energiebedarf der Welt (ohne die kommunistischen 
Länder) im Jahre 2000 gegenüber dem Energieverbrauch für das Jahr 1972 verdop- 
peln. 

Abbildung 2 

Vermutliche Deckung des Weltenergiebedarfs durch die wesentlichen Primär-Energieträger bis 
zur Jahrhundertwende 
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Gleichzeitig wird sich der Anteil der Kernenergie am Gesamtenergiebe darf von 2 % 
im Jahre 1974 bei alternativen Annahmen auf 14 bzw. 21 % im Jahre 2000 steigern. 
Dies entspricht der Steigerung der gegenwärtigen Leistung von 82.000 MW auf 
913.000 MW bzw. 1.772 Mio. MW (8). Selbst bei den neuesten Prognosen müßten 
also 685 bzw. 1.194 KKWs vom Typ Biblis in der Welt (ohne die kommunistischen 
Länder) gebaut werden, um den Energiebedarf im Jahre 2000 zu decken. Allein in 
der Bundesrepublik wären 25 bzw. 80 neue KKWs desselben Typs erforderlich, um 
eine nach der Prognose notwendige Gesamtleistung von 50.000 bzw. 120.000 MW 
im Jahre 2000 zu erreichen (9). 


7 Bischof, Gerhard: Wirtschaftsgeologische Grundlagen der Weltenergieversorgung, in: 
Braunkohle Heft 1/2, 1978,8. 4 

8 Energy Global Prospects 1985 - 2000, a.a.0.,8. 192 f 

9 Ebenda, S. 203 
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Mögen diese Plan-Daten in einigen Jahren durch nicht vorhersehbare künftige 
Entwicklungen abermals überholt sein, so lassen sie dennoch eindeutig erkennen, 
daß an der ursprünglichen Absicht, die Kernenergie massiv auszubauen, nach wie 
vor festgehalten werden soll. Hierfür sprechen zwei real feststellbare Tendenzen: 


Tabelle 1 


Übersicht über die Gesamtaufwendungen für Energieforschung und Energietechnologien 1977 - 
1980 einschließlich Programm für Zukunftsinvestitionen (in Mio DM) (10) 


1977 1978 1979 1980 Summe 


2.1 Rationelle Energieverwendung im 
Anwendungs- und Sekundärener- 


giebereich: 
- Forschungsprogramm 86 93 102 110 391 
— Programm für Zukunftsinvesti- 

tionen 20 22 31 26 99 


2.2 Kohle und andere fossile Primär- 


eneıgieträger: 
— Forschungsprogramm 125 144 150 159 578 
— Programm für Zukunftsinvesti- 
tionen 58 103 114 87 362 
183 247 264 246 940 
2.3 Neue Energiequellen: 
— Forschungsprogramm 118 131 139 152 540 
— Programm für Zukunftsinvesti- 
tionen — 4 10 16 30 


2.4 Kernenergie: 


— Forschungsprogramm 1028 1066 1152 1170 4436 
— Programm für Zukunftsinvesti- ; 
tionen 1 14 34 47 96 


| er EDEL nennen re erEngeegrESEEGBarEe re 


1029 1100 1186 1217 4532 


Gesamtaufwendungen: 
-- Forschungsprogramm 1357 1454 1543 1591 5945 
— Programm für Zukunftsinvesti- 

tionen 79 143 189 176 587 


me a EEE rennen 


1436 1597 1732 1767 6532 


a ER 


10 Der Bundesminister für Forschung und Technologie (Hrsg.): Programm Energieforschung 
und Eneigietechnologien 1977 - 1980, Bonn 1977, $. 160 
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Zum einen jenes immer offener und offensiver werdende Eintreten aller bürgerli- 
chen aber auch sozialdemokratischen Parteien der kapitalistischen Länder für eine 
intensivere „friedliche Nutzung der Kernenergie“. Zum anderen aber — und dies ist 
noch wichtiger — der hohe Anteil der Forschungsausgaben für die Kernenergie auch 
in der Zukunft (vgl. die Tabelle 1). 

Die Angaben der obigen Tabelle belegen eindeutig, daß die Kemenergie im Ener- 
gieprogramm der Bundesregierung mit Abstand die wichtigste Position einnimmt. 
Von den für den Zeitraum 1977 - 1980 geplanten Gesamtaufwendungen von 6,5 Mrd. 
DM für Forschung und Zukunftsinvestitionen soll der Löwenanteil von 4,5 Mrd. DM 
ausschließlich für ‚Kernenergie, dagegen aber nur ein Betrag von 450 Mio. DM für 
neue Energiequellen (Kernfusion und Sonnenenergie) ausgegeben werden. Noch 
deutlicher dokumentieren die Ausgaben für „Zukunftsinvestitionen“ die Absicht 
der Bundesregierung, dem Ausbau der Kernenergie gegenüber den neuen Energie- 
quellen entgegen anderslautenden Behauptungen auch in Zukunft den Vorrang zu 
geben. Es stellt sich die wichtige Frage, wie dieses Eintreten für den massiven Aus- 
bau der Kernenergie begründet ist und dies trotz: 

— der von ihnen verharmlosten, aber keineswegs bestrittenen zahlreichen Sefahten 
und Risiken der Kernenergie 

— des Widerstandes breiter Bevölkerünssschiehtän: gegen den Ausbau dieser Energie. 
form. 

Welche Triebkräfte zwingen eigentlich die bürgerlichen und sozialdemokrati- 
schen Parteien dazu, in den Augen ihrer Wähler den Verlust ihrer Autorität, damit 
auch ihrer Legitimation, zu riskieren und auch in Kauf zu nehmen, daß Bürgerbe- 
wegungen sich zur autonomen politischen Kraft entwickeln und sich auch von ihnen 
. ab oder gar gegen sie wenden können? Die folgenden Ausführungen stellen den Ver- 
such dar, diese Frage zu untersuchen. " 

Im Interesse einer wissenschaftlichen Stringenz sollen die apologetischen und 
in der energiepolitischen Debatte sehr häufig angeführten Argumente von den tat- 
sächlich ausschlaggebenden Gründen für den Ausbau der Kernenergie unterschieden 
und diese wie im folgenden unter 2. und 3. in zwei aufeinanderfolgenden Schritten 
erläutert werden. In weiteren Schritten werden dann unter 4. und 5. die Implikatio- 
nen einer politischen Strategie gegen den Ausbau der Kernenergie angedeutet. 


2. Die Apologetik des massiven Ausbaus der Kernenergie 


Von den Verfechtern der Kernindustrie, insbesondere der Atomindustrie, fast aller 
übrigen Industriezweige, Parteien, Regierungen und in der Bundesrepublik auch der 
Gewerkschaften werden, wenn auch mit unterschiedlicher Gewichtung, insgesamt 
drei mehr oder weniger zusammenhängende Gründe für den Ausbau der Kernenergie 
angeführt: 

— Ausreichende Energieversorgung und Vermeidung einer „Energielücke‘““; 

— Nationale bzw. regionale Unabhängigkeit der Energieversorgung; 

— Sicherung der Arbeitsplätze und Wiedererlangung der Vollbeschäftigung. 
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Diese Argumente sollen im folgenden auf ihre Richtigkeit im einzelnen über- 
prüft werden. 


2.1. Ausreichende Energieversorgung und Vermeidung der „Energielücke‘“ 


Der massive Ausbau der Kernenergie ließe sich rein stofflich nur dann mit der Not- 
wendigkeit der Energiebedarfsdeckung rechtfertigen, wenn absehbar wäre, daß einer- 
seits alle fossilen Energieträger bald aufgebraucht sein würden, andererseits aber 
keine anderen Energieträger mehr zur Verfügung stünden. Dabei sind grundsätzlich 
zwischen der kurzfristigen, mittelfristigen und der langfristigen Deckung des Ener- 
giebedarfs zu unterscheiden. Die Entstehung einer „Energielücke“ für den Fall, daß 
der Bau von KKWs eingestellt oder aber auch verzögert wird, ist ein beliebtes Argu- 
ment der Interessenvertreter der Kernenergiewirtschaft. „Da die Verzögerung von 
Kernkraftprojekten nicht nur die sichere Versorgung unserer Bevölkerung mit elek- 
trischer Energie in Frage stellt, sondern auch erhebliche volkswirtschaftliche Nach- 
teile mit sich bringt, sollten sich alle Verantwortlichen, insbesondere auch behörd- 
liche Instanzen, um die Billigung der Kernenergie durch die Öffentlichkeit bemühen.“ 
So Professor Heinrich Mandel, Vorstandsmitglied der Rheinisch-Westfälischen Elek- 
trizitätswerke und Präsident des Deutschen Atomforums (11). In der Tat haben die 
behördlichen Instanzen und Politiker von dieser Empfehlung des Präsidenten des 
Deutschen Atomforums reichlich Gebrauch gemacht. Wie ist es aber tatsächlich mit 
dem Wahrheitsgehalt dieses Argumentes bestellt. Würden wirklich 1985 die Lichter 
ausgehen, wenn die geplanten KKWs nicht gebaut würden? Nach übereinstimmen- 
den Prognosen der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) und der 
Deutschen Ruhrkohle AG wird der Stromverbrauch in der BRD bis 1985 um maxi- 
mal 20.000 MW ansteigen. Während VDEW vorgibt, die zu erwartende Lücke aus- 
schließlich durch Ausbau der Kernkraftwerke decken zu können (12), kommt Karl 
Heinz Bund, der Vorstandsvorsitzender der Deutschen Ruhrkohle AG, zu einem 
ganz anderen Ergebnis. Nach seinen Angaben gibt es gegenwärtig in der BRD eine 
Überkapazität an Kraftwerksleistung von 8.000 MW. Für die Deckung der maximal 
fehlenden 12.000 MW im Jahre 1985 wären lediglich 8 Steinkohlekraftwerke (Dop- 
pelblöcke zu je 1.500 MW) erforderlich. Für die Deckung der notwendigen Stein- 
kohle wäre nicht einmal der Bau von neuen Bergwerken erforderlich: „Das ist mit 
den vorhandenen Kapazitäten im Rahmen einer Gesamtförderung von 94 Millionen 
Tonnen durch Umschichten des Absatzes weitgehend machbar,“ (13) Nun steht 
weder die Ruhrkohle AG gegenwärtig im grundsätzlichen Interessengegensatz zur 
Kernenergiewirtschaft — worauf unter 3.2 noch eingegangen wird — noch können 
Karl Heinz Bund Sympathien für die Bürgerinitiativen nachgesagt werden, 


il Mandel, Heinrich: Die Kernenergie und ihr künftiger Beitrag zur Energieversorgung, in: 
Zukunftorientierte Energie- und Rohstoffpolitik, Bonn-Bad Godesberg 1976, S. 59 

12 Frankfurter Rundschau vom 25.11.1976 

13 Die Zeit vom 25.3.1977. Vgl auch Odrich, Peter: Wieviel Strom fehlt wirklich, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2.5.1977 
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Tabelle 2 
Weltvorräte an fossilen Energie-Rohstoffen (Stand 1.1. 1975) 


insgesamt vorhanden \ vermutlich technisch nach heutigem Stand ökono- 
(Ressourcen) gewinnbar misch gewinnbar (Reserven) 
H 


Einheit Mrd. t vH Einheit Mrd. t vH Einheit Mrd. t v 


| Energieträger 

| SKE SKE SKE 
Steinkohle Mrd.t 7.900 7.900 63.5 Mrd.t 1.425 1.425 $ Mrd.t 420 420 47.4 
Braunkohle Mrd.t 3.570 1.900 15.3 Mrd.t 605 333 e | Mrd.t 230 125 14.1 

| Torf Mrd. t 210 90° 07 Mrd.t 210 90 B Mrd.t nicht bekannt 

ı Kohle (einschl. 

| Tom) 9.890 79.5 1.848 55.6 545 61.5 


| Erdöl | Mrd.t 725(1) 1.044 8.4 Mrd.t 290 418 12.7 Mrd. t 98 1a 15. 
| Erdgas | BillNm3 235 313 25 BiINm3 235 313 9.4 BillNm3 72 96 1 

| Ölsande (2) Mrd.t 340 490 3.9 Mrd. t 27063) 392 11.7 Mrd. t 40 57 
| Ölschiefer (4) | Mrd.t 490 7065 5.7  fMrd.t 245(5) 353 106 | Mrd.t 33 47 


| Kohlenwasser- 
| stoffe 2.552 20.5 


1.476 


1 Fossile Ener- 
| gieträger 12.442 100.0 


(1) Oil in place; (2) Ölinhalt; (3) Abbauverluste 20 vH; (4) Ölschiefer mit mehr als40 I Schieferöl/t Gestein,Ölinhalt; (5) Abbauver- 
luste 50 vH. 


Wie sieht es aber mit der mittelfristigen und langfristigen Energieversorgung 
aus? Die nach heutigem Stand ökonomisch, d.h. unter kapitalistischen Bedingungen, 
also mit Profit, gewinnbaren fossilen Energieressourcen werden von der Bundesan- 
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe in Hannover (BGR) auf 886 Mrd. t 
Steinkohleneinheiten. (SKE) beziffert (Tabelle 2) (14). Allein diese Vorräte reichen 
aus, um den gegenwärtigen Verbrauch von 8,2 Mrd. t SKE für über 100 Jahre zu 
decken: Die Erdölreserven dieser Kategorie für 34 Jahre und die festen Brennstoffe 
für 190 Jahre (15). Einer neuen C1A-Studie zufolge würden die bekannten Öl-Reser- 
ven für weitere 60 - 80 Jahre reichen (16). In einer vertraulichen ESSO-Studie ist 
sogar von unerschöpflichen Ölvorräten die Rede (17). In der Tat würden sich bei 
steigenden Rohstoffpreisen und weiterer technonolgischer Entwicklung die ökono- 
misch gewinnbaren fossilen Energieressoutcen vervielfachen. Die technisch produ- 
zierbaren, aber ökonomisch noch nicht rentablen fossilen Energieressourcen belaufen 
sich nach Angaben der BGR bereits jetzt auf 3.324 Mrd. t SKE und die insgesamt 
vorhandenen Ressourcen auf die astronomische Summe von 12.442 Mrd. t SKE 
(Tabelle2). Bei dem gegenwärtigen Energieverbrauch in der Welt von 8,2 Mrd. tSKE 
würden nach Angaben des DIW die Gesamtressourcen an Erdöl für 92 Jahre und an 
Kohle für beinahe 3.500 Jahre ausreichen (18). Bei einer Wachstumsrate von 2 % 
bzw. 3 % würden alle fossilen Energieträger zusammen den Gesamtenergiebedarf der 
Welt für 110 bzw. 86 Jahre decken. Die empirischen Fakten der offiziellen Quellen 
belegen eindrucksvöll, daß mittelfristig, aber auch langfristig, ausreichend fossile 
Energieträger in der Welt physisch vorhanden sein werden und auch technologisch 
verfügbar gemacht werden können. Ganz zu schweigen von den Möglichkeiten, die 
Sonnenenergie und die geothermische Energie in großem Maßstab nutzbar zu ma- 
chen. 

Die von der Sonne auf die Erde.eingestrahlte Energie wird auf ca. 178. Mrd. 
MW geschätzt. Sie entspricht ungefähr dem 22.000-fachen des gegenwärtigen Welt- 
energieverbauchs (19). Bei dieser Größenordnung fällt nicht ins Gewicht, daß nur 
ein Teil (64 - 70 %) dieser Energiemenge die Erdoberfläche erreicht. Nach Angaben 
von Hans Matthöfer ist „‚die Nutzung der Sonne für Warmwasserbereitung und 
Raumheizung, ja sogar die Umwandlung in elektrische Eneıgie prinzipiell kein tech- 
nisches Problem mehr“ (20). Sollte auf diesem Gebiet ein qualitativer Durchbruch 


14 Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe Hannover (Hrsg.): Die künftige Ent- 
wicklung der Energienachfrage und deren Deckung — Perspektiven bis zum Jahre 2000, 
Hannover 1977,8. 4 

15 Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits-, Preis- und Umweltaspekte der Energie- 
versorgung. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Sonderheft 113, Berlin 1976, 
$. 36 u. 49 

16 Frankfurter Rundschau vom 11.10.1978 

17 Neue Ruhr-Zeitung vom 30.8.1978 

18 Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits, Preis- und Umweltaspekte..., a.a.O., 
S. 38 u. 49. Nach Karl Friedrich von Weizsäcker reichen die Kohlereserven der Welt so- 
gar für knapp 4000 Jahre. Die Zeit vom 27.6.1975 

19 Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits-, Preis- und Umweltaspekte, a,2.0.,8. 58 

20 Matthöfer, Hans: Probleme einer zukunftorientierten Energie- und Rohstoffpolitik, in: 
Zukunftsorientierte Energie- und Rohstoffpolitik, a.a.0.,S. 20 
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erzielt werden, so würde die Menschheit über eine unerschöpfliche Eneıgiequelle 
verfügen, die zugleich auch die umweltfreundlichste ist. Auch der Nutzung von uner- 
schöpflicher geothermischer Energie in großem Maßstab werden von der BGR gute 
Chancen eingeräumt (21). Die angeblich zu erwartende „Energielücke‘“ ohne Kern- 
energie erweist sich als Popanz, der geeignet ist, die tatsächlichen Ursachen des Aus- 
baus der Kernenergie zu verschleiern. 


2.2 Nationale bzw. regionale Unabhängigkeit der Energieversorgung 


Die Unabhängigkeit von importierten Energierohstoffen, vor allem vom Erdöl der 
OPEC, wird insbesondere von den EG-Staaten als ein wichtiger Grund für den Aus- 
bau der KKWs angeführt. In dieseın Zusammenhang wird auf den vermeintlichen 
 „Ölboykott“ der OPEC im Oktober 1973 verwiesen (22). Aber auch die Vertreter 
der Kernenergiewirtschaft bedienen sich dieses Arguments (23). Um diesen Aspekt 
zu würdigen, bedarf es einer näheren Untersuchung der regionalen Verteilung der 
vorhandenen fossilen Energie-Rohstoffe. Von den über 1.000 Mrd. t SKE Erdöl ent- 
fallen über 65 % auf die Länder der ‚Dritten Welt‘, vornehmlich im Nahen Osten, 
während in allen OECD-Staaten insgesamt ca. 16 % der Erdölreserven vorkommen 
(Tabelle 3) (24). Diese konzentrieren sich im wesentlichen in Nordamerika. Die 
westeuropäischen Erdölreserven, einschließlich jener in der Nordsee, sind relativ be- 
deutungslos (25). So gesehen, sind die EG-Staaten in der Tat, zumindest kurzfristig, 
auf den Ölimport; vor allem aus den OPEC-Staaten, angewiesen. Weshalb sollte aber 
die Abhängigkeit der EG-Staaten vom OPEC-ÖI gerade durch den Ausbau der Kern- 
energie verringert werden? Denn berücksichtigt man die Verteilung der gesamten 
fossilen Energieträger, so wären auch andere Alternativen möglich. Die OECD-Staaten 
verfügen über mehr als 32 % aller fossilen Rohstoffe, während der Anteil der Länder 
der „Dritten Welt‘ lediglich knapp 12 % beträgt. Von ca. 3.000 Mrd. t SKE im Be- 
reich der OECD-Staaten insgesamt vorhandener Kohle entfallen immerhin 420 Mrd. 
t SKE auf Westeuropa (26). Diese Menge reicht aus, um den gegenwärtigen Primär- 
eneigieverbrauch Westeuropas von ca. 1,7 Mrd. t SKE 250 mal zu wiederholen. Bei 
einer Wachstumsrate des Energieverbrauchs von 2 bzw. 3 % würden diese Kohlere- 


21 Eine installierte Leistung von 100.000 MW im Jahre 2000 auf der Basis der geothermischen 
Energie wird von der BGR als möglich bezeichnet. BGR (Hrsg.): Die künftige ..., a.4.0., 
5.28 

22 Brunner, Guido: Energiepolitische Leitlinien der EG unter besonderer Berücksichtigung 
der Kernenergie, in: Probleme der Kernenergie, Bonn 1977, S. 28 

23 „Die Nutzung der Kernspaltungsenergie ermöglicht uns aber nicht nur eine ausreichende 
langfristige Deckung unseres Primärenergiebedarfs bis ins nächste Jahrtausend hinein, sie 
wird schon mittelfristig die Abhängigkeit der rohstoffarmen Industrieländer von einigen 
Primärenergieförderländern mindern.“ Mandel, Heinrich: Die Kernenergie und ihr künf- 
tiger Beitrag, a.a.O., $. 58 

24  BGR (Hısg.): Die künftige ..., a.a.0., S. 6 

25 Ebenda, S. 12 ff 

26  Ebenda,S.9f. 
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Tabelle 3 
Regionale Verteilung der auf der Erde insgesamt vorhandenen fossilen Energie-Rohstoffe 


(Stand 1. 1. 1975) 


Region Westl. Industrieländer Ostländer Entwicklungsländer Welt gesamt 
Enezgie- (OECD) 
träger Mıid.tSKE vH Mrd.tSKE vH Mrd.tSKE vH Mrd. tSKE vH 


Steinkohle € 5.630 
Braunkohle F R 883 
Torf . 48 


Kohlen 


Erdöl (1) 

Erdgas . 

Ölsande (Ölinhalt) 
Ölschiefer (2) (Ölinhalt) 


ı fossile Energierohstalfe 4.029 6.926 1.487 12.442 


(5m su (on place) 
(2) Ölschiefer mit mehr als 40 | Schieferöl/t 
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serven den gesamten Primärenergie verbrauch für immerhin 89 bzw. 71 Jahre decken, 
Würden diese Kohlereserven im wesentlichen für die Stromerzeugung eingesetzt 
werden so würden sie sich dementsprechend auf einen längeren Zeitraumerstrecken. 
Demnach dürfte eigentlich, wie z. B. von der Deutschen Ruhrkohle AG auch 
gefordert wird, der Anteil der Steinkohle am Energieverbrauch der EG-Staaten mas- 
siverhöht werden können. So könnte auch verhindert werden, daß durch den massi- 
ven Ausbau der Kernenergie anstelle der Abhängigkeit von den Öllieferländern eine 
neue Abhängigkeit von den Uranlieferländern entsteht. Denn über 80 % aller sicheren 
und wahrscheinlichen Reserven an Uran und Thorium der Welt kommen in 5 Län- 
dern, USA, Kanada, Australien, Südafrika und Schweden, vor. Die EG-Staaten (vor- 
nehmlich Frankreich) verfügen über 3 % der Ressourcen an spaltbarem Material (27). 
Die künftige Abhängigkeit der EG-Staaten von den Uranlieferländern wird, allein 
aus Gründen der viel stärkeren regionalen Konzentration der Uranressourcen, viel 
größer sein als die Abhängigkeit derselben von den OPEC-Ländern. Ebenso dürften 
die tatsächlichen Folgen der Abhängigkeit von den Uranlieferländern für die EG viel. 
verheerender sein als dies bisher bei den OPEC-Staaten der Fall gewesen ist, Ange- 
sichts der starken ökonomischen Rückständigkeit der politischen und vor allem 
. militärischen Abhängigkeit von den entwickelten kapitalistischen Ländern würden 
die OPEC-Staaten faktisch kaum in der Lage sein, ihre Öllieferungen einzustellen. 
Ganz anders aber verhält es sich im Falle der Uran-Lieferländer USA, Kanada, Süd- 
afrika und Australien. Die OPEC-Staaten haben mit einem Ölembargo im Oktober 
1973 nur gedroht, bzw. dieses für ganz wenige Tage tatsächlich verhängt. Kanada 
hat 1977 ein ganzes Jahr lang die Lieferung von Natururan an die EG gestoppt und 
damit den Beweis geliefert, wie sehr solche Abhängigkeiten auch und gerade zwi- 
schen den kapitalistischen Ländern bestehen. Dies ist auch den behördlichen Instan- 
zen durchaus bewußt: „Gewiß, die Gemeinschaft ist auch in ihrer Uranversorgung 
weitgehend auf Einfuhren angewiesen“ (28). So Guido Brunner, Mitglied der Kom- 
mission der EG. Dennoch sei diese Abhängigkeit eben keine Abhängigkeit. Denn 
„mit den Schnellen Brütern eröffnet sich eine Perspektive der Selbstversorgung“ 
(29). Hier werden also die für die Energieversorgung sicheren einheimischen Kohle- 
reserven, deren Gewinnung technologisch auf jeden Fall möglich ist; zugunsten 
eines Energierohstoffes aufgeben, dessen Nutzung einer möglichen technologischen 
Entwicklung in der Zukunft überlassen wird. Die selbständige Energieversorgung der 
EG rechtfertigt ebensowenig den Ausbau der Kernenergie in dieser Region, wie sie 
den massiven Ausbau dieser Industrie in den USA erklären kann, die neben Uran 
über die mit Abstand größten Reserven an fossilen Energierohstoffen verfügen (30). 


27 Ebenda, S. 24 

28 Brunner, Guido: Energiepolitische Leitlinien der EG, a.a.O., S. 30 

29  Ebenda 

30 Die USA verfügen über:ca. 23 % aller Kohlereserven, 7 % aller Erdölreserven, 11 % aller 
Erdgasreserven und knapp 40 % aller Ölreserven in Form von Ölschiefer und Ölsanden 
der Welt. BGR (Hrsg.): Die künftige ..., a.a.0.,S. 10 ff 
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2.3 Sicherung der Arbeitsplätze und Wiedererlangung der Vollbeschäftigung 


Ein Verzicht auf den Bau von KKWs oder gar eine Verzögerung, so wird behauptet, 
würde die Arbeitslosigkeit verstärken. Umgekehrt würde der Ausbau der KKWs zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit führen. Für die Bundesrepublik läßt sich nachweisen, 
daß die Atomindustrie und die mit ihr kooperierenden Zweige ursprünglich den Ak- 
zent ihrer Überlegungen in der öffentlichen Debatte über den Ausbau der KKWs auf 
das Arbeitslosigkeitsargument gesetzt hatten. So kündigte im November 1974 die 
Firma Hochtief, deren Beschäftigte zu 20 % für den Bau von KKWs eingestellt gewe- 
sen waren, die Entlassung einer Anzahl von Facharbeitern für den Fall an, daß sich 
der Bau des KKWs Whyl verzögere. Die Kraftwerkunion (KWU), der größte KKW- 
Hersteller der BRD, drohte Anfang 1975 mit Kurzarbeit, wenn nicht für 9 Aufträge 
aus dem Inland die erforderlichen Teilerrichtungsgenehmigungen erteilt würden (31). 
Die Angst um den Arbeitsplatz und die drohende Entlassung bzw. Kurzarbeit trieben 
nicht nur die betroffenen Beschäftigten auf die Straße, um für die Fortsetzung des 
Baus von KKWs zu demonstieren, sondern sie haben auch jenes Klima geschaffen, 
in dem die Mehrzahl der Einzelgewerkschaften und schließlich auch der DGB sich 
trotz innergewerkschaftlicher Kritik grundsätzlich für den Ausbau der Kernenergie 
haben treiben lassen (32). Von dem Arbeitsplatzargument wird durchaus in vielfäl- 
tigem Zusammenhang Gebrauch gemacht. Ein Verzicht auf die Kernenergie gefähr- 
de nicht nur die Arbeitsplätze der in der Atomindustrie und in der Energiewirtschaft 
tätigen Beschäftigten, sondern er gefährde, insbesondere aus Gründen einer zu er- 
wartenden „Energielücke‘ und der unvermeidlich eintretenden Konkurrenznachteile 
für die gesamte Industrie auf dem Weltmarkt, auch die Arbeitsplätze in der Volks- 
wirschaft insgesamt. Darüber hinaus sei für die Beseitigung der Arbeitslosigkeit wirt- 
schaftliches Wachstum erforderlich. Dies setze allerdings den Ausbau der Kernener- 
gie voraus. Hierzu seien einige relevante Stimmen angeführt. Auf einer Reaktorta- 
gung in Mannheim prognostizierte Anfang 1977 Hans Friedrichs (der ehemalige 
Bundeswirtschaftsminister) eine ‚„‚Absenkung des Bruttosozialproduktes mit spürba- 
ren Konsequenzen für die Arbeitsplätze‘ ab 1985, wenn keine neuen KKWs gebaut 
würden (33). In einem von ihm mit der Überschrift „Alle Energie-Optionen offen- 
halten“ formulierten Vorwort eines kürzlich veröffentlichten Buches, optierte 
Helmut Schmidt implizit für den Ausbau der Kernenergie: „Eine Volkswirtschaft, 
die nicht wächst, sondern stagniert, kann die nötigen Arbeitsplätze für die Arbeits- 
losen von heute und die arbeitssuchenden Jugendlichen von morgen nicht zur Ver- 
fügung stellen. Deswegen brauchen wir Wachstum, dieses Wachstum darf nicht am 
Energiemangel scheitern.“ (34) 
31 Vgl. Metz, Lutz: Arbeitsplätze durch Atomstrom, in Metz, Lutz/Wilke, Manfred (Hrsg.): 
Der Atomfilz, a.a.O,, S. 108 ff 
32 Vgl. Brandes, Volkhard: Die Atompolitik der Gewerkschaft, in Metz, Lutz/Wilke, Man- 
fred (Hrsg.): Der Atomfilz, a.a.O., S. 123 ff. Vgl. auch die Dokumentation über Entschlie- 
Bungen und Erklärungen verschiedener Gewerkschaften zu der Frage der Kernenergie, in 
Krüper, Manfred: Energiepolitik, a.a.0.,8. 158 ff 
33 Frankfurter Rundschau vom 1.4.1977 


34 Schmidt, Helmut: Alle Energie-Optionen offenhalten, in: Krüper, Manfred (Hrsg.): Ener- 
giepolitik, a.a.0.,$. 8 
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Eberiso unmißverständlich begründete Heinz Oskar Vetter anläßlich einer von 
der Friedrich Ebert Stiftung durchgeführten Tagung im Oktober 1977 die Option 
des DGB für den Ausbau der Kernenergie u. a. wie folgt; „Der DGB vertritt die In- 
teressen der gesamten Arbeitnehmerschaft. Dies schließt die Forderung nach Sicher- 
stellung einer ausreichenden Energieversorgung ein, die ihrerseits eine Voraussetzung 
für die Verwirklichung des Vollbeschäftigungszieles und für gesellschaftlich sinnvol- 
les Wachstum ist. (...) Der DGB vertritt die Interessen aller Arbeitnehmer, die mit 
Planung, Entwicklung, Bau, Betrieb und Entsorgung von Kernkraftwerken beschäf- 
tigt sind. Das schließt die Sorge um die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze ein. Das be- 
deutet, der DGB ist zum Ziel der Sicherung unserer künftigen Energieversorgung 
verpflichtet im Sinne einer notwendigen Bedingung für die Wiedererlangung der 
Vollbeschäftigung, für die Sicherung und Humanisierung unserer Arbeitsplätze und 
für die Erhaltung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft. Er 
ist der Energieversorgung ebenso verpflichtet, wie andererseits der Erhaltung gesunder 
und lebenswerter Umweltbedingungen.“ (35) 

Es gilt, diese verschiedenen Aspekte der Wechselbeziehung zwischen dem Aus- 
bau der Kernenergie und der Arbeitslosigkeit einer Überprüfung zu unterziehen. 

Nach einer Untersuchung des DIW werden durch den Bau eines Kernkraftwer- 
kes von 1.300 MW direkt und indirekt insgesamt 39.000 Arbeitsplätze, auf jedes 
einzelne Jahr während der Bauzeit von 8 Jahren verteilt, also 5.000 neue Arbeits- 
plätze, geschaffen (36). Diese’ Zahl müßte in Beziehung gesetzt werden zu der Zahl 
der Arbeitsplätze, die für den Bau eines Kohlekraftwerkes neu geschaffen würden, 
Aufgrund einer ebenfalls vom DIW durchgeführten Untersuchung würden beim Bau 
eines Kohlekraftwerkes mit vergleichbarer Leistung insgesamt ebenfalls 39.000 
Arbeitsplätze neu geschaffen werden (37). Dieser Vergleich. macht die Absurdität 
des Arbeitsplatzargumentes für den Bereich des Kraftwerksbaus deutlich. Noch ab- 
surder wird dieses Argument, wenn man bei diesem Vergleich auch den Energiebe- 
reich einbezöge. Der Verzicht auf KKWs zugunsten der Kohlekraftwerke würde in 
der Bundesrepublik, die über eigene Kohlereserven verfügt, ca. 8.000 Arbeitsplätze 
direkt für die Kohleförderung und weitere 3.000 durch die letztere induzierte Ar- 
beitsplätze erforderlich machen (38). Auch in den Ländern, die, wie Dänemark, 
keine eigenen Energierohstoffe besitzen, würde die Versorgung mit Atomstrom be- 
deutend weniger Arbeitsplätze erfordern als dies bei den alternativen Energieträgern 
der Fall ist (39). Diese Zusammenhänge werden von den Gewerkschaften durchaus 


jo tee ee —n 


35 Vetter, Heinz Oskar: Gewerkschaften und Energiepolitik, in: Probleme der Kernenergie, 
a.2.0.,S.21f 

36 Wochenbericht des Deutschen Istituts für Wirtschaftsforschung (DIW) vom 1. Juli 1977, 
S. 256 - 259 

37 Vgl. das alternative Arbeitspapier des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz, 
Frankfurter Rundschau vom 1.12.1977 

38  Fbenda 

39 Als Indiz hierfür können die sogenannten Arbeitsplatzkosten herangezogen werden. „In 
Dänemark würde der Kapitaleinsatz pro Arbeitsplatz bei der Versorgung durch Atom- 
strom rd. 130.000 DM betragen, bei den alternativen Energieträgern rd. 50.000 DM.“ 
Metz, Lutz: Arbeitsplätze durch Atomstrom, a.2.0.,S. 117 
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gesehen (40), wie auch von ihnen hervorgehoben wird, daß die direkte Auswirkung 
der Energiewirtschaft auf die Arbeitsplätze gering sei, da sie weniger als 2 % aller 
Erwerbstätigen beschäftige (41). Sie begründen ihre Option für den Ausbau der 
Kernenergie vielmehr, wie aus obigem Zitat Vetters hervorgeht, mit der gesamtgesell- 
schaftlichen Arbeitsplatzsicherung und mit dem Ziel der Wiedererlangung der Voll- 
beschäftigung. Damit sind wir bei dem Hauptargument der Befürworter der Kern- 
energie: dem magischen Dreieck Energie-Wachstum-V ollbeschäftigung. Unterstellen 
wir einmal, daß zwischen diesen drei Faktoren tatsächlich eine Wechselbeziehung 
besteht, so stellt sich doch die Frage, weshalb gerade der Atomstrom und nicht z.B. 
der Kohlestrom zum Wachstum und zur Vollbeschäftigung führen muß, Denn es hat 
sich gezeigt, daß es auf jeden Fall weder kurzfristig, noch mittelfristigan den tech- 
nologisch gewinnbaren alternativen Energierohstoffeh mangelt (42). Die Argumen- 
tation wäre zumindest logisch verständlich, wenn gleichzeitig begründet würde, daß 
der Atomstrom gegenüber der konventionellen Stromerzeugung bedeutend billiger 
ist. Inwieweit eine solche Begründung der Realität entspricht und inwieweit billige 
Energie dem Vollbeschäftigungsziel der Gewerkschaften dienlich ist, soll weiter 
unten eingehender untersucht werden. 


3. Die tatsächlichen Beweggründe für den massiven Ausbau der Kernenergie 


Wir haben oben gesehen, daß die in der öffentlichen Auseinandersetzung für den 
Ausbau der Kernenergie angeführten Argumente sachlich nicht hinreichend begrün- 
det sind und auch nicht begründet werden können, Welches sind aber die tatsächli- 
chen ‚Gründe des weltweiten Ausbaus der Kernenergie. Das positive Votum der 
Regierungen für den Ausbau der Kernenergie wird von den Gegnern der Kernenergie 
auf den Einfluß der Atomindustrie zurückgeführt. Die Atomlobby ist ein in diesem 
Zusammenhang oft verwendeter Begriff (43). Stellungnahmen und Erklärungen 
offizieller Seite, hier z. B. Helmut Schmidt, erhärten durchaus diesen Verdacht: 
„Ein totaler Verzicht auf die Option Kernenergie würde übrigens’ nicht nur 
wesentliche Teile der Energieversorgung unseres Landes gefährden, sondern auch 
die Entwicklungsmöglichkeiten der deutschen Nuklearindustrie als Exportindustrie 
abschneiden. Dieser Zweig trägt heute am Weltmarkt führend dazu bei, den Ruf der 


40 „Auch wenn ich mich dem Argument anschließe, daß die eingespielten spezialisierten 
und hochqualifizierten Arbeitsteams der Kernkraftwirtschaft zusammengehalten werden 
müssen, so ist doch darauf hinzuweisen, daß dies wiederum nicht auf Kosten der Arbeits- 
‚plätze in den Kohlerevieren an Ruhr und Saar gehen darf.‘ Vetter, Heinz Oskar: Gewerk- 
schaften und Energiepolitik 1977, a.a.O., $. 25 

41 Ebenda, S. 26 

42 In der kontroversen Diskussion über die Kernenergie geht es im wesentlichen um Kurz- 
fristige und mittelfristige Energieversorgung. Für die langfristige Energieversorgung ist die 
Technologie der Atomenergie (schneller Brüter) genauso ungelöst wie die Technologie 
aller anderen alternativen Energiestoffe auch. 

43 Das alternative Arbeitspapier des Bundesverbandes, a.a.O. Vgl. auch Metz, Lutz: Arbeits- 
plätze durch Atomstrom, a.a.0., 8. 107 ff 
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Bundesrepublik als fortgeschrittenes Exportland und als Anbieter von Spitzentech- 
nologie zu festigen. Unsere Nuklearindustrie ist ein überzeugendes Beispiel für den 
Typ zukunftsorientierter Industrie, dessen gezielte Förderung unter strukturpoliti- 
schen Aspekten immer wieder gefordert wird. Was an hochqualifizierten Arbeits- 
plätzen verlorengehen würde, wenn dieser Industriezweig zum Absterben verurteilt 
wird, Könnte durch kein Arbeitsmarktprogramm wieder wettgemacht werden‘‘(44). 
Wenn die Atomindustrie aus Gründen der internationalen Konkurrenz der 

Unterstützung der Regierung sicher sein kann, so kann und wird sie diese Unterstüt- 
zung erst recht auch auf dem Binnenmarkt erhalten, In der Tat kann durch den 
Ausbau der nationalen Kernenergie und die Sicherstellung eines gewissen Absatzes 
für die Produkte der Atomindustrie die Konkurrenzfähigkeit dieses Zweiges auf 
dem Weltmarkt flankierend gestützt werden, Dieser Zusammenhang kann sicher- 
lich als ein wichtiger Beweggrund für den Ausbau der Kernenergie angeführt wer- 
den. Hierfür spricht auch der Versuch der Atomindustrie, gerade nach dem Bau- 
stopp in der Bundesrepublik, in großem Umfang KKWs an das OPEC-Land Iran zu 
verkaufen (44a). Dieser Grund ist aber u.E. keineswegs der einzige. Der Einfluß der 
Atomindustrie auf die nationalen Energieprogramme kann den massiven Ausbau der 
Kernenergie höchstens in jenen Ländern erklären, die auch über diese Industrie ver- 
fügen. Er kann aber z.B. nicht erklären, weshalb Länder, wie Belgien, Schweiz, Ita- 
lien, Spanien, Niederlande, Österreich, Luxemburg etc., die nicht über entwickelte 
nukleare Technologien verfügen, ebenfalls das Ziel verfolgen, den Anteil der Kern- 
energie an ihrem nationalen Energieangebot massiv auszubauen, von den Ländern 
der „Dritten Welt‘, wie Pakistan, Indien, Argentinien und Brasilien, die bereits 
eine große Anzahl von KKWs in Auftrag gegeben haben, ganz zu schweigen. Ferner 

“ erklärt der Einfluß der Atomindustrie selbst in den Ländern mit entwickelter nukle- 
arer Technologie nicht hinreichend, weshalb die Stromerzeuger zwischen den Alter- 
nativen Kohle- oder Kernkraftwerke sich zunehmend für Kernkraftwerke entschei- 
den. Die weltweite Nachfrage nach Atomstrom, eine Nachfrage, die im Steigen be- 
griffen ist, kann nicht ausschließlich auf die Macht und den Einfluß der Atomindu- 
strie zurückgeführt werden. Für die Nachfrage nach Atomstrom an sich müssen u.E. 
andere Gründe vorliegen, die unten analysiert werden sollen. 


3.1 Steigende Energiekosten 


Rein technisch ist Produktion nichts anderes als Verwandlung der Wärmeenergie in 
mechanische Arbeit. Ohne diese Verwandlung ist die Formveränderung und Nutz- 
barmachung der Naturstoffe für den unmittelbaren Gebrauch und Verbrauch der 
Menschen nicht möglich. Wiederum rein technisch besteht der Unterschied zwischen 
vorindustriellen und industriellen Gesellschaften darin, daß in den ersteren der Ver- 


44 Schmidt, Helmut: Alle Energie-Optionen offenhalten, in: Krüper, Manfred: Energiepoli- 
tik, a.a.0., S. 9 


44a Näheres hierzu vgl. Massarrat, M.:. Der Schah ging einstweilen, es blieb das Regime. Do- 
kumentation in: Frankfurter Rundschau vom 27.1.1979 
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Tabelle 4 


Direkter und indirekter Energieeinsatz der Wirtschaftszweige 1972 je 100 DM Produktion für 
die Endnachfrage, jeweilige Preise (46) 


Energiekosten insgesamt 


Wirtschaftszweig direkt indirekt gesamt 

Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie 

(ohne Mineralölverarbeitung) 
Industrie der Steine und Erden 71.93 6.67 14.60 
Eisenschaffende Industrie i 10.95 T.68 18.63 
Eisen-, Stahl- und Tempergießereien 5.66 5.30 10.96 
Ziehereien und Kaltwalzwerke 2.85 9.51 12.36 
NE-Metallindustrie 5.23 5.25 10.48 
Chemische Industrie (1) 6.23 5.94 12.17 
Kautschuk- u. asbestverarb. Industrie 2.65 4.47 7.12 
Sägewerke u. holzverarb. Industrie 2.94 4.67 7.61 
Zellstoff- u. papiererzeugende Industrie 5.27 4.83 10.10 

Investitionsgüterindustrien 
Stahlbau 1.06 5.41 6.47 
Maschinenbau 1.58 3.69 5.27 
Straßenfahrzeugbau 1.84 4.78 6.62 
Luftfahrzeugbau 1.47 2.23 3.70 
Schiffbau 1.49 5.24 6.73 
Elektrotechnische Industrie 1.20 3.50 4.70 
Feinmechan. und opt. Industrie (2) 1.30 3.18 4.48 
Stahlverformung 2.75 6.64 9.39 
EBM-Industrie _ 1.88 5.20 7.08 

Verbrauchsgüterindustrien 
Feinkeramische Industrie 5.88 4.28 10.16 
Glasindustrie 6.85 5.88 12.73 
Holzverarbeitnede Indsutrie 1.47 3.51 4.98 
Musikinstr.- u. Spielwarenindustrie (3) 1.21 3.43 4.64 
Papier- und pappeverarbeitende Industrie 2.09 4.30 6.39 
Druckerei- und Vervielf.-Industrie 1.36 3.03 4.39 
Kunststoffverarbeitende Industrie 2.86 5.86 8.72 
Lederindustrie . 1.27 3.06 4.33 
Textilindsutrie 2:55 3.95 6.50 
Bekleidungsindustrie 0.81 3.03 3.84 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
Mühlenindustrie 1.93 6.30 8.23 
Ölmühlen- und Margarineindustrie 1.28 2.77 4.05 
Zuckerindustrie 4.32 6.58 10.90 
Brauereien und Mälzereien 2.71 3.02 5.73 
Tabakverarbeitende Industrie 0.46 0.79 1.25 
Sonst. Nahrungs- und Genußmittelindustrie 1.71 5.51 7.22 


(1) Einschließlich Kohlenwertstoffindustrie und chemische Fasererzeugung 

(2) Einschließlich Uhren 

(3) Einschließlich Schmuck waren- und Sportgeräte-Industrie 

Quelle: Wochenbericht des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, Berlin, Nr. 10, 
Januar 1974 
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wandlungsprozeß der Wärmeenergie in mechanische Arbeit im wesentlichen durch 
menschliche und tierische Muskelkraft erfolgte, während in den letzteren derselbe 
Prozeß immer mehr von der Maschine verdrängt wird. Vollzog sich die Formver- 
wandlung der Energie in den vorindustriellen Gesellschaften über einen biologischen 
Prozeß und mußte sie auch alsbald an dadurch gesetzte Schranken stoßen, so voll- 
zieht sie sich in der industriellen Gesellschaft über einen technologischen Prozeß, 
dessen Schranken daher auch technologischer Natur sind (45). Unter den spezifi- 
schen Bedingungen kapitalistischer Produktion drückt sich die Substitution der bio- 
logischen Umwandlung der Wärmeenergie in mechanische Arbeit durch die techno- 
logische darin aus, daß in den einzelnen Unternehmungen und daher auch in der 
gesamten Gesellschaft die technische und die organische Zusammensetzung des Ka- 
pitals historisch zunimmt. Die relative Zunahme des Maschinenparks (des Anlage- 
kapitals) gegenüber der Zahl der Beschäftigten (dem variablen Kapital), was ja eine 
andere Ausdrucksweise für die technische Zusammensetzung (bzw. die organische 
Zusammensetzung) des Kapitals ist, ist eigentlich nichts anderes als die quantitative 
Vermehrung der stofflichen Voraussetzungen für die technologische Umwandlung 
der Wärmeenergie in mechanische Arbeit. Die besonders in unserer Gegewart sich 
bemerkbar machende Tendenz der Automatisierung und der dagegen ausgebrochene 
Kampf vor allem in der Druckindustrie sind Erscheinungen eines weiteren Schrittes 
der unter kapitalistischen Bedingungen sich konfliktreich vollziehenden Verdrängung 
der biologischen durch die technologische Umwandlung der Wärmeenergie in me- 
chanische Arbeit. Ein größerer Anteil des Maschinenparks bzw. des Anlagekapitals 
bedeutet für den einzelnen kapitalistischen Betrieb, für die Branche und schließlich 
auch für die gesamte Gesellschaft relativ steigende Energiekosten, Die statistischen 
Daten für die Bundesrepublik belegen diesen Zusammenhang (vgl. die Tabelle 4). 
Demnach nimmt in der Rangfolge des Anteils der Energiekosten je Produktionsein- 
“heit 1973 die eisenschaffende Industrie der Bundesrepublik die höchste Position ein. 
Dieser folgen die Industrien der Steine und Erden, die Ziehereien und Kaltwalzwerke, 
die chemische Industrie, die Glasindustrie, die NE-Industrie, der Schiffbau, die Tex- 
tilindustrie, der Maschinenbau, die elektrotechnische Industrie, die feinmechanische 
Industrie, der Luftfahrzeugbau etc. Fast in derselben Reihenfolge nimmt die bran- 
chenspezifische Kapitalintensität ab und die branchenspezifische Arbeitsintensität 
zu (47). Was hier für verschiedene Branchen innerhalb eines Jahres gilt, kann auch 
für jede einzelne Branche über einen längeren Zeitraum empirisch nachgewiesen wer- 


45 Näheres hierzu: vgl. Massarrat, M.: Weltenergieproduktion und die Neuordnung der kapi- 
talistischen Weltwirtschaft, erscheint im Herbst 1979 beim Campus-Verlag 

46  Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits-, Preis- und Umweltaspekte, a.a.O., 
S. 170 

47 Nach einer Untersuchung der branchenspezifischen organischen Zusammensetzung des 
Kapitals in der Industrie der Bundesrepublik 1962 nimmt die organische Zusammenset- 
zung verschiedener Branchen in folgender Reihenfolge ab: chemische Industrie, Industrie 
der Steine und Erden, Fahrzeugbau, NE-Metallindustrie, Eisen- und Stahlindustie, Glas- 
industrie, Textilindustrie, elektrotechnische Industrie, Feinmechanik, Optik, Maschinen- 
bau, Schiffbau, Luftfahrzeugbau etc. Zschocke, Helmut: Kapitalstruktur und Kapitalver- 
wertung in der BRD-Industrie, IPW Forschungshefte 2/1974, Berlin (DDR) 1974,8.102 f 


51 


den (48). Akzeptieren wir die These, daß mit der Technologieentwicklung der An- 
teil der Energiekosten an den Produktionskosten steigt, der Anteil der Lohnkosten 
aber sinkt, so kann gefolgert werden, daß 
— erstens Energie als Kostenfaktor bei den betriebswirtschaftlichen Kalkulationen 
immer stärker in den Vordergrund rückt und so auch immer stärker die Konkur- 
renzfähigkeit der Kapitale bestimmt, 
— und zweitens dabei Lohn- und Energiekosten immer stärker als unmittelbar kon- 
kurrierende Kostenelemente miteinander in Beziehung gesetzt werden. 
In dem Maße aber, wie der Anteil der Energiekosten an den Produktionskosten zu- 
nimmt, wird auch die Preisdifferenz der alternativen Energieträger für den Kapitali- 
sten relevant. Die Preisdifferenz der alternativen Energieträger wird in den betriebs- 
wirtschaftlichen Kalkulationen und für die intersektorale und internationale Bewe- 
gung der Einzelkapitale dieselbe Bedeutung einnehmen wie die Differenz des inter- 
sektoralen und internationalen Lohnniveaus, welche nach wie vor ein wichtiger Be- 
stimmungsfaktor der Kapitalbewegung ist. Vor dem Hintergrund dieser Überlegun- 
gen stellt sich die Frage, ob der Atomstrom gegenüber den übrigen alternativen 
Energien Preisvorteile in bedeutender Höhe aufweist und ob von daher die offenbar 
zunehmende Nachfrage nach Atomstrom erklärt werden kann. 


3.2 Ökonomie des Atomstroms 


In der öffentlichen Auseinandersetzung wurde von den Befürwortern der Kernener- 
gie auffällig selten die Notwendigkeit des Ausbaus der Kernenergie mit Preisvorteilen 
des Atomstroms begründet. Hinweise, wie die des EG-Kommissions-Mitglieds Guido 
Brunner spielen fast durchweg eine sichtbar untergeordnete Rolle: 

„Die Gemeinschaft besitzt vor allem in Deutschland und Großbritannien gro- 
ße Kohlevorräte. Aber die Kohle ist schwer zu fördern und sie ist deshalb teuer. Wir 
können deshalb die Energieversorgung der Gemeinschaft nicht völlig auf heimische 
Kohle umstellen.“ (49) 

Nicht, daß der Preisvorteil bei der Anwendung der alternativen Energie vom 
kapitalistischen Standpunkt aus ein sachlich unwesentlicher und moralisch abwegi- 
ger Grund wäre, um ihn nicht so deutlich auszusprechen, wo doch das ökonomische 
Kalkül der Kostenminimierung und Nutzenmaximierung die Grundlage aller Ent- 
scheidungen nicht nur im Betrieb, sondern in der gesamten Gesellschaft ist. Nur 
scheint aber die Kernenergie nicht gerade jener Gegenstand zu sein, an dem die hi- 


storische Legitimation kapitalistischer Rationalität demonstriert werden Kann, Viel- 

RT ee 

48 Als ein Indiz, das ebenfalls auf eine mit sinkender Arbeitsintensität einhergehende Stei- 
gerung der Energiekosten hindeutet, kann der Stromverbrauch je Beschäftigter zugrunde- 
gelegt werden. Dieser steigt zwischen 1950 und 1970 in allen Industriebranchen der 
Bundesrepublik. In der chemischen Industrie z. B. steigt der Stromverbrauch je Beschäf- 
tigter von 26.102 kWh (1950) auf 43.131 (1960) und 58.547 (1970). Vgl. hierzu Kren- 
gel, R. u.a.: Produktionsvolumen und Produktionsfaktoren der Industrie im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1964, S. 87, und ders., Berlin 1971, S. 105 

49 _ Biunner, Guido: Energiepolitische Leitlinien der EG, a.a.0., S. 29 
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mehr eignet sich die Kernenergie und deren massiver Ausbau dazu, die hinter dem 
Schein der Rationalität der bürgerlichen Gesellschaft schlummernde Gewalt und de- 
struktive Kraft des Kapitals zum Vorschein zu bringen und so auch die moralische 
Legitimation der kapitalistischen Gesellschaftsordnung im Bewußtsein der breiten 
Bevölkerungsschichten zu erschüttern. Daher auch die fast intuitive Neigung der Ver- 
teidiger des Ausbaus der Kernenergie, den Preisvorteil des Atomstroms bei ihrer Ar- 
gumentation, wenn überhaupt, hintanzustellen und stattdessen, sich auf sachlich 
unbegründete, offenbar aber psychisch wirksame Argumente: die Lichter würden 
ausgehen, die Arbeitsplätze würden verlorengehen etc., zu stützen. Der m. E. wich- 
tigste Beweggrund des Ausbaus der Kernenergie, nämlich der Preisvorteil des Atom- 
stroms, bleibt den Überlegungen der Fachkreise vorbehalten. 

In der Tat wird dem Atomstrom gegenüber dem Hauptkonkurrenten, dem 
Kohlestrom, von den Energiespezialisten ein beachtlicher Preisvorteil zugerechnet. 
Nach einer Untersuchung der offiziellen Stellen wurden für die Bundesrepublik fol- 
gende Preise für Kohlestrom und Atomstrom in Abhängigkeit von der Ausnutzungs- 
dauer ermittelt, und zwar jeweils für ein. 1983 in Betrieb gehendes Steinkohle- und 
Kernkraftwerk (50). 


Ausnutzungsdauer h/Jahr 6500 5000 4000 3000 
Kohlestrom Pf/kWh 10.41 11.57 12.70 14.53 
Atomstrom. Pf/kWh 8.12 10.09 12.17 15.59 


Preisdifferenz zugunsten des Atomstroms Pf/kWh 2.29 1.48 0.53 1.06 


Die maßgebenden Vertreter der Kohleindustrie bestätigen in etwa das Ergebnis die- 
ser Untersuchung(51).Prof. Hans Karl Schneider, Direktor des Energie wissenschaft- 
lichen Instituts der Kölner Universität, gibt eine Preisdifferenz von 3 Pf/kWh zugun- 
sten des Atomstroms an (52). Nach Angaben derVDEW ist die Stromerzeugung aus 
Steinkohle gegenwärtig sogar „etwa um ein Drittel bis zur Hälfte teurer als in Kern- 
kraftwerken.“ (53) Auch in den USA soll nach übereinstimmenden Ergebnissen ver- 
schiedener Studien der Atomstrom gegenüber dem Kohlestrom billiger produziert 
werden können. Nach den Berechnungen einer der Studien bewegt sich der Preis für 
Kohlestrom zwischen 3.75 bis 5.28 Cents/kWh, während der Preis für Atomstrom 
zwischen 3.4 und 4 Cents/kWh um 10 % niedriger ist (54). 
Bei dem Vergleich der alternativen Strompreise sind allerdings folgende Fak- 
toren nicht berücksichtigt worden: 
— Die sozialen Kosten und Folgekosten sind weder beim Kohlestrom noch beim 
Atomstrom berücksichtigt. Die von den Rheinisch Westfälischen Elektrizitäts- 


50 Vgl. Krüper, Manfred (Hrsg.): Energiepolitik, a.a.O., S. 195 

51 „Darüber sind wir uns ja in der Zwischenzeit einig geworden, daß in dem Bereich zwischen 
4.000 oder 5.000 Stunden (gemeint ist die Ausnutzungsdauer im Jahr, M. M.) Kernener- 
gie und Kohle etwa gleich teuer sind. Darüber ist die Kernenergie billiger, darunter ist die 
Steinkohle 'billiger.“ Bund, Karl Heinz, Vorstandsvorsitzender der Ruhrkohle AG, Die 
Zeit vom 25.3.1977 

52 Die Zeit vom 10.6.1977 

53 Frankfurter Rundschau vom 25.11.1976 

54 Landsberg, Hans H.: Die Weiewerbspsaiuen der Kernenergie, in: Probleme der Kern- 
energie, a.a.0., S. 75 
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werken (RWE) ermittelte Kostenstruktur der beiden Energien (vgl. Abb. 3) (55) 
belegt diesen Sachverhalt. 


Abbildung 3 
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Während die aufgrund von (technologisch durchaus kontrollierbaren) freigesetz- 
ten Schadstoffen bei Kohlekraftwerken entstandenen sozialen Kosten überschau- 
bar und auch kalkulierbar sind, dürften die aufgrund einer möglichen atomaren 
Katastrophe entstandenen gesellschaftlichen Kosten unkalkulierbar groß sein. 
Vom gesamtgesellschaftlichen Standpunkt aus müßte allein aus Gründen einer 
rein ökonomisch, längerfristigen Überlegung die Kernenergie als eine alternative 
Energie grundsätzlich ausgenommen werden, Die Tatsache aber, daß unter den 
Bedingungen kapitalistischer Produktion die langfristigen gesellschaftlichen Ko- 


55 Ströbele, Wolfgang/Bauerschmidt, Rolf: Strategien einer alternativen Energiepolitik, 
a.a.0.,8.75 j 
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sten in den betriebswirtschaftlichen Kalkulationen unberücksichtigt bleiben, 
bringt jenen eklatanten Widerspruch der kapitalistischen Gesellschaft zum Aus- 
druck, .der zwischen den kurzfristigen Profitinteressen der Einzelkapitale und 
den tatsächlichen physischen, psychischen und kulturellen Bedürfnissen der 
Menschheit latent besteht. 

— Hiervon einmal abgesehen, sind im Preis des Atomstroms die Kosten für’ die 
Wiederaufbereitung der atomaren Brennstoffe und Endlagerung des Atommiülls 
nicht enthalten (56) (vgl. dazu auch die Abb. 3). Die Einbeziehung dieser Kosten 


Abbildung 4 
Das Niveau des Energiemarktpreises und ErasienairkEwerkegt in der BRD 1975 (57) 


DM/t 


Öl-Marktpreis = Energiepreisniveau 


i0u) 


Energieimarkiwertniveao 


min 


ul 


Me 


Öl-Listen- 
ie (265) 


Kohlemarkt 
preis 


200 
Steinkohle 


ol 
56 Mandel, Heinrich: Die Kernenergie und ihr künftiger Beitrag zur Energieversorgung, 
a.2.0.,8. 75 


57 Vgl. Massarrat, M.: Weltenergieproduktion und die Neuordnung der kapitalistischen Welt- 
wirtschaft, a.a.O., Kapitel 17.3. 
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dürfte den Wettbewerbsvorteil des Atomstroms auf jeden Fall mindern. 

‘— In dem obigen Preisvergleich für Kohlestrom und Atomstrom wurde ferner 
nicht berücksichtigt, daß das gegenwärtige Preisniveau für fossile Energieträger, 
also auch für Kohle in Europa und insbesondere in der Bundesrepublik, sehr 
wahrscheinlich erheblich über deren tatsächlichem Wert liegt. Mit Hilfe der rela- 
tiv hohen Mineralölsteuer (vgl. Abb. 4) wird u.a. die Konkurrenzfähigkeit der 
einheimischen Kohle gegenüber dem importierten Öl sichergestellt. 


Genaue Berechnungen haben aber ergeben, daß bei der für 1975 festgesetzten Höhe 
der Mineralölsteuer der Marktpreis der Steinkohle mit ca. 150 DM/t um ca. 45 DM/t 
über dessen tatsächlichem Wert liegt (58). Sind die Kohleproduzenten durch das 
künstlich angehobene Preisniveau in der Lage, in den Genuß eines monopolistischen 
Surplusprofits von 45 DM/t zu kommen, so verschlechtert dies die Wettbewerbspo- 
sition des Kohlestroms gegenüber dem Atomstrom, ein Effekt, der von der staatli- 
chen Seite durchaus beabsichtigt zu sein scheint. Durch das künstliche Anheben des 
Kohlepreises wird der Kohlestrom immerhin um ca. 0,6 Pf je kWh verteuert. 

Die künstliche Anhebung des Preisniveaus für fossile Energieträger scheint al- 
so ein Mechanismus zu sein, durch den die potentiell gegensätzlichen Interessen 
zweier konkurrierender Zweige, so paradox es auch erscheinen mag, miteinander 
gekoppelt werden. Dieser Mechanismus gewährleistet der Kohleindustrie monopo- 
listische Surplusprofite bei sicherem Absatz in der Größenordnung von der gegen- 
wärtig produzierten Kohle und er garantiert der Kernindustrie Expansion und auf 
lange Sicht auch ansehnliche Marktanteile an der Stromerzeugung (59). Mit diesem 


58 _ Die Grundlage der Marktwertbildung für fossile Energieträger (auch in der Bundesrepublik) 
ist der Wert der auf Steinkohlenbasis gewonnenen Wärmeenergie, Obwohl die Kosten für 
die Produktion von verschiedenen fossilen Rohstoffen (Rohöl, Steinkohle, Erdgas) sowie 
die Kosten für die Verarbeitung dieser (Wärmegewinnung aus diesen) aufgrund von unter- 
schiedlichen natürlichen Produktionsbedingungen und unterschiedlicher natürlicher Be- 
schaffenheit dieser Rohstoffe verschieden sind, ist der Wert für den Energiegehalt einheit- . 
lich. Ausgehend hiervon, bildet sich auf dem Markt ein einheitliches Energiemarktwert- 
niveau auch für die fossilen Rohstoffe heraus (gestrichelte Linie in der Abb. 4). Angesichts 
höherer Verarbeitungskosten der Kohle und des bedeutend geringeren Wertes der Neben- 
produkte der Kohle gegenüber dem Rohöl kann die Kohle für Wärmeenergiegewinnung 
nur bei einem vergleichsweise erheblich niedrigeren wirklichen Angebotspreis (1975 ca. 
105 DM/t) mit dem Rohöl konkurrieren (der tatsächliche Rohölpreis betrug 1975 ca, 
360 DM/t). Da aber der Ölpreis der OPEC mit ca. 200 DM/t weit unter dem tatsächlichen 
Rohölpreis von 360 DM/t lag (und liegt) konnte (kann) die Bundesregierung (auch die 
Regierungen anderer Industriestaaten) eine der Fläche A (Abb, 4) entsprechende Wert- 
masse in Form von Mineralölsteuer abschöpfen. Diese Mineralölsteuern waren (und sind) 
so hoch gesetzt, daß das Energiepreisniveau 1975 um einen Betrag von ca, 45 DM/t Roh- 

- öl über das Energiemarktwertniveau hinaufkletterte. Jene der Fläche B (Abb, 4) entspre- 
chende Wertmasse, die Bestandteil der Mineralölsteuer ist, geht zu Lasten der Verbrau- 
cher. Um diesen Betrag konnten (können) auch die Kohleunternehmen ihre Kohle teurer 
verkaufen als sie wert war (und ist). Nähere Begründung und differenzierte Darstellung 
der Preisbildungsprozesse für verschiedene Komponenten der Energieträger vgl. ebenda. 

59 So werden auch die Sympathien des Vorstandsvorsitzenden der Ruhrkohle AG, Karl 
Heinz Bund, verständlich, die er ganz offen der Konkurrenz entgegenbringt: „Unsere 
Aussage war immer, daß die Kernenergie ein notwendiger Bestandteil unserer Energie- 
wirtschaft ist. Das ist auch heute unverändert unsere Meinung.“ Die Zeit vom 25.3.1977 
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Mechanismus und durch den massiven staatlichen Eingriff (Mineralölsteuer) konnte 

also gleichzeitig den Interessen der exportabhängigen Zweige, der Kern- und der 

Kohleindustrie voll Rechnung getragen werden. Die Kosten für diese Koppelungs- 

geschäfte des Kapitals müssen aber von der werktätigen Bevölkerung getragen wer- 

den, die direkt bzw. indirekt die Differenz zwischen dem Wert und dem darüber lie- 
genden Preis der Energie zahlen muß, 

Unter Berücksichtigung der Kosten für die Wiederaufbereitung der Kernbrenn- 
stoffe und der Endlagerung des Atommiülls einerseits und des künstlich überhöhten 
Kohlepreises zumindest in der Bundesrepublik andererseits würde der kalkulierte 
Preisvorteil des Atomstroms gegenüber dem Kohlestrom gewiß relativiert werden 
müssen. In der Tat ist der Preisvorteil des Atomstroms auf der Grundlage des gegen- 
wärtig gültigen Energierohstoffpreises noch nicht in einer Größenordnung, die den 
"massiven Ausbau der Kernenergie rechtfertigen würde. Ganz andere Dimensionen 
dürfte allerdings dieser Preisvorteil annehmen, würde die künftige Entwicklung der 
Energierohstoffpreise zugrundegelegt werden. 

— Die Ressourcen an Erdöl und Erdgas als alternative Energierohstoffe für die 
Stromerzeugung sind, verglichen mit den Kohleressourcen, relativ beschränkt. 
Die OPEC-Staaten werden wahrscheinlich in naher Zukunft den Öl-Listenpreis 
nicht nur deshalb abermals rapide steigern. Dieser liegt, wie auch aus der Abb, 4 
hervorgeht, ohnehin erheblich unter dem tatsächlichen Niveau des Öl-Marktwerts. 
Ein solcher, auch aus hiesiger Sicht durchaus unvermeidlicher Schritt (60) konn- 
te bisher im wesentlichen durch den politischen Druck der kapitalistischen Staa- 
ten, vor allem der USA, verhindert werden (61). Vor dem Hintergrund einer sol- 
chen Entwicklung ist zu erwarten, daß der Preis eines auf der Erdöl- bzw. Erdgas- 
basis erzeugten Stroms erheblich ansteigen wird. 

— Ebenso wie der Preis für die fossilen Energierohstoffe Erdöl und Erdgas wird auch 
der Preis für Kohle wahrscheinlich erheblich ansteigen. Die Kohlereserven mit 
günstigsten natürlichen Bedingungen sind bereits weitgehend abgebaut. Mit zu- 
nehmendem Kohleverbrauch müssen die immer tiefer liegenden Kohleflöze in 
Angriff genommen werden. In den westeuropäischen Kohlebergwerken sind 
1000.m Tiefe längst überschritten. Mit steigender Tiefe nehmen aber auch die 
Kosten in der Regel überproportional zu. Die weitere Entwicklung der Technolo- 
gie dürfte dieser Tendenz nur teilweise entgegenwirken (62). Es dürfte von daher 
naheliegen, daß der Strompreis auf Kohlebasis mit aller Wahrscheinlichkeit eben- 
falls weit über das gegenwärtige Niveau ansteigen wird. 


60 Prof. Carl Friedrich von Weizsäcker erwartet die „unvermeidlich nächste Ölkrise“ für 
Mitte der 80er Jahre. Vgl. Neue Osnabrücker Zeitung vom 11.3.1978 

61 Näheres hierzu vgl. Massarrat, M.: OPEC und OECD-Kräfteverhältnisse und Perspektiven, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 10/78, 8.1219 ff 

62 Prof. Hans H, Landsberg, stellvertretender Direktor des Instituts ‚‚Ressources for the 
Future“ in Washington, kommt für die USA zu dem Ergebnis: „Es ist deshalb möglich, 
daß die Kohlepreise in einem Maß steigen werden, das die allgemeine Inflationsrate über- 
steigt.“ Ders.: Die Wettbewerbsposition der Kernenergie, a.a.0., S. 84. Angesichts der 
bedeutend ungünstigeren natürlichen Produktionsbedingungen dürfte diese Aussage in 
einem noch höheren Maße für Westeuropa gelten. 
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Eine ganz andere Entwicklung wird im Bereich der atomaren Energierohstoffe 
Uran und Thorium erwartet. Die Reserven an diesen Rohstoffen sind fast unver- 
braucht. Die Technologie der Produktion und vor allem der Anreicherung dieser 
Rohstoffe (63) steht — im Gegensatz zur Technologie der fossilen Rohstoffe, die 
eine 100jährige Geschichte hinter sich hat — erst am Anfang ihrer Entwicklung 
(64). Das gleiche gilt auch für die Technologie der atomaren Stromerzeugung. 
Die besonders hohe Energiedichte in den angereicherten Kernbrennstoffen macht 


. die Transportkosten vergleichsweise zu einem fast zu vernachlässigenden Kosten- 


bestandteil. Der Einsatz einer Tonne angereicherten Urans entspricht z.B. dem 
Energiegehalt von 88 000 t Steinkohle (65). Die gegenwärtig ökonomisch gewinn- 
baren sicheren und wahrscheinlichen Uranvorräte belaufen sich auf 355 Mrd. t 
SKE (66). Diese Menge entspricht in etwa den Reserven der Kohlewasserstoffe 
derselben Kategorie (vgl. Tabelle 2). Gegenwärtig dient Uran als Brennstoff für 
Leichtwasserreaktoren. Bei dem Einsatz des Schnellen Brutreaktors wird der 
Energiegehalt der Uran-Ressourcen erheblich vergrößert, da diese Reaktoren das 
Spaltmaterial durchschnittlich um das Sechzigfache besser ausnutzen (67). Bei 
einem kommerziellen Einsatz des Brutreaktors, dessen Gefahren und Risiken 
noch erheblich größer als die der Leichtwasserreaktoren sind (68), würde der 
Energiegehalt der sicheren und wahrscheinlichen Uran-Reserven von 355 auf 
21.300 Mrd. t SKE steigen. Bei dieser Technologie, deren Einsatz „für Ende der 
achtziger Jahre erwartet wird‘ (69), dürfte der Rohstoffpreis einen verschwin- 
dend kleinen Einfluß auf den Atomstrompreis haben, In diesem Umstand scheint 
uns der Hauptgrund eines bedeutenden Preisvorteils der Kernenergie in der Zu- 
kunft zu liegen. 


Die obigen Ausführungen mögen in Zusammenhang mit der Ökonomie des Atom- 
stroms auch deutlich gemacht haben, daß die in der öffentlichen Diskussion einge- 
führte Kategorie der „Beschränktheit der fossilen Energierohstoffe der Welt“ eine 
durchaus politökonomische Kategorie ist. Diese Rohstoffe sind „‚beschränkt‘“, nicht, 
weil sie in absehbarer Zeit stofflich gänzlich verbraucht sein werden und auch nicht 
deswegen, weil sie rein technologisch in naher Zukunft nicht mehr gewinnbar sind, 
sondern weil sie im Verhältnis zu nuklearen Brennstoffen alsbald an Konkurrenzfä- 
higkeit erheblich verlieren werden. Prof. Carl Friedrich von Weizsäcker brachte in 
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„Nach allen Berechnungen machen Uran und Anreicherung mindestens 80 % der Kosten 
für den Brennstoff-Kreislauf aus, wobei auf Uran etwa die Hälfte der Kosten, auf die An- 
reicherung etwa zwei Drittel entfallen. ( ....) Quantitativ gesehen folgere ich, daß die An- 
Teicherungskosten mit großer Wahrscheinlichkeit eher fallen als steigen.“ Ebenda, S. 80f 
Ebenda, S. 85 

Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits-, Preis- und UMSEIRSER, 2.2, 0, 
Ss.51f 

Ebenda, S. 52 

Ebenda, S. 53. Ferner Gabor, Dennis/Colombo, Umberto, u.a.: Das Ende der Verschwen- 
dung, a.a,0.,S. 64 f 

Ströbele, Wolfgang /Bauerschmidt, Rolf: Strategien einer alternativen Energiepolitik, a.a.O., 
Ss.73 

Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits-, Preis- und Umweltaspekte, a.a.0., 
Ss. 52f 
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einer Veranstaltung des Max-Planck-Instituts diesen Sachverhalt auf seine Weise 
zum Ausdruck. Die Entscheidung der politisch Verantwortlichen für die Kernener- 
gie ist seiner Auffassung nach „unter den gegebenen wirtschaftlichen Verhältnissen 
fast unvermeidlich und im Prinzip vertretbar“ (70) (Hervorhebung von M.M.).Der 
in naher Zukunft zu erwartende — wohlgemerkt bei einer rein betriebswirtschaftli- 
chen Betrachtung vergleichsweise erheblich .billigere — Atomstrom scheint in der 
Tat die.Haupttriebkraft des massiven Ausbaus der Kernenergie nicht nur in den ka- 
pitalistischen Ländern, sondern auch in den Ländern des ‚realen Sozialismus“ zu 
sein. Im Konkurrenzkampf der beiden ‚‚Weltsysteme““‘ sind die letzten Länder offen- 
bar gezwungen, auch die Kernenergie als unter den Bedingungen der kapitalistischen 
Produktion durchaus systemimmanente, ihrer Natur nach aber destruktive Techno- 
‚logie nachzuahmen. 


4.  Atomstrom, Weltmarktkonkurrenz, Vollbeschäftigung 


Wird Atomstrom in naher Zukunft erheblich billiger als Strom auf der Basis der al- 
ternativen Energien, so werden die nationalen Einzelkapitale desjenigen Landes, das 
über eine entwickelte Kernenergie verfügt, auf dem Weltmarkt einen auf niedrigere 
Energiekosten zurückzuführenden Konkurrenzvorteil erlangen, dies um so mehr je 
energieintensiver die exportintensiven nationalen Branchen sind. Die Daten der Ta- 
belle 5 belegen, daß die exportintensiven Industriebranchen der Bundesrepublik 
gleichzeitig auch sehr hohe, zumindest aber mittlere Energieintensität aufweisen. 


Tabelle 5 : 
Vergleich des Anteils der gesamten Energiekosten mit der Exportquote ausgewählter Industrien 
der Bundesrepublik Deutschland (71) 


Exportquote — Exportquote Anteil der gesamten 
- Energiekosten 1973 Energiekosten 
Industriezweige 


Eisenschaffende Industrie 28.8 18.6 
Chemische Industrie 33,9 12.2 
Maschinenbau 39.3 5.3 
Schienenfahrzeugbau 43.9 6.6 
Feinkeramische Industrie 30.3 10.2 


Es ist klar, daß eine, wie auch immer geartete, Verschiebung der Konkurrenzposi- 
tionen der nationalen Kapitale auf dem Weltmarkt auch Auswirkungen auf die Be- 
schäftigungssituation hat. Länder, die Konkurtenzvorteile, z.B. auf der Grundlage 
niedrigerer Energiekosten, besitzen, würden ihren Marktanteil international ausdeh- 
70 Neue Osnabrücker Zeitung vom 11.3.1978 


71 Dolinski, Urs/Ziesing, Hans-Joachim: Sicherheits-, Preis- und Umweltaspekte, a.a.0., 
5.172 
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nen, daher auch in der Lage sein, den Produktionsprozeß relativ zu erweitern, dies 
allerdings auf Kosten der übrigen Länder, die gezwungen sein werden, die Produk- 
tion relativ einzuschränken und die Produzenten zu entlassen. Ein Konkurrenzvor- 
teil auf dem Weltmarkt auf der Grundlage des billigeren Atomstroms würde aller- 
dings nur kurzfristig zur Verbesserung der nationalen Beschäftigungssituation füh- 
ren, da die übrigen Länder, um den Konkurrenzvorteil wieder wettzumachen, als- 
bald ebenfalls zur Anwendung derselben Energie übergehen werden. Dieser Mecha- 
nismus dürfte auch den Zwang erklären, dem außer führenden kapitalistischen In- 
dustrienationen offensichtlich auch kleinere Länder bei dem massiven Ausbau der 
Kernenergie am nationalen Energiebedarf ausgesetzt sind, 

Mögen die nationalen Kapitale aller Länder durch die Verallgemeinerung des 
ökonomischen Nutzeffekts des Atomstroms bei sonst gleichbleibenden Bedingun- 
gen ihre ursprüngliche Konkurrenzposition wiedererlangen, so steht doch fest, daß 
dabei in allen Ländern die Arbeitsplätze wegrationalisiert und durch die billigere 
Atomenergie substituiert worden sind. Auf lange Sicht dürfte daher der Beschäfti- 
gungseffekt der Nutzung des billigeren Atomstroms — und dies übersehen gerade die 
Gewerkschaften der Bundesrepublik — in allen kapitalistischen Ländern, also auch 
in dem Land, das ursprünglich die Verwendung des Atomstroms eingeleitet hat, 
eher negativ sein. Wenn das stoffliche Substitutionsverhältnis der Energieumwand- 
lung durch den Menschen einerseits und durch den technologischen Prozeß anderer- 
seits im Produktionsprozeß nicht bestritten wird, so liegt es nahe, daß unter kapi- 
talistischen Bedingungen der Mensch bzw. der Arbeitsplatz umso schneller von der 
Technologie substituiert wird, je niedriger die Kosten dieser Technologie sind. Mit 
seinem Eintreten für die langfristig billige Kernenergie setzt sich der DGB zunächst 
dafür ein, daß auf jeden Fall die vorhandenen Arbeitsplätze rascher überflüssig ge- 
macht werden. Ob die freigesetzte Arbeit neue Beschäftigung findet, hängt davon 
ab, ob und in welchem Maß gleichzeitig neue Produktionszweige entstehen und das 
Produktionsvolumen ausgeweitet wird. Die weltweite Entwicklung der letzten Jah-. 
re zeigt aber, daß der erstere Prozeß sich offensichtlich schneller vollzieht als der 
letztere. Bei einem weiteren Ausbau der Kernenergie dürfte folgerichtig die Schere 
der Arbeitsplatzvernichtung und der Arbeitsplatzneuschafffung noch weiter und ra- 
scher auseinanderklaffen. 

Gerade an der internationalen Wechselbeziehung der nationalen Ökonomien 
im Zusammenhang mit dem Ausbau der Kernenergie wird die Herrschaft des Kapi- 
tals über den Menschen besonders deutlich. Nicht die an den tatsächlichen Bedürf- 
nissen der Menschen orientierten Überlegungen haben zur Nachfrage nach Atom- 
strom und zur Entwicklung der Kernenergie geführt, sondern die Konkurrenz: die 
Konkurrenz der Einzelkapitale im nationalen Rahmen, die Konkurrenz der nationa- 
len Kapitale innerhalb der kapitalistischen Länder und schließlich auch die Konkur- 
renz der beiden „Systeme“ im Weltmaßstab. 
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5, Schluß 


Bei dem Ausbau der Kernenergie geht esnach übereinstimmenden Aussagen um die 
„sichere Energieversorgung“ der nächsten Jahrzehnte. Für-eine langfristige Energie- 
versorgung sind aber alle Möglichkeiten, technologisch über unerschöpfliche Energie- 
quellen zu verfügen, noch offen. Die technologische Lösung der Kernfusion fällt ge- 
nauso in den Rahmen der Möglichkeiten der langfristigen Energieversorgung, wie 
die umfassende Nutzung der geothermischen Energie oder der Sonnenenergie (72). 
Selbst Vertreter der Atomindustrie schließen die Möglichkeit der verstärkten Nut- 
zung z.B. der Sonnenenergie nicht aus (73). Für die Energieversorgung einer Über- 
gangszeit stehen rein stofflich und technologisch alternativ auf der einen Seite die 
diversen fossilen Energierohstoffe, auf der anderen Seite die atomaren Energieroh- 
stoffe Uran und Thorium zur Verfügung. Die bisher bekannten Ressourcen an fossi- 
len Energierohstoffen würden bei einer 2 bzw. 3-%igen Wachstumsrate des Energie- 
verbrauchs den Energiebedarf der Welt für 110 bzw. 86 Jahre decken. Dieser Zeit- 
raum müßte eigentlich gänzlich ausreichen, um die technologischen Voraussetzun- 
gen für massenhafte Nutzung der umweltfreundlichen und unerschöpflichen Energie- 
quellen (Sonnenenergie und geothermische Energie) zu entwickeln, ohne deshalb 
die Forschung für die sichere Ausschaltung von Risiken der Kernenergie aufgeben 
zu müssen. Dennoch haben die kurzfristigen, rein betriebswirtschaftlichen Zwänge 
schon längst die Weichen für den Ausbau der Kernenergie gestellt, Mit dem offenen 
Eintreten für diese bereits eingeleitete Entwicklung scheinen jene der Kapitallogik 
unterworfenen gesellschaftlichen Kräfte diese nachträglich nur noch rechtfertigen 
zu wollen. Hieran ändert sich auch nichts, wenn die Akzente verschieden sind. Ob- 
wohl auch sie die Risiken der Kernenergie nicht bestreiten, halten sie dennoch de- 
ren Ausbau für unvermeidlich. 

„Bei realistischer Einschätzung unserer Ressourcen und unserer technologi- 
schen Möglichkeiten ist jedoch derzeit die Kernspaltungsenergie die einzige Energie- 
form, die in der Lage ist, in den nächsten Jahrzehnten fossile Primärenergieträger 
weitgehend zu substituieren und unsere Hauptenergiequelle zu werden. Aber auch 
die Kernspaltungsenergie wird in der Geschichte der Energiewirtschaft ihre begrenz- 
te Zeit der Nutzung haben. Damit werden ihre Probleme zeitlich und quantitativ be- 
schränkt und daher überschaubar bleiben, was die Gegner der Kemenergie überse- 
hen.“ (74) 

So Prof. Heinrich Mandel, Präsident des deutschen Atomforums. Wenn es tat- 
sächlich zutrifft, daß die Kernspaltungsenergie historisch eine begrenzte Nutzung 


72 Teller, Edward: Gibt es gegenwärtig in der Energieversorgung der Industriestaaten echte 
Alternativen zur Kerneneigie, in: Probleme der Kernenergie, a.a.O., S. 141 ff. Ferner 
Matthöfer, Hans: Forschung und Technologie für eine zukunftsorientierte ..., 2,2.0., 
$. 18 ff; ders.: Energien der Zukunft — Welche Rolle spielt die Kernenergie, a.a.0.,8.12 
ff, Ströbele, Wolfgang/Bauerschmidt, Rolf: Strategien einer alternativen Energiepolitik, 


a.a.0.,$8. 86 

73 Mandel, Heinrich: Die Kernenergie und ihr künftiger Beitrag zur Eneigieversorgung, 
a.2.0.,S. 57 

74 Ebenda 
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haben wird, dann spricht dies gerade dafür, auf diese Energie ganz zu verzichten, 
und so zu verhindern, daß deren radioaktive Reste für tausende und abertausende 
von Jahren der Menschheit überlassen werden. Tröstet Mandel die Gegner der Kern- 
energie mit zeitlicher und quantiativer Begrenztheit von deren Gefahren, so rechnet 
Hans Matthöfer die unheilvollen Folgen der möglichen Katastrophenrisiken der 
Kermenergie gegen die technologisch durchaus regulierbaren Schadstoffe bei der 
Energiegewinnung aus fossilen Energieträgern auf: 

„Gegner der Kernenergie verweisen darauf, daß die Erzeugung radioaktiver 
Abfälle, erst recht eventuelle Unglücksfälle, die radioaktives Material freisetzen, 
nicht mehr rückgängig gemacht werden können, Dies ist richtig. Aber ebenso rich- 
tig ist, daß die Verbrennung fossiler Energiequellen und die damit verbundene 
Schadstoffreisetzung für lange Zeit irreversibel sind.‘ (75) 

Auf ebenso wackligen Fundamenten steht auch die Rechtfertigung des ge- 
schäftsführenden Bundesvorstandes des DGB, Alois Pfeiffer, der die Option des 
DGB für den Ausbau der Kernenergie damit zu rechtfertigen versucht, „‚daß jede 
gesellschaftliche Güterabwägung zwangsläufig zu einer Kompromißformel führen 
muß.“ (76) Welche Güter werden aber von dem DGB auf die Waagschale gelegt: 

„Das jetzige und zukünftig mögliche Ausmaß an Arbeitslosigkeit kann zu ei- 
ner ernsthaften Belastungsprobe für unsere Gesellschaft werden. Eine etwaige Ener- 
gielücke könnte zu zusätzlichen Arbeitslosen und damit zu einer zusätzlichen Be- 
lastung führen, eine Entwicklung, die unsere wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Existenzgrundlage ernsthaft in Frage stellen würde und sozial unerträglich wäre. 
Dies ist das eigentliche Risiko, das den Sicherheits- und Umweltrisiken der Nutzung 
der Kernenergie gegenübersteht.‘“ (77) Katastrophenrisiko also gegen Arbeitsplatz- 
sicherung, richtiger gegen die Illusion der Arbeitsplatzsicherung. Daß die Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit, ja die Verteidigung der vorhandenen Arbeitsplätze, durch den 
Ausbau der Kernenergie wahrscheinlich eine Illusion bleiben wird, wurde oben be- 
gründet. Mit dem Eintreten für den Ausbau der Kernenergie offenbart der DGB sein 
Dilemma, gegen das ureigene Interesse verstoßen zu müssen, wenn er der Logik des 
Kapitals folgt. Kapitalistische Produktionsweise scheint ohne Kernenergie nicht 
mehr denkbar zu sein. In ihrem Kampf gegen diese destruktive Technologie stößt 
die von breiten Bevölkerungsschichten getragene Anti-Atombewegung immer deut- 
licher an die Schranken des kapitalistischen Wirtschaftssystems und dessen Gewalt- 
apparat. Es wird für diese Bewegung unvermeidlich sein, ihr uneingeschränktes 
Votum gegen die Kernenergie mit dem Votum gegen den Kapitalismus zu verbinden. 


R-  nu2 Ü  n  3 
"75 Matthöfer, Hans: Energie der Zukunft — Welche Rolle spielt die Kernenergie, a,a.0., 
5.16 
16. Pfeiffer, Alois: Gewerkschaften und Kernenergie, in: Krüper, Manfred: Energiepolitik, 
a.a.0.,S. 31 s 
77 Ebenda, S. 34 
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Helmut Migge ; 
Kapitalakkumulation, Umweltschutz und Gesellschaftliche Interessen* 


Die Möglichkeit, die Grenzen und die Wirkung von Umweltschutzmaßnahmen in 
kapitalistischen Industriegesellschaften werden recht verschieden eingeschätzt — so- 
wohl von Vertretern der herrschenden Verhältnisse als auch von Autoren mit kriti- 
schen und marxistischen Auffassungen. In seinem Aufsatz über „‚Das Entstehen eines _ 
ökologisch-industriellen Komplexes“ stellte Martin Gellen fest: „Umweltschutz be- 
deutet neue Investitionsmöglichkeiten, neue Einnahmequellen und neue Gewinne; 
je mehr Schmutz, desto besser“ (1) (1972; 211). Auch Gerhard Kade sah in der gan- 
zen Umweltdebatte nur die Vorbereitung für eine ‚neue und gigantische Welle der 
Kapitalakkumulation und Profitmacherei“ (1972; 31). Auf der anderen Seite wurde 
— verstärkt in jüngster Zeit — auf wachstumshemmende Konsequenzen des Umwelt- 
schutzes hingewiesen und behauptet, daß durch Umweltschutzvorschriften und -bür- 
gerinitiativen Investitionen in Milliardenhöhe verhindert werden; der Öffentlichkeit 
wurde dabei ein absoluter Interessengegensatz von Umwelt und Wirtschaft sugge- 
riert (vgl. z. B. Spiegel 1978 a). Anhänger der herrschenden Wirtschaftstheorie kon- 
struierten sogar einen komplementären theoretischen Zusammenhang zwischen Wirt- 
schaftswachstum und Umweltqualität: je mehr Wirtschaftswachstum, desto weniger 
Umweltqualität und umgekehrt (Nowotny 1974; 114). Andre Gorz versuchte diese 
Wirkung des Umweltschutzes mit dem tendenziellen Fall der Profitrate zu erklären: 
Umweltschutz bedeute, „daß bislang freie und unbegrenzte Ressourcen reproduziert 
werden müssen“; dadurch werde ein weiterer Anstieg der notwendigen Kapitalmen- 
ge für die Produktion einer bestimmten Warenmenge notwendig; dies verstärke den 
Druck auf die Profitrate (1977; 21). Umweltschutz scheint also doch nicht im In- 
teresse des Kapitals und der Industrie zu liegen. Gegen diese Verallgemeinerung spre- 
chen aber Hinweise auf Kapitalinteressen wie der folgende: „In einem Vortrag, den 
er vor einigen Jahren in Paris hielt, wunderte sich Henry Ford darüber, daß man sich 
über den Umweltschutz ärgere, eröffne dieser doch den Unternehmern gute Betäti- 
gungs- und Gewinnmöglichkeiten. Die Kapitalisten sehen es selbst also doch anders: - 
nicht aus der erhabenen Sicht des ‚Gesamtkapitals‘, sondern aus der bornierten Sicht 
des Einzelkapitals.“ (Stamatis 1977, 52) Aber nicht nur den Interessen einzelner 


* Für Anregungen danke ich besonders Fritz Wartenpfuhl. 

1 Eine amerikanische Wirtschaftszeitschrift formulierte: „Im Dreck sitzt Speck“ und der 
potentielle Markt für Umweltschutzgüter wurde auf über 25 Mrd, Dollar in den USA 1970 
geschätzt (ebd.; 207 £.). In der BRD werden bis 1985 allein für Anlagen der Abwasseirei- 
nigung und Wasseraufbereitung Investitionen von 41 Mrd, DM erwartet; für den franzö- 
sischen Markt sogar ein Investitionsvolumen dafür von 50 Mrd, DM (Jarre 1978; 85). 
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kurzsichtiger Kapitale scheint Umweltschutz dienen zu Können, sondern auch einem 
gesamtwirtschaftlichen Wiederaufschwung: Gerd Fleischmann (1975; 18) glaubt, daß 
gezielte innovative Investitionen — zum Beispiel im Umweltschutzbereich — am ehe- 
sten die Wirtschaft aus der Wachstumsstockung herausführen können. Wilhelm Han- 
kel (1977) sieht sogar „das eigentliche, ‚ungesättigte‘ Investitionspotential“ im Um- 
weltschutz, in der Rohstoff- und Energieeinsparung. 

Also: fördern nun Umweltschutzinvestitionen das wirtschaftliche Wachstum, 
den kapitalistischen Akkumulationsprozeß? Oder wird durch Umweltschutz die Ka- 
pitalakkumulation behindert? 

Ich glaube, daß die Frage, ob die wachstumsfördernden Wirkungen in der 
wirklichen Entwicklung überwiegen oder nicht, auf der theoretisch analytischen 
Ebene nicht vorentscheidbar ist und nur mit Hilfe von empirischen Untersuchungen 
jeweils im nachhinein entschieden werden kann. Auf der analytischen Ebene läßt 
sich aber immerhin genauer angeben, welche Faktoren den Wachstumsprozeß in die- 
se oder jene Richtung beeinflussen. — Erst recht scheint mir die Frage theoretisch 
unlösbar, ob kapitalistische Industriegesellschaften imstande sind, ihre Produktion 
so zu steuern und das systemnotwendige Wachstum weitgehend zu entmaterialisie- 
ren, daß die ökologischen Grenzen des Wachstums nicht berührt werden (worauf ja 
die Strafe einer ökologischen Katastrophe steht), — oder ob deswegen nicht doch 
auf jeden Fall grundlegende Organisationsprinzipien der kapitalistischen Gesellschaft 
geändert werden müssen und die Grenzen des Wachstums eben die Grenzen der ka- 
pitalistischen Produktionsweise sind, wie ja von vielen Marxisten schon seit Anfang 
der Debatte über die Grenzen behauptet wurde (z.B. Immler 1974): demnach ge- 
lingt es den Kapitalismus abzuschaffen, oder der ökologisehe Untergang ist gewiß. 
Nur glaube ich eben, diese Frage nach der Qualität und den Grenzen kapitalistischen 
Umweltschutzes ist letzten Endes nicht vorentscheidbar. Ich meine dazu folgendes: 
Es gibt keine ausreichenden Gründe dafür, daß es dem Kapitalismus nicht gelingen 
sollte, den absoluten ökologischen Grenzen des Wachstums auszuweichen und sie zu 
vermeiden, wobei er sich freilich vielleicht in einen — auf der Oberfläche mehr oder 
weniger freundlichen — „Öko-Faschismus“ (Gorz 1977; 75 ff.) transformieren könn- 
te; umgekehrt gibt es keine genügenden Argumente dafür, daß der Kapitalismus auf 
jeden Fall die ökologische Problematik bewältigt; gute Gründe sprechen aber dafür, 
daß kapitalistische Strukturen auch aus ökologischen Gründen wesentlich in sozia- 
listischer Richtung verändert werden müssen, um einer weltweiten Öko-Katastrophe 
oder einem wie auch immer gearteten Öko-Faschismus zu entkommen. 

In diesem Aufsatz will ich versuchen, einige Hinweise zu geben auf den Einfluß 
des Umweltschutzes auf den möglichen Verlauf und die Struktur kapitalistisch indu- 
strieller Entwicklung sowie auf Widersprüche, an denen die Arbeit von Sozialisten 
ansetzen könnte. Dieser Versuch soll mit Hilfe von Aussagen der marxistischen 
Theorie und den Ergebnissen einiger jüngerer Untersuchungen zu dem Thema unter- 
nommen werden. 
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1. Kapital und Umweltschutz: tendenzieller Fall der Profitrate 


Umweltschutzinvestitionen bedeuten fast immer eine Steigerung der technischen 
Zusammensetzung des Kapitals: größere Anlagen, mehr Maschinen und Apparate 
stehen nach solchen Investitionen meist einer gleichen Anzahl von Arbeitern gegen- 
über. Das hat in der Regel auch eine Veränderung der wertmäßigen Zusammenset- 
zung des Kapitals zur Folge: der Wert der in den Produktionsanlagen vergegenständ- 
lichten Arbeit steigt gegenüber dem Wert der diese Anlagen in Bewegung setzenden 
lebendigen Arbeit — die organische Zusammensetzung des Kapitals steigt. Im Ge- 
gensatz zu den meisten anderen Investitionen steigert Kapitalanlage im Umwelt- 
schutzbereich jedoch nicht direkt die Produktivität der Arbeit (nur in Ausnahme- 
fällen) und kann systematisch höchstens die Ökonomie der Anwendung eines Teils 
des konstanten Kapitals: der Rohstoffe steigern. Die mehr oder weniger umwelt- 
freundliche Herstellung der gleichen Waren erfordert meist einen höheren Einsatz 
von Kapital. Investitionen im Umweltschutzbereich sind daher für den unmittelba- 
ren materiellen Produktionsprozeß nur beschränkt reproduktiv: sie steigern in der 
Regel nicht die Produktion von Mehrwert in bezug auf das konstante und variable 
vorgeschossene Kapital und dienen meist nur mittelbar der Sicherung der natürli- 
chen Grundlagen der materiellen Produktion; sie können freilich systematisch die 
Wirtschaftlichkeit der Ausnutzung der Rohstoffe, auch aus der Sicht des Einzelka- 
pitals, steigern. Der beschränkt reproduktive Charakter des Umweltschutzes bedeu- 
tet auch nicht, daß für bestimmte Einzelkapitale entsprechende Güter nicht produk- 
tiv sind: die Produktion dieser Güter kann für einzelne Kapitalisten mit Profit er- 
folgen — vom Standpunkt des Gesamtkapitals aus und für die anderen Kapitalisten 
werden durch Umweltschutzausgaben in der Regel die Profitrate und -masse redu- 
ziert. (Vgl. dazu allgemein Cogoy 1973 und Stamatis 1977) Dieser mehrfach wider- 
sprüchliche Charakter erklärt auch zum großen Teil die Widersprüchlichkeiten auf 
der Erscheinungsebene, wie sie am Anfang beschrieben worden sind. Umweltschutz 
im Kapitalismus ist objektiv widersprüchlich: aus der Sicht einzelner Kapitale ist er 
produktiv, weil er profitable Produktionsmöglichkeiten bietet; aber andererseits 
gilt aus der Sicht des Gesamtkapitals, daß die Kostpreise und die Profite der Um- 
weltbranche von den Profiten der anderen Sektoren bezahlt werden müssen und die 
Umweltschutzgüter, obwohl sie in das konstante Kapital eingehen, meist nicht sy- 
stematisch die Produktivität steigern; dabei sind sie doch notwendig für die (lang- 
.fristige) Sicherung der natürlichen Produktionsgrundlagen, deswegen können sie die 
Ökonomie der Anwendung des konstanten Kapitals steigern. Umweltschutzgüter 
sind aus der Sicht mancher Einzelkapitalisten produktiv, anderer unproduktiv und 
insgesamt nur beschränkt reproduktiv im unmittelbaren Produktionsprozeß des Ka- 
pitals. 

Die durch Umweltschutzinvestitionen gestiegene organische Zusammenset- 
zung des Kapitals trägt zum tendenziellen Fall der Profitrate bei. Dieser Fall macht 
sich im Sinken der Kapitalrentabilität bemerkbar, bewirkt durch fallende Kapital- 
produktivität, die wiederum aus der gestiegenen Kapitalintensität der Produktion 
resultiert. Der Druck auf die Profitrate mobilisiert beim Kapital entgegenwirkende 


67 


Tendenzen (vgl. Hirsch 1973; 218 £.): 

a) Konzentration 

b) Erhöhung der Mehrwertrate 

c) Verlangsamung des Anstiegs der organischen Zusammensetzung 

Diese Tendenzen treten beim Umweltschutz folgendermaßen in Erscheinung: 

a) Konzentration: Wie zum Beispiel eine empirische Untersuchung in der BRD er- 

geben hat, sind gerade die Wirtschaftsbereiche, die den höchsten Monopolisierungs- 

- und Oligopolisierungsgrad aufweisen, unmittelbar am höchsten mit Umweltschutz- 
kosten belastet (2). Die Monopole und Oligopole stehen deswegen aber keineswegs 
mit dem Rücken zur Wand, sondern sind mit entsprechender Preis- und Finanzpoli- 
tik in der Lage, diese Kosten fast vollständig zu überwälzen, nämlich zum Teil auf 
kleinere und mittlere Kapitale, während die diese Möglichkeit nicht haben (Ewring- 
mann/Zimmermann 1978; 74 f.). Die Kapitale versuchen, ihre nominale Profitrate 
mittels Preissteigerungen zu halten; gelingt ihnen die Durchsetzung der erhöhten 

Preise aufgrund ihrer Marktmacht,, so können sie tatsächlich ihre reale Profitrate hal- 

ten und zwar zuerst auf Kosten der kleineren, weniger mächtigen Kapitale, die des- 

halb früher oder später als selbständige Kapitale aufhören müssen zu existieren: sie 
werden durch Konkurs entwertet oder schon vorher von den größeren Kapitalen zu 

Preisen aufgekauft, die unter ihrem bisherigen Marktwert liegen (3) (4). Für eine 

umweltschutzbedingte Verstärkung der Konzentration spricht auch der technologi- 

sche Umstand, daß Umweltschutzanlagen aus technischen Gründen oft unteilbar 
sind und — sofern dies doch möglich — kleinere Anlagen bedeutend kostenungünsti- 
ger arbeiten, so daß Umweltschutzaufwendungen für kleinere Betriebe überpropor- 
tional ansteigen (ebd.; 73) (5). Weiterhin wird wiederholt vermutet, daß gerade die 

Monopole und Oligopole sich so weit diversifizieren, daß sie Teile der Umweltschutz- 

here 

2 Nach einer Befragung des Batelle-Instituts werden für den Zeitraum 1975 - 79 die Sekto- 
ren Chemie/Steine/Erden 34,65 Mıd. DM, Eisen/Stahl/NE-Metalle 17,05 Mrd. DM, Stahl/ 
Maschinen/Fahrzeugbau 3,45 Mrd. DM, Holz/Papier/Leder/Textilien 3,0 Mrd. DM und 
Nahrung/Genußmittel 2,55 Mıd. DM für Umweltschutz aufwenden (Ewringmann/Zim- 
mermann 1978; 74). 

3 Die größeren Kapitale können dadurch auch ihr konstantes Kapital stofflich vergrößern, 
ohne dabei die wertmäßige, die organische Zusammensetzung in gleichem Maße zu stei- 

ern. B 

4 So sehen Meißner und Hödl „Konzentrationsbewegungen durch Aufkauf von Unterneh- 
men, die aufgrund der Umweltpolitik in Ertragsprobleme geraten“; die finanziellen Mittel 
für Umweltschutzinvestitionen können von größeren Unternehmen aufgrund besserer 
Möglichkeiten bei der Selbstfinanzierung und am Kapitalmarkt leichter erbracht werden 
als von kleinen und mittleren Unternehmen (1977; 89, 83). Auch Jarre schreibt: ‚Die 
These von der umweltschutzbedingten Unternehmenskonzentration liegt damit auf der 
Hand“ (1978; 84). 

5 Dies läßt sich bisher jedoch empirisch kaum erhärten; so hat sich gezeigt, „‚daß sich mit 
zunehmender Betriebsgröße bisher keineswegs günstigere umweltschutzbezogene Betriebs- 
kostenrelationen feststellen ließen“. Dies Ergebnis ist allerdings vorsichtig zu interpretie- 
ren: „Die festgestellte relativ niedrige Belastung kleinerer und mittlerer Betriebe kann ... 
einen hohen Nachholbedarf signalisieren, der auf eine bisher großzügige Handhabung von 
Umweltnormen gerade gegenüber dieser Gruppe von Unternehmen zurückgeführt werden 
könnte“. (Ebd.; 73 £.) 
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güterindustrie aufnehmen (ebd.; 75) — so daß also bei ihnen der durch Umwelt- 
schutzkosten bedingte Fall der Profitrate durch die Gewinne des Umweltschutzsek- 
tors ausgeglichen werden kann (6). 

b) Erhöhung der Mehrwertrate: Die durch Umweltschutzkosten induzierte Erhöhung 
der Preise wird nicht nur auf Kosten der nicht so marktstarken kleineren Kapitale 
durchgesetzt, sondern auch auf Kosten der Käufer der Waren, auf die die Kosten- 
steigerungen letzten Endes abgewälzt werden: auf Kosten der Käufer der Konsum- 
waren, der Lohnempfänger. Soweit die Löhne nicht erhöht werden, erhöht sich da- 
durch die Mehrwertrate: der Anteil des Wertes der Arbeitskraft am neuerstellten 
Wertprodukt wird zugunsten des Mehrwerts verkleinert.Die Gewerkschaften werden 
versuchen darauf zu dringen, die Preissteigerungen durch Lohnerhöhungen auszu- 
gleichen und die Mehrwertrate zu halten; inwieweit ihnen das gelingt, hängt von ih- 
rer Stärke ab, die unter anderem auch wesentlich vom Verlauf und Stand der Kapi- 
talakkumulation bestimmt wird (Vgl. dazu Meißner/Hödl 1977; 82, 145). 

c) Verlangsamung des Anstieges der organischen Zusammensetzung durch 

— Vergrößerung der Produktivkraft der Arbeit: Diese Möglichkeit steht dem Kapi- 
talin der Regel,nämlich mit der herrschenden Entsorgungsstrategie im Umweltschutz, 
nicht zur Verfügung; Produktivitätsverbesserungen können nur bei umweltschutzin- 
tegrierten Produktionsprozeßinnovationen auftreten (siehe dazu Abschnitt 3). 

— Steigerung der Wirtschaftlichkeit bei der Nutzung des konstanten Kapitals: Eine 
Steigerung der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals, der Nutzung 
der Rohstoffe kann durch Umweltschutzinvestitionen systematisch (auch mit einer 
leicht modifizierten Entsorgungsstrategie) erreicht werden. Schon Marx hat gesehen, 
daß es eine „Ökonomie der Exkremente der Produktion durch ihre Wiederbenut- 
zung“ und eine „Ökonomie bei der Erzeugung von Abfall, also die Reduktion der 
Produktionsexkremente auf ihr Minimum und die unmittelbare Vernutzung, bis 
zum Maximum aller in die Produktion eingehenden Roh- und Hilfsstoffe“ gibt 
{MEW 25; 112). Das Kapital wird immer bestrebt sein, die (Umweltschutz-)Investi- 
tionen zu verbilligen und die Ausnutzung des konstanten Kapitals zu steigern. Für 
die Steigerung der Wirtschaftlichkeit bei der Nutzung der Rohstoffe gilt aber sicher 
folgende Bedingung: „Die Verteuerung der Rohstoffe bildet natürlich den Antrieb 
zur Vernutzung der Abfälle.“ (Ebd.; 111). Mit zunehmender Ausbeutung der Natur 
werden Rohstoffe freilich teurer, da sie knapper werden, keine „freien“ Güter mehr 
darstellen und immer mehr Arbeit auf ihre Gewinnung und (Wieder-)Aufbereitung 
verwandt werden muß. Investitionen zur ‚Vernutzung der Abfälle“ werden von 
Einzelkapitalen freiwillig nur vorgenommen werden, wenn sie sich innerhalb des 
einzelkapitalistischen Planungszeitraumes rentieren (7). 


6 Auch hierfür findet sich derzeit noch kein empirischer Beleg; offensichtlich bestimmen 
augenblicklich kleinere Unternehmen noch den Umweltschutzmarkt (ebd.; 76; auch 
Jarre 1978; 85); eine genauere empirische Analyse des Umweltschutzmarktes steht aller- 
dings noch aus, erste Hypothesen dazu sind formuliert von Ullmann/Zimmermann (1977). 

7 So hat z. B. die Dow Corning Company (USA) eine Anlage für 2,7 Mio. Dollar zur Lutit- 
reinhaltung errichtet, die die Rückgewinnung und Wiederverwendung von Chlor- und 
Wasserstoffverbindungen im Werte von 0,9 Mio. Dollar jährlich ermöglicht (Gerau 1977; 
260). 
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— Abwälzung der Umweltschutzkosten auf den Staat: Wenn es Kapitalisten gelingt, 
die Kosten für die notwendigen Umweltschutzmaßnahmen auf den Staat abzuwäl- 
zen, können sie die Steigerung der organischen Zusammensetzung ihres Kapitals ver- 
hindern und den Druck auf die Profitrate für sich abwehren. Dabei gibt es zwei Mög- 
lichkeiten der Abwälzung: die nötigen Umweltschutzeinrichtungen werden als Infra- 
struktur direkt vom Staat erstellt und betrieben (8) oder die Kosten dafür werden 
den privaten Kapitalbesitzern vom Staat in Form von Subventionen u.ä. zugesteckt 
(Meißner/Hödl 1977; 82). Die für die (Umweltschutz-)Infrastruktur und Subventio- 
nen aufzubringenden Mittel bilden fürs Kapital Kosten, die ohne diese staatlichen 
Aktivitäten unmittelbar als Kosten für einzelne Kapitale auftreten würden, und so 
als Steuerabzüge allgemein ‚‚den privatkapitalistischen Akkumulationsfond beschnei- 
den“ (Altvater u.a. 1976; 107). Die Verlangsamung des Anstiegs der organischen 
Zusammensetzung des Kapitals wird also erkauft durch eine partielle Enteignung 
und staatliche Umverteilung der Profite und einer partiellen Verstaatlichung der Pro- 
duktion, — Staatsaktivitäten freilich mit der funktionalen Ausrichtung auf die Ver- 
besserung der privaten Kapitalverwertungsbedingungen. 

Das Kapital hat somit erstens ein Interesse daran, daß der Staat die notwendi- 
gen Umweltschutzmaßnahmen finanziert (so z.B. Ronge 1972; 117) und zweitens, 
daß die staatlichen Aufwendungen nicht durch Abzüge von den Profiten, sondern 
von den Löhnen finanziert werden. Um den Umweltschutz zu finanzieren, muß der 
Staat entweder die Profite oder die Löhne verstärkt besteuern — in welchem Maß 
und Verhältnis die Löhne und Profite beschnitten werden, hängt unter anderem 
auch vom Verlauf und Stand der Kapitalakkumulation ab. In beschränktem Maß 
kann der Staat auch zur Defizitfinanzierung übergehen in der Hoffnung, dieses De- 
fizit mit dem durch die Finanzspritze induzierten Wachstum und den daraus folgen- 
den Mehreinnahmen decken zu können. 

Der Staat scheint mit der Tätigung und Unterstützung von Umweltschutzin- 
vestitionen und der Setzung von Umweltschutznormen wirtschaftliches Wachstum 
(Expansion der Umweltschutzindustrie) steuern zu können. Diese Politik wäre dann 
erfolgreich, wenn eine akkumulationsfördernde „profitable Balance zwischen gesetz- 
lichen Emissionsbeschränkungen und der Duldung weiterer Umweltzerstörung“ her- 
gestellt wäre und damit der Konflikt gelöst „zwischen .der Gewinnorientierung der 
‚Produktion‘ von Umweltqualität und dem gewinnmindernden Aufwand von Emis- 
sionsschutzmaßnahmen“ (Gerau 1977; 267, 253). Aber kann der Staat eine solche 
wachstumsträchtige Profitbalance eigentlich herstellen und stabilisieren? Was sind 
die Bedingungen staatlicher „Umweltschutzwirtschaftspolitik“ im Kapitalismus? 


8 Dabei trägt der verstaatlichte Umweltschutz in der Form der Infrastruktur folgenderma- 
ßen zur Verlangsamung des Anstiegs der organischen Zusammensetzung bei: „Infolge der 
‚politischen‘ Preisgestaltung in den verstaatlichten Sektoren werden die Produkte dieser 
Sektoren unter ihrem Wert an das private Kapital verkauft bzw. als unverkäufliche Ge- 
brauchswerte zur Verfügung gestellt. Das kommt einer partiellen Entwertung bestimmter 
Elemente des konstanten Kapitals gleich ... Der größte Teil des verstaatlichten Sektors 
bildet im materiellen Sinne einen Teil des gesellschaftlichen fixen Kapitals, jedoch nicht 
im wertmäßigen,“ (Deutschmann 1973; 185 f.) 
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2.  Kapitalakkumulation, Umweltschutzinvestitionen und Staat 


Die „Entwicklung der kapitalistischen Produktion macht eine fortwährende ‚Steigerung des in 
einem industriellen Unternehmen angelegten Kapitals zur Notwendigkeit und die Konkurrenz 
herrscht jedem individuellen Kapitalisten die immanenten Gesetze der kapitalistischen Produk- 
tionsweise als äußere Zwangsgesetze auf. Sie zwingt ihn sein Kapital fortwährend auszudehnen, 
um es zu erhalten und ausdehnen kann er es nur vermittelst progressiver Akkumulation.‘“ (MEW 
23; 618) „Dies ist Gesetz für die kapitalistische Produktion, gegeben durch die beständigen Re- 
volutionen in den Produktionsmethoden selbst, die damit beständig verknüpfte Entwertung von 
vorhandnem Kapital, den allgemeinen Konkurrenzkampf und die Notwendigkeit, die Produktion 
zu verbessern und ihre Stufenleiter auszudehnen, bloß als Erhaltüngsmittel und bei Strafe des 
Untergangs.“ (MEW 25; 254 f.) 
Andererseits wird kein Kapitalist ja direkt gezwungen, den von den Arbeitern ge- 
schaffenen Mehrwert produktiv zu akkumulieren; wenn der für die Verwandlung 
des Mehrwerts in produktives Kapıtal erwartete Profit zu gering ist oder überhaupt 
kein Gewinn zu erwarten ist, wird der Kapitalist den Mehrwert als Geldkapital zu ver- 
leihen suchen, um die Zinsen einzustreichen. Die „Akkumulation erschlafft ..., weil 
der Stachel des Gewinns abstumpft“ (MEW 23; 648). Die notwendige Bedingung für 
die Aufrechterhaltung des Akkumulationsprozesses ist daher das Vorhandensein 
von gewinnträchtien, produktiven Anlagemöglichkeiten für das Kapital. Gewinn- 
trächtige Produktion erfordert einen umso größeren Kapitalvorschuß, je höher der 
Stand der Produktivkräfte. Je entwickelter die Produktivkräfte, desto größer die 
Menge an vergegenständlichter Arbeit (Produktionsanlagen, Rohstoffe), die in Be- 
wegung gesetzt werden muß, um konkurrenzfähig zu produzieren; desto größer die 
Menge des notwendigen Kapitalvorschusses, umso kleiner (erstmal) die Profitrate. 
Überproduktion und Überakkumulation, brachliegende Produktionskapazi- 
täten und unbeschäftigte Arbeitskräfte; Kapitalüberschuß auf der einen Seite, vaga- 
bundierendes Geldkapital auf der Suche nach Verwertungsmöglichkeiten, das aber 
keine oder nur solche mit zu geringem Verwertungsgrad findet — auf der anderen 
Seite Kapitalmangel, weil die erforderliche disponible Akkumulationsmasse, die 
notwendig ist, um konkurrenzfähig zu produzieren, im Verhältnis zur vorhandenen 
Masse der einzelnen Kapitale zu groß ist: das sind die Kennzeichen der kapitalisti- 
schen Krise, der erschlafften Akkumulation. Um den Akkumulationsprozeß wieder 
aufzurichten und weiter voranzutreiben, muß der ‚‚Stachel des Gewinns“ wieder an- 
gespitzt werden: es muß ein Ausgleich zwischen den einzelnen Geldkapitalen und 
Warenkapitalen (die in produktives Kapital verwandelt werden wollen), zwischen 
‘ den verschiedenen privaten Anbietern und Nachfragenden hergestellt werden, — es 
müssen wieder profitablere Produktionsmöglichkeiten mit sicherer Gewinnrealisation 
geschaffen werden, Das ist im Kapitalismus bisher immer auch gleichzeitig mit der 
Krise gelungen: in der Krise vollziehen sich die Entwertungs- und Umstrukturierungs- 
prozesse, die notwendig sind, um gewinnträchtige Produktion und deren Realisation 
zu sichern. Die Mehrwertrate kann steigen, da die Gewerkschaften nicht imstande 
sind, aufgrund der vielen freigesetzten Arbeiter und der Angst der Beschäftigten, 
den Arbeitsplatz zu verlieren, die Reallöhne zu steigern oder auch nur zu halten 
(schon bei gehaltenen Reallöhnen steigt ja bei wachsender Produktivität der Arbeit 
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die Mehrwertrate). Viele kleinere Kapitale müssen Konkurs anmelden, sie werden 
entwertet (dadurch werden die in dem obigen Marxzitat angesprochenen Entwer- 
tungsprozesse durch technologische Veränderungen auch auf der Ebene des Markt- 
geschehens gewaltsam durchgesetzt); die kleineren Kapitale werden mit größeren 
zusammengefaßt, die dem Stand der Produktivkräfte und den Nachfrageverhältnis- 
sen auf dem (Welt-)Markt entsprechend umstrukturiert werden können und die Pro- 
duktion und Realisation eines ausreichenden Profits für die weitere Reproduktion 
- und Akkumulation versprechen: der zukünftige Bestand des Kapitals kann gesichert 
werden. 

Aufgrund der wachsenden Komplexität und Vergesellschaftung der Produktion 
{Zunahme der gesellschaftlichen und internationalen Arbeitsteilung, gesteigerte Ein- 
beziehung der Natur in die materielle Produktion) kann der gesamtgesellschaftliche 
Zusammenhang nur immer unzureichender und krisenhafter über private Konkur- 
renzmechanismen hergestellt werden und die Rolle des Staates wird immer wichti- 
ger. Der Staat hat in einer kapitalistisch organisierten Gesellschaft die Aufgabe, die 
formellen und materiellen allgemeinen Produktionsbedingungen herzustellen und zu 
sichern. Der Staat muß versuchen, den gesamtgesellschaftlichen Reproduktionszu- 
sammenhang herzustellen und zu sichern. Der Staat sollte die strukturellen Verände- 
rungen der Produktion so steuern, daß die gesamtgesellschaftlichen Bedürfnisse und 
Ziele nicht verletzt werden und die durch privatkapitalistische Konkurrenzverhält- 
nisse entstandenen gesellschaftlichen und natürlichen Disproportionen ausgeglichen 
werden. Dabei ist die Steuerungskapazität des Staates nicht sehr groß, da er nicht 
direkt in die private Produktion eingreifen kann. Die Allokation der gesellschaftli- 
chen und natürlichen Produktionsressourcen sowie die Gestaltung des Produktions- 
prozesses wird nicht nach gemeinsam gesellschaftlich getroffenen Entscheidungen 
vollzogen, sondern privat; gemeinsam gesellschaftliche Entscheidungen wären ex 
ante koordinierbar, während private Entscheidungen im Gesamtzusammenhang 
durch den Staat nur ex post korrigiert werden können und von vorneherein ledig- 
lich durch die Setzung bestimmter Rahmenbedingungen beeinflußt werden können. 

Mit der wachsenden Einbeziehung der Natur in die Produktion wird ihre Ge- 
staltung und Nutzung zu einem immer größeren Problem. Die Mängel der Problem- 
bearbeitung durch private Konkurrenzmechanismen werden auch dabei immer deut- 
licher und der Staat wird gezwungen, auch umweltpolitisch tätig zu werden, die 
gröbsten Umweltschäden zu beheben und die natürlichen Reproduktionsgrundlagen 
zu sichern. 

Kann der Staat die zwei Probleme — Stabilisierung des Akkumulationsprozes- 
ses und angemessene Gestaltung der natürlichen Umwelt — durch Investitionspolitik 
im Umweltsektor lösen? Kann er durch Initiierung von entsprechenden Investitio- 
nen im privaten und Tätigung eigener im öffentlichen Bereich profitable Produk- 
tionsmöglichkeiten schaffen und sichern und gleichzeitig dabei die Umwelt schützen? 

Auf den ersten Blick sieht es in der Tat so aus, als ob der Staat auf jeden Fall 
das Stabilisierungsproblem gut damit lösen kann: Durch eine antizyklische Finanz- 
politik wird die effektive Nachfrage geschaffen und die Auslastung brachliegender 
Produktionskapazitäten sowie die Beschäftigung gesichert. Insbesondere scheint die- 
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se Politik eine wichtige Bedingung kompensatorischer staatlicher Nachfragepolitik 
zu erfüllen, sie scheint den Proportionen der entwickelten kapitalistischen Produk- 
tionsstruktur gerecht zu werden. Sie berücksichtigt die entscheidende Rolle, die der 
Investitionsgütersektor in kapitalistischen Industrieländern spielt. Diese dominieren- 
de Stellung des Investitionsgütersektors resultiert „aus der säkularen Dynamik der 
Kapitalakkumulation, deren wichtigstes Merkmal die wachsende Bedeutung des fi- 
xen Kapitals ist.“ Schon latente wirtschaftliche Krisen haben im voll entwickelten 
Kapitalismus eine stagnative Wirkung auf den Investitionsgütersektor. „Die Auswir- 
kungen, die zusätzliche Staatsausgaben auf Produktion und Beschäftigung haben, 
müssen also auf das engste davon abhängen, wie weit sie einen expansiven Impuls 
auf den stagnierenden Investitionsgütersektor ausüben.“ (Deutschmann 1973; 204) 
Dieser expansive Effekt wurde bisher hauptsächlich durch die Nachfrage nach Rü- 
stungsgütern gewährleistet; die lange Zeit der Nachkriegsprosperität ist weltwirt- 
schaftlich und vor allem in den USA zum großen Teil einer „permanenten Rüstungs- 
wirtschaft“ zu verdanken (ebd.; 137 ff.). 

Nachfrage nach Umweltschutzgütern scheint diesen expansiven Effekt auch 
zu haben. Die Herstellung ‚von Umweltschutzgütern ist weitgehend in den etablier- 
ten Maschinen- und Anlagenbau integriert, wobei zur Deckung des speziellen meß- 
und verfahrenstechnischen Bedarfs Vorleistungen der chemischen und Instrumen- 
teproduktion sowie des Elektroapparatebaus benötigt werden“ (9). Ein hoher An- 
teil von Bau- und Errichtungsinvestitionen an den Gesamtinvestitionen im Umwelt- 
schutz bietet auch der Bauindustrie Produktionsmöglichkeiten (Gerau 1977; 246). 

Durch eine kompensatorische Nachfragepolitik nach Umweltschutzgütern soll 
ein Multiplikatoreffekt eintreten, indem „durch die nationalen Umweltschutzausga- 
ben zusätzliche Nachfrage gebildet wird, deren Mobilisierung dadurch gewährleistet 
wird, daß Lebens- und Umweltqualität die Nachfrageeffekte neuer Produkte auslö- 
sen.“ (Ebd.; 252) Von der Multiplikatorwirkung sind indes keine Wunder, vor allen 
Dingen keine automatische Steigerung der Profitabilität der Produktion zu erwarten. 
Durch die staatliche Nachfrage kann lediglich gewährleistet werden, daß die von den 
Kapazitäten her mögliche Produktion auch profitabel realisiert werden.kann; das 
fixe Kapital kann aufgrund der staatlichen Nachfragepolitik ausgelastet werden, Auf 
diese Weise kann vielleicht größere Arbeitslosigkeit verhindert werden. Der gesamte 
zusätzlich erzielte Einkommenszuwachs kann größer sein als die Summe der ur- 
sprünglichen Staatsausgaben (Vgl. dazu Cogoy 1973). Aber die „zusätzlichen Staats- 
ausgaben schaffen das zusätzliche Einkommen nicht, sondern wirken nur als Initial- 
zündung für das im privaten Sektor noch vorhandene Wachstumspotential. Die Mul- 
tiplikatorwirkung von Staatsausgaben hängt von dem noch vorhandenen Verwer- 
tungsgrad des privaten Kapitals ab.“ (Deutschmann 1973; 197) Dieser Verwertungs- 
grad wird nicht automatisch durch staatliche Nachfragepolitik gesteigert. Die Bedin- 
gungen einer selbständigen gewinnträchtigen Kapitalverwertung werden nur durch 
Entwertungs-, Umstrukturierungsprozesse und „Steigerung der Extraktion relativen 


9 Der Rüstungs- und Maschinenbauproduzent Krauss-Maffei hat z. B. sein Lieferprogramm 
auch auf den Umweltschutzsektor ausgedehnt, wobei dafür hauptsächlich traditionelle 
Maschinen, Anlagen und Apparate angeboten werden (Schulte 1974; 24 £.). 
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Mehrwerts“ (Automatisierung, Rationalisierung und Intensivierung der Arbeit) wie- 
der hergestellt (Cogoy 1973; 168). Hauptsächlich eine Steigerung der Produktion 
relativen Mehrwerts durch technologische Entwicklungen, die die Produktivität der 
Arbeit und die Wirtschaftlichkeit in der Anwendung des konstanten Kapitals erhö- 
hen, ermöglichen letzten Endes eine Zunahme der Staatsausgaben (Stamatis 1977; 
45). Staatsausgaben müßten daher auch besonders technischen Fortschritt zur Stei- 
gerung der Produktion relativen Mehrwerts auslösen. Denn kompensatorische, anti- 

. zyklische staatliche Nachfragepolitik ist darauf angewiesen, die Profitabilität der 
Kapitalverwertung zu steigern; verschlechtert sich die Profitabilität oder bleibt sie 
auch nur gleich, werden ‚die positiven Wachstums- und Beschäftigungseffekte im 
folgenden zyklischen Abschwung wieder dem negativen ‚Multiplikator‘ zum Opfer 
fallen.“ (Gerau 1977; 262) 

Hat nun die staatliche Nachfrage nach Umweltschutzgütern wirklich dieselbe 
Wirkung wie die nach Rüstungsgütern? Rüstungsprojekte „ermöglichen die Ausla- 
stung der Kapazitäten, einen hohen Beschäftigungsstand und hohe Profite für die 
Investitionsgüterindustrie, ohne gleichzeitig das Angebot an Investitionsgütern und 
den Bestand an fixem Kapital weiter zu vermehren.‘ Rüstungsgüter sind für den un- 
mittelbaren Produktionsprozeß nicht reproduktiv, — obwohl sie für die politische 
Reproduktion des Gesamtsystems wichtige Funktionen erfüllen. Mit dem — auch 
politisch bedingten —hohen Auftragsvolumen und den durch eine staatliche Defizit- 
finanzierung möglichen Extraprofiten in der Rüstungsindustrie kann zusätzlich der 
technische Fortschritt finanziert werden, der die Steigerung des relativen Mehrwerts 
auch in der zivilen Produktion möglich macht (Deutschmann 1973; 206 f.). Umwelt- 
schutzgüter sind beschränkt reproduktiv; sie haben gegenüber Rüstungsgütern den 
Nachteil, zu einem großen Teil in das fixe private Kapital einzugehen und steigern 
dabei meist nicht einmal die Produktivität, tragen höchstens zu einer Verbesserung 
der Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals bei (die Ausgaben für 
das entsprechende Umweltschutzgut sind aber für das Kapital meist noch größer 
als die durch größere Wirtschaftlichkeit in der Nutzung der Rohstoffe ersparten Aus- 
gaben, da die Rohstoffe trotz Knappheit und fortschreitender Ausbeutung noch 
verhältnismäßig billig sind). 

Die Chancen staatlicher Umweltschutzpolitik sind zum einen dadurch begrenzt, 
daß dem Staat wenig Manövriermasse für eine kompensatorische Nachfragepolitik 
im Umweltschutzsektor zur Verfügung steht: die finanziellen Mittel sind für die 
meisten Ausgaben aus administrativen, politischen und ideologischen Gründen fi- 
xiert;eine Zunahme der Staatsausgaben kann auch zunehmend inflatorische Effekte 
auslösen. Ohne weiteres kann der Staat daher in der Tat nür äußerst beschränkt sei- 
ne Ausgaben für Umweltschutz steigern (10). Andererseits kann der Staat aber nicht 
[0 
10: Daß gewisse Substitutionsmöglichkeiten zwischen den staatlichen Ausgaben für Umwelt- 

schutz und für Rüstungsgüter bestehen, ist das Thema eines Aufsatzes von Ulrich Albrecht; 

Albrecht stelit allerdings fest, daß weitergehende empirische Aussagen zur Zeit nicht 

möglich sind und lediglich festzuhalten ist, „daß den relativen Wachstumseinbußen der 


Rüstungsausgaben in Westeuropa klar überdurchschnittliche Steigerungen für bestimmte 
und separierbare andere Zwecke zugeordnet werden können.“ (1978; 210) 
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nur über die Tätigung eigener Ausgaben umweltpolitisch aktiv werden, sondern er 
kann auch versuchen, über die Setzung von Umweltschutznormen in der Gesetzge- 
bung Investitionen im privaten Bereich zu veranlassen und zu steuern. Hier schlagen 
dann aber die Widersprüche kapitalistischer Ökonomie voll durch, Das läßt sich recht 
gut an der Argumentation des Sachverständigenrates für Umweltfragen in dem jüng- 
sten Gesamtgutachten zeigen: Ausgehend von „dem Verursacherprinzip als dem 
‚Fundamentalprinzip‘ der Umweltpolitik“ hält der Rat eigentlich allein gesetzgebe- 
rische Auflagen- und Abgabenregelungen für die legitimen Instrumente einer „markt- 
wirtschaftlichen“ Umweltpolitik; dabei entsteht für den Rat folgendes Dilemma: Ei- 
nerseits sieht er in rezessiven Phasen eine „Harmonie zwischen den Zielen der Kon- 
junkturpolitik und der Umweltpolitik“, da eben Umweltschutzinvestitionen die vor- 
handenen brachliegenden Kapazitäten auslasten könnten, dabei in der Regel einen 
geringen Kapazitätseffekt haben, aber einen hohen Einkommenseffekt; die direkte 
staatliche Investitionstätigkeit und die Unterstützung privater Investitionen im Um- 
weltschutzbereich könne zwar konjunkturanregend wirken, widerspreche aber dem 
Verursacherprinzip; andererseits führe der Versuch einer Anregung privater Investi- 
tionstätigkeit über Auflagen- und Abgabenlösungen zu betrieblichen Kostensteige- 
rungen (die externen Kosten der Belastung und Schädigung der Umwelt sollen da- 
durch ja direkt den betriebswirtschaftlichen Kosten zugerechnet werden): „Dieser 
Kostendruck wirkt in einer rezessiven Phase dem Hauptziel der Konkunkturpolitik 
entgegen; damit wird das Beschäftigungsproblem weiter verschärft‘ (und damit löst 
sich die marktwirtschaftliche Harmonie zwischen Umwelt- und Konjunkturpolitik 
auf). Der Rat muß daher von der strikten Anwendung des Verursacherprinzips ab- 
raten und das Konjunktur- und umweltpolitische Heil in ‚instrumentellen Mischfor- 
men“ aus Verursacher- und Gemeinlastprinzip suchen (SRU 1978; 554 f.). Der Staat 
hat in seiner Umweltpolitik solche Mischformen bisher schon immer praktiziert; er 
hat dabei in seiner Gesetzgebung bisher aber niemals konsequent nach ökologischen 
Gesichtspunkten Umweltschutz betrieben, sondern immer Rücksicht auf mehr oder 
weniger bornierte ökonomische Interessen und Restriktionen genommen (11). Die 
Steuerung des Wachstums der Umweltschutzindustrie über die Setzung von Umwelt- 
schutznormen findet immer sehr schnell eine Grenze in den Kapitalverwertungsinter- 
essen der anderen industriellen Bereiche (so auch Ullmann/Zimmermann 1977; 872). 

Die Nachfrage nach Umweltschutzgütern ist somit beschränkt, kann vom Staat 
auch nur auf Kosten der Profitabilität der Kapitalverwertung oder der Löhne der 
abhängig Beschäftigten verstärkt werden; beides stößt früher oder später an Grenzen. 
Eine Möglichkeit, diese Grenzen der beschränkten Nachfrage zu überwinden, stellt 
der Export dar. Wenn es den Kapitalen der Umweltschutzindustrie gelingt, staatli- 
che Subventionen für die Entwicklung neuer Technologien zu erhalten, und sie selbst 
mit bereits erzielten Extraprofiten intensiv Forschung und Entwicklung von Innova- 
tionen auf dem Umweltsektor betreiben, eröffnen sich Exportchancen: Die Produk- 


11: Vgl. beim Abwasserabgabengesetz zur Entstehungsgeschichte z. B. Ewringmann/Zimmer- 
mann 1978; 76 f. und die dort angegebene Literatur, zur ökonomisch-Ökologischen Pro- 
blematik dieses Gesetzes Hallerbach 1977; zur marktwirtschaftlichen Theorie des Um- 
weltschutzes allgemein z. B. Nowotny 1974, ; 
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te der bundesdeutschen Kapitale werden im Verhältnis zu denen anderer nationaler 
Kapitale billiger und leistungsfähiger sein und dadurch einen Konkurrenzvorteil auf 
dem Weltmarkt besitzen. Der Absatz der Umwelttechnologien kann gesichert wer- 
den und die Erzielung eines Extraprofits wird (wiederum) möglich, und zwar auf 
Kosten der ausländischen Kapitale (12). Die nationale Durchschnittsprofitrate der 
ausländischen Kapitale wird sinken und die Nachfrage des Auslands deshalb zurück- 
gehen; die Realisation von Extraprofiten durch Export ist langfristig nicht möglich. 
Mit den mittelfristig erzielten Extraprofiten könnten aber die Umwelttechnologien 
weiter entwickelt werden, so daß sie auch wieder für den einheimischen Markt at- 
traktiv werden könnten: durch die fortgeschrittene Umweltzerstörung und -ausbeu- 
tung werden die Rohstoffe teurer geworden sein und eventuell die Umweltschutz- 
vorschriften schärfer; die besseren Technologien zur Rohstoffeinsparung werden 
sich für bedeutend mehr einheimische Kapitale rentieren bzw. mehr Investitionen 
zur Verminderung der Umweltverschmutzung müssen getätigt werden. 

Auf diese widersprüchliche Weise scheint wirklich eine gewisse effektive Nach- 
frage für die (Umweltschutz-)Industrie gewährleistet zu werden, die Kapitalakkumu- 
lation auch teilweise stabilisiert und größere Arbeitslosigkeit vielleicht damit vermie- 
den werden zu können (13). Umweltschutzinvestitionen auf dem nationalen Markt 
werden allerdings nur in dem beschriebenen beschränkten Rahmen getätigt werden: 
das heißt hauptsächlich im Rahmen einer Umverteilung der Löhne zu den Gewin- 
nen; das Konsumniveau wird relativ sinken: statt mehr Konsumwaren soll es mehr 
Umweltqualität geben (so Meißner/Hödl 1977; 145) — gibt es aber auch letztlich 
weniger Arbeit(splätze)? Und, gibt es wirklich mehr Umweltqualität? Welches sind 
die möglichen Strategien kapitalistischen Umweltschutzesund welche Implikationen 
haben diese in bezug auf Umweltqualität und Arbeit? 


3. Strategien kapitalistischen Umweltschutzes 


Umweltprobleme im unmittelbaren materiellen Produktionsprozeß haben zwei 
Aspekte: zum einen die Knappheit der natürlichen Produktionsgrundlagen, der Roh- 
stoffe, zum anderen die Verschmutzung der Umwelt durch Schadstoffemissionen. 
Der sparsame Umgang mit Rohstoffen und die Vermeidung von Emissionen ist da- 
her die Aufgabe des Umweltschutzes. Inwieweit diese Aufgabe von den Einzelkapi- 


12 So hat der Maschinenbau-Konzern Babcock einen Auslandsanteil von 77 % am Auftrags- 
bestand; Babceck baut Müllverbrennungsanlagen, Anlagen zur Entstaubung von Stahl- 
werken, zum Reinigen von Brackwasser usw. und hat nach eigener Aussage „wahrschein- 
lich das umfangreichste Umweltschutz-Programm der Welt‘. (Spiegel 1978 b) 

13 So sehen Ulimann/Zimmermannn in den Wachstumsmöglichkeiten der Umweltschutz- 
Industrie „eine Art Silberstreif an einem dunklen Horizont wachsender Arbeitslosigkeit 
und langfristig sinkender Wachstumsraten, der sich als Fata Morgana, aber auch als — 
wenn auch vielleicht nur geringe — Chance erweisen kann.“ (1977; 872) — Meißner und 
Hödl kommen für den Zeitraum 1975/79 zu einer Schätzung der Beschäftigungswirkung 
öffentlicher und privater, geplanter Umweltschutzausgaben in der Größenordnung von 
350.060 Arbeitsplätzen pro Jahr (1977; 105). 
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talen wahrgenommen wird, hängt von ihrem Planungskalkül bei der Anwendung des 
konstanten Kapitals ab. Dieses Planungskalkül kann durch staatliche Vorgaben und 
Daten mitbestimmt werden; letzten Endes hängt es aber wesentlich von dem Pla- 
nungshorizont ab, innerhalb dessen die private Profitproduktion geplant wird. Klei- 
ne Kapitale planen wahrscheinlich nur für kurze Zeiträume und berücksichtigen 
nicht die langfristige Knappheit der Rohstoffe und die Zerstörung der natürlichen 
Reproduktionsgrundlagen von Kapital und Arbeit durch Umweltverschmutzung. 
Große Kapitale dagegen scheinen in der Tat langfristig zu planen: „‚Man sollte ... 
den Kapitalismus nicht mit der beschränkten Beharrlichkeit der Mehrheit seiner 
Unternehmer und Manager verwechseln: nicht sie arbeiten die langfristige Strategie 
des Kapitals aus. Diese wird insgeheim von einigen Dutzend Industrie- und Bank- 
giganten entworfen, die aufgrund ihrer weitverzweigten Verbindungen ein zwangs- 
läufig über mehrere Jahrzehnte reichendes planetarisches Denken haben.‘ (!) Dieses 
Zitat stammt von Andr@ Gorz (1977; 76) und ist sicherlich etwas überspitzt formu- 
liert. Aber auch zum Beispiel Hartmut Eisenhans kommt in einer Untersuchung 
über die Ölkonzerne zu dem Ergebnis, daß diese großen Kapitale langfristig planen 
(1974; 14 ff.). Allerdings verlassen auch diese Konzerne ihren bornierten einzelka- 
pitalistischen Standpunkt nicht, wenn es um die Verringerung der Umweltbelastung 
geht, die ihre eigene Reproduktionsbasis nicht unmittelbar tangiert; auch sie können 
dazu nur gezwungen werden (14). Eingriffe des Staates sind aber eben dadurch be- 
grenzt, daß die Profitabilität der Kapitalverwertung insgesamt nicht zerstört werden 
darf, vielmehr gefördert werden muß, um Prosperität zu erreichen, 

Was für Möglichkeiten des Umweltschutzes gibt es überhaupt, wie leistungsfä- 
hig sind sie und wie werden sie verfolgt? 

Es gibt die Möglichkeit, (technologiepolitisch) die Produktionstechnologie 
„umweltfreundlich“ zu modifizieren oder (strukturpolitisch) in der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtproduktion den Anteil der emissions- und rohstoffintensiven Prozesse 
zu verringern. Durch technologiepolitischen Umweltschutz wird die Quantität und 
Struktur der Produktion und Konsumtion nicht verändert und allein durch techni- 
sche Maßnahmen die ökologische Verträglichkeit verbessert. Die Entsorgungsvarian- 
te versucht dabei durch die Einschaltung zusätzlicher Anlagen die Umweltbelastung 
zu verringern bzw. zu beseitigen (z.B. Gewässerschutz: Kläranlagen, Luftreinhaltung: 
Emissionsfilter); die Innovationsvariante versucht den schadstofferzeugenden, roh- 
stoffverbrauchenden Produktionsprozeß direkt zu verändern, um Emissionen von 
vorneherein zu verhindern und den Rohstoffbedarf zu verkleinern, Strukturpoliti- 
scher Umweltschutz verändert die volkswirtschaftliche Branchen- und Güterstruktur 
so, daß besonders belastungs- und rohstoffintensive Produktionen in ihrem Wachs- 
tum gedrosselt und abgebaut werden (Gerau 1977; 242 £.). 

Die herrschende Umweltschutzpolitik enthält nun gewissermaßen eine Option 
für die Entsorgungsvariante. Schon auf der Nachfrageseite, nämlich bei den Indu- 
striebranchen, die Umweltschutzinvestitionen vornehmen, liegt eine Präferenz meist 


für Entsorgungsinvestitionen vor. Entsorgungseinrichtungen können additiv an die 
DS Su en ee 2 


14 Z. B. die Ölkonzerne mit der Forderung nach bleiarmem Benzin, das für die Konzerne 
kapitalintensive Investitionen erforderlich macht (ebd.). 
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bestehenden Produktionsprozesse angegliedert werden, während die Innovationsva- 
riante mit der völligen Neugestaltung der Produktionsanlagen identisch ist und vor 
allen Dingen bei bestehenden heterogenen Produktionskapazitäten mit einem hohen 
Aufwand verbunden ist. Und auf der Angebotsseite liegen im Entsorgungsbereich 
die größte Anzahl fertig entwickelter Technologien vor, während Prozeßinnovatio- 
nen für viele belastende Produktionsverfahren noch gar nicht entwickelt sind — so 
daß um des kurzfristigen (mehr oder weniger großen) Erfolges willen Entsorgungs- 
einrichtungen installiert werden müssen. (Ebd.; 254 f.) Aber auch auf seiten des 
Staates liegt eine Präferenz für Entsorgungsumweltschutz vor: die staatliche Politik 
hat ja das Interesse, den rezessiven Rückgang der traditonellen Investitionsgüternach- 
frage auszugleichen, um krisenhafte Folgen, Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Genau 
dies kann aber — wie gezeigt — durch die Nachfrage nach Entsorgungsgütern am 
besten geleistet werden. Nur Entsorgunginvestitionen haben die oben beschriebenen 
ökonomischen Eigenschaften; mit ihnen können bestehende Kapazitäten ausgelastet 
werden, ohne daß damit neue geschaffen werden, — während mit Produktionspro- 
zeßinnovationen wohl generell auch eine Steigerung der Produktivität verbunden 
ist, dadurch also die Produktionskapazität vergräßert wird und damit das leidige 
Problem der Realisation der von den Kapazitäten her möglichen Produktion ver- 
schärft. 

Die ökologische Leistungsfähigkeit der Entsorgungsstrategie ist aber zweifel- 
haft. Zum einen muß berücksichtigt werden, daß die „Produktion von Entsorgungs- 
anlagen selbst eine Quelle von Zusatzemissionen“ ist (15). Zum anderen besteht die 
Gefahr der Zuspitzung des Entsorgungsproblems: es sind zwar Reinigungsleistungen 
von 90 % und mehr technologisch oft möglich, aber eine generelle Perfektionierung 
stößt sowohl an technische sowie hauptsächlich finanzielle Grenzen, so daß bei _ 
Wachstum der verschmutzenden Industrie früher oder später auch bei vermehrten 
Entsorgungsanstrengungen die alte Emissionsmenge erreicht und übertroffen wird. 
(Ebd.; 266) 

Unter ökologischen Gesichtspunkten ist daher die Innovations- und struktur- 
politische Variante des Umweltschutzes bei weitem besser zu beurteilen; nur da- 
durch werden Umweltbelastungen und hoher Rohstoffverbrauch von vornherein 
vermieden und die nachträgliche Entsorgung wird entbehrlich oder zumindest redu- 
zierbar. 

Es ist aber offensichtlich, daß dem Staat für eine direkte Veränderung der 
Produktionsprozesse die Steuerungskapazität fehlt. Innovations- und Umstrukturie- 
rungsprozesse werden vom privaten Kapital nur dann vorgenommen werden, wenn 
das monetäre Handlungskalkül für Kosten und Nutzen entsprechender Maßnahmen 
eine positive Bilanz, nämlich Profit verspricht — oder wenn es dazu gezwungen wird. 

Unter dem Druck von Bürgerinitiativen, Genehmigungsbehörden u. a. werden 
dann auch forciert umweltfreundliche Technologien entwickelt werden und ökolo- 
gisch unverträgliche Produktionsprozesse abgebaut werden. Das Industrie-Kapital 


15 „So macht der Stahlbedarf beim Kläranlagenbau 50 - 80 % der gesamten Materialkosten 
aus... Die Stahlindustrie gehört aber bekanntlich zu den ärgsten Wasser- und Luftver- 
schmutzern.“ (Ebd.; 265) 
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wird allemal flexibel genug sein, — mit staatlicher Unterstützung — von der Entsor- 
gungsstrategie mit der „end of pipe“-Technologie wegzukommen und umweltschutz- 
integrierende Prozeßinnovationen (16) zu entwickeln. Solche technologische Inno- 
vationen werden es aber wohl generell aufgrund von Produktivitätssteigerungen 
möglich machen, in verstärktem Maße Arbeitsplätze wegzurationalisieren. Was 
viele in der Umweltschutzbewegung hoffen und vermuten, nämlich daß diese neuen 
umweltfreundlichen Technologien arbeitsintensiver auch für hochindustrialisierte 
Länder sein werden, wird sicherlich kaum zutreffen: das würde überhaupt der Ten- 
denz der kapitalistischen Entwicklung, Arbeit einzusparen, widersprechen und spe- 
ziell nicht mit der Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung übereinstimmen, 
in der die hochindustrialisierten Länder die Rolle von Wirtschaftszentren überneh- 
men, arbeitsintensive Produktionsprozesse auslagern und mit einer hochproduktiven 
Warenproduktion „know-how-intensive‘“ Güter und „Blaupausen‘ exportieren. 
(Vgl. Ewringmann/Zimmermann 1978; 93 f.) 

In welchem Maße nun auch in den kapitalistischen Industrieländern umwelt- 
freundliche technologische Innovationen entwickelt werden und ökologisch unver- 
trägliche Produktionsprozesse abgebaut werden (was — nochmal: — nur unter 
entsprechendem Druck erfolgen wird, andernfalls wird das Kaptal, borniert und 
kurzsichtig wie es seiner konkurrenzbestimmten Form nach ist, mit umweltzerstö- 
rerischen Produktonstechnologien weiterhin Profit zu machen versuchen); — inwie- 
weit also auch die Innovations- und strukturpolitische Strategie des Umweltschutzes 
durchgesetzt wird, es werden im Kapitalismus immer mit staatlicher Unterstützung 
auch mehr oder weniger unzureichende Entsorgungsstrategien praktiziert werden 
und ökologisch äußerst bedenkliche Produktionsprozesse aufrechterhalten werden. 
Das wird geschehen im Interesse einzelner Kapitalfraktionen der Entsorgungs- bzw. 
der unterausgelasteten Maschinenbauindustrie, denen mittels staatlicher Nachfrage 
und gesetzlichen Regelungen der Absatz ihrer Produktion gewährleistet wird, sowie 
im Interesse anderer Industriezweige, die ihre ökologisch gefährlichen Produktions- 
prozesse, mit Entsorgungsmaßnahmen nur notdürftig geschützt, weiter laufen lassen 
können und andere, aufwendigere Innovations- und Umstellungsmaßnahmen sparen; 
aber auch — Paradoxon des Kapitalismus — im Interesse der abhängig Beschäftigten, 
nämlich um deren Arbeitsplätze in den entsprechenden Industriezweigen zu erhal- 
ten. Entsorgungsmaßßnahmen werden aus technologischen, hauptsächlich aber aus den 
oben genannten ökonomischen Gründen immer letztlich ökologisch unzureichend 
durchgeführt werden; dazu kommt, wie bei dem militärisch-industriellen Komplex, 
die Gefahr der Verfestigung eines Komplexes der Entsorgungsgüterindustrie, deren 
Absatz staatlich garantiert wird, — dadurch würde sich dann auch die Entsorgungs- 
strategie verfestigen (17). Bei Innovations- und Umstrukturierungsprozessen aber 


RS no Sonn on 2 

16 In der Stahlindustrie konnten z. B. schon Thomas-Konverter durch andere leistungsfähi- 
gere, staubärmere Verfahren ersetzt werden. j 

17 Daß aufgrund einer üblichen Entsorgungsstrategie mögliche Prozeßinnovationen unter- 
lassen werden, darauf weist Gerau am Beispiel der Luftreinhaltung hin (1977; 249). — 
Der Sachverständigenrat für Umwelt betont, daß die relativ hohe Auslastung der Kapazi- 
täten der Entsorgungsgüterindustrie nur aufgrund des relativ hohen Nachholbedarfs an 


79 


sind die Arbeitsplätze in weitaus höherem Maße gefährdet: technologische Innova- 
tionen werden, wie gesagt, einen hohen Rationalisierungs- und damit ‚‚Freiset- 
zungs“effekt haben und bei Umstrukturierungen besteht das Problem, daß es keine 
demokratische Institutionen gibt, die die Umstrukturierung so vornehmen könnte, 
daß sie wirklich an den Interessen und Bedürfnissen der Produzenten ausgerichtet 
würde. 

Damit zeigt sich die Konfliktfront um den Umweltschutz bedeutend kompli- 
zierter als einmal angenommen; sie verläuft nicht eindeutig zwischen den Interessen 
des Kapitals auf der einen und den Interessen des Umweltschutzes und der Arbeit 
auf der anderen Seite. Das Kapital kann, genauer: größere Kapitalfraktionen können 
durchaus auch auf eine mit den Erfordernissen des Umweltschutzes verträgliche Art 
produzieren und Profit machen — indem sie technologische Innovationen durchfüh- 
ren oder die Produktion umstrukturieren (und teilweise aus den hochindustrialisier- ' 
ten Ländern auslagern); dabei aber wird das unmittelbare Interesse vieler Arbeiter 
nach Erhaltung ihres Arbeitsplatzes nicht erfüllt werden. Daher können Kapitalver- 
treter sagen: was wollt ihr denn, Arbeit oder Umweltschutz? und können — wie 
schon geschehen — die Interessen von Umweltschützern und Arbeitern gegeneinan- 
der ausspielen. 

Umweltschutz wird im Kapitalismus immer mehr oder minder unzureichend 
prekär an der Grenze einer möglichen ökologischen Katastrophe wahrgenommen 
werden; das Bedürfnis nach befriedigender Arbeit immer mehr oder minder unzurei- 
chend erfüllt werden; — die sich daraus ergebenden Probleme und Konflikte immer 
mehr oder minder gewaltsam und ungenügend gelöst werden. 

Soviel zu den Strategien und Widersprüchen kapitalistischen Umweltschutzes. 
Wie könnte die Arbeit von Sozialisten daran ansetzen? 


4, Zur Arbeit von Sozialisten 


Die Widersprüche kapitalistischen Umweltschutzes zeigen (einmal mehr) die Schwie- 
rigkeiten einer wirklich sozialistischen Strategie. Ist auch an dem bestehenden Ausmaß 
der Umweitzerstörung die Rücksichtslosigkeit der kapitalistischen Tauschwertpro- 
duktion am eigenen Leib deutlich erfahrbar und die Tendenz dieser Produktions- 
weise, die natürlichen Grundlagen des Lebens zu untergraben, offensichtlich, so ent- 
steht damit noch keineswegs „massenhaft‘‘ das Bewußtsein von der Notwendigkeit 
der Abschaffung eben dieser Produktionsweise: zu eng’sind die meisten unmitteiba- 
ren Interessen und Bedürfnisse mit den bestehenden Formen. kapitalistischer Pro- 
duktion verknüpft. Werden auch mittlerweile von den Auswirkungen und Notwen- 
digkeiten der Kapitalakkumulation Lebens-Bereiche erfaßt (und zerstört), die vorher 
noch nicht so direkt von der Logik des Tauschwerts und des Profits geprägt waren, 
so gewinnt mit diesen, für viele deutlich negativ spürbaren Veränderungen der 


Entsorgungsinvestitionen möglich ist und daß diese Auslastung großer Kapazitäten eigent- 
lich nicht immer möglich sein wird (— es sei denn es ergeben sich „zusätzliche Export- 
chancen‘“). (SRU 1978; 576) 
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Wunsch nach einer unmittelbar gebrauchswertorientierten Organisation von Produk- 
tion und Reproduktion überhaupt keineswegs an politischer Kraft: zu wenig konkret 
ist eine solche Perspektive und zu stark sind die destruktiven Folgen der kapitalisti- 
schen Organisation, 

Aufgabe wäre es, die destruktiven Folgen aufzufangen und die Grundlagen 
einer sozialistischen Organisation der Gesellschaft zu suchen, zu erarbeiten und zu 
vermitteln. Aufzufangen sind die Folgen kapitalistischer Gestaltung der Produktion: 
die Folgen kapitalistischer Rationalisierung der Arbeit durch eine entsprechende ge- 
sellschaftliche und gewerkschaftliche Praxis; die Umweltzerstörung auch durch eine 
Option für die Entsorgungsstrategie in dem Maße, in dem damit Minimalstandards 
einer natürlichen Umwelt und gleichzeitig Arbeitsplätze erhalten, gesichert und ge- 
schaffen. werden können, überhaupt aber (auch um die Verfestigung eines Komple- 
xes der Entsorgungsgüterindustrie zu vermeiden) mit dem Versuch, die technologi- 
sche Entwicklung so zu beeinflussen, daß eine ökologisch von vornherein verträgliche 
und gesellschaftlich sinnvolle Produktion möglich wird. Möglich. würde diese mit 
Technologien, die wirklich natur- und menschengemäß wären: naturgemäß, indem 
die Produktionsprozesse und Produkte mit einer natürlichen Umwelt verträglich wä- 
ren, die den wirklichen Interessen und Bedürfnissen entspräche; menschengemäß, 
indem sie eine selbstbewußte Planung und Organisation der Produktion durch die 
Produzenten ermöglichten, dadurch daß sie die materiellen technischen Prozesse 
und deren Auswirkungen auf eine überschaubare, verständliche Grundlage stellten. — 
Die technologische Entwicklung im Kapitalismus in dieser Richtung zu beeinflussen 
versuchen, muß nicht heißen, wider alle Tendenzen der Kapitalentwicklung zu ar- 
beiten, denn werden nicht auch — mit Marx gesprochen — vom Kapital unbewußt 
die materiellen Grundlagen einer höheren Gesellschaftsformation ‚‚ausgebrütet“; — 
will sagen: neuere technologische, umweltfreundliche Innovationen des Kapitals 
bergen die Chance, mit zu Grundlagen einer wirklich menschen- und naturgemäßen 
Technik zu werden. 

Die Widersprüche zwischen den unmittelbaren Interessen der meisten abhän- 
gig Beschäftigten und der ökologischen Alternativbewegung wären nur aufhebbar 
mit der Verwirklichung einer gesellschaftlich sinnvollen und ökologisch verträglichen 
Produktion. Das könnte nur geleistet werden in der Auseinandersetzung mit den 
vom Kapital gesetzten Bedingungen. 

Die Widersprüche zwischen den unmittelbaren Interessen der meisten abhän- 
gig Beschäftigten und der ökologischen Alternativbewegung heute sind da; Auswir- 
kungen davon sind auch schon in den Gewerkschaften spürbar. Die Konflikte, die 
sich daraus ergeben, sollten offen ausgetragen werden — und zwar möglichst als 
gegenseitige Lernprozesse. Das Feld, auf dem die Gewerkschaften traditionellerweise 
Auseinandersetzungen führen, ist der Produktionsbereich; die Umweltschutz- und 
Alternativbewegung überhaupt ist entstanden aus der Empörung über den Verlust 
und die Bedrohung natürlicher Lebensbereiche und -grundlagen und die Veränderung 
tradierter Lebensformen, ihr Aktionsfeld ist der Bereich der Reproduktion. Die Ge- 
werkschaften kämpfen vomehmlich für die Sicherheit der Arbeitsplätze und ausrei- 
chend hohen Lohn; die ökologische Alternativbewegung stellt die Ziele und Inhalte 
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der Produktion überhaupt in Frage und beginnt von da aus, neue Formen des Zu- 
sammenlebens und auch -arbeitens auszuprobieren, Sie wird nur in dem Maße Erfolg 
haben, in dem sie ihre Modelle des Lebens und Arbeitens zu wirklich gesamtgesell- 
schaftlichen Alternativen entwickelt und vorträgt — und dies unter den herrschen- 
den Bedingungen auch kann. Bei den Gewerkschaften werden nur in dem Maße die 
Produktionsbedingungen, -inhalte und -ziele in Frage gestellt werden, in dem für sie 
Alternativen der Produktion sichtbar und notwendig werden; nur dann wird von 
ihnen auch versucht werden, Möglichkeiten zu entwickeln und durchzusetzen, sel- 
ber zu entscheiden, was die wirklichen Interessen und Bedürfnisse sind und was und 
wie dafür produziert werden soll. 


Zum Thema „Produktive-unproduktive/Reproduktive-unreproduktive Ausgaben“ | 
wurde in der PROKLA veröffentlicht: 


Georgios Stamatis, Staatsausgaben und Kapitalreproduktion, 
in: PROKLA Nr. 28/1977 
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Ursula Glaeßner, Bernd Köppl: 
Die alltägliche Gesundheitszerstörung 
im industriellen Produktionsprozeß 


Vorbemerkung 


in die Betrachtung der umfassenden Tendenz des Kapitals, rücksichtslosen Raubbau 
an der Natur zu betreiben und die Umwelt zu zerstören, muß die Zerstörung der 
Gesundheit der Menschen, deren Arbeitskraft es in der Produktion anwendet, mit 
einbezogen werden. Wurde dem ursprünglich krassen Verschleiß der Gesundheit der 
arbeitenden Bevölkerung durch das Kapital, wie wir ihn aus den Anfängen der kapi- 
talistischen Gesellschaft — bis hin zur Verkrüppelung ganzer Generationen — kennen, 
in den entwickelten kapitalistischen Ländern ein Riegel vorgeschoben, so bleibt die 
spontane Tendenz der langsamen Zerstörung der Gesundheit der Arbeiter weiterhin 
nachweisbar. 

Der folgende Aufsatz hat sich zum Ziel gesetzt, einigen stetig wirkenden, 
krankmachenden Faktoren in der Produktion unter kapitalistischen Bedingungen 
nachzugehen. Im Mittelpunkt steht der Bereich der unqualifizierten Industriearbeit. 

Der normale Gang des Produktionsprozesses mit seinen durchschnittlichen 
Belastungen für den Arbeiter soll dargestellt werden, nicht die Extremfälle wie Ar- 
beitsunfälle, Vergiftungen, Berufskrankheiten, deren Betrachtung häufig zu der An- 
nahme führt, daß sonst „alles in Ordnung“ sei, und die Sicht versperrt für das große 
Ausmaß der alltäglichen Gesundheitszerstörung im kapitalistischen Arbeitsprozeß, 
Dabei wird die spontane Tendenz zur Belastungsverschärfung mit den gewöhnlich 
daraus resultierenden Gesundheitsschädigungen im Vordergrund stehen und nicht 
die ihr entgegen wirkenden Kräfte, deren wichtigste Momente der gewerkschaftliche 
Kampf und die u.U. günstige Verkaufsbedingung der Arbeitskraft sind. 

Der Aufsatz fußt auf der Analyse des Materials, das die bürgerliche Arbeitsme- 
dizin und Arbeitswissenschaft zur Belastungsforschung vorgelegt hat. Bei aller Deut- 
lichkeit der Funktion der Arbeitswissenschaft und Arbeitsmedizin, vor allem im In- 
teresse einer optimalen Kapitalverwertung zu arbeiten, drückt sich in ihren Ergeb- 
nissen immer dann eine genaue Beschreibung des Ist-Zustandes aüs, wenn sie ge- 
zwungen ist, ausgehend von diesen Ergebnissen die Steigerungsmöglichkeiten der 

. Arbeitsleistung zu ermitteln. 
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1. Die arbeitsmedizinische und arbeitswissenschaftliche Grenzziehung einer zu- 
mutbaren Belastung 


Unter kapitalistischen Bedingungen wird die industrielle Produktion stets nach den 
Kriterien der optimalen Verwertung des vorgeschossenen Kapitals organisiert. Die 
angewandten Arbeitskräfte fallen unter dieser gesellschaftlichen Form des Produk- 
tionsprozesses unter die Rubrik ‚Personalkosten‘, die es in gleicher Weise wie alle 
anderen anfallenden Kosten zu minimieren gilt. An zwei Punkten kann angesetzt 
werden: 1. an der Lohnsumme, d.h. bezogen auf eine konstante betriebliche Lei- 
stung wird der Personalkostenanteil durch eine verringerte Arbeiteranzahl oder fal- 
lende Löhne gesenkt, und 2. an der tatsächlich verausgabten produktiven Leistung, 
d.h. sie kann bei konstanter Lohnsumme gesteigert werden, indem die Arbeitsinten- 
sität oder der Wirkungsgrad der Arbeit gesteigert wird. Für die Arbeitskräfte wirken 
sich die zwei Kostenbewegungen als veränderte Anforderungen an ihre Fähigkeiten 
aus, deren Begrenzung durch den eigentümlichen menschlichen Organismus gegeben 
ist. 

Dieser Grenzbereich psycho-physischer Leistungsfähigkeit steht im Mittel- 
punkt arbeitsmedizinischer Forschung. Vom kapitalistischen Standpunkt aus be- 
trachtet, vergeudet Arbeit unterhalb der Dauerleistungsgrenze mögliche Produktivi- 
tät. Erst wenn die Arbeitskraft bis zur Dauerleistungsgrenze ausgelastet ist, wird in 
dieser Gesellschaftsform die Arbeitskraft ‚„‚optimal“ genutzt. Wird dieser Bereich 
überschritten, treten Überbelastungssymptome auf, die wiederum die Produktivität 
verringern und hohe Krankheitsfolgekosten hervorrufen. 

Die unter diesem Begriff zusammengefaßten Grenzwerte menschlicher Lei- 
stungsfähigkeit sollen folgende Bedingungen erfüllen: Im Verlauf einer Acht-Stun- 
den-Schicht muß ein Ermüdungs/Erholungsgleichgewicht eingehalten werden, es 
darf keine Destabilisierung erreichter homöostatischer Regulationsprozesse (At- 
mung, Kreislauf), keine kumulative Ermüdung ausgelöst werden. Die bei der Arbeit 
beanspruchten Strukturen sollen durch den Schlaf bis zur nächsten Arbeitsschicht 
regeneriert sein. Innerhalb der arbeitsmedizinischen Forschung wird vor allem die 
auf die Acht-Stunden-Schicht bezogene Definition der Dauerleistungsgrenze zugrun- 
degelegt. Sie orientiert sich damit ausschließlich an der maximalen Ausschöpfung 
der Arbeitskraft pro Tag, die ohne kurzfristige Verschleißerscheinungen und akute 
Krankheitssymptome erbracht werden kann. 

Neben diesen auf die Normalschicht von acht Stunden bezogenen Bedingun- 
gen kann die Dauerleistungsgrenze auch auf ein gesamtes Arbeitsleben bezogen wer- 
den. Hierfür gibt es keine systematische Langzeitforschung. In der Regel wird von 
der täglichen Dauerleistungsgrenze einfach auf die Lebensdauerleistungsgrenze ge- 
schlossen, obwohl keine überprüfbaren Forschungsergebnisse für die Zulässigkeit 
solcher Annahmen vorliegen. Schätzungen setzen für eine Lebensarbeitszeit ohne 
langfristigen überproportionalen Verschleiß die Dauerleistungsgrenze um etwa 25 % 
unter der täglich möglichen Dauerleistung an (Zacek, AuL 7/8 1968, S. 155 ff.). 

Der Grenzwert des täglichen Energieverbrauchs und die Grenzbelastung des 
Kreislaufs sind aus arbeitsmedizinischer Sicht das Kriterium für die Entscheidung 
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über die Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit der arbeitsmäßigen Belastung. Aufbau- 
end auf einen Grund- und Freizeitumsatz von 2.300 kcal pro 24 Stunden wird der 
zusätzliche Arbeitsumsatz für eine männliche Arbeitskraft von 30 - 40 Jahren und 
75 kg von 2.000 Kcal pro Schicht als Dauerleistungsgrenze angesehen. Dieser ‚Erfah- 
rungswert‘ des Max-Planck-Instituts muß im Zusammenhang mit dem ebenfalls 
empirisch ermittelten Durchschnittswert einer täglichen Nahrungsaufnahme von 
4.800 Kcal bei körperlicher Arbeitsbelastung gesehen werden. Obwohl diese Werte 
teilweise unter dem Faschismus gewonnen wurden und sich in ihnen gerade die ge- 
sellschaftliche Situation der Schwerarbeiter ausdrückt, werden sie noch heute als 
bewiesene, gültige wissenschaftliche Kennziffern anerkannt. Ähnlich verhält es sich 
mit dem kalorischen Grenzwert für weibliche Arbeitskräfte von 1.500 kcal, deren 
„tausarbeitszuschlag von 300 - 500 Kcal“ häufig nicht als Ergebnis der gesellschaft- 
lichen Verhältnisse, in denen sie die Hausarbeit verrichten müssen, sondern als natür- 
licher Unterschied angesehen wird (Lehmann, 1961, S. 117). Von der überwiegen- 
den Mehrheit der Arbeitsmediziner werden die Erfahrungswerte des Max-Planck-In- 
stituts übernommen. 

Die Dauerleistungsgrenze für Kreislaufmäßige Belastung wird mit 40 Arbeits- 
pulsen angegeben, d.h. 40 Pulse pro Minute über dem Ruhepuls im Liegen (Hettin- 
ger, 1970, S. 74). Die Pulsfrequenz zeigt bei einer konstanten Arbeit oberhalb und 
unterhalb der Dauerleistungsgrenze ein charakteristisches, unterschiedliches Verhal- 
ten. Bei Arbeit unterhalb der Dauerleistungsgrenze stellt sich die Pulsfrequenz spä- 
testens nach 10 Minuten wieder auf einen konstanten Wert ein, der das erhöhte 
‚steady-state‘-Niveau bei der Arbeit anzeigt. Solange ausreichende Energiespeicher 
zur Verfügung stehen, steigt der Arbeitspuls nicht weiter an. Spätestens 5 Minuten. 
nach Arbeitsende kehrt er auf den Ausgangswert zurück. 


. Bei der Arbeit oberhalb der Dauerleistungsgrenze stellt sich kein ‚steady-state‘ 
der Pulsfrequenz mehr ein, d.h. sie steigt bis zum Erreichen eines individuell unter- 
schiedliche Höchstwerts an. Der Anstieg wird durch eine Umstellung des cellulären 
Prozesses auf sauerstoffreie Energiegewinnung hervorgerufen, der aufgrund der nie- 
drigen Energieausbeute im Verhältnis zur abgegebenen Leistung einen wesentlich 
höheren Bedarf an Brennstoffen benötigt. Die Leistung muß bereits nach kurzer 
Zeit abgebrochen werden. Die Arbeit in diesem Bereich ist immer mit erhöhtem 
Verschleiß körperlicher Funktionen verbunden und kann nur kurzfristig erbracht 
werden (Valentin, 1971,S. 18). 

Sowohl die physische als auch die psychische Arbeit unterhalb der Dauerleis- 
stungsgrenze werden als ermüdungsfrei angesehen und deshalb von der medizinischen 
Seite als ‚zumutbar‘ betrachtet. Diese auf den ersten Blick für Nichtmediziner ver- 
wirrende Annahme z. B. einer ermüdungsfreien repetitiven motorischen Taktarbeit 
über acht Stunden wird verständlich, wenn die Voraussetzungen dieser Betrach- 
tungsweise offengelegt werden. Denn auf Basis der Destabilisierungstheorie bedeutet 
die Annahme der Zumutbarkeit: maximale tägliche Beanspruchung psychophysi- 
scher Leistungsfähigkeit ohne kumulativen Ermüdungsanstieg, denn ein kumulativer 
Ermüdungsanstieg führt zu Kurzfristigem Leistungszusammenbruch oder zu gehäuft 
auftretenden Pausen. Die von der Wissenschaft geforderte Respektierung dieser 
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Grenze ist daher kein humanes Zugeständnis des Kapitals an seine gekaufte Arbeits- 
kraft, sondern Voraussetzung für die permanente tägliche Verwertbarkeit der Ar- 
beitskraft im kapitalistischen Produktionsprozeß. 


2. Das Verhältnis von Arbeitsbelastung und Arbeitsorganisation 


Die Arbeitsorganisation erfüllt für die Kapitalsitische Produktion eine doppelte 
Funktion. Von der stofflichen Seite bewirkt die Arbeitsorganisation einen mög- 
lichst reibungslos ineinander greifenden Rhythmus von menschlicher Arbeit und Ma- 
schinerie, indem sie den Produktionsvorgang zeitlich und räumlich aufeinander ab- 
stimmt. Ausgehend von der technischen Struktur des Arbeitsplatzes legt sie den 
einzelnen Arbeitsablauf fest und paßt die menschliche Arbeiskraft an die Maschine- 
rie an. Von dieser Seite präsentiert sie sich als neutrale Wissenschaft, die außerhalb 
des Lohnarbeit-Kapitalverhältnisses steht und nach objektiven wissenschaftlichen 
"Methoden arbeitet. Gleichzeitig hat die Arbeitsorganisation die notwendige techni- 
sche Kombination und Leitung des Arbeitsprozesses nach den Prinzipien der optima- 
len Verwertung zu gestalten, da der Arbeitsprozeß nur als bloße Voraussetzung der 
Verwertung betrieben wird. Damit diese Prinzipien durchgesetzt werden können, 
gibt die Arbeitswissenschaft ihre ‚neutrale‘ Haltung auf und behandelt die Arbeits- 
kraft als potentiellen Feind und Betrüger, der seine Arbeitsleistung nicht freiwillig 
und vollständig hergibt (REFA-MLA, Teil 1, 1971,8. 157). 

Die Durchsetzung möglichst hoher Arbeitsleistung ist also abgeleitetes Ziel der 
Produktion unter kapitalistischen Bedingungen. Der Fixpunkt aller arbeitsorganisa- 
torischen Bemühungen ist die Erhöhung der Arbeitsproduktivität. Unter Annahme 
der Konstanz aller übrigen Faktoren in Beziehung auf die Arbeitskraft kann dies 
über zwei Ansatzpunkte erfolgen, die zwar stets parallel, aber mit unterschiedlichem 
Gewicht genutzt werden. Diese Ansatzpunkte sind: die Erhöhung der absoluten Ar- 
beitsleistung bis zur Dauerleistungsgrenze auf jeder Stufe der Mechanisierung sowie 
die Verbesserung des Wirkungsgrades der verausgabten Leistung. 


2.1. Vergrößerung der absoluten Arbeitsleistung 


Bei der traditionellen Arbeitswissenschaft steht die absolute Leistungssteigerung im 
Vordergrund aller Überlegungen: „Die Feststellung, was der arbeitende Mensch lei- 
sten kann und wodurch er etwa mehr leisten könne, ist tatsächlich die Kernfrage 
der Arbeitswissenschaft. Alle Einflüsse, mit denen sich die Arbeitswissenschaft be- 
schäftigt, wirken auf die Leistung ein und sollten in der Größe dieser Einwirkung 
zahlenmäßig erkannt werden.“ (Hilf, 1957,85. 34). 

Durch den Abbau aller leistungshemmenden Faktoren sowie durch hohe An- 
reize soll die Arbeitskraft zur weitgehenden Verausgabung ihrer täglichen Leistungs- 
fähigkeit getrieben werden. 

Dieses Ziel hat im Taylorismus seine adäquate Ausprägung gefunden. Taylors 
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‚scientific managemant‘ basiert auf zwei Grundsätzen: 

1. Auf der wissenschaftlichen Aufarbeitung der vom Arbeiter beherrschten Arbeits- 
erkenntnisse, um sie aus dem „‚Alleinbesitz des einzelnen Arbeiters‘“ in Form von 
Tabellen, Regeln, Gesetzen etc. der Leitung zur Verfügung zu stellen. Auf Grund- 
lage dieser erarbeiteten Verfahrenskenntnisse wird die Arbeit dann nach den Ge- 
setzen oder empirisch gefundenen Daten der optimalen Leistungsfähigkeit neu 
organisiert. Als wirksamstes Mittel gilt dabei die systematische Teilung der Arbeit, 
verbunden mit genauen Zeitstudien. 

2, Auf der optimalen Motivierung der Arbeitskräfte zu vermehrter Leistungserbrin- 
gung über die Form der Zahlung (Taylor, 1913). 

Die von Taylor vernachlässigten psychischen und sozialen Begleitphänomene 
der industriellen Arbeit werden von den nachfolgenden Arbeitswissenschaftlern 
erkannt und zielstrebig in die betriebliche Arbeitsorganisation einbezogen. Arbeits- 
psychologische Erkenntnissse sollen der Betriebsführung helfen, die weiterhin beste- 
henden Widerstände gegen die Leistungssteigerung zu überwinden und die ‚seeli- 
schen‘ Kräfte zu wecken, die für eine planmäßige und nachhaltige Steigerung der 
Arbeitsleistung notwendig sind. 

Industrielle Arbeit wird innerhalb eines sozialen Zusarnmenhangs verausgabt, 
der auf die individuelle Leistung zurückwirkt. Bereits aus der bloßen Kooperation 
bei der Arbeit entspringen eine Reihe von Faktoren, die auf die Leistungsbereitschaft 
einwirken und als psychische Komponenten der Arbeitsleistung anzusehen sind. 
Auf Basis dieser Erkenntnisse wurde deshalb in der Folgezeit der Einfluß zwischen- 
menschlicher Beziehungen auf die Arbeitsleistung des einzelnen genauer ermittelt. 
Die Arbeitsgruppe und die Stellung des einzelnen als notwendig erachteter Funk- 
tionsträger standen dabei im Mittelpunkt. Die bei diesen Untersuchungen gefundenen 
‚informellen Gruppen‘ wurden bei der betrieblichen Arbeitsorganisation stärker be- 
rücksichtigt. Die Ressourcen und Eigenschaften der informellen Gruppen wurden zu 
Leistungssteigerungen eingesetzt. Dieser ‚Human-Relations-Ansatz‘ verstand sich als 
Überwindung des Taylorismus. Alle nachfolgenden arbeitswissenschaftlichen Stu- 
dien, die die Arbeitskraft nicht als einfache Muskelmaschine analysierten, sondern 
auf den spezifischen und komplizierten Gebrauchswert der Arbeitskraft Rücksicht 
nahmen, postulierten die Humanisierung der Arbeit (Volpert, 1974,S. 709). 


2.2. Erhöhung des Wirkungsgrades der Arbeit 


Neben der absoluten Erhöhung der menschlichen Lesitungsfähigkeit kann auch der 
Wirkungsgrad der verausgabten Arbeit erhöht werden, Wird die Effektivität der ver- 
ausgabten Arbeit gesteigert, so kann ein größeres Arbeitsergebnis bei gleicher oder 
sinkender Beanspruchung erbracht werden. Diese Ferm arbeitswissenschaftlicher 
Eingriffe in die Produktion wird forciert angewandt, wenn die mit den traditionel- 
len Mitteln der Arbeitsteilung und die mit einer intensiveren Wiederaufsummierung 
der einzelnen Arbeitszyklen arbeitenden Verfahren an eine empirisch feststellbare 
Grenze gestoßen sind. In diesem Fall kann die Leistung trotz hoher motivationaler 
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Anreize nicht mehr gesteigert werden. Bei repetitiven Arbeitsformen zeigt sich die- 
ses Dilemma am deutlichsten, obwohl es prinzipiell für alle industiellen Arbeitsfor- 
men zutreffen kann. 

Der Zwang zu fortwährender Steigerung der Produktivkraft ist hier mit einer 
Arbeitssituation verknüpft, in der jede Steigerung unmittelbar mit erhöhter Nutzung 
der menschlichen Arbeitskraft einhergeht. Die physische Entlastung pro Arbeitstakt 
erfolgt vor allem über eine weitere Teilung und Vereinfachung der Arbeit. Diese 
Vereinfachung stößt an die Grenze der möglichen Arbeitsteilung, da ab einer gewis- 
sen Stufe — aufgrund tausendfacher Wiederholung einer stumpfsinnigen Bewegung — 
die Zunahme psychischer Belastung die Leistungsfähigkeit stark reduziert. Jede 
weitere Arbeitsteilung ruft eine psychische Gegenreaktion hervor, die den erwarte- 
ten Leistungsgewinn übersteigt. Weder kann die Leistung am Band über zusätzliche 
Nutzung weiterer Leistungsreserven angehoben werden, da die Arbeiter bereits bis 
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit beansprucht sind, noch kann der Arbeiter 
durch weitgehende Übergabe von Arbeitsfunktionen an die Maschinerie entlastet 
werden. Die Steigerung der Produktivität erfolgt bei repetitiven Arbeitsformen 
schwerpunktmäßig über eine Erhöhung des Wirkungsgrades der Arbeit. 

Im physischen Bereich wird deshalb in erster Linie dem Abbau belastender 
und ermüdender Arbeitsvorgänge und Arbeitshaltungen (Krampfhaltungen), der An- 
gleichung der Arbeit an die Tagesperiodik der Leistungsbereitschaft sowie der besse; 
ren Anpassung der Werkzeuge und Bedienungselemente an die menschlichen Sinnes- 
organe besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Für den psychischen Bereich sind vor 
allem die Konzeptionen der Arbeitswissenschafter zu erwähnen, die die Monotonie 
und Hetzarbeit abbauen, d. h. die die psychische Opposition gegen die Arbeitsbe- 
dingungen verringern sollen. Mit dem Übergang zu Job-Rotation, Job-Enrichment, 
teilautonomen Arbeitsgruppen, Einsatz von kurzen erholungswirksamen Arbeits- 
pausen und dem Übergang zu Bündelsystemen mit dazwischen geschalteten Puffern, 
die dem Arbeiter eine Variation seiner Arbeitsgeschwindigkeit erlauben, wird die 
strenge Taktbindung aufgehoben. Damit werden wesentliche psychische Belastungs- 
momente zurückgedrängt. Die neuen verfeinerten Methoden sollen.den Verlust an 
produktiver Leistungsfähigkeit auffangen, der sich als Reaktion auf die bis ins Ex- 
trem vorangetriebene Arbeitsteilung einstellt. 

Die neuen Analysen erschließen in wissenschaftlich älfsrenziarieren Verfah- 
ren die Leistungsfähigkeit der menschlichen Arbeitskraft und machen sie der Ver- 
wertung zugänglich. Aber gerade die ausgesprochene Anerkennung und Rücksicht- 
nahme auf den besonderen Gebrauchswert der menschlichen Arbeitskraft läßt sie: 
als überparteiliche, neutrale Wissenschaft erscheinen. Die zentrale Legitimations- 
basis ist das in zahllosen Varianten wiederholte Grundmuster der Argumentation: 
„Höchstmögliche Arbeitsleistung bei größter Arbeitszufriedenheit“. 


2.3. Das Verhältnis von Arbeitsbelastung und Lohnsystem 


Die Anbindung der Lohnhöhe an die erbrachte Arbeit ermöglicht es, den Lohn als 
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Regulator für die zu erbringende Leistung einzusetzen und die Arbeitskraft -- über 
die ‚Methode der Zahlung‘ — zu maximaler Verausgabung ihres Arbeitsvermögens 
zu zwingen. Die Anbindung der Lohnhöhe an die erbrachte Arbeitsleistung ist das 
allgemeine Prinzip der Bezahlung unqualifizierter Arbeitskraft. Im Rahmen der 
Arbeitswissenschaft wird daher der Lohn als Mittel zur freiwilligen Hergabe einer 
optimalen Leistung, Sparsamkeit im Verbrauch der Fertigungs-, Hilfs- und Betriebs- 
stoffe, Verbesserung der Betriebsmittelnutzung, Ausnutzung der vorhandenen Ka- 
pazitäten, Verringerung der Fehlzeiten, der Fluktuation sowie der Anlernkosten 
etc. angesehen (Baierle, 1965, S. 30). 

Ausgehend vom arbeitswissenschaftlichen Begriff der Normalleistung (Porn- 
schlegel u.a., 1965,S. 51 ff.} findet eine Bewertung der Arbeitsanforderungen statt, 
auf der fußend der Grundlohn festgelegt wird. 

Der Begriff der Normalleistung, wie wir ihn in der arbeitswissenschaftlichen 
Literatur finden, orientiert sich an der Beanspruchung ‚‚Gehen in der Ebene ohne 
Last“. Es ist einer der wichtigsten Normbegriffe der arbeitswissenschaftlichen 
Forschung, auf den weitere Beanspruchungsgrößen aufbauen. Dennoch ist er sehr 
ungenau, was sich bereits bei der Definition der Höhe der Normalleistung deutlich 
zeigt: Während in der BRD scheinbar mit 5 km pro Stunde gegangen wird, werden 
in den USA 4,8 km pro Stunde und in Norwegen 5,8 km pro Stunde vom Mann 
und 5,5 km pro Stunde von der Frau zurückgelegt (Thöne, 1970, S. 6). Bezogen auf 
einen Acht-Stunden-Tag ergibt sich für die BRD eine Tagesleistung von 40 km. Legt 
man den durchschnittlichen Akkordrichtsatz von 120 % zugrunde, so wird damit 
den Akkordarbeitern permanent eine vergleichbare Tagesleistung von 48 km abver- 
langt. 

Abgesehen vom normativen Charakter der Maßeinheit „Gehen in der Ebene“ 
ist deren Anwendung auf die tatsächlichen industriellen Anforderungen, d.h. eine 
Umrechung auf industrielle Beanspruchung, nicht möglich. Basierend auf der An- 
nahme dieses Zusammenhangs erfolgen die weiteren Festlegungen der Normalzeiten 
für die vielfältigen Arbeitsbewegungen fortlaufend auf empirischem Wege ohne all- 
gemeine theoretisch fundierte Absicherung. Es ist daher nicht verwunderlich, wenn 
SCHLAICH den in Amerika ausgearbeiteten WF-Verfahren (work-factor) für sensu- 
motorische Bewegungsstudien eine um 100 % zu kurze Greifzeit nachweisen konnte, 
was besondersschwer wiegt, wenn man bedenkt, daß daraus Vorgabezeiten ermittelt 
werden, auf deren Basis der Grundlohn berechnet wird (Schlaich, ASA 16, 1967, 
S. 120). Ähnliche Differenzen in den unterschiedlichen Systemen finden wir ebenso 
für Vorgabezeiten bei gleichartigen Bewegungsabläufen. Die MTM-Zeiten liegen um 
15 %, die WF-Zeiten sogar um 25 % unter den von REFA vorgegebenen Normalzei- 
ten. 

Ist damit die zugrundeliegende Berechnung der Normalleistung schon äußerst 
willkürlich, so entbehrt die Verknüpfung von Normalleistung und Grundlohn jegli- 
cher allgemeiner Berechtigung. Dies wird von einigen Arbeitswissenschaftlern auch 
offen zugegeben. „Die Bedeutung der Bewertungsmerkmale für das Ergebnis der 
Arbeitsbewertung ist wissenschaftlich nicht zu finden und zu begründen ... Das 
Lohngefüge muß nach Einführung und Anwendung der analytischen Arbeitsbewer- 
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tung von allen Beteiligten als richtig empfunden und anerkannt werden.“ (Wibbe, 
1966, 8.58). 

Trotzdem wird mit der anforderungsabhängigen Lohndifferenzierung die Nor- 
malleistung als Bezugspunkt der leistungsabhängigen Lohndifferenzierung zugrunde- 
gelegt, indem die Normalleistung an einen Grundlohn gebunden wird. Die Lohnhöhe 
kann nun durch die Steigerung der Arbeitsleistung über die ‚Normalleistung‘ hinaus 
angehoben werden. Die leistungsabhängige Entlohnung baut Leistungssperren ab. Sie 
veranlaßt den Arbeiter, auf eine Anpassung der Arbeitsgeschwindigkeit an seine 
eigene Leistungsfähigkeit zu verzichten. 

In arbeitsmedizinischen Untersuchungen, die die zusätzlichen Beiastungsmo- 
mente der Arbeit im Leistungslohnsystem im Vergleich zum Zeitlohnsystem analy- 
sieren, wird oft auf die Überbelastungstendenzen hingewiesen. Diese Überbelastung 
resultiert aus der einfachen körperlichen Mehrarbeit und den mit der Leistungslohn- 
form verbundenen zusätzlichen psychischen Belastungsfaktoren, wie z. B. der Angst, 
das tägliche Produktionssoll nicht zu erreichen, zusätzlichem Zeitdruck etc. 

Die Untersuchungen von HETTINGER, in denen Arbeiter als Zeit- und Ak- 
kordlöhner an vergleichbaren Arbeitsplätzen (einfache Handarbeit) beobachtet wur- 
den, zeigen, daß die zusätzliche Leistung von 83 %, die die Akkordarbeiter im Ver- 
hältnis zu Zeitlöhnern erbrachten, mit Arbeitsbelastungen verbunden waren, die 
eindeutig die Dauerleistungsgrenze überschritten, obwohl die reine Arbeitszeit der 
Zeitarbeiter höher lag als die der Akkordarbeiter (vgl. Hettinger, 1970, S. 159 ff.). 

Im Rahmen der Leistungsentlohnung kommt als zusätzliches, belastungsver- 
schärfendes Moment hinzu, daß die zugrundeliegende anforderungsabhängige Lohn- 
differenzierung die negativen Umweltbelastungen als “Arbeitswertpunkte‘ enthält. 
Die arbeitserschwerenden Umweltbedingungen wie Staub, Schmutz, Lärm, Hitze, 
Schadstoffe etc. gehen damit in den Lohn ein. Je schlechter und belastender die 
Umgebungseinflüsse, desto mehr erhöhen sie den Lohn — eine gegensätzlichere Be- 
ziehung der Arbeits- und Lebensbedingungen läßt sich kaum denken. 

Die Umweltbedingungen werden in den Einstufungs- und Bewertungstabellen 
der ‚Analytischen Arbeitsbewertung‘ bis in den nachweisbar pathogenen Bereich mit 
Geld kompensiert. Bei der Anforderungsart Lärm wird z.B. bis zu einer Lautstärke 
von 120 Phon, die mit Sicherheit bei längerer Einwirkung zur Taubheit führt, ein 
Geldausgleich gewährt. Lautstärken über 120 Phon sollen danach nicht etwa verbo- 
ten, sondern ‚„,... außerhalb der Arbeitsbewertung abgegolten werden“ (Euler, u. a., 
1965,8.77). 

Die Auswirkungen der zusätzlichen Belastungen der Arbeitskräfte unter Lei- 
stungslohnbedingungen schlagen sich in höheren Krankheitsraten und Verschleiß- 
erscheinungen nieder. Nach der bereits erwähnten repräsentativen Vorsorgeunter- 
suchung in Baden-Württemberg mußten 20 % der Akkordarbeiterinnen Heilverfah- 
ren beantragen. Dieser Prozentsatz liegt weit über dem Durchschnitt aller unter- 
suchten Frauen. 
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2.4. Das Verhältnis von Arbeitsbelastung und zeitlicher Dauer der Arbeit 


Die Verlängerung des Arbeitstages über die Normalarbeitszeit hinaus (40-Stunden- 
Woche bei 5 Arbeitstagen) stellt für viele Arbeiter in der Industrie täglich erfahrene 
Praxis dar. Aus vorliegenden Untersuchungen ist ersichtlich, daß von einem durch- 
gesetzten Acht-Stunden-Tag für den überwiegenden Teil der industriell Beschäftigten 
nicht gesprochen werden kann. Von Seiten der Beschäftigten ist vor allem das nied- 
rige Lohnniveau Grundlage für die Bereitschaft zur Mitarbeit. 

Diese Mehrarbeit bedeutet jedoch immer eine Ausdehnung des gesundheit- 
lich belastenden Arbeitsteils und eine Verringerung des Erholungsteils des Tages. Sie 
muß daher unter beiden Aspekten betrachtet werden. 

Diese doppelte Auswirkung der verlängerten Arbeitszeit hat für die Betroffe- 
nen gravierende gesundheitliche Schäden zur Folge. Dies gilt besonders für die Ar- 
beitskräfte, deren tägliche Beanspruchung nahe der Dauerleistungsgrenze liegt. Den 
von der Arbeitsmedizin gefundenen Indikatoren für die Dauerleistungsgrenze liegt 
als zeitliche Bezugsgröße der Acht-Stunden-Tag zugrunde. Wird nun die Arbeit über 
diesen Zeitraum hinaus ausgedehnt, tritt ein kumulativer Ermüdungsanstieg ein, der 
auf Dauer nicht ohne Schäden erbracht werden kann. Die Arbeitskraft kann die zu- 
sätzliche Arbeitszeit nur mit dem Raubbau an ihrem Arbeitsvermögen erbringen. 
Auch die Grenzwerte für gesundheitsschädigende Umweltbedingungen (maximale 
Arbeitsplatzkonzentration, MAK-Werte) sind auf die Normalschicht von acht Stun- 
den bezogen. Jeder längere Aufenthalt in belastender Umgebung überschreitet die. 
Verträglichkeitsgrenze und schlägt sich notwendigerweise in einer erhöhten Erkran- 
kungshäufigkeit nieder. Untersuchungen über pathogene Erscheinungen im Zusam- 
menhang von Arbeitszeit und Überbeanspruchung erbrachten auf Basis der 6 Mal 
Acht-Stunden-Woche 1955/56 „, ... den statistischen Nachweis, daß es — unbescha- 
det aller aufgewiesen Einflüsse sonstiger Momente — einen direkten Zusammenhang 
zwischen Arbeitszeitdauer und wirklicher Erkrankungshäufigkeit gibt, der Art, daß 
die längere Arbeitszeit mit der größeren, die kürzere mit der geringeren Zahl von 
Krankheitsfällen — mit und ohne Arbeitsunfähigkeit, mit und ohne Bettlägerigkeit 
— zusarmmengeht“ (Mergner u.a., 1975, S. 242). N 

Besonders im Bereich körperlicher Schwerarbeit mit hoher Beanspruchung im 
Schichtmittel läßt sich die direkte Gesundheitsschädigung aufgrund der Arbeitszeit- 
verlängerung nachweisen. HETTINGER fand hier zwischen der Überstundenzahl 
und der Erkrankungshäufigkeit eine eindeutig positive Korrelation. Die Erkrankungs- 
tage der Arbeit mit häufigen Überstunden lagen weit über dem Durchschnitt der Ge- 
samtbelegschaft. 

„Zieht man die durchschnittlichen Erkrankungszeiten der Gesamtbelegschaft 
von den Erkrankungszeiten der Überstundengruppe ab und setzt diese erhöhten 
Erkrankungszeiten in Beziehung zu den Überstunden, so stellt man fest, daß jede 
Überstunde mit 0,27 Krankheitstagen belastet ist. Jede Überstunde wirkt sich also 
zusätzlich in rund zwei betrieblichen Fehlstunden aus,“ (Hettinger, 1970, S. 229). 
Deutlicher formuliert: Jede Überstunde kostet die Arbeitskraft in diesen Bereichen 
die doppelte Anzahl an Krankheitsstunden. 
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Die starke Beanspruchung der Arbeiter durch Überstunden schlägt sich auch 
auf die Unfallhäufigkeit nieder. Die Arbeitsleistung kann in den Überstunden nur 
noch durch erhöhte Anspannung aller Kräfte erbracht werden. Die verstärkt auftre- 
tende Ermüdung erhöht das Sicherheitsrisiko, besonders in den Fällen, in denen die 
Aufmerksamkeit zum Schutz der körperlichen Unversehrtheit zusätzlich beansprucht 
wird. HETTINGER fand z.B. bei den Überstundenarbeitern, die körperliche Schwer- 
arbeiten verrichteten, eine um 30 % höhere Unfallhäufigkeit gegenüber der Ver- 
gleichsgruppe ohne Überstunden (Hettinger, 1970, S. 232). 

Aus den Untersuchungsergebnissen geht hervor, daß für Industriearbeiter der 
Acht-Stunden-Normalarbeitstag die obere Grenze darstellt, die ohne gesundheitliche 
Schäden auf Dauer nicht überschritten werden kann. 


2.5. Das Verhältnis von Arbeitsbelastung und Nacht- und Schichtarbeit 


Neben der täglichen Dauer bestimmt die zeitliche Lage der Arbeitszeit innerhalb des 
24-Stunden-Tagesverlaufs den Grad der physichen und psychischen Beanspruchung. 
Treten durch Nacht- und Schichtarbeit zeitliche Verschiebungen der Arbeitszeit ein, 
so verschieben sich damit auch die täglichen Regenerationszeiten. Auf allen Stu- 
fen der analysierten Arbeitsarten verschärft sie die vorhandene Belastung. Die Not- 
wendigkeit, von der Normalzeit abzuweichen und auf kontinuierliche Produktion 
umzustellen, ergibt sich teilweise aus der stofflichen Struktur des Produktionspro- 
zesses, z.B. wenn der Arbeitsprozeß über einen langen Zeitraum nicht unterbrochen 
werden kann und gleichzeitg kontrolliert werden muß. 

Dieser technisch notwendige Bereich ist im Verhältnis zum vorgefundenen 
Umfang der Nachtschichtarbeit relativ klein. Auch die gesellschaftliche Notwendig- 
keit von Nachtschichtarbeit, wie sie etwa im Bereich der Krankenpflege, der Ener- 
gieversorgung oder im Bereich des öffentlichen Verkehrswesens besteht, ist für den 
industriellen Bereich nicht gegeben. Die Organisation der Arbeit im Nacht- und 
Schichtrhythmus entspringt hier vor allem dem Verwertungsinteresse, da damit der 
Fixkostenanteil am Produktionsergebnis gesenkt wird. 

Für das Kapital wirkt sich die Nacht- und Schichtarbeit als Erhöhung des Wir- 
kungsgrades des fixen Kapitals aus. Das vorgeschossene fixe Kapital Kann in verkürz- 
ter Zeit umgeschlagen werden, da die Stillstandszeiten nahezu auf Null reduziert 
sind. 


a) _Nachtarbeit: Arbeit bei verringerter Leistungsbereitschaft 

Die menschliche Leistungsbereitschaft unterliegt während des Tages periodischen 
Schwankungen. Die Kurve der Leistungsdisposition durchläuft nachts (3 Uhr) ihren 
tiefsten Punkt. Die in der Nachtarbeit eingesetzte Arbeitskraft ist gezwungen, ihre 
Arbeitsleistung zu einer Tageszeit zu verrichten, in der ihr Organismus bis in die 
Enzymstruktur hinein nicht auf äußere Leistung, sondern auf Wiederherstellung der 
Kräfte geschaltet ist. Das hat zur Folge, daß die Arbeitskraft neben der gesetzten 
Arbeitsanforderung zusätzlich gegen die endogene Phaseneinteilung des menschli- 
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chen Organismus ankämpfen muß, da die ‚innere Uhr‘ nachts alle physiologischen 
Regelungsprozesse auf Erholungund Wiederaufbau der verbrauchten Arbeitsfähigkeit 
schaltet. Die Anpassung oder Gewöhnung der Arbeitskräfte an Nachtarbeit hat sich 
als unmöglich erwiesen (Aschoff, ASA 38, S. 21 ff.). Der lang andauernde Zwang, 
während der geringsten Leistungsbereitschaft hohe Leistungen zu erbringen, führt 
nicht zu einer Verschiebung der Dispositionskurve; der Körper bleibt vielmehr auf 
Erholung geschaltet. 

Die Ergebnisse der Rhythmusphysiologie zu diesem Problem Können vereinfacht 
folgendermaßen zusammengefaßt werden: Es gibt beim Menschen eine angeborene 
Spontanfrequenz tagesperiodischer Veränderungen, die länger als 24 Stunden an- 
dauert und von Zeitgebern mit der Ortszeit jeweils synchronisiert wird. Die für den 
Menschen wichtigsten Zeitgeber sind das Zeitbewußtsein und der soziale Kontakt 
zur Gesellschaft, die auch bei Nachtarbeit eine Umstellung der Phasenlage verhin- 
dern. Im Gegensatz zum Flugreisenden, der auch in den ersten Tagen nach einem 
Flug die Auswirkungen der wesentlich verschobenen Ortszeit gegenüber seiner endo- 
genen Phasenlage bemerkt, sich aber nach drei bis vier Tagen anpassen kann, gelingt 
dem Nachtarbeiter diese Umstellung nicht. Während die Beschwerden beim Flug- 
reisenden in der Folgezeit allmählich verschwinden, nehmen sie beim Nachtarbeiter 
ständig zu (vgl. Valentin, 1971,S. 80/81), da er immer wieder mit dem gesellschaft- 
lichen. Normallauf synchronisiert wird. Die Beanspruchung des Organismus bei der 
Phasenumstellung, in der die endogenen Zyklen über eine kurze Ausregelungsphase 
ihre jeweilige Spontanfrequenz einnehmen und schlecht aufeinander abgestimmt ab- 
laufen, wird für den Nachtarbeiter zum pathologischen Dauerzustand. Mit der Über- 
windung der geringen Leistungsdisposition ist immer eine erhöhte Anstrengung bei 
gleichen Arbeitsbedingungen verbunden. Die Arbeit während der Nachtschicht, in 
der alle Körperfunktionen verlangsamt sind, kann daher nur durch einen Rückgriff 
auf weitere Leistungsreserven erbracht werden. 

Empirische Untersuchungen zeigen, daß in den Betrieben darauf keine Rück- 
sicht genommen wird und daß eskeine zusätzlichen Erholungspausen für Nachtarbeit 
gibt. Aus Untersuchungen, die in 56 Betrieben mit 103.345 Schichtarbeitern vorge- 
nommen wurden, geht hervor, daß 91 % der Nachtarbeiter eine unveränderte Pro- 
duktionsleistung im Vergleich zu den Tagesschichtarbeitern aufweisen. Etwa 34 % 
arbeiten auch nachts im Akkord- oder Prämienlohn (Schürmann, u. a., ZblAmed 8, 
1974, S. 321). Dieses Ergebnis ist darauf zurückzuführen, daß Nachtarbeit beson- 
ders in Produktionsbereichen mit maschinengebundenen und repetitiven Arbeits- 
formen stattfindet. 


b) Nachtarbeit: Verminderte Restitutionsmöglichkeiten im Tagesschlaf 

Der Kampf gegen die ‚innere Uhr‘ erhöht nicht nur die Beanspruchung während der 
Nachtarbeit, sondern vermindert auch die Erholungsmöglichkeit während des Ta- 
gesschlafs. Die Fixierung im beginnenden Inversionsstadium läßt keine ausreichende 
Restitution der psycho-physischen Leistungsfähigkeit zu. Die Tagesschlafperiode ist 
nach Untersuchungen zeitlich kürzer als die vergleichbare Nachtschlafperiode. Be- 
sonders der Übergang von der Normalschicht zur Nachtschicht führt oft zu einem 
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Schlafdefizit, da die Arbeitskraft an dem der Nachtschicht vorhergehenden Tag 
nicht ‚vor‘schläft und gerade am Beginn der umgekehrten Lebensweise die Tages- 
schlafdauer deutlich reduziert ist (Menzel, 1962, S. 120). 

Für die Dauernachtarbeiter stellt die kurze Normalzeit am Wochenende keine 
ausreichende Erholungs- oder Umstellungszeit dar, sondern führt wegen der laufen- 
den Umstellungsanforderung sogar zu gehäuften Schlafbeschwerden. Von allen 
Autoren wird auf die Schlafstörungen, die sich bei Nachtarbeit einstellen und bei 
längerer Dauer zu einem Schlafdefizit führen, hingewiesen. 

Neben der physiologisch bedingten Umstellungsschwierigkeit kommen soziale 
Faktoren hinzu, die den Tagesschlaf durch den Verkehrslärm und die Wohnsituation 
(z.B. Kinder) zusätzlich beeinträchtigen. Der normale Geräuschpegel verhindert eine 
ausreichende Schlaferholung (Graf, 1958, Teil 1). Ein einmal eingetretenes Schlaf- 
defizit kann unter Arbeitsbedingungen nur sehr schwer abgebaut werden. Die Aus- 
wirkungen eines partiellen Schlafentzugs lassen sich beim Übergang zur Normal- 
schicht noch über mehrere Wochen nachweisen. Für die Mehrzahl der Nachtarbeiter 
ist der Schlafentzug dermaßen stark, daß er als permanentes Müdigkeitsgefühl und 
gravierende Störung seines Wohlbefindens wahrgenommen wird (Graf, 1958, Teil 1). 

Der Nachtschichtarbeiter leidet aber nicht nur unter ‚partiellem Schlafentzug‘. 
Aufgrund der relativen Kürze des Tagesschlafs und der auf Aktivität eingestellten 
körperlichen Disposition kann sich auch das zur ausreichenden Erholung notwen- 
dige Schlafmuster nicht einstellen. Gehirnstrommessungen (EEG) haben ergeben, 
daß ein normaler Schlaf etwa 4 - 5 aufeinanderfolgende Stadien unterschiedlicher 
Schlaftiefe durchläuft. Das Verhältnis der unterschiedlichen Schlafzyklen ist aus- 
schlaggebend für die qualitative Schlaferholung. 

Beim Nachtarbeiter kommt es in der Regel zu einer absoluten und relativen 
Verminderung des erholsam wirkenden Schlafstadiums und damit neben der verrin- 
gerten Schlafdauer auch zu einer qualitativen Minderung der Erholungsmöglichkeit. 
Beide Befunde, also die verkürzte Schlafdauer und die qualitativ geringe Erholung, 
müssen sich bei „mehreren aufeinander folgenden Perioden mit Nachtschicht un- 
günstig für den Arbeiter auswirken, da sich hierbeiSymptome einer partiellen Schlaf- 
deprivation kumulieren müssen.“ (Vgl. Rutenfranz, ASA 38, 1970, S. 66). 


ce) Die gesundheitlichen Auswirkungen der Nachtschichtarbeit 

Die jeweilige Belastung wird auch von den Beschäftigten wahrgenommen. Im Vor- 
dergrund steht die Sorge um die langfristige Erhaltung der Gesundheit, da sie die 
pathogene Wirkung der Nachtschicht als gehäuft auftretende Schlafstörungen, Ma- 
genbeschwerden, Appetitlosigkeit und generelle Störungen erleiden (Lüsebrink, 
Argument AS 12,8. 231 ff.). MENZEL kommt auf Basis einer Langzeituntersuchung 
(1940 - 1956), die bei 6.963 Nachtschichtarbeitern in Dänemark vorgenommen 
wurde, zu folgendem Ergebnis: „Unter den Gründen für den Wechsel von der 
Schichtarbeit zur Tagesarbeit standen die gesundheitlichen Gründe mit 42 % an 
erster Stelle. Sie lassen sich prozentual folgendermaßen verteilen: 
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Verdauungsstörungen, hauptsächlich Magengeschwüre 39% 


Nervöse Störungen 32% 
Krankheiten der Kreislauforgane 8% 
Andere Krankheiten 21.9%;* 


(Menzel, 1962, S. 130) 

“ Die im Verlauf der Nachtschichtarbeit erworbenen gesundheitlichen Schäden 
drücken sich mit zunehmendem Alter in einer deutlich erhöhten Krankheitshäufig- 
keit aus. Eine Reihe von in Schweden und Norwegen durchgeführten Langzeitunter- 
suchungen, die den Zusammenhang von gehäuft auftretenden nervösen Magenleiden 
und allgemeinen nervösen Störungen im Zusammenhang mit früher ausgeführter 
Nachtschichtarbeit untersuchen, erhärten diese Tatsache (Swensson ASA 38, 1970, 
S.56). 

Als besonders gravierend muß auch die zerstörende Wirkung der Nachtarbeit 
auf die sozialen Beziehungen angesehen werden. Sie verhindert eine sinnvolle/ auf 
Normalzeit abgestellte Integration in soziale Zusammenhänge. Der Nachtschicht- 
arbeiter wird damit sozial isoliert. Diese Isolation kann nur durch zusätzliche Redu- 
zierung von Schlafzeit überwunden werden, was besonders auf weibliche Arbeits- 
kräfte mit Doppelbelastung in Beruf und Hausarbeit zutrifft. 


2.6. Das Verhältnis von Arbeitsbelastung und Einarbeitungsvorgängen 


Unter kapitalistischen Verhältnissen wirken sich die technischen und organisatori- 
schen Veränderungen des Produktionsprozesses zur Steigerung der Produktivkraft 
der Arbeit auf die Arbeitskräfte in doppelter Weise aus: Einerseits wird die stoffli- 
che Gestalt des Produktionsprozesses verändert, andererseits werden Arbeitskräfte 
freigesetzt. Solange die Akkumulation und die damit gesetzte Nachfrage nach Ar- 
beitskräften die Freisetzungsrate übersteigt, wird die zweite Tendenz nicht als Exi- 
stenz der Reservearmee sichtbar. Die freigesetzten Arbeitskräfte können alle wieder 
beschäftigt werden. Häufig werden sie jedoch nicht an gleichen Arbeitsplätzen oder 
in der gleichen Berufsrichtung eingesetzt, sondern an neuen Arbeitsplätzen mit ver- 
änderter Anforderung. 

Beim innerbetrieblichen Arbeitsplatzwechsel wird der Arbeitsablauf oder das 
Mechanisierungsniveau für die umgesetzte Arbeitskraft verändert und eine Anpas- 
sungsleistung verlangt. Für die Arbeitskräfte, deren Umsetzung über den Arbeits- 
markt erfolgt, bedeutet die Wiederaufnahme der Arbeit — neben der Anpassung an 
einen technisch veränderten Arbeitsplatz mit veränderten Anforderungen an seine 
psycho-physische Leistungsfähigkeit — auch eine Anpassungsleistung an einen völlig 
neuen sozialen Zusammenhang im Betrieb. 

Neben den technologischen Faktoren, die eine Umstellung der Arbeitskräfte 
auf neue Anforderungen verlangen, wirken sich auch die mit der Organisation der 
Arbeit verbundenen Änderungen der Arbeitsplätze auf die Belastung aus. In Umstel- 
lungsfällen dominiert die Bestrebung, die im Laufe der Inbetriebnahme der Anlage 
anfallenden Kosten so weit als möglich zu reduzieren. Da die sachlichen Kosten, wie 
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Anschaffung und Montage, kaum modifizierbar sind, stellt die Verkürzung der An- 
laufzeit, d. h. der Zeit vom Probelauf bis zur Vollauslastung, den am ehesten zu 
minimierenden Kostenfaktor dar, Hinzu kommt der Zwang, besonders in der An- 
fangsphase die Gefahr des moralischen Verschleißes der Maschinerie durch maxima- 
le Nutzung einzuengen. 

Die nach kostenoptimalen Gesichtspunkten organisierte Einarbeitung an den 
neuen Arbeitsplätzen lastet die zusätzlichen Anstrengungen allein den Arbeitskräften 
auf, Umschulung und Training der Arbeitskräfte für die neue Anlage werden nur in 
dem Maße durchgeführt, wie sie nicht zu umgehen sind. In der Regel wird der 
Arbeiter an der Maschine eingewiesen; eine systematische Vorbereitung auf die neue 
Arbeit findet jedoch nicht statt. 

Die Vorteile für den Betrieb liegen neben der Minimierung des Aufwands für 
Qualifizierung in der hohen Abhängigkeit der Arbeitskräfte vom Betrieb bei prin- 
zipieller Erhaltung ihrer Ersetzbarkeit. Die vom Arbeiter permanent geforderte An- 
passungsleistung an die veränderte technische und soziale Umwelt, die er oft ohne 
jede betriebliche Hilfe erbringen muß, wird im betrieblichen Alltag nicht berück- 
sichtigt. Auf diese zusätzliche Belastung wird bei kleinen Arbeitsplatzveränderungen 
oder innerbetrieblichen Umsetzungen nur in dem Maße eingegangen, wie ungenügend 
eintrainierte Arbeitskräfte die geforderte Leistung trotz äußerster Anstrengung 
nicht erbringen können oder die Gefahr überproportionaler sachlicher Verschleiß- 
erscheinungen wegen unsachgemäßen Gebrauchs der Arbeitsmittel besteht. 

In vielen arbeitsmedizinischen Untersuchungen wird die Überbeanspruchung 
der falsch oder nicht ausreichend angepaßten Arbeitskräfte an einen normal bela- 
stenden Arbeitsplatz nachgewiesen. Die häufigsten Umstellungsvorgänge in der 
industriellen Produktion beinhalten daher eine permanente Gefahr für die Gesund- 
heit der Betroffenen. Sie setzen die Arbeitskräfte auf allen Stufen der Mechanisierung 
. enormer zusätzlicher Beanspruchung aus. Dies sei nochmals kurz für einzelne Ar- 
beitsarten dargestellt: HETTINGER weist anhand einer Untersuchung in der Eisen- 
und Stahlindustrie ausdrücklich auf diesen Tatbestand im Bereich körperlicher 
Schwerarbeit hin. An den untersuchten Arbeitsplätzen lag bei Anwendung der op- 
timalen Arbeitstechnik durch eingeübte Arbeitskräfte die Beanspruchung noch im 
Bereich der Dauerleistungsgrenze. Dagegen kam es bei ungeübten und nicht ausrei- 
chend eingewiesenen Arbeitern zu erheblichen Überbelastungen, die eine eindeutige 
Gesundheitsgefährdung darstellten (vgl. Hettinger, 1970, S. 176). 

In einer Untersuchung bei Feinwerkerinnen, die repetitive Arbeitsformen aus- 
führten, wurden in der Anlernphase extrem hohe psychische Beanspruchungen nach- 
gewiesen. Diese ergaben sich, weil die ungeübten Frauen keine habitualisierten Be- 
wegungsformen ausführten und daher ihre Arbeit ständig mit hoher Konzentration 
kontrollieren mußten. Die betrieblich gewährten Anlernzeiten von zwei bis vier Wo- 
chen sind unzureichend, wenn man bedenkt, daß bei den untersuchten Feinwerker- 
innen erst nach einjähriger Tätigkeit die psychische Beanspruchung aufgrund der 
sich einstellenden Arbeitserfahrung, Geschicklichkeit und körperlichen Kraft auf 
ein niedriges Niveau absank (Borsch-Galetke, ZblAmed 3/1977, S. 56). 

Die Überbelastungstendenzen treten gehäuft im Bereich sensumotorischer Ar- 
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beitsformen auf. Die fehlende Habitualisierung erfordert eine permanente Kontrolle 
und Korrektur des Bewegungsablaufs. Mangelnde Übung führt daher immer zur Ge- 
fahr, daß der Arbeitstakt nicht eingehalten werden kann. Der Arbeiter muß in die- 
sem Fall eine hohe, zusätzliche psychische Anstrengung erbringen. Die Arbeitskraft 
wird bei einer Arbeitsform, die mit ausreichendem Training und systematischer Ein- 
weisung weit unterhalb der Dauerleistungsgrenze liegt, psycho-physisch bis zum 
Äußersten beansprucht. 

Obwohl es ein bekanntesund oft beschriebenes Phänomen ist, daß ungenügend 
eingeübte Arbeitskräfte besonders im Bereich repetitiver Arbeitsformen über die 
Dauerleistungsgrenze hinaus beansprucht sind, kann von einem systematischen Trai- 
ning im Betrieb nicht gesprochen werden. 

„Die heute noch zumeist gebräuchlichste Anlernform erzeugt damit unnötig 
lange Anlernzeiten, eine stärkere Ermüdung für den Arbeiter als es notwendig wäre 
und vor allem beim Übergang von der Vorübungsperiode zur Bewährung im Betrieb 
die Gefahr der nervösen Belastung durch Hetzarbeit mit allen ihren negativen Aus- 
wirkungen auf die Güte der Leistung, Affektlage des Arbeiters und Kreislaufbela- 
stung“ (Graf u.a., 1965, S. 50). Die zeitlich begrenzte Überbelastung wird der Ar- 
beitskraft bewußt zugemutet und oft.als vorübergehende normale Anpassungsschwie- 
rigkeit betrachtet. 

Die zeitlich begrenzte Überbelastung wird der Arbeitskraft bewußt zugemutet 
und oft als vorübergehende normale Anpassungsschwierigkeit betrachtet. 

In Umstellungsfällen auf hohem Mechanisierungsniveau wirkt sich die ungenü- 

gende Vorbereitung auf den Arbeitsplatz ebenfalls als starke zusätzliche psychische 
Anforderung aus, da die Kontrolle des Prozeßablaufs wegen des geringen Kenntnis- 
standes der Funktionsweise mit vielen Unsicherheiten belastet ist, die die Arbeits- 
kraft durch zusätzliche Anspannung ihrer Aufmerksamkeit zu kompensieren ver- 
sucht. Die Arbeitskräfte sind oft überfordert, da sich die Anlage teilweise ihrer direk- 
ten Beobachtung entzieht und sie mit den Prozeßvariablen, die sie über die Instru- 
mente erhalten, keine konkreten Erfahrungen verknüpfen können, Der Verzicht auf 
systematische und theoretische Einweisung macht es unmöglich, einen Überblick 
über die verfahrensmäßigen Grundlagen und die Konstruktion der neuen Anlage zu 
gewinnen. Damit ist ein selbständiges Einfinden in die neue Arbeit nicht gegeben. 
j In vielen Fällen wird die Überforderung durch die extrem kurzen Anlernzei- 
ten und die verfrühte Einführung des Leistungslohns gesteigert. Wenn die in der An- 
lernzeit gewährte Lohngarantie wegfällt und die Bezahlung nach der Leistung er- 
folgt, beginnt für die Arbeitskräfte der Übergang zur normalen betrieblichen Arbeit. 
Da nun auftretende Qualitätsmängel, Fehler oder Minderleistungen, die allein der 
mangelnden Beherrschung des Produktionsprozesses geschuldet sind, als ‚Risiko’ 
(Lohnabzug) der Arbeitskraft aufgebürdet werden, verschärft die Bindung der Lohn- 
höhe an die Leistung einer a Zt eingeübten Arbeitskraft die Arbeitsbelastung 
zusätzlich. 

Die empirischen Analysen der Beanspruchung der Arbeitskräfte bei Umstellun- 
gen ohne ausreichendes Training lassen die in der Regel vorhandene Gefahr der Über- 
beanspruchung erkennen. Ein hoher Prozentsatz der zu diesem Komplex befragten 
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Arbeiter klagt über die Folgeerscheinungen, die diese selbst auf die psychische Über- 
belastung bei Umstellungsfällen zurückführen. „Die Frage nach anfänglichen Anpas- 
sungsschwierigkeiten wurde von fast einem Viertel bejaht. Geklagt wurde über Appe- 
titmangel, Beklemmungsgefühle, Übelkeit, Brechreiz, Schlafstörungen, Durchfälle, 
Nervosität und Sehstörungen“ (Scholz, ASA 12, 1970, S. 312). Während die konti- 
nierliche Überbeanspruchung schon in kurzer Zeit wegen der hohen körperlichen 
Verschleißerscheinungen zum Absinken der aktuellen Leistungskurve führt, wirken 
sich die zeitlich begrenzten Überbeanspruchungen eher als langfristige Schädigungen 
aus. Verschiedene Autoren fanden langfristige Verschleißerscheinungen (Schlagan- 
fälle) überproportional häufig mit Umstellungs- und Eingewöhnungsvorgängen ver-, 
bunden (Ferber, AuL 3, 1974, S. 63). 

Die Verschleißerscheinungen führen bei jüngeren Arbeitskräften noch nicht zu 
leistungsmindernden gesundheitlichen Störungen. Auch aus diesem Grunde werden 
in Umstellungsfällen jeweils die älteren Arbeitskräfte herausselektiert,. selbst dann, 
wenn die neue Arbeit körperlich leichter ist, da die Anpassungsleistungen durch ih- 
re zeitlich begrenzten Überbelastungen von älteren Arbeitskräften oft nicht mehr 
erbracht werden Können. 


2.7. Das Verhältnis von Arbeitsbelastung und Lebensalter: Voralterung und vorzei- 
... tige Aufbraucherscheinungen 


Auf allen Stufen der Mechanisierung wird versucht, die Beanspruchung der Arbeits- 
Kräfte bis zur Dauerleistungsgrenze zu steigern. In vielen Fällen wird die Dauerlei- 
stungsgrenze über kürzere oder längere Zeitdauer überschritten, was mit erhöhten 
Verschleißerscheinungen für die betroffenen Arbeitskräfte verbunden ist. Diese. in 
der kapitalistischen Produktionsform normale Erscheinung führt für die älteren Ar- 
beitskräfte zu einer immer größeren Diskrepanz zwischen gesetzten Anforderungen 
und ihren mit zunehmendem Alter nachlassenden Fähigkeiten, Überbeanspruchung 
und unphysiologische Arbeitsbedingungen aufzufangen und zu verkraften. Mit den 
biologischen Prozessen des Altems tritt ein langsamer Umbau aller körperlichen 
Funktionen ein, der sich auf die absolute Höhe der Leistungsfähigkeit auswirkt. 
Von der Arbeitsmedizin ist dies für alle im Arbeitsprozeß wichtigen, biologisch be- 
dingten Prozesse nachgewiesen. 

Zwischen dem 30. und dem 35. Lebensjahr erreicht der menschliche Körper 
seine größte Leistungsfähigkeit. Danach nehmen besonders die Leistungsfähigkeit 
der Muskein, die Kocordinationsabstimmung und mögliche Geschwindigkeit der 
Feinmotorik, das Hörvermögen, die Akkomodationsbreite der Augen sowie die An- 
passungsfähigkeit an wechselnde und stark belastende Umweltbedingungen zuneh- 
mend ab. Der altersbedingte biologische ‚Umbau‘ wird in der Regel nach dem 40. 
Lebensjahr erkennbar. Er geht über eine Umstellungsphase (etwa 45. bis 60. Lebens- 
jahr) in die ‚Seneszenzperiode‘ (nach dem 60. Lebensjahr) über. Die über 40-jähri- 
gen kann man bereits als ‚ältere Arbeitnehmer‘ bezeichnen (Valentin, 1971, S. 159). 

Im Gegensatz zu den klaren Aussagen, die für den physischen Bereich getrof- 
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fen werden können, ist es noch nicht möglich, von einer ausreichenden Erforschung 
der psychischen Alterung des zentralen Nervensystems zu sprechen. Hier sind nur 
die Symptome bekannt. 

Im Laufe des Arbeitslebens wird der biologisch bedingte Altersumbau des 
Menschen durch das Ausmaß der Arbeitsbeanspruchung mitbeeinflußt. Deshalb 
können die arbeitsbedingten Altersumbauerscheinungen für den physischen Bereich 
folgendermaßen zusammengefaßt werden: Je höher die Belastung durch die Arbeit, 
desto steiler ist der Abfall der Leistungsfähigkeit nach dem altersmäßigen Überschrei- 
ten des Leistungsmaximums. Valentin hat für diesen Prozeß den Begriff ‚vorzeitiger 
Aufbrauch‘ oder ‚Voralterung‘ geprägt. 

Die vorzeitigen Aufbrauchserscheinungen Können für die Arbeitskräfte bei der 
Arbeit auf allen Stufen der Mechanisierung eintreten. Sie kumulieren vor allem dort, 
wo ein Teil der Arbeitskräfte nachweisbaren, meist zeitlich begrenzten Überbean- 
spruchungen ausgesetzt ist. Kurzfristige oder lang andauernde Überbeanspruchun- 
gen finden sich in hohem Maße im Bereich einfacher Handarbeit (Schwerarbeit), re- 
petitiver Teilarbeit, in Umstellungsfällen mit Anpassungs- und Eingewöhnungsvor- 
gängen, bei Nachtschichtarbeit sowie allen Akkordarbeitsformen. Aufgrund von 
Langzeitbeobachtungen an 400 Personen, die das 65. Lebensjahr überschritten und 
vorher schwere körperliche Arbeiten verrichtet hatten, kommt z.B. EITNER nach 
sorgfältiger Ausschaltung sozialer Komponenten zu dem Ergebnis, daß für diese Ar- 
beiter „signifikant gehäuftes Auftreten allgemeiner Stigmata körperlicher und psy- 
chischer Voralterung festzustellen ist‘ (Eitner, 1973, S. 294). In diesen Arbeitsberei- 
chen liegt für viele Arbeitskräfte die obere Altersgrenze bei 40 Jahren. Danach wer- 
den sie von betrieblicher Seite ausgemustert oder müssen die Arbeit von selbst auf- 
geben, da die Verschleißerscheinungen in schwere gesundheitliche Störungen über- 
gegangen sind. In den genannten Arbeitsformen liegt der Anteil der über 40-jährigen 
Arbeitskräfte entsprechend niedrig (vgl. Böhle/Altmann, 1972, S. 123). 

Von der Arbeitsmedizin werden die gesellschaftlichen Ursachen und die über- 
proportionalen Verschleißerscheinungen oft unterschlagen und als ‚natürliche Vor- 
gänge‘ betrachtet. Hier vertuscht die Arbeitsmedizin bewußt die der gesellschaftli- 
chen Form der Arbeit geschuldeten überproportionalen Verschleißerscheinungen. 
Der Raubbau mit der Gesundheit der Arbeitskräfte soll als angeblicher Naturvor- 
gang aller sozialen Kritik entzogen werden. Auch da, wo die Arbeitsmedizin selbst 
die Überbelastungen und die gesundheitlichen Folgeerscheinungen feststellt, wird in 
der Bewertung auf den ‚natürlichen‘ Vorgang hingewiesen. Exemplarisch ist hierfür 
ein Zitat von HETTINGER: 

„Im industriellen Geschehen wird die Arbeit, die zur physischen Überbela- 
stung führt, mehr von Jüngeren als von Älteren ausgeführt, ohne daß der Ältere von 
überbelastenden Arbeiten in allen Fällen befreit wäre. Daß es sich in diesen Fällen 
um den gesunden Älteren handelt, als natürliche Auslese des Stärkeren anzusehen, 
bedarf keines Zweifels“ (Hettinger, 1970, S. 212). 

Eıschwerend kommt für die älteren unqualifizierten Arbeitskräfte hinzu, daß 
ihre angeeignete Qualifikation, die erworbene Erfahrung im Produktionsprozeß, kei- 
nen akkumulierbaren Vorteil darstellt. Die beschleunigte Durchsetzung der techno- 
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logischen Neuerungen entwertet fortlaufend ihre Arbeitserfahrung. Was gefordert 
wird, sind hohe Anpassungsfähigkeit an wechselnde Arbeitssituationen und maxima- 
le aktuelle psycho-physische Leistungsfähigkeit. 

Übereinstimmend weisen alle Autoren, die sich mit personalpolitischen Aspek- 
ten: technischer Umstellungsfälle befassen, auf das Selektionsmerkmal Alter hin 
(Böhle/Altmann, 1972, S. 50, 122, und: Deutsche Gesellschaft für Personalführung, 
1971, 8.45 ff.). Der älteren unqualifizierten Arbeitskraft bleibt, wenn sie nicht ent- 
lassen wird, die Ausführung leichter Hilfstätigkeiten (Portier, Material- und Werk- 
zeugausgabe, Parkplatzwächter etc.) vorbehalten. Die Ausmusterung älterer Arbeits- 
kräfte bei technologischen Veränderungen in der Produktion ist somit keineswegs 
dem bloßen Vorurteil geschuldet, daß ältere Arbeitskräfte ‚unflexibel‘ seien, sondern 
“ eher ein Ergebnis der ohne Rücksicht auf die besonderen Lernbedingungen kosten- 
sparend durchgeführten Arbeitsplatzveränderungen. 


3. Allgemeine Tendenzen: Zusammenfassung der empirischen Belastungsforschunng 


Die beschleunigte Durchsetzung neuer Technologie hat auf allen Stufen der Mecha- 
nisierung den Arbeitsprozeß verändert. Die unterschiedlichen Beanspruchungen der 
unqualifizierten Industriearbeit seien nochmals kurz zusammengefaßt: 

— Auf den niederen Stufen der Mechanisierung wird durch den Einsatz der Maschi- - 
nerie der Umfang körperlicher Schwerarbeit dadurch zurückgedrängt, daß stark be- 
lastende Arbeitsgänge von der Maschine übernommen werden. Die noch verbleiben- 
de körperliche Schwerarbeit ist einer enormen Intensivierung ausgesetzt. Diese hat 
für einen großen Teil der Arbeitskräfte die vorhandene physische Beanspruchung so 
gesteigert, daß der Dauerleistungsbereich überschritten wird. Hier ist eine relativ ge- 
ringe nervliche Belastung anzutreffen. 

— Der teilmechanisierte Bereich, in dem repetitive Teilarbeit vorherrscht, hat sich 
quantitativ ausgedehnt. Der Einsatz von teilautomatisierter Maschinerie bringt im- 
mer wieder neue Formen repetitiver Teilarbeit hervor, auch dann, wenn das Mecha- 
nisierungsniveau insgesamt stark angehoben wird. Die ‚Mechanisierungssperren‘ ver- 
hindern für einen Teil der Arbeitsplätze einen höheren Mechanisierungsgrad. Da- 
durch ist jede Steigerung der Arbeitsproduktivität unmittelbar mit der intensiveren 
Nutzung der Arbeitskraft verbunden, die für diesen Bereich zu einer maximalen Be- 
anspruchung physischer und psychischer Leistungsfähigkeit bei extrem einseitiger 
und monotoner Arbeitsform geführt hat. 

— Für die höheren Stufen der Mechanisierung steht bei kontrollierender und über- 
wachender Tätigkeit die nervliche Beanspruchung durch Daueranspannung der Auf- 
merksamkeit. im Vordergrund. Der dabei oft auftretende relativ große passive Ar- 
beitsanteil bietet die Möglichkeit, zur Mehrstellenarbeit überzugehen, wenn die 
strenge räumliche Bindung an die Maschine aufgehoben werden kann, Bei Mehrstel- 
lenarbeit wird die Daueranspannung der Aufmerksamkeit reduziert, gleichzeitig aber 
werden die physisch belastenden Arbeitselemente in großem Ausmaß erweitert. 
Durch den permanenten Zeitdruck ergibt sich erneut eine starke psychische Bean- 
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spruchung. Da bei größeren Aggregatsystemen die Kontrolle in Schaltwarten zentra- 
lisiert und die direkte Maschinenüberwachung abgespalten wird, unterliegt der Meß- 
wart vor allen Dingen einer psychischen Beanspruchung. 

Allgemein läßt sich die Auswirkung des technologischen Wandels auf die Bela- 
stung der Arbeitskräfte als ‚Umlastung‘ beschreiben. Im Zusammenhang mit der An- 
wendung arbeitsorganisatorischer Maßnahmen wird jeweils versucht, die Beanspru- 
chung auf jeder Mechanisierungsstufe wieder bis zur Dauerleistungsgrenze auszudeh- 
nen. Kurzfristige Überbeanspruchungen treten dabei als normale Begleiterscheinun- 
gen auf. Umlastungen verlaufen nach folgendem Schema: 

Durch technische oder arbeitsorganisatorische Veränderungen des Arbeitspro- 
zesses werden die auszuführenden Einzeloperationen erleichtert und oft vereinfacht. 
Vielfach werden besonders belastende Arbeitsmomente vollständig beseitigt. Die 
eingesparte Leistungsfähigkeit wird durch die Ausweitung des Arbeitsfeldes oder 
durch größere Arbeitsgeschwindigkeit ‚umgelastet‘. Soll z.B. neben körperlicher 
Schwerarbeit zusätzlich feine sensumotorische repetitive Arbeit ausgeführt werden, 
so muß zuerst die Gesamtbelastung der Schwerarbeit soweit reduziert werden, daß 
der Arbeiter in der Lage ist, den neuen Arbeitsablauf mit hoher Geschwindigkeit 
und der geforderten Genauigkeit über einen Zeitraum von 8 Stunden auszuführen. 
Wird eine zusätzliche psychische Anforderung (z.B. eine Aufmerksamkeitsleistung) 
an die Arbeitskraft gestellt, so muß sie vorher entweder im psychischen oder im 
physischen Beanspruchungsbereich entlastet werden. 

Die gegenseitige Beziehung von psychischer und physischer Beanspruchung 
verhindert eine parallele Erhöhung beider Anforderungskomponenten, sie limitieren 
sich gegenseitig. Es ist auf Dauer unmöglich, die Arbeitskräfte gleichzeitig starker 
physischer und psychischer Beanspruchung auszusetzen, da durch die Belastungs- 
summierung sehr schnell die Dauerleistungsgrenze überschritten wird und ein akuter 
Leistungszusammenbruch droht. Nur in dem Maße, wie es bei voller Auslastung ge- 
lingt, die physische Belastung zu reduzieren, kann die psychische Belastung gestei- 
gert werden und umgekehrt. 

Der sich ständig wiederholende Prozeß des Einsatzes neuer Technologie und 
der Anwendung arbeitsorganisatorischer Maßnahmen wird bezüglich seiner Auswir- 
kung auf die Arbeitsbelastung unterschiedlich interpretiert. Während besonders bür- 
gerliche Autoren eine allgemeine Tendenz zur Arbeitserleichterung zu erkennen 
glauben, vertreten vulgärmarxistische Arbeiten die These von der sich stetig ver- 
schlechternden Arbeitssituation (zu den historischen Positionen vgl. Wagner, 1976). 
Diese gegensätzlichen Einschätzungen stützen sich dabei auf reale Vorgänge des ab- 
laufenden Prozesses, basieren jedoch auf der Überbewertung einzelner Momente. 

Die erste Position stützt sich vorwiegend auf die Verringerung körperlicher 
Schwerarbeit und den Übergang von psycho-physisch äußerst belastenden Arbeiten 
auf die Maschinerie. Überbelastende und die Gesundheit zerstörende Auswirkungen 
des Arbeitsprozesses sollen nach dieser These minimiert werden. Die Autoren über- 
sehen dabei den spezifischen Hintergrund kapitalistischer Betriebspraxis, d.h. die 
sich parallel zur Entlastung vollziehende Intensivierung der Arbeit. 

Die zweite Position verabsolutiert die tatsächlich zunehmende Intensitätsstei- 
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gerung der industriellen Arbeit und unterschlägt die der Intensivierung vorhergehen- 
de Entlastung des einzelnen Arbeitstaktes. Eine stetig steigende Arbeitsbelastung 
kann aber nur eintreten, wenn die allgemeine Belastung noch nicht die Dauerlei- 
stungsgrenze erreicht hat. 

Wird der ruhige Gang des Produktionsprozesses auf niedrigem Mechanisierungs- 
niveau zur Argumentation gegen die heutige Arbeitshetze auf hohem Mechanisie- 
rungsniveau angeführt, so wird dabei übersehen, daß bei der einfachen Handarbeit 
die Beanspruchung durch die gesamtkreislaufmäßige Kapazität begrenzt ist. Diese 
Arbeit kann dann nicht in dem Maße verdichtet werden, wie es z.B. beim Einsatz 
wechselnder, kleinerer Muskelgruppen möglich ist. Bei körperlicher Schwerarbeit 
sind daher regelmäßige Erholungspausen, die den Arbeitsablauf unterbrechen, un- 
umgänglich. Eine kontinuierliche, intensive Schwerarbeit über 8 Stunden ist, von 
der kreislaufmäßigen Leistungsfähigkeit her, nicht zu erbringen. 

Die Intensivierung der Arbeit hat unmittelbar zur Voraussetzung, daß die ein- 
zelnen Arbeitsgänge erleichtert werden. Diese Voraussetzung umfaßt die Übernah- 
me von Arbeitsgängen durch die Maschinerie und/oder die Aufteilung der belasten- 
den Arbeitsvorgänge in leichtere Einzeloperationen. Nur unter der Voraussetzung, 
daß die Belastung pro Arbeitstakt geringer ist, besteht die Möglichkeit einer inten- 
siveren Nutzung der Arbeitskraft. Intensivierung und Beanspruchung pro Arbeits- 
takt stehen daher in umgekehrtem Verhältnis zueinander. Die intensivere Nutzung 
der Arbeitskraft summiert nun die einzelnen Arbeitstakte zu einer Gesamtleistung, 
die höher liegen kann als die vor der Intensivierung erbrachte Leistung, da sich der 
Wirkungsgrad der Arbeit erhöht hat, ohne daß die Belastung gestiegen ist. 

Die Veränderungen des Arbeitsprozesses Können für einzelne Arbeitsgruppen 
durchaus zu einer Verschärfung oder Erleichterung der Arbeitsbelastung führen. Das 
Entscheidende ist, daß sich diese Verschiebungen langfristig wieder aufheben. Allein 
aus den stofflich-technischen Veränderungen des Arbeitsprozesses und den daraus 
resultierenden Anforderungen an das lebendige Arbeitsvermögen lassen sich keine 
Argumente herleiten, die eine allgemeine Verringerung oder Erhöhung der Arbeits- 
belastung auf Dauer begründen könnten. 

Auf Basis des dargestellten Materials kann nun zusammenfassend gesagt wer- 
den: 

1. Der Arbeiter ist nicht in der Lage, die durch den technischen Wandel bedingte 
potentielle Entlastung der Arbeit für sich zu reklamieren. Die tatsächliche Entlastung 
wird durch die Intensivierung wieder aufgehoben. 
2. Erst durch den Einsatz von Maschinerie bieten sich dem Kapital neue Vorausset- 
zungen der Intensivierung der Arbeit. Die Entlastung schafft für das Kapital poten- 
tielle, zur Verfügung stehende zusätzliche Arbeit. 

Was als stetige Tendenz sichtbar wird, ist der permanente Druck des Kapitals, 
auf allen Stufen der Mechanisierung die Anforderungen an die Arbeitskräfte bis zur 
Dauerleistungsgrenze auszudehnen und den Produktionsprozeß in rücksichtsloser 
Weise gegenüber den persönlichen Bedürfnissen und den gesundheitlichen Belangen 
zu organisieren. Nur wenn die latente Überforderung in aktuelle Leistungseinbußen 
umzuschlagen droht, nimmt das Kapital von sich aus Rücksicht. Allerdings darf 
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nicht übersehen werden, daß dem Druck des Kapitals der Gegendruck der Arbeiter- 
klasse gegenübersteht, als dessen Resultate vorliegende rechtliche und tarifliche Nor- 
men betrachtet werden können, die der gesundheitsgefährdenden Anwendung der 
Arbeitskraft durch das Kapital Grenzen setzen. : 
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Gerhard Armanski 
Überlegungen zum Verhältnis von 
Mensch, Natur und Gesellschaft 


Lenz sagte, daß der Geist des Wassers über ihn gekommen sei, daß er dann et- 
was von seinem eigentümlichen Sein empfunden hätte. Er fuhr weiter fort: Die 
einfachste, reinste Natur hinge am nächsten mit der elementarischen zusammen; 
je feiner der Mensch geistig fühlt und lebt, um so abgestumpfter würde dieser 
elementarische Sinn; er halte ihn nicht für einen hohen Zustand, er sei nicht selb- 
ständig genug, aber er meine, es müsse ein unendliches Wonnegefühl sein, so von 
dem eigentümlichen Leben jeder Form berührt zu werden, für Gesteine, Metalle, 
Wasser und Pflanzen eine Seele zu haben, so traumartig jedes Wesen in der Natur 
in sich aufzunehmen, wie die Blumen mit dem Zu- und Abnehmen des Mondes 
die Luft. 

Georg Büchner Lenz 


Die Tätigkeit und der Genuß, wie ihrem Inhalt, sind auch der Existenzweise nach 
gesellschaftlich, gesellschaftliche Tätigkeit und gesellschaftlicher Genuß. Das 
menschliche Wesen der Natur ist erst da für den gesellschaftlichen Menschen; 
denn erst hier ist sie für ihn da als Band mit den Menschen, als Dasein seiner für 
den andren und des andren für ihn, wie als Lebenselement der menschlichen 
Wirklichkeit, erst hier ist sie da als Grundlage seines eignen menschlichen Daseins. 
Erst hier ist zum sein natürliches Dasein sein menschliches Dasein und die Natur 
für ihn zum Menschen geworden. Also die Gesellschaft ist die vollendete Wesens- 
einheit des Menschen mit der Natur, die wahre Resurrektion der Natur, der 
durchgeführte Naturalismus des Menschen und der durchgeführte Humanismus 
der Natur. 

Karl Marx Ökonomisch-philosophische Manuskripte 


Die folgenden Thesen versuchen, die historische Dialektik des Verhältnisses von 
Mensch und Natur als eine solche der rohen, unbegriffenen Einheit über die feind- 
liche Trennung bis zur möglichen und notwendigen bewußten Wiederherstellung der 
Einheit auf höherer Ebene zu umreißen. 

Der Rückgriff auf die Geschichte des Naturbe wußtseins läßt seine gegenwärtige 
Form als nur eine denkbare (und daher auch abschaffbare) deutlicher hervortreten. 
In der archaischen Frühzeit des Verhältnisses von Mensch und Natur ist in embryo- 
naler Form das Versprechen der Versöhnung mit der Natur enthalten, das erst nach 
der langen Periode der Klassengesellschaften auf einer neuen Stufe der gesellschaftli- 
chen Entwicklung, in der sozialistischen Zukunft, realisiert werden kann. 

Die klassengesellschaftliche Nutzung und Unterwerfung der Natur in ihrer 
höchsten bürgerlichen Form ist in eine Sackgasse geraten. Der unmittelbaren Abhän- 
gigkeit von der Natur weitgehend entronnen, erscheint das nunmehr herrscherliche 
Verhältnis des Menschen zu ihr seinerseits als unkontrollierte Naturgewalt, welche 
die Fortexistenz des Menschen selbst in Frage stellt. Die Erde ist vom Griff einer 
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maßlos aneignenden Gesellschaft gezeichnet, vergiftet und vielerorts ungastlich ge- 
worden. 

In ökologischen Katastrophen und neuen Krankheiten im menschlichen Kör- 
per wehrt sich die Natur. Auch unter den Menschen wird Widerstand wach. Sie kri- 
tisieren den Wachstumsfetisch, wollen den weiteren Raubbau an der Erde verhindern 
und die Reste unbehelligter Natur schützen. Eine neue, brüderliche Beziehung zur 
Natur dämmert auf. 

Der Boden, auf dem das geschieht, ist noch derselbe, welcher das Übel hervor- 
gebracht hat, das man vertilgen will. Die Krankheit scheint durch allerlei Rezepte 
und Kuren heilbar. Weil es um eine neue Aufgabe geht, sind die vorgeschlagenen Lö- 
sungsformen unreif und buntscheckig. Auch in Bezug auf die Natur stecken die be- 
wußt werdenden und handelnden Menschen im Gewand der Denkformen einer be- 
stimmten Gesellschaft. So erscheint die drohende Katastrophe als blindes Verhäng- 
nis, zu dessen Erklärung allenfalls negativ anthropologische Gründe, nicht aber ge- 
sellschaftlich-geschichtliche herangezogen werden. Selbst die Schutz- und Rettungs- 
vorschläge sind weithin vom gleichen quantifizierenden Kosten-Nutzen-Denken ge- 
prägt wie der Vorgang, der sie verursacht hat. Auf die Naturverwüstung antwortet 
die andere Seite der bürgerlichen Seele mit Rückzug, Innerlichkeit, Einzelmensch- 
lichkeit. Während im Erleben der Naturzerstörung vielfach die Vorstellung von der 
bürgerlichen Welt als der besten aller Welten birst, sind die Umrisse eines neuen Bil- 
des von Mensch, Natur und Gesellschaft noch vage. 

Was ist Natur? Äußerer und innerer, materieller und geistiger Lebensprozeß 
vor und außerhalb des unmittelbaren Geltungsbereichs der Gesellschaft und ihrer 
Gesetze. In gewaltigen Zeiträumen aus kosmischen Vorgängen entstanden, ohne 
menschliches Zutun, ist sie seit dem Auftreten der ersten menschenähnlichen Gesel- 
lungen vor mehr als zwei Millionen Jahren nicht mehr autonom. Aus dem Blickwin- 
kel der Naturgeschichte mögen die ersten Menschen als eine Laune der Natur und 
erbärmlich ausgestattete Lebewesen erschienen sein. Und doch haben sie sich in 
planvoller Arbeit über alle anderen Kreaturen erhoben und die Erde unterworfen, 
Die Natur ging in die geschichtlich-gesellschaftliche Tätigkeit des Menschen ein — 
aber nicht in ihr auf, Sie erscheint immer weniger als sich selbst überlassene, unbe- 
rührte. Sich im mitteleuropäischen Wald ‚in der Natur‘ im Gegensatz zur Gesell- 
schaft zu wähnen, mutet angesichts von dessen fast vollkommener Eigenschaft, 
Produkt der menschlichen Kultur zu sein, platt und mystifizierend an. Was wir vor 
und in uns haben, ist Natur gesellschaftlicher Qualität, die freilich auch immer eigen- 
gesetzliche, ungezähmte Anteile mit sich führt. In diesem Sinne ist sie nach wie vor 
die Basis menschlichen Lebens. 

Es ist widersprüchliche Einheit: der Mensch unterwirft sich in seiner Arbeit 
die Natur, bleibt aber auch und gerade in ihrer gewandelten (selbst wieder natur- 
mächtig auftretenden) Form an sie gebunden. Der Mensch ist Meister der Natur und 
noch immer Naturwesen. Tätiges und planendes Subjekt konnte er nur werden, in- 
dem er sich außerhalb der Natur und gegen sie stellte, sie damit objektivierte. Die 
Veränderung der Natur war seine eigene Veränderung als gesellschaftliches Wesen. 
Innerhalb der klassengesellschaftlichen Geschichte verlief dieser Gegensatz durchaus 
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als feindlicher — wilde Natur versus Unterjochung durch Wissen und Willen. So gang 
und gäbe ist das heute geworden, daß die Natur immer schon als das Andere gilt, sei 
es in der oben bezeichneten platten Form, sei es auch darin, daß die heutigen Um- 
weltschützer als. Vorboten eines neuen Verhältnisses zu ihr dennoch von Umwelt re- 
den. Selbst in der Sprache macht sich das bewußtlose Auseinandertreten von Natur 
und Mensch geltend. 

Geschichte ist die des Menschen und der Natur zugleich und in einem, in sich 
selbstzerrissen und widersprüchlich. Die Gesellschaft erhebt sich auf der Natur. Ihre 
Geschichte wird zu deren Bewegungsform und -raum. ‚‚Die Natur ist der unorgani- 
sche Leib des Menschen, nämlich die Natur, soweit sie nicht selbst menschlicher 
Körper ist. Der Mensch lebt von der Natur, heißt: Die Natur ist sein Leib, mit dem 
er in beständigem Prozeß bleiben muß, um nicht zu sterben“ (1). In der Bearbeitung 
der Natur erst wird der Mensch zum Gattungswesen, vergegenständlicht, verdoppelt 
er sich, In der Geselischaft des Privateigentums aber geschieht diese Arbeit zum 
Zwecke der Vermehrung fremden Reichtums. Die entfremdete Arbeit entfremdet 
dem Menschen die Natur und sich selbst als tätiges Wesen von seiner Gattung und 
„verwandelt seinen Vorzug vor dem Tier in den Nachteil, daß sein unorganischer 
Leib, die Natur, ihm entzogen wird‘ (2). Sie „entfremdet dem Menschen seinen 
Leib, wie die Natur außer ihm, wie sein geistiges Wesen, sein menschliches Wesen“. 
Im Verhältnis des Mannes zur Frau zeigt sich schlagend das Verhältnis des Menschen 
zu sich selbst und zur Natur unter den Bedingungen der Entfremdung: Raub (3). 
Haben und Aneignen ist das Gesetz des Privateigentums. 

Die Feindschaft zwischen Mensch und Natur wird es so lange geben, wie die 
aufs Privateigentum gegründete Klassengesellschaft existiert. Der Kapitalismus als 
höchste Form der Klassenspaltung muß auch diese Feindschaft aufs heftigste zu- 
spitzen. In seinen antagonistischen Klassenformen und der schier grenzenlosen Aus- 
powerung der Natur hat er die Grundlage eines befreiten, menschlichen, reichen Le- 
bens jenseits der Klassengesellschaft geschaffen. Gerade auch für das Verhältnis zur 
Natur gilt, daß die Entwicklung der Produktivkräfte in den gegensätzlichen Formen 
des Raubs und gesellschaftlich schöpferischer Potenz voranschreitet. Je höher der 
Entwicklungsgrad, desto schneidender auch der Gegensatz. Umso-dringlicher ist die 
Forderung, das destruktive Umkippen dieser Entwicklung zu verhindern und selbst 
der Gefahr einer solchen durch die Überwindung der Klassengesellschaft den Boden 
zu entziehen. Unmittelbares Handlungsgebot und Perspektivsicherheit sind gleicher- 
maßen dringlich. Erst der „Kommunismus ist als vollendeter Naturalismus = Huma- 
nismus, als vollendeter Humanismus = Naturalismus, er ist die wahrhafte Auflösung 
des Widerstreits zwischen dem Menschen mit der Natur und mit dem Menschen, die 
wahre Auflösung des Streits zwischen Existenz und Wesen, zwischen Vergegenständ- 
lichung und Selbstbestätigung, zwischen Freiheit und Notwendigkeit, zwischen In- 


Er En rer rgreerse gr; 21 

1 Karl Marx, Ökonomisch-philosophische Manuskripte, 1844. Marx/Engels Werke (MEW), 
Berlin (DDR), Ergänzungsband 1, S. 516 f. 

2 A.a.0., S. 517 

3 Vgl, a.a.0., 8. 535 
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dividuum und Gattung. Er ist das aufgelöste Rätsel der Geschichte und weiß sich als 
diese Lösung“ (4). 


1} 


Die Alten (4a), vor der Klassengesellschaft und in ihren frühen Phasen, sahen die 
Natur nicht als äußeren Gegenstand an. Ihr Leben .beruhte unmittelbar auf ihr. Die 
Menschen waren ein ins Weltganze eingefügter Teil desselben; die Natur wiederum 
reichte weit in ihr Sinnen und Trachten hinein. Die Erde war die Spenderin des Le- 
bens, der Mond ihr zyklisches Zeitmaß. Als Muttergöttinnen schufen und krönten 
sie die Welt. Die Gesellschaft nach ihrem Bilde war matristisch, der Fruchtbarkeit 
der Erde und des Schoßes anheimgegeben. 

Schöpfungsmythen, Märchen, religiöse Kulte widerspiegeln die Ungeschieden- 
heit von Mensch und Natur. ‚Tiere agieren wie Menschen, Menschen verwandeln 
sich in Tiere und umgekehrt, die Helden verfügen über unmenschliche Kräfte, und 
die Gegenstände besitzen wunderbare Eigenschaften ... In die Märchenhandlung ist 
die gesamte Natur einbezogen als vermenschlichte Natur, indem der Mensch sich 
selbst, seine eigene soziale Organisation (zunächst die Stammesorganisation, später 
... die Klassengegensätze) in die Natur hineinprojiziert bzw. indem er die in der Na- 
tur enthaltenen potentiellen Möglichkeiten für den Menschen im Märchen bereits er- 
schließt zu einer Zeit, da der Bereich der durch den Menschen erkannten Gesetzmä- 
Bigkeiten in der Natur noch außerordentlich begrenzt war und breiten Raum für 
phantastische Vorstellungen ließ“ (5). Natur und Mensch sind eng miteinander ver- 
woben. Der Mensch fühlt sich allmächtig (als Mitglied des brüderlichen Welthauses) 
und allohnmächtig (dem rätselhaften Agieren der Natur unterworfen) zugleich. Sein 
Empfinden und Weltsinn steht den Objekten nicht gegenüber, lagert sich an die Ob- 
jekte an, verschmilzt gar mit ihnen. Die Grenzen zwischen Subjekt und Objekt sind 
verschwommen. Das Ich ist unentfaltet, in ursprüngliche und existentielle Kollekti- 
vität eingebunden und hinterläßt keine Spur. ‚‚Was ist das Leben des Menschen? Der 
Schatten eines Vogels über der Prärie, der in der sinkenden Sonne vergeht“ (6). 

Unendlich und mächtig erschien die Natur. Sich in sie einzufügen war Grund- 
bedingung menschlichen Glücks. Außerhalb der natürlichen Schöpfung konnte der 
Mensch, selbst ein Teil von ihr, nicht leben. Der Mensch stand im engen, lebenswich- 
tigen Verhältnis zum Tier. Die in den Höhlenmalereien zaubrisch gebannte Jagd- 


4 A.a.0.,$. 536 

4a Diese Zusammenfassung vorkapitalistischer Gesellschaftsformen erscheint sowohl durch 
die von mir gewählte Art der Darstellung wie durch die Tatsache gerechtfertigt, daß die 
qualitativ entscheidende Abhebung von der Naturgrundlage des Lebens mit der kapitali- 
stischen Klassengesellschaft erfolgt. Ihre erheblichen Unterschiede untereinander sollen 
deswegen keineswegs verwischt werden. 

5 J. Klagge, Mensch und Natur im russischen Märchen, in: Bruno Schrage (Hrsg.), Das Na- 
turproblem in der realistischen Literatur, 1. Teil, Rostock 1975, S. 69. Vgl. August 
Nitschke, Soziale Ordnungen im Spiegel der Märchen, 2 Bde., Stuttgart 1976/77 

6 Kiowa-Sprichwort 
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beute war nicht bloß Nahrungsmittel, sondern Bruderwesen, dessen Tötung man er- 
flehte und zugleich rituell auszusöhnen trachtete. Der Umgang mit der Natur war 
vertraut, ehrfürchtig, ihren Bestand kaum gefährdend, Wie kann man das Gras der 
Prärie schneiden und Bergbau betreiben — kann man denn seiner Mutter das Haar 
abschneiden und ihr die Knochen aus dem Leid nehmen? (7) Die Kehrseite und 
Grundlage dieser Ehrfurcht ist die vollkommene Angewiesenheit auf die Natur, der 
man auf Gedeih und (oft genug) Verderb ausgeliefert war. Die Unterschiede in Ver- 
halten und Einstellung werden gut bei der Büffeljagd sichtbar. Den einen war sie 
umfassende materielle Lebensgrundlage, die weit in die psychosoziale Struktur hin- 
einreichte, den anderen schließlich bloß Betätigung eines verschwenderischen An- 
eignungs- und Tötungsrausches. 

Die frühen Menschen lebten in der „Scheu vor der Störung der Weltsymme- 
trie“ (8), im Anschmiegen an die Wirkung des Kosmos, in der Antwort an den Him- 
mel (9). Entsprechend war auch die soziale Struktur als kosmisch gestiftet angese- 
hen, unwandelbar und autoritär, und suchte in Ritus und Alltag die Einheit mit ih- 
rem Schöpfungsgrund. „Die Gemeinschaft des Stammes oder Dorfes wiederholt die 
Gestalt des Alls“ (10). Stammesmythen begründeten und bewahrten diese Einheit, 
weihten die alltäglichen und außergewöhnlichen Verrichtungen der Menschen. Ri- 
tuale bekräftigten, Amulette und Körperornamente symbolisierten sie. Tierclan- 
mäßige Stammesorganisation, Totempfähle zeigen diese unauflöslich enge Verwo- 
benheit von Natur und Gesellschaft genauso an, wie das durch Beobachtung und 
bildhaftes (gestalttherapeutisches) Erkennen gewonnene erstaunliche Naturwissen 
etwa in der Heilkunde, ausgeübt durch den Schamanen und dessen soziale Stellung 
begründend. Seine Heilkunst besteht im Grunde im „‚Einschwingen des Menschen in 
das All“ (11), in der Wiederherstellung eines zerrissenen natürlichen und sozialen 
Zusammenhangs. Beispielhaft hierfür sind die ungeheuer verwickelten Sandmalereien 
der Navajos. 

Bei einem geringen Entwicklungsgrad der Arbeitsmittel und der sozialen Orga- 
nisation erklären durch Generationen angehäuftes praktisches Wissen, nicht Wissen- 
schaft, Anschauung und Bild, nicht der Begriff, die Welt und die inneren Lebenszu- 
sammenhänge. Materiell gründet das auf der engen Abhängigkeit von den Naturbe- 
dingungen des Lebens und ihr Fortdauern in der frühen jagdmäßig-agrarisch gepräg- 
ten Produktionsweise. 

Die frühe Periode der Menschheit war durch archaische Naturverbundenheit 
(und darin auch Geborgenheit) gekennzeichnet. Eine Insel der Seligen war sie nicht. 
Sie war Kampf und Demut gegenüber einer unberechenbaren Naturmacht, die man 
nicht beherrschen, sondern nur versöhnen konnte. Beides lag in der noch nicht aus- 
einandergefalteten Beziehung von Mensch und Natur und beides mußte sich durch 
die anhebende zivilisatorische Entwicklung verändern: Indem sich die Menschheit 


7 Rede des Häuptlings Smohalla 

8 Werner Müller, Indianische Welterfahrung, Stuttgart 1976, S. 46 
9 Wie es die altchinesische Religion sah. 

10 Werner Müller, a.a.O., S. 70 
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in ihrer klassengesellschaftlichen Epoche von ihrem sozialen und technischen Natur- 
zustand emanzipierte, sich dabei selbst als Subjekt setzte, trat sie aus dem primi- 
tiven gesellschaftlichen Gehäuse, aus Naturfurcht und Naturwärme, heraus. Es war 
das Ende der Magie. Die ursprüngliche Einheit barst. Die biblische Legende von der 
Vertreibung aus dem Paradies drückt diesen Vorgang aus. Während sie den ursprüng- 
lichen Zustand zum Garten Eden verklärt, verheißt sie beim Aufbruch aus ihm ei- 
nen mühseligen und plagevollen Weg der Menschwerdung. In der sehnsüchtigen Erin- 
nerung liegen aber auch nach vom gerichtete Hoffnungselemente auf ein besseres 
und friedliches Leben, auf ein neues Paradies als Ende und Erfüllung der Geschichte. 
Nicht umsonst ist die Geschichte voll von Experimenten und Traktaten zu diesem 
Thema. 

Der widersprüchliche Charakter des archaischen Erbes ist gegen Versuche fest- 
zuhalten, ihn idealisierend-reaktionär oder fortschrittsblind auseinanderzuschneiden. 
Dem einen handelt es sich um Unschuld, die der sündigen Zeit mahnend als Spiegel 
entgegengehalten wird. Seine Stimme, ‚weit entfernt von selbstbeweihräuchernden 
Redewendungen wie ‚Krone der Schöpfung‘ oder ‚Beherischer der Natur‘ “ (12), 
tönt in einem recht modischen Kulturpessimismus, den die jüngste Welle von Natur- 
zerstörung in der Nachkriegszeit hervorgerufen hat. Der andere sieht bloß die ande- 
re Seite, die Befreiung von der blinden Naturmacht, die zivilisatorische Herrlichkeit 
von Vernunft und Technik und hat keine Augen für den hierfür in der klassengesell- 
schaftlichen Entwicklung gerichteten Preis der Verstümmelung und Verkümmerung 
der äußeren und inneren Natur. Von diesem Überschwang der bürgerlichen Fort- 
schrittsphilosophie ist auch Marx nicht frei (12a) und seine realsozialistischen Erben 
schon gar nicht. Er spricht von der „Natur, die den Menschen anfangs als eine durch- 
aus fremde, allmächtige und unangreifbare Macht gegenübertritt, zu der sich die 
Menschen rein tierisch verhalten, von der sie sich imponieren lassen wie das Vieh; 
und also ein rein tierisches Bewußtsein der Natur (Naturreligior) ... Diese Naturreli- 
gion oder dies bestimmte Verhalten zur Natur ist bedingt durch die Gesellschafts- 
form und umgekehrt. Hier wie überall tritt die Identität von Natur und Mensch auch 
so hervor, daß das bornierte Verhalten der Menschen zur Natur ihr borniertes Ver- 
halten zueinander, und ihr borniertes Verhalten zueinander ihr borniertes Verhält- 
nis zur Natur bedingt, eben weil die Natur noch kaum geschic ı modifiziert ist“ 
(13). Was die Menschheit zu welchem Zweck und Ende verließ, bleibt unausgedrückt. 


per 
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Die geschichtliche Modifikation der Natur, ihre Unterwerfung, Fruchtbarmachung 
und Zerstörung nämlich, beginnt in den frühen . Auf dem brei- 
ten agrarisch jagdmäßigen Unterbau, der entweder auf den Best ger Natur achte- 


12 Kurt Blüchel, Untergang der Tiere, Stuttgart 1976, 5. 31 

12a Vgl. Hellmuth Schehl, Vor uns die Sintfiut?, Ökologie, Marxismus und die herrschende 
Zukunftsgläubigkeit, Berlin (W) 1977 

13 Karl Marx/Friedrich Engels, Deutsche Ideologie, 1845/46, MEW 3,5. 31 
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te oder ihn noch gar nicht zu bedrohen imstande war, erwachsen zerstörerische Ak- 
tionen vor allem dort, wo sich die Gesellschaft von der natürlichen Reproduktion 
des unmittelbaren Lebens abhebt, in Militärbereich und Handelswesen (erste Bewe- 
gungsformen von Geld und Kapital): Xerxes läßt den Hellespont, den er überqueren 
will, mit Ruten züchtigen; Römer und Venezianer holzen Istrien ab. 

Auch innerlich wird die Natur zum feindlichen Gegenüber. Jahrtausendelang 
arbeiten die monotheistischen Religionen — Juden- und Christentum an der Spitze 
— daran, die zivilisatorische Leistung des modernen, produktiven Individuums zu 
vollbringen, indem sie die stammesgesellschaftliche Triebstruktur der „Natürlich- 
keit“ (Leben in den Tag hinein, Regierung der Sinne) unterjochen bzw. zu unterjo- 
chen trachten. Gelungen ist das bis heute nicht ganz. Das Christentum ist das Mani- 
fest der Unterwerfung der inneren und äußeren Natur unter das patriarchale (Über) 
Ich, Gewissen, Herrschertum, Individuum — eine Art Produktionsanweisung zur Bil- 
dung des menschlichen historischen Subjekts. Und der mosaische Gott hatte gebo- 
ten: „Macht Euch die Erde untertan!“ und verheißen: „Seid fruchtbar und mehret 
euch und erfüllet die Erde. Euer Furcht und Schrecken sei über allen Tieren auf Er- 
den, über allen Vögeln unter dem Himmel und über alles, was auf dem Erdboden 
kreucht, und alle Fische im Meer seien in eure Hände gegeben. Alles, was sich reget 
und lebet, das sei eure Speise. Wie das grüne Kraut habe ich euch alles gegeben“ (14). 

Während die antiken Mysterien als letzte (europäische) Form der kultischen 
Vereinigung von Mensch und Natur in matristischer Tradition verfallen, breitet sich 
das jüdisch-christliche herrscherliche Verhältnis gegenüber den natürlichen Sinnen 
und Reichtümern aus. Die Zeit der großen kosmo- und theogonischen Naturdich- 
tungen und Weitdeutungen geht vorüber. Frühe Naturwissenschaft, die sich des Be- 
griffs, der Abstraktion, der Verallgemeinerung bedient, die nach den Gesetzen hin- 
ter den Erscheinungen der Natur sucht, dringt vor. Das Individuum stürzt ins Da- 
sein, der Kreis der Zeit bricht. Der Hellenismus ist das große Wort dieser philosophi- 
schen Zeitenwende. 

Schon damals ruft die abwendende Unterwerfung der Natur Reflektionen 
über das Verlorene hervor, Versuche, heiter-wehmütige, künstliche und vergebliche 
jedenfalls, sich mit ihr wiederzuvereinigen. Spielerisch-schwärmerische Naturbegei- 
sterung (Anakreontik) signalisiert nur die Trennung und wird sie fortan begleiten. 
Im praktischen Handgemenge mit einer zusehends entseelten Natur löst sich die ab- 
strakte christliche Naturauffassung (Gottes Geschenk, Fluch und Sünde) und das 
neue herrscherliche Kunstideal ‚Natur‘ von ihrem Gegenstand ab. So ist zum, Bei- 
spiel die spätere „Naturdichtung des Minnesangs ... nicht Abbild der Wirklichkeit 
wie sie ist, sondern Bild einer schönern angestrebten Welt (in die der ritterliche 
Mensch mit all seinem Empfinden, Denken und Vorstellen durch tausendfache Fä- 
den hineingesponnen ist)“ (15). Die höfische Ästhetisierung der Natur legt aber auch 
Zeugnis ab von dem noch lange nicht ausgefochtenen Kampf mit ihr und ihren Dä- 
monen (siehe die Naturfratzen an den mittelalterlichen Kathedralen). Sie ‚könnte 


14 1.Mose 9,1 -3 
15 Ludwig Schneider, Die Naturdichtung des deutschen Minnesangs, Berlin 1938, S. 29 
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wohl in dieser Empfindung des Dämonischen zutiefst wurzeln, das, halbgöttlich, zu- 
gleich geflohen und geliebt wird, insofern nämlich, als durch die Versprachlichung 
und Stilisierung das Dämonische gemildert und verwandelt wird“ (16). 

Die (verklärende und treibende) Erinnerung an einen paradiesischen Urzu- 
stand, die desto weniger mit ihrem widersprüchlichen, rauhen und bergenden, Urzu- 
stand sich deckt, je weiter sie von ihm entfernt ist, zieht tiefe Spuren im mensch- 
(heit)lichen Gedächtnis. Nicht zufällig tritt der emphatische Ruf Rousseaus „Zurück 
zur Natur!“ (natürlich auch und vor allem als naturrechtliche Basis der Kritik an 
überholten feudalistischen Zuständen) historisch gerade dann auf, als mit dem bür- 
gerlichen Zeitalter die letzte Phase der Ablösung von der Natur und ihrer Nutzbar- 
machung/Zerstörung heraufzieht. Ironischerweise sind es (in den Fabein Lafontai- 
nes) Tiere selbst, die in Bürgergestalt auftreten: — und später von der Zivilisation 
eben jener Bürgergestalt an den Rand der Ausrottung gedrängt werden. Ähnliche 
Paradoxien kennzeichnen oft die naturkundlichen und geographischen Entdeckungs- 
reisenden während der Aufklärungszeit. 

| Bevor die Natur untergeht, dient(e) sie nicht nur der frühbürgerlichen Gesell- 
schaftskritik als Folie (wie übrigens auch späteren kulturpessimistischen Philoso- 
phien, etwa der Spenglers), sie wird auch zum Rückzugsgehäuse des sich nach hin- 
ten und weltabgewandt versenkenden bürgerlichen Gemüts, der zarten Seele der bür- 
gerlichen Kraft- und Herrschernatur. Die Romane und Volkslieder der Romantik 
zeugen davon. In dieser verdrehten Form wird die Natur seelisch ins bürgerliche Ich 
eingelagert. Die Verlegung der persönlichen Sehnsüchte und Schmerzen in die Natur 
als menschliche Symbolwelt ist bis heute Bestandteil der bürgerlichen Ichformation 
(vor allem in der Jugendzeit) geblieben. ‚Mein Herz sieht an den Himmel gemalt 
sein eigen Bild. — Es ist nichts als der Winter, der Winter kalt und wild! / Schnee, 
du weißt von meinem Sehnen; sag, wohin doch geht dein Lauf?“ (17) Oder: „So 
heiß und stumm, so trübe und sternlos war die Nacht, so ganz, wie unsre Liebe, zu 
Tränen nur gemacht“ (18). Auf eine verquere Weise gibt es hier immerhin noch das 
Zwiegespräch mit der Natur. 


ill 


In der Epoche des bürgerlichen Industrialismus verselbständigt sich der gesellschaft- 
liche Lebensprozeß am weitesten von seinen natürlichen Grundlagen. Technologisch 
und naturwissenschaftlich betriebene Ausbeutung der Natur und des Menschen ist 
der Kern einer Produktionsweise, für die nur der abstrakte gesellschaftliche Reich- 
tum und seine Vermehrung zählt. „Das unendliche Kreisen (der frühen Gesellschaf- 
ten, G.A.) geht über in einen unendlichen, ziellosen Progreß, dem die individual- 
und klassenegoistisch zersplitterte Gesellschaft ähnlich ohnmächtig gegenübersteht 
wie vorher die älteren Gesellschaften der nicht oder nur halb gezähmten ersten Na- 


16 A.a.0., 8.115 
17 Franz Schubert, Eine Winterreise 
18 Nikolaus Lenau 
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tur“ (19). Dies ist der klassengesellschaftliche Preis für den geschichtlichen Austritt 
aus Naturverfallenheit und primitiver Schicksalsblindheit: die Befreiung von der Na- 
tur erscheint in der widersprüchlichen Form ihrer Unterwerfung und Zerstörung. In 
dieser Form wird nun die Gesellschaft selbst zur naturwüchsigen Schranke, vor der 
sich die historische Dialektik der Naturbeherrschung staut und destruktiv wendet, 
zur nächsten Stufe der Versöhnung von Mensch und Natur nicht fortgehen kann. 
Wenn die Geschichte eine solche des Menschen und der Natur ist, hierin eine gegen- 
sätzliche Einheit darstellt; wenn sich die Menschen in ihrem klassengesellschaftlichen 
Fortschritt der Natur zu bemächtigen hatten, so folgt nun, daß erst die Abschaffung 
dieser klassengesellschaftlichen Form des Fortschritts, der Herrschaft des Menschen 
über den Menschen einen befreit-gleichberechtigten Umgang mit der Natur ermög- 
licht. \ 

Mit der Herausbildung der kapitalistischen Klassengesellschaft und des (männ- 
lichen) bürgerlichen Individuums seit dem späten Mittelalter geht die eines Erobe- 
rungs- und Gewaltverhaltens gegenüber dem Weltball — als Kolonie der heraufkom- 
menden Rasse und Kultur — einher, seinen Tieren, Pflanzen, Mineralien, auch und 
vor allem Völkern (,„Naturvölkern‘“) gegenüber. Neu-gier als Vorbote und Begleiter 
von Habgier durchzittert die Entdeckungsfahrten und Reiseberichte von Kolumbus 
bis Stanley, kaum aber Respekt. In einem nie gekannten Maß wird die Natur gebän- 
digt und genutzt. Der Stoffwechsel des arbeitenden Menschen mit der Natur treibt 
auf sich rapide erweiternder technologischer Grundlage ungeahnte Reichtümer her- 
vor. Aber er erfolgt in bestimmten, der kapitalistischen Herrschaft und Zweckset- 
zung adäquaten Formen. So sehr sich die sprunghafte Steigerung der Produktivi- 
tät der Arbeit Naturbedingungen verdankt, so wenig werden diese gehegt, vielmehr 
schrankenlos bis an die Grenze ihrer Vernichtung ausgebeutet. Auf der Grundlage 
eines historisch programmierten Wildbeutertums tritt die aufs höchste gesteigerte 
kapitalistische Naturaneignung als schließlich tendenziell selbstzerstörerisch auf — 
wenn ihr nicht gewehrt wird. Dies ist das Doppelgesicht der bürgerlichen Entwick- 
lung, auch bezüglich der Natur: ‚Jeder Fortschritt der kapitalistischen Agrikultur 
ist nicht nur ein Fortschritt in der Kunst, den Arbeiter, sondern zugleich in der 
Kunst, den Boden zu berauben, jeder Fortschritt in Steigerung seiner Fruchtbarkeit 
für eine gegebne Zeitfrist zugleich ein Fortschritt im Ruin der dauernden Quellen 
dieser Fruchtbarkeit ... Die kapitalistische Produktion entwickelte daher nur die 
Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses, indem sie 
zugleich die Springquellen alles Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter“ 
(20). 

Das Aneignungs- und Vergewaltigungsverhältnis zur Natur (jeder Vorstoß in 
letzte unbekannte Regionen, z.B. das Antarktiswasser, wird wie eine Entjungferung 
gepriesen), regional und kulturell unterschiedlich, aber in jedem Individuum und al- 
len Handlungen der bürgerlichen Welt präsent, drückt ihre Herabsetzung zur bloßen 


19 Reinhard Maurer, Natur als Problem der Geschichte, in: Kurt Hübner/Albert Menne (Hrsg.), 
Natur und Geschichte, X. Deutscher Kongreß für Philosophie 1972, Hamburg 1973, 
5.130 

20 Karl Marx, Das Kapital, Band I, MEW 23, S. 529 f.; vgl. auch Band III, MEW 25, S. 821 
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Grundlage des sich verwertenden Werts aus. An die Stelle der alten Naturzyklen 
ist das schiere Forttreiben linearer Endlosigkeit getreten und ein mit ihr einherge- 
hender quantifizierender Zeitbegriff. 

Die Zeit des archaischen Bündnisses des Menschen mit der Natur ist dahin. 
Die zehntausendjährige Arbeits- und Lebensgemeinschaft von Mensch und Haustier 
löst sich auf. Die Menschheitsgeschichte bedeutet auch fortschreitende Loslösung 
vom Tier — vom Jäger des Menschen wird es zu seiner Jagdbeute, dann zum Arbeits- 
und Hausgenossen, schließlich zum industriellen Rohstoff, zum Luxusgegenstand 
oder Relikt, an den Rand der Weltbühne gedrängt jedenfalls. Die Geschichte der 
Kunst und des Rechts widerspiegeln sehr deutlich diese Kämpfe und Machtverschie- 

bungen — von den ehrfürchtigen Höhlenmalereien über die Löwenjagd der Pharao- 
“ nen bis zum Herrenreiter, vom Tier als Bruder zum Tier als vernunftlosem Rechts- 
objekt. Das hauptsächliche Motiv heutiger Beschäftigung mit dem Tier, selbst in der 
Zoologie, ist anthropozentrisch (20a): das Tier dient zur Befriedigung menschlicher 
Bedürfnisse, ist zum Menschersatz (z.B. für alte Menschen), zum Sport- oder Jagd- 
gegenstand geworden. Neulich ist gar die Züchtung eines Hundes, der nicht bellt, ge- 
lungen — zynische Fußnote auf die (natur)historische Niederlage des Tieres gegen- 
über dem Menschen. 

Die naturreligiösen Kulte, wo sie in den Kolonien noch existierten (z.B. Son- 
nentanz der Sioux) wurden von den bürgerlichen Weißen verhöhnt und verboten. 
In ihren eigenen Breiten sterben die alten Jahreszeit- und Naturfeste (z.B. Winter- 
austreibung, Sommersonnenwende) aus. Bisweilen werden sie künstlich, in erin- 
nernder Sehnsucht und Folklore wiederbelebt. Die unterdrückte Natur tritt gede- 
mütigt in Zoo und Zirkus als kolonialistische Kulturprodukte auf. Bisweilen wird 
sie auch museal geschützt. Ansonsten ist sie schierer Gegenstand und bloßes Ar- 
beitsmaterial geworden. Schon die Sprache drückt das aus: Rohstoff, Jagdtouris- 
mus, Tierhandel, Nutzfläche, Gelände, Grünland, Holzindustrie usw. 

Die Unterwerfung ist den Menschen aber nicht recht geheuer. Noch immer 
sind Dämonisches und mögliche Rache in der Natur. Die genüßlich-schaudernde 
Verarbeitung von Naturkatastrophen zeigt das ebenso an wie filmgewordene Schuld- 
gefühle gegenüber der gepeinigten Kreatur, gepaart mit Angst vor ihrem Aufstand 
(vgl. Filme wie Vögel, Ben, Orca, Squirm, Piranhas, Der weiße Hai) (21). Beides be- 
zieht sich gewiß auch auf die unterdrückte Triebstruktur im bürgerlichen Ich, deren 
Herausbildung, wie wir gesehen haben, mit der Unterdrückung der äußeren Natur 
einhergegangen ist. 

So wie der Tauschwert über den Gebrauchswert, die Quantität über die Quali- 
tät herrscht, so auch die Gesellschaft über die Natur, die Abstraktion über die Sinn- 
lichkeit. Der Mensch, selber Teil der Natur, erscheint wiederum dem Kapital als na- 
türliche Grundlage und Schranke zugleich seiner Selbstverwertung. Auf Ratio urid 
Funktion ist er aber ausschließlich und dauerhaft, nicht zu reduzieren. Und zwar 
nicht nur, weil er die Reste unmittelbarer Emotionalität verteidigt, sondern weil 
RS s 
202 Vgl. Horst Stern, Mut zum Widerspruch, München 1974 
21 Es ist sicher nicht zufällig, daß alle diese Filme aus den USA stammen, wo sich die Ero- 

berung der Natur ganz besonders schnell und gewaltsam vollzog. 
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Sinnlichkeit für bestimmte Verrichtungen in der bestehenden Gesellschaft ganz un- 
entbehrlich ist (z.B. für Kindererziehung und Kreativität erfordernde Berufe). Ge- 
brauchswert- und Sinnlichkeitsinseln sind also für die Formation der bürgerlichen 
inneren Natur durchaus funktional. In dieser Funktionalität gehen sie jedoch nicht 
auf, Sie schärfen die Sensibilität für die Unterdrückung der Sinne und stimulieren 
den Widerstand, womit sie objektiv und subjektiv die Kreise des Kapitals stören 
können. Freilich ist auch die kommerzielle Nutzung und Bewegungsform der Sinn- 
lichkeit möglich. 

Als wichtige Momente der kapitalistischen Formierung der inneren Natur, de- 
ren systematischer Zusammenhang hier nicht entwickelt werden kann, sind die In- 
ternalisierung der Arbeitsnormen ins Zeitbewußtsein, die tauschwertgemäße Um- 
formung der Gegenstandswelt und die Entsinnlichung des menschlichen Körpers zu 
nennen (22). Alle diese (und andere) Momente zielen auf einen Menschen nach dem 
Bild der abstrakten, „gleichgültigen‘“ und quantifizierbaren Ware, für die der leben- 
dige, qualitative Stoff nur noch Träger ihres ökonomischen Charakters ist. 

Im gleichen Maße, wie konkret-nützliche Arbeit nur noch Träger abstrakt-ge- 
sellschaftlicher Arbeit wird, wo die Arbeitskräfte selbst zum Tauschwert, die Arbeit 
Außer-sich-Sein des Arbeiters geworden ist, „gewinnt die Zeitform abstrakter Ar- 
beit immer größeren Einfluß auf das konkrete Zeitbewußtsein: durch die taktmäßi- 
ge Gleichförmigkeit der Produktion, die Notwendigkeit der Pünktlichkeit, die Quan- 
tifizierung der Arbeitsleistung, durch die Form der Entlohnung, durch die Dissozi- 
ierung von Produkt und Bedürfnis“ (23). Zeit wird abstrakt und vermag weder Per- 
spektive noch Sinn mehr zu stiften, eröffnet auch Zukunft nicht mehr. Diese kapi- 
talistische Zeitstruktur kann die Person derart stören, daß ihre Anpassungsleistung 
und ihr Gebrauchswert fürs Kapital schwinden. Auch hier droht also das Kapital 
sich seiner eigenen Naturbasis zu berauben. 

Die Produzenten sind nicht nur im Produktionsprozeß sich selbst entfremdet, 
ihnen ist auch ihr Produkt und schließlich die Konsumtion überhaupt entfremdet 
und entsinnlicht. In der Ästhetisierung der Warenwelt wirkt ein kapitalimmanenter 
Gegentrend hierzu. Die Entfremdung und die zerhackte Form von Objektbeziehun- 
gen durchs Privateigentum vermögen ebenfalls zur vollkommenen Bindungslosigkeit 
und zum Realitätsverlust zu führen und damit dysfunktional zu werden. 

Schließlich Kann der kapitalistische Produktionsprozeß nur mit disziplinierten, 
von sexuellen Triebzyklen und sinnlichen Wünschen weitgehend abgekoppelten 
Lohnarbeitern funktionieren. Die Geschichte der bürgerlichen Sexualunterdrückung 
(24) ist denn auch notwendige und qualvolie Vorbedingung und Begleiterscheinung 
der Plackerei der Lohnarbeit. In verdrängter Gestalt vermag Sexualität gar effizienz- 
steigernd zu wirken, was sie selbst lustärmer macht. Die bekannte ‚„repressive Ent- 
22 Das Folgende nach einem Arbeitspapier von Niko Diemer und Gerd Klatt im Rahmen 

der Ernst Bloch-Tage 1978 mit dem Thema „Marxismus und Naturbeherrschung“ 

23 Alfred Krovoza, Die Verinnerlichung der Normen abstrakter Arbeit und das Schicksal 

der Sinnlichkeit, in: C. Bezzel u.a., Das Unvermögen der Realität, Berlin 1974, S. 23 


24 Vgl. Jos van Ussel, Sexualunterdrückung. Geschichte der Sexualfeindschaft, Neuauflage 
Gießen 1977 


119 


sublimierung“ ändert an der Verdrängung und Verarmung von Sinnlichkeit und Kör- 
perbewußtsein nichts. 

Die historische Notwendigkeit der rationalen Denkform und der Disziplinie- 
rung der Produzenten ist kaum zu bestreiten, es sei denn von einem rückwärtsge- 
wandt-idealistischen Standpunkt aus. „Es ist eine der zivilisatorischen Seiten des 
Kapitals, daß es die Mehrarbeit in einer Weise und unter Bedingungen erzwingt, die 
der Entwicklung der Produktivkräfte, der gesellschaftlichen Verhältnisse und der 
Schöpfung der Elemente für eine höhere Neubildung vorteilhafter sind als unter den 
früheren Formen der Sklaverei, Leibeigenschaft usw.‘ (25). Das Leiden einer endlo- 
sen Reihe von Generationen und Individuen, erzwungen durch Klassenherrschaft 
und Ausbeutung, ist die historische Voraussetzung der Überwindung derselben. Die 
Entwicklung und Vergesellschaftung der Natur, auch unter bürgerlichen Vorzeichen, 
hat erst die reelle Chance einer Humanisierung der Natur und einer Naturalisierung 
des Menschen jenseits von Elend und Kampf gesetzt. 


IV 


Der Durchbruch zum Reich der Freiheit kommt aber nicht von selbst. Er kündigt 
sich darin an, daß die Produktivkräfte unter dem Joch der herrschenden Produktions- 
verhältnisse immer mehr zur Geißel anstatt zum Segen werden — die Maschinerie 
und Chemie ebenso wie der soziale Arbeitskörper und die anscheinend privaten Be- 
ziehungen. Er zeigt sich darin, daß sich die Sehnsucht nach anderen, menschlicheren 
und natürlicheren Lebensverhältnissen, erinnernd und vorwärtsdrängend selbst 
durch die bürgerlichen Panzer hindurch regt, sich entfalten und ausfliegen will. 
Die Bruchstellen im Panzer zu erkennen und dem Hervordrängenden ans Licht zu 
helfen — das ist die Aufgabe von Kommunisten, Sozialisten, radikalen Humanisten 
und Ökologen. Denn „im Blick auf die entwickelte technische Zivilisation ... ist 
wohl nur noch in übergeschichtlicher, eschatologisch-theologischer Perspektive zu 
erwarten, daß in der bisherigen Weise fortschreitende Aufklärung und Naturbeherr- 
schung zu einer Versöhnung von beherrschter Natur und beherrschendem Subjekt, 
und im Subjekt zu einer Versöhnung von Vernunft und Triebnatur führen würde“ 
(26). Die bürgerliche Produktions- und Denkform droht in einer Sackgasse zu enden, 

Die Natur leidet. In den letzten drei Jahrhunderten sind allein 500 Tier- und 
zahllose Pflanzenarten ausgerottet worden. Uralte Tiere wie der Alligator, die 120 
Millionen Jahre überstanden haben, stehen vor dem Untergang. Die Basis der bloßen 
Begegnung mit belebter außermenschlicher Natur wird immer schmäler. So wird die 
folgende Warnung verständlich: 

„Unsere fast vollständige Nichtachtung des Werts einer natürlichen Umwelt 
und unsere erfolgreichen Versuche, die Ordnung der Dinge drastisch zu verändern, 
wird letzten Endes für ein allumfassendes Unheil sorgen ... Seit der Jungsteinzeit 
ist der Mensch ungebrochen im Besitz jener Macht, sich die Erde untertan zu ma- 


25 Karl Marx, Das Kapital, Bd. III, MEW 25, S, 827 
26 Reinhard Maurer, a.a.O., S. 137 
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chen. Während seiner Herrschaft hat er jedoch nahezu alle ökologischen Grundsätze 
durchbrochen, die für den Stoffkreislauf, die Isolation und Wechselbeziehung der 
Gemeinschaften sowie die natürliche Begrenzung der Bevölkerungszahlen (?!) gel- 
ten“ (27). 

Durch ihre scheinbare Plausibilität bricht hier voll der Zynismus und die ne- 
gative Anthropologie (um das Böse im Menschen zu zähmen, könnte es eines star- 
ken Staates bedürfen) der bürgerlichen Kulturkritik durch. Sie ist ebenso moralisch 
wie hilflos: „Gier und Gift, Dummheit und Eitelkeit haben das Raumschiff Erde 
ins Trudeln gebracht“ (28). 

Grund für derartigen Pessimismus liegt genug vor (29), und in der Tat sind es 
auch die Vertreter jener Kulturkritik gewesen, die zuerst die Alarmtrommel gerührt 
haben. In den USA z.B. sollen die Todesfälle durch Pflanzenschutzmittel bereits 
diejenigen durch Verkehrsunfälle überschreiten. Die Luft wird rapide vergiftet, das 
Wasser verseucht. Die Zersetzung der Ozonschicht um den Erdball und die Über- 
sättigung der Luft mit Kohlendioxyd drohen zu katastrophalen Klimaänderungen 
zu führen. Die afrikanische Sahelzone wird zur Wüste. Chemische Gifte, Lärm, 
Übermedikamentierung, soziale und sinnliche Frostigkeit schinden die bürgerlichen 
Körper und Seelen, die sich mit neuen Krankheiten und Neurosen (z.B. Krebs; 
Autismus) gegen diese Behandlung wehren. Das kapitalistische Verhältnis zur Natur 
schlägt sich im Umgang mit dem eigenen Körper nieder: er ist genauso entfremdet. 
Der bürgerliche Körper- und Gesundheitsbegriff sieht den Leib bloß als Instrument, 
das in der Produktion bis zum Zerreißen zergliedert und angespannt und nachher 
repariert wird, 

Die innere und äußere Naturgrundlage des menschlichen Lebens, in Erinnerung 
und Sehnsucht, macht sich aber zunehmend, wie gestutzt auch immer, durch die 
bürgerlichen Lebensformen hindurch geltend. Sie ist anwesend in Naturphase und 
erlebnis des Kindes, in der immerwährenden Sehnsucht nach Naturhaftem (welche 
die Werbung verwertet: wilde Frische von Limonen). Ebenso in der schillernden Be- 
deutung des Wortes „natürlich“ als ungekünstelt, anheimelnd, warm, aber auch als 
gefährlich und unberechenbar; das eine soll auch im bürgerlichen Leben bewahrt 
und ihm hinzugesetzt werden, das andere soll ausgesperrt werden. Die teilweise zu 
beobachtende künstliche Reproduktion zerschlagener Natur, gründet in jenem Wi- 
derspruch. Derartige späte Rettungsversuche gründen u.a. in der Erkenntnis der 
Bourgeoisie, der nun auch sie drückenden Umweltzerstörung — in natürlich möglichst 
profitabler Weise — Einhalt gebieten zu müssen. Selbst zu dieser reduzierten Erkennt- 
nis freilich muß(te) sie erst noch gedrängt werden. Die künstliche Naturreproduk- 
tion bringt es, funktional und konsumorientiert, auf der selbstzerrissenen sozialen 
Grundlage der bestehenden Verhältnisse nur zu Zerrformen des Hingeschiedenen 


27 _ Bilüchel, a.a.O., S. 62 Ähnliche Äußerungen finden sich jedoch vielfach, vor allem in der 
neueren Welle von Umweltschutzbüchern, aber auch z.B. bei Konrad Lorenz. 

28  Blüchel, a.a.0.,$. 14 

29 Vgl. Dieter Hassenpflug, Umweltzerstörung und Sozialkosten, Berlin (W) 1974; Herbert 
Gruhl, Ein Planet wird geplündert, Frankfurt/M 1978; Holger Strohm, Umweltschmutz, 
Darmstadt 1972; Juan Genet, Umweltschutz, Hamburg 1977 
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(30), zur Park-, Stuyvesant-, Safari-, Regionalplanungs-, Lacknatur, bürgerliche Kari- 
katur einer historisch möglichen Versöhnung von Mensch und Natur. 


V 


Das Neue, ein verändertes Verhalten zur Natur, zeichnet sich ab. Das ‚‚Erbe der Alt- 
menschheit“, eine „größere Lebensnähe und Lebenssicherheit“, der „Grundgedanke 
der Weltharmonie‘“ (31), beginnt sich angesichts der drohenden Katastrophe und 
der neuen historischen Möglichkeiten zu regen. 

Mit Castaneda z.B. hat das Verlangen, sich in die Natur und ein so verändertes 
Ich einzuschwingen, eine Bresche in das rationalistisch-instrumentalistisch verengte 
Weltbild geschlagen. Naturfreaks, Landkommunler, Wandervögel usw. sehen, daß 
der bürgerliche Weg nur zum Untergang der Natur führt. Sie ahnen die Befreiung 
zu einer nunmehr bewußt gesellschaftlichen Natur, die zur Mitproduktivität ein- 
geholt ist und eigenes Subjekt wird. Aber sie neigen dazu, das isoliert zu tun, suchen 
die reine Natur, die es so schon lange nicht mehr und nie mehr gibt. Vom arbeiten- 
den Austausch mit der Natur allein und unmittelbar läßt sich unter den derzeitigen 
Bedingungen, wo die industrielle Arbeit das Wertgesetz diktiert, nur sehr kärglich 
leben. Die Naturdebatte droht sich als Wiederholung der alten Emanzipationsde- 
batte zu entpuppen, wo alles letztlich nur auf die Rettung der kleinen eigenen Haut 
hinausläuft. Der Blick zurück in den Mythos repräsentiert eine ebenso alte wie ohn- 
mächtige Kritik, wenn er seine utopische Dimension nicht hat, auf die sozialen He- 
bel zur Verweltlichung und Verwirklichung des Paradieses auf neuer, höherer Stu- 
fenleiter vor uns zu achten (32). Arabische Märchenerzähler, afrikanische Medizin- 
männer, Naturheilkundler allerorten, die Naturmystik in der modernen Frauenbe- 
wegung bewahren und beleben das alte Wissen um Natur und Mensch — und finden 
dabei in der hohen Wissenschaft zunehmend respektvolle Beachtung. Wirklich ent- 
falten und weiterentwickeln können sie sich aber erst unter neuen gesellschaftlichen 
Umständen der Versöhnung des Menschen mit dem Menschen und mit der Natur. 

Nachsinnen und Experimentieren zu einem neuen Naturverhältnis nehmen je- 
denfails zu. So können Erfahrungen und Erkenntnisse gewonnen werden, wie die 
Natur nicht mehr zu würgen und zu beuteln, sondern pfleglich zu behandeln ist, wie 
Sinnlichkeit zu entwickeln und abstrakte Zeit(knappheit) zu überwinden ist, wie an 
die Stelle der Projektion der Eigencharakter der Natur dringen kann, wie die Abspal- 
tung menschlicher Wesensqualitäten zurückgenommen werden kann, wie Denken 
und Sinnlichkeit vereinbart werden, wie das Verhältnis von Vernunft und Übersinn- 
lichkeit aussieht — kurz wie die vielseitige reiche Persönlichkeit im Bund mit der 
Natur entwickelt werden kann. 


30 Vgl. Horst Stern, a.a.0.,$. 19 ff. 

31 Werner Müller, a.a.O., S. 98 und 94 ; 

32 Das trifft etwa auf die moderne Indianerschwärmerei oder die Indienkreuzzüge zu. S6 
Werner Müller, a.a.O., S. 88: „Die Rolle des Westens als Befreier des Einzelnen von Ma- 
gie und Mythos hat sich bitter gerächt.‘“ 
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Im großen Maßstab ist ein solches Programm freilich nur auf der gesellschaftli- 
chen Ebene zu realisieren, welche das ihm zugrundeliegende Problem bereits längst 
erreicht hat. Wenn die zivilisatorische Mission des Kapitalismus, den gesellschaftli- 
chen Reichtum gewaltig zu entwickeln, die Naturgrundlagen des Lebens selbst zu 
vernichten und damit selbstzerstörerisch zu werden droht, sind Klassenfrage und 
Klassenfrage nicht obsolet, sondern erst eigentlich im emphatischen Sinne existen- 
tiell und emanzipativ-menschheitlich. Die Klasse, welche sich in ihrem Befreiungs- 
kampf um das Verhältnis von Natur und Gesellschaft nicht kümmert, hat ihre Zu- 
kunft schon verspielt. Ein entwickeltes Naturbewußtsein ist eine Frage des politi- 
schen Klassenbewußtseins, der Aktion der Klasse gegen Kapital und Staat, um die 
Verpfuschung ihres jetzigen und zukünftigen Lebens zu verhindern. 

Die Grundlage der Freiheit auf dem Gebiet der Naturbeherrschung und der 
Naturkräfte ‚kann nur darin bestehen, daß der vergesellschaftete Mensch, die asso- 
ziierten Produzenten, diesen ihren Stoffwechsel mit der Natur rationell regeln, un- 
ter ihre gemeinschaftliche Kontrolle bringen, statt von ihm als einer blinden Macht 
beherrscht zu werden, ihn mit dem geringsten Kraftaufwand und unter den ihrer 
menschlichen Natur würdigsten und adäuatesten Bedingungen vollziehn‘“ (33). Auf 
dieser Grundlage kann der Mensch in die neuen Räume einziehen, auf gleichberech- 
tigter Basis mit der Natur verkehren und beider Wesenskräfte in ungeahntem Maße 
freisetzen. Ohne in Faselei zu verfallen, kann man annehmen, daß dies u.a. 'Scho- 
nung und Ehrfurcht, nichtherrscherliche Wißbegier und Lernbereitschaft gegenüber 
der Natur, Entwicklung und gute Übung der Sinne im Verein mit einer nicht mehr 
feindlichen Vernunft bedeuten wird. Eine neuere Tendenz im Science Fiction z.B. 
beinhaltet: „Der moderne Begriff der Natur als Objekt der Forschung und Kontrol- 
le wird einer älteren Idee von der Natur als einem wundersamen Lebewesen, von 
dem der Mensch einen Teil bildet, untergeordnet“ (33a). Hilflos und nach hinten, 
wird hier das neue Recht der Natur ausgesprochen. 

Ohne Widersprüche und Beschränkungen wird das nicht abgehen, ‚‚Nur dann, 
wenn klar zutage liegt, daß die Hoffnung auf Versöhnung von Natur und Geschichte 
schlicht unverschämt ist, solange man beides gleichermaßen will: durch totale Un- 
terwerfung der sogenannten äußeren Natur luxurierende Menschheit und eine Na- 
tur, die die Augen aufschlägt, können überhaupt Lösungen in Sicht kommen“ (34). 

Bislang sind derartige Ansätze und Überlegungen weitgehend auf die Ökologie- 
und Alternativbewegung beschränkt geblieben. Während sie auf gesellschaftlicher 
Ebene nur als Klassenfrage wirklich angehbar sind, können Tendenzen in diese Rich- 
tung noch nicht ausgemacht werden. Eine Arbeiterbewegung, die weitgehend als ge- 
werkschaftliche auftritt und in die bürgerliche Welt und Logik eingebettet ist, wie 
die westdeutsche, hat es sehr schwer, auf dem ökologischen Feld perspektivische 
und offensive klassenpolitische Lösungen zu entwickeln und durchzusetzen. Neuere 
Debatten und Aktionen um den Bau von Kernkraftwerken zeigen eher das Bild 
gewerkschaftlicher Spaltung und Entscheidungslosigkeit. So ist die Bewegung um 


33 _KarlMarx, Das Kapital, Bd. II, MEW 25, S. 828 
33a Andrew Feenberg, AnEnd To History, in: John Hopkins Magazine, March 1977 
34 Reinhard Maurer, a.a.O., S. 138 
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ein neues Verhältnis zur Natur vorerst auf wenige Köpfe und Randgruppen ver- 
wiesen. Die Naturbehandlung im realen Sozialismus ist auch wenig ermutigend. 
Häufig auf rückständiger materieller Basis, was bisweilen den Eindruck größerer 
Pfleglichkeit erweckt, gleicht sie doch im Grundsatz (möglichst schrankenlose Ent- 
wicklung der Produktivkräfte) dem Denken und Tun des bürgerlichen Industrialis- 
mus. Angesichts der Tiefe der notwendigen Veränderungen, die an den Kern der 
bürgerlichen Klassen- und Ichstruktur gehen, und angesichts der drohenden öko- 
logischen Katastrophe sind die gesellschaftlich progressiven Antworten darauf noch 
unterentwickelt. 


(aus: Frans Masereel, Mein Stundenbuch) 
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Peter Dudek 
Naturwissenschaftliche Denkformen und ökonomische Struktur 
Zur Fortsetzung der Sonn-Rethel-Diskussion* 


I. Einleitung 


Fast sieben Jahre nach der ersten Veröffentlichung von Sohn-Rethels „Geistige und 
körperliche Arbeit“ melden sich in der ‚linken Öffentlichkeit‘ die Betroffenen zu 
Worte: Narurwissenschaftler. Im Februar 1977 organisierte der Studienbereich Ma- 
thematik der Universität Bremen anläßlich der Beendigung von Sohn-Rethels mehr- 
jähriger Gastprofessur an diesem Seminar ein Symposium zum Themä „Warenform 
und Denkform‘“, Initiiert wurde das Symposium von Hochschullehrern des mathe- 
matischen Studienbereiches, die zusammen mit Sohn-Rethel im Rahmen der Mathe- 
matiker-Ausbildung das Lehrprojekt „Kritik der Maschinisierung von Kopfarbeit als 
gesellschaftlicher Formzusammenhang“ leiteten. Im Heft 29 der ProKla beschäftig- 
te sich L. Hieber, ein Physiker, mit der Bedeutung der Denkformtheorie für die 
Selbstreflexion naturwissenschaftlicher Arbeit — so der Titel des Aufsatzes. Zwei 
Beispiele, die natürlich nur unzureichend auf die Verbreitung der Schriften Sohn- 
Rethels unter den ‚linken‘ Naturwissenschaftlern verweisen. Dennoch: die Verbrei- 
tung existiert, Sohn-Rethels Arbeiten werden auf ihre Stärken und Schwächen hin 
diskutiert, auch wenn (weil?) die etablierten Wissenschaftstheorien sie bisher entwe- 
der weitgehend ignorieren oder denunzieren. 

Hieber hat treffend die Aufnahme der Arbeiten Sohn-Rethels durch die poli- 
tisierten Naturwissenschaftler Anfang der siebziger Jahre. beschrieben. Nach dem 
weitgehenden Scheitern der Mobilisierung naturwissenschaftlicher Studenten für die 
Ziele der Studentenbewegung schienen die Arbeiten Sohn-Rethels vielen ‚linken‘ 
Naturwissenschaftlern einen politischen Ansatz zu bieten, die Diametralität von täg- 
licher Praxis des naturwissenschaftlichen Arbeitsprozesses und politisch intendierter 
Kritik der Naturwissenschaften als kapitalistisch vergesellschaftete Wissenschaften 
aus ihrer Nicht-Vermittelbarkeit zu lösen. Denn, wie Hieber richtig ausführt, für Na- 
turwissenschaftler „stellte sich die Nicht-Vermittelbarkeit der eigenen Tätigkeit mit 
der Kritik des kapitalistischen Gesellschaftssystems als Problem der Zweigleisigkeit: 
zum einen politisches Wesen zu sein, zum anderen, völlig unabhängig davon, ‚neutra- 
ler‘ Wissenschaftler zu sein, der ‚wertfrei‘ Forschung betreibt ...““ (1) Denn, so fragt 
sich ein Naturwissenschaftler gewöhnlich, was haben Mechanik und Algebra, anor- 
ganische Chemie und Astronomie mit der Gesellschaft zu tun? Wieso soll beispiels- 


® Der folgende Aufsatz ist Teil eines Manuskripts, das als Buch im Herbst im Campus-Ver- 
lag Frankfurt/M. erscheinen wird. 

1 L. Hieber: Sohn-Rethels Bedeutung für die Selbstreflektion naturwissenschaftlicher Ar- 
beit, in: ProKla 29, Berlin 1977, S. 79 
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weise der Begriff der instrumentellen Messung beim Experiment ein bürgerlicher Be- 
griff sein? Was hat das Newtonsche Trägheitsprinzip mit der bürgerlichen Gesell- 
schaft zu schaffen? Es sind dies gerade die Fragen, nämlich nach der historischen 
und begrifflichen Genese der Naturwissenschaften und ihrer gesellschaftlichen Vor- 
aussetzungen, vor denen sich die etablierten Naturwissenschaften immunisieren. Die- 
se Immunisierung stützt sich argumentativ auf die von Hieber angesprochene Nicht- 
Vermittelbarkeit von Vergesellschaftungsform und wissenschaftlicher Praxis und 
führt letztlich zur Selbstlegitimation der Naturwissenschaften, die als wichtiger Be- 
standteil universitärer und schulischer Ausbildung und Sozialisation entsprechend 
fungiert und funktioniert. In besonderem Maße unterliegen die Mathematiker in ih- 
rer wissenschaftlichen Arbeit dem Schein ästhetisierender Autonomie; Mathematik 
erscheint als ästhetische Kontemplation, als regulatives Spiel menschlichen Geistes. 
So banal diese Auffassung zunächst klingt, so verbreitet und wirksam ist sie auch 
heute noch unter Naturwissenschaftlern. 

Vor diesem Hintergrund dürfte klar werden, warum die Denkformtheorie von 
kritischen Naturwissenschaftlern so bereitwillig aufgenommen wurde: sie versprach 
ja gerade die Demaskierung autonomer Erkenntnistätigkeit als Schein. Ihre prak- 
tisch-politische Umsetzung allerdings erwies sich als nicht so einfach. Denn das für 
Naturwissenschaftler virulente Problem der Nicht-Vermittelbarkeit schlug auf die 
Denkformtheorie zurück. Die Ansprüche, die an sie politisch gestellt wurden, konn- 
te sie notwendigerweise nicht einlösen. So frappant auch für Naturwissenschaftler 
Sohn-Rethels Thesen klingen mußten, sollte danach ja der Gegenstand der Naturwis- 
senschaften Naturform sein, ihre Denkformen aber aus einer Gesellschaftsform affi- 
ziert, so wenig ließ (und läßt) sich die Denkformtheorie für eine kurzfristige politi- 
sche Strategie instrumentalisieren. Die Denkformtheorie ist vielen Naturwissen- 
schaftlern schon aus dem Grunde schwer vermittelbar, weil sie die kognitiven Vor- 
aussetzungen, nämlich z.B. Kenntnis der Marxschen Kritik der politischen Ökono- 
mie, nicht mitbringen und weil die Denkformtheorie dort nicht überzeugt, wo Na- 
turwissenschaftler am ehesten zu überzeugen wären: beim empirischen Beleg für 
Sohn-Rethels Thesen (2). 

Nicht nur das Interesse, das der kritische Teil der naturwissenschaftlichen In- 
telligenz der Denkformtheorie entgegengebracht hat, rechtfertigt die Beschäftigung 
mit ihr; es sind die Arbeiten Sohn-Rethels selbst, die es verdienen ernst genommen 
zu werden, die es verdienen kritisiert und nicht verschwiegen zu werden. Hieber in- 
sistiert deshalb zu Recht darauf, daß es für die Wissenschaftstheorie gilt, „die Arbeit 
Sohn-Rethels zur Kenntnis zu nehmen, um ı ihre weiterführenden Be nutzbar 
machen zu können.“ (3) 

Wir wollen deshalb im folgenden Hiebers Darstellung der Aufnahme von Sohn- 
Rethels Arbeiten durch einige Bemerkungen zur Rezeptionsgeschichte der Denk- 
formtheorie ergänzen, des weiteren auf einige Schwachstellen seiner Theorie verwei- 
sen und im letzten Teil Gedanken zum Problem der instrumentellen Messung und 
des Experiments darlegen, die sich zum Teil noch im Vorfeld des Themas ‚„Waren- 


2 Vergleiche dazu unten Abschnitt IH 
3 . L. Hieber: Sohn-Rethels Bedeutung ..., 2.2.0., 8. 99 
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form und Denkform“ bewegen. Denn der Aspekt der instrumentellen Messung wird 
ja von Sohn-Rethel selbst durch seine Ignorierung des „Anteil(s) der Arbeit an der 
Wissensproduktion‘ (4) systematisch ausgespart, obwohl das Prinzip der instrumen- 
tellen Messung bei der Entwicklung der Naturwissenschaften eine zentrale Rolle 
spielt. : 


I. Bemerkungen zur Rezeptionsgeschichte der Denkformtheorie 


Die Arbeiten Alfred Sohn-Rethels zeichnen sich gegenüber den etablierten wissen- 
schafts- und erkenntnistheoretischen Ansätzen — dies gilt auch für die von Hieber 
besprochenen Ansätze von Kuznecov und Ruben — dadurch aus, daß sie nicht pri- 
mär das Verhältnis von ökonomischer Entwicklung und Entwicklung von Naturwis- 
senschaften unter einflußtheoretischen Aspekten bzw. unter dem Blickwinkel eines 
„Entsprechungsverhältnisses“ thematisieren und analysieren, sondern sich von der 
materialistischen Einsicht leiten lassen, daß Erkenntnistätigkeit auch ihrer Form 
nach nicht autonom sein kann. Deshalb erhebt Sohn-Rethel das Verhältnis von 
Denkformen und ökonomischer Struktur als Versuch einer Formerklärung abstrak- 
ter Erkenntnisbegriffe zum zentralen Untersuchungsgegenstand seiner Theorie. Er 
betritt damit ein auch für die marxistische Wissenschaftstheorie — von einigen asso- 
ziativen Darlegungen abgesehen — unbekanntes erkenntnistheoretisches Gebiet. Der 
kritischen Philosophie von Benjamin, Kracauer, Horkheimer und Adorno sich ver- 
pflichtet wissen, versucht Sohn-Rethel nachzuweisen, was Horkheimer schlicht be- 
hauptet hatte, nämlich: ‚Was wir Natur nennen, ist in einem doppelten Sinne vom 
Menschen abhängig: erstens wird die Natur im Entwicklungsprozeß der Menschheit 
durch den Gang der Zivilisation fortwährend umgewandelt, zweitens hängen die be- 
grifflichen Elemente selber, durch die wir dem Worte Natur einen Inhalt geben, von 
der Epoche ab, in der die Menschheit sich befindet. Mit anderen Worten: der Gegen- 
stand der Naturerkenntnis wie diese selbst ist bedingt.‘ (5) 

Sohn-Rethels Denkformtheorie konzentriert sich dabei weniger auf den Ge- 
genstand als auf die Form der Naturerkenntnis. Seine Theorie erhebt bündig formu- 
liert den Anspruch, eine geschichtsmaterialistische Erklärung der Genesis naturwis- 
senschaftlicher Denkformen zu liefern, in deren Kontext die Bedingungen der Tren- 
nung von Handarbeit und Kopfarbeit, der Zusammenhang von Objektivität und 
Klassenfunktion der Erkenntnis sowie die Konstitutionsverhältnisse von Klassen- 
und klassenloser Gesellschaft auf materialistischer Grundlage benannt werden kön- 
nen. In „Geistige und körperliche Arbeit“ betont er, daß seine Studien alles andere 
als ideologiekritische Abhandlungen darstellen. Denn die Naturwissenschaften zäh- 
len für Sohn-Rethel zu den Vorbedingungen, Ideologie aber zu den Auswirkungen 
kapitalistischer Klassengesellschaft. ‚‚Meine Untersuchungen bezwecken viel weniger, 
gesellschaftliche Seinsanalyse im Dienst der Bewußtseinserklärung zu betreiben, als 
umgekehrt Fragen der Bewußtseinsformation in solche eines vertieften Seinsver- 


4 L. Hieber: Sohn-Rethels Bedeutung ..., a.2.0.,$. 91 
5 M. Horkheimer: Anfänge der bürgerlichen Geschichtsphilosophie, 0,J . (Raubdruck), S. 18 
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ständnisses zu verwandeln. Gewisse fundamentale Formprobleme des Bewußtseins 
sollen zu Hebelpunkten der gesellschaftlichen Seinsveränderung mobilisiert werden. 
Das gilt vor allem von den Bewußtseinsphänomenen, welche nach traditionellen 
Maßstäben Hauptbelange der Erkenntnistheorie bilden, also gesellschaftliche not- 
wendige Denkformen, von denen die Möglichkeit mathematischer Objekterkenntnis 
abhängt. Die schlüssige Ableitung dieser Denkformen wird als methodologisch rele- 
vant für unser Seinsverständnis der Gesellschaft angesehen, nach dem geschichtsma- 
terialistischen Grundsatz, daß, wenn uns eine Ableitung solcher unentbehrlicher 
Denkformen aus dem gesellschaftlichen Sein etwas unstimmig oder unvollständig 
sein muß.“ (6) Sohn-Rethels Programm einer geschichtsmaterialistischen Kritik der 
Erkenntnistheorie impliziert zugleich die Kritik der zeitlosen Wahrheits- und Uni- 
versaltheorien der Naturwissenschaften und ergänzend zu den Marxschen Darlegun- 
gen die Ausformulierung ‚einer Theorie der Geistesarbeit und der Handarbeit, ih- 
rer geschichtlichen Scheidung und der Bedingungen ihrer möglichen Vereinigung.“ 
(7) Die geschichtsmaterialistische Kritik notwendiger Denkformen — der Nachweis 
also, daß die Naturwissenschaftler die ‚erste Natur‘ in den Kategorien der ‚zweiten 
Natur‘ bearbeiten — ist für Sohn-Rethel die unverzichtbare Grundlage jeder materia- 
listischen Analyse wissenschaftlicher und ideologischer Probleme. Die Einlösung 
dieses Forschungsprogramms versteht er als einen Beitrag zur praktisch-revolutionä- 
ren Umgestaltung der kapitalistischen Verhältnisse. Die von ihm in revolutionsstra- 
tegischer Absicht konzipierte Theorie der Geistesarbeit, der Nachweis also, daß die 
zeitlose Geltung von notwendigen Denkformen an bestimmte Formen der Klassen- 
herrschaft gebunden ist, will er als „Ansatzpunkt und Anfang einer produktiven 
Fortführung der Marxschen Theorie“ (8) verstanden wissen, 

Von der sozialistischen und kommunistischen Bewegung ist dieser Versuch, 
die Marxsche Theorie, insbesondere die Warenanalyse, zu erweitern und fortzufüh- 
ren, auf zwiespältige Aufnahme gestoßen. Die Rezeptionsgeschichte der Arbeiten 
Sohn-Rethels spiegelt diese Zwiespältigkeit deutlich wider, die von euphorischer 
Identifizierung bis zum krassen Verriß reicht. Die Auseinandersetzungen mit sei- 
nem theoretischen Entwurf finden nicht innerhalb der etablierten Wissenschaften 
statt, sondern vorwiegend innerhalb der studentischen Linken und entlang der sich 
abzeichnenden politischen Fraktionierungen der westdeutschen Studentenbewe- 
gung. Die Auseinandersetzungen und der Verriß verliefen umso heftiger, weil hier 
jemand, der sich im weitesten Sinne selbst als Marxist versteht, offen mit dem An- 
spruch auftritt, das Kernstück des Kapitals, die Warenanalyse, erweitert und ergänzt 
zu haben. Für die Gralshüter des Marxschen Kapitals mußte dieser Anspruch wie 
blasphemische Vermessenheit gewirkt haben. 

Von seiten der sowjet-marxistischen Wissenschaftler, die wissenschaftstheore- 
tisch an Engels‘ Überlegungen zur Naturdialektik (9) gebunden sind, kam die vehe- 


6 A. Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, (rev. und ergänzte Ausgabe) Ffm 1972, 
S.27£. 

7 A.Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, a.a.0., S. 17 

8 A. Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, a.a.O., S. 29 

9 Vergleiche hierzu: P. Dudek: Engels und das Problem der Naturdialektik, in: ProKla 24, 
Berlin 1976 
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menteste, gleichwohl begriffloseste Kritik. So bescheinigte J. Bischoff z.B. Sohn- 
Rethel, daß seine Theorie nichts anderes sei als eine ‚‚Variante der Verballhornung 
des wissenschaftlichen Sozialismus‘ (10), in der jener „gemäß mitgebrachte(r) klein- 
bürgerliche(r) Klassenvorurteile‘ (11) zurechtgestutzt werde. Vom gleichen fiktiven 
‚proletarischen Standpunkt‘ aus attestierte F. Haug Sohn-Rethel, daß seine Theorie 
einzuordnen sei ‚in die ideologischen Waffen, die der kalte Krieg zwischen Kapita- 
lismus und Sozialismus vielzählig hervorgebracht hat.“ (12) Die Auflistung solcher 
und ähnlicher Anwürfe ließe sich beliebig verlängern; wir halten es aber an dieser 
Stelle für müßig, auf das gesamte Spektrum der sowjet-marxistischen Kritiken an 
den Arbeiten Sohn-Rethels einzugehen, da sie fast alle am Erkenntnisproblem und 
‚interesse der Denkformtheorie vorbeizielen. Und solange eine Kritik sich nicht auf 
den Gegenstand selbst einläßt, Sohn-Rethel immanente Unstimmigkeiten und deren 
Konsequenzen für die zentralen Thesen seiner Denkformtheorie nachweist, solange 
unterscheidet sie sich kaum von Denunziation. Selbst wenn sich Sohn-Rethels Form- 
analyse der Ware vom Marxschen Standpunkt aus als unhaltbar erweist — woran ich 
persönlich nicht zweifele —, ist damit sein Versuch einer geschichtsmaterialistischen 
Erklärung naturwissenschaftlicher, abstrakter Denkformen ebensowenig per se erle- 
digt, wie etwa aus seiner falschen Einschätzung der Rolle des Taylorismus bei der 
„Vollvergesellschaftung der Arbeit“ heraus seine gesamte Kritik des apriorischen 
. Denkens verworfen werden kann. Im übrigen erscheint es uns im Sinne einer solida- 
rischen Kritik illegitim, daß diejenigen, die auf dem Feld der marxistischen Erkennt- 
nistheorie selbst mit fast leeren Händen dastehen, den des Verrates und der Revi- 
sion bezichtigen, der begonnen hat, eigene Ansätze zu entwickeln, statt sich mit 
dem moralisch-lithurgischen Zitieren der ‚blauen und braunen‘ Bände zu beschei- 
den. 

Dagegen erschienen die Arbeiten Sohn-Rethels jenen Studenten und Arbeits- 
gruppen geeignet, die politisch an den naturwissenschaftlichen Fakultäten und Se- 
minaren westdeutscher Hochschulen arbeiteten und sich in ihrer politischen Praxis 
an der ‚Kritik der bürgerlichen Naturwissenschaften‘ versuchten. Obwohl ihr Ver- 
hältnis zur Denkformtheorie im allgemeinen nicht kritiklos war, bot Sohn-Rethels 
Entwurf doch zunächst einmal einen Ansatzpunkt zur Kritik der geläufigen Annah- 


10 ee: Materielle und geistige Produktion, Sozialistische Politik (SoPo) Heft 12, 
19718.2 

11 J. Bischoff: Materielle und ...;ä.2.0., 8. 3 

12 F. Haug: Alfred Sohn-Retheis Revision des Marxismus und ihre Konsequenzen, in: Das 
Argument Heft 65, 1971, S. 320. Die Arbeiten Sohn-Rethels haben es sicherlich nicht 
verdient in einer solch arroganten und sachlich durch nichts zu rechtfertigenden Art ‚dis- 
kutiert‘ zu werden. Gerade deshalb erweist sich Sohn-Rethel selbst einen schlechten 
Dienst, wenn er glaubt, auf ähnlichem Niveau seine Kritiker abqualifizieren zu müssen. In 
einer bislang — Gott sei Dank — unveröffentlichten Kritik an H. Wohlrapps ‚‚Materialisti- 
sche Erkenntniskritik? — Kritik an Alfred Sohn-Rethels Ableitung des Abstrakten Den- 
kens ...““, in: J. Mittelstrass (Hrsg.): Methodologische Probleme einer normativ-kritischen 
Gesellschaftstheorie, Ffm 1975, wirft er dem Autor „Aufgeblasenheit“, „Allüren“, „Un- 
vermögen“ (S. 8) vor und glaubt ihn belehren zu müssen: „Eine solche Interpretation (der 
Tauschhandlung, P. D.) können Sie doch kaum Zehnjährigen vorführen, Herr Wohlrapp, 
und die soli auf meine Theorie zutreffen ...? (S. 9) 
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me, daß bei der Formulierung von Naturgesetzen und naturwissenschaftlichen Kate- 
gorien von gesellschaftlichen und ökonomischen Zusammenhängen abstrahiert wer- 
den müßte, und eröffnete damit zugleich die Möglichkeit, die von Naturwissen- 
schaftlern täglich erfahrbare Nicht-Vermittelbarkeit von wissenschaftlicher Arbeit 
und kapitalistischer Vergesellschaftung dieser Arbeit endlich aufzulösen. Aus diesen 
Gründen war das Aufnahmepotential für Sohn-Rethels Arbeiten und die Bereitschaft 
sie ernst zu nehmen bei: den kritischen Angehörigen der naturwissenschaftlichen In- - 
telligenz wesentlich größer und in der Rezeption bzw. Kritik offener, solidarischer 
als vergleichsweise bei linken Gesellschaftswissenschaftlern. Die Rezensionen der 
Denkformtheorie in den Zeitschriften ‚Sopo‘, ‚Argument‘, ‚Diskus‘, ‚Neues Rotes 
Forum‘ (NRF) und dem Wiener ‚Neuen Forum‘ waren allesamt nicht geeignet, den 
notwendigerweise unvollkommenen Studien Sohn-Rethels eine konzeptionelle For- 
schungsperspektive zu weisen. Sie sind eher als Abwehrreaktionen auf einen Theo- 
rieansatz.zu verstehen, der in die traditionellen erkenntnistheoretischen Systeme 
nicht integrierbar ist (13). 

Hierin liegt ein weiterer Grund, warum die Theorie Sohn-Rethels so heftige 
Reaktionen hervorrief. Sie ist ein Novum, das quer liegt zu den übrigen Ansätzen 
der marxistischen und bürgerlichen Wissenschaftstheorie. Denn zum einen läßt sie 
sich nicht mit der Engelsschen Konzeption der Naturdialektik und der leninisti- 
schen, Widerspiegelungstheorie‘ vereinbaren, zum anderen aber fehlen in Sohn-Re- 
thels Antworten auf die Frage nach den gesellschaftlichen Bedingungen notwendi- 
ger Denkformen zentrale soziologische und sozialgeschichtliche Aspekte, die auch 
von Vertretern der nicht-marxistischen Wissenschaftstheorie (und hier in erster Li- 
nie von E. Zilsel, P. Weingart und den Mitarbeitern des Max-Planck-Institutes W. 
Krohn, W. van den Daele und G. Böhme) als grundlegende Bestandteile wissen- 
schaftstheoretischer bzw. -historischer Überlegungen benannt werden: „so die Fra- 
ge nach dem Einfluß der Organisationsform des reinen Denkens (Wissenschaftssy- 
stem, geistige Arbeit als ausdifferenzierte Institution) auf den kognitiven Prozeß der 
Wissenschaft, ferner die Prozeßförmigkeit des wissenschaftlichen Denkens selber, 
sowohl im Hinblick auf die Bedeutung der Wissenschaftsgeschichte für den Wahr- 
heitsbegriff wie auch im Hinblick auf den Zusammenhang von wissenschaftlichem 
Diskurs und Wahrheit.‘ (14) Die Sohn-Rethelsche Einengung des Formbegriffs auf 
die synthetische Vergesellschaftungsleistung im Tauschwert, die sich während der 
Tauschhandlung realisiert, nötig ihm zwangsläufig einen Begriff von naturwissen- 
schaftlichem Denken auf, der starr und geschlossen ist. Und es ist dieser starre, auf 
das im Tauschwert sitzende materialistische Transzendentalsubjekt verwiesene Be: 
griff von naturwissenschaftlichem Denken, der verhindert, Sohn-Rethel zu der Ein- 
sicht kommen zu lassen, daß Erkenntnis „allgemeine Arbeit“ (Marx) ist, gesellschaft- 
liche Tätigkeit, nämlich Produktion von Wissen, die stofflichen Besonderheiten un- 
terliegend sich letztlich nur prozessual begreifen läßt. Hieber bringt diese (auch von 


13 Ausführliche Auseinandersetzungen und Diskussionen mit der und um die Theorie A. 
Sohn-Rethels fanden vor allem an den naturwissenschaftlichen Fakultäten der Universi- 
täten Erlangen, München, Berlin und Bremen statt. 

14 J. Halfmann/T. Rexroth: Marxismus als Erkenntniskritik, München 1976, S.53£. 
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vielen Naturwissenschaftlern formulierte) Kritik (15) auf den Punkt, wenn er 
schreibt: „Indem Sohn-Rethel den Anteil der Arbeit an der Wissensproduktion igno- 
riert, also Wissenschaft nicht als allgemeine Arbeit begreifen kann, gelingt es ihm 
nur, die Mathematisierung der Darstellung von Naturvorgängen, die Spiegelung von 
Naturvorgängen in der gesellschaftlich vermittelten Form der mathematischen Sym- 
bolsprache im menschlichen Denken zu erklären.‘ (16) Es gelingt Sohn-Rethel je- 
doch nicht, den „konkreten Gang der naturwissenschaftlichen Entwicklung“ (Hie- 
ber) begreifbar zu machen. Deshalb ist es kein Zufall, daß die Entwicklung der ex- 
perimentellen Methode als ein grundlegendes Konstituens der bürgerlichen Natur- 
wissenschaften in der Denkformtheorie keine wesentliche Rolle spielt. Wie im letz- 
ten Teil des Aufsatzes noch zu zeigen sein wird, vergibt sich'Sohn-Rethel durch die 
Fixierung seines Arbeitsbegriffs auf die Handarbeit im Sinne seiner These — das Ex- 
periment restituiere „durchaus nicht den in der Hypothesenbildung entschwunde- 
nen Anteil der arbeitenden Hand“ (17) — mehr als auch im Bezugsrahmen seiner 
Denkformtheorie notwendig wäre. 


IE. Schwachstellen der Denkformtheorie 


Sohn-Rethel vermittelt den Zusammenhang von abstrakten Erkenntnisformen und 
Klassengesellschaft über die Warenform. Denn es entspricht, so Sohn-Rethel, „die 
Warenform der vergesellschaftenden Funktion der Ausbeutung. Ihre Struktur be- 
stimmt sich jeweils nach den Funktionen der Einheit dieser Vergesellschaftung, de- 
ren formales Konstituens sie ist. Die funktionale Vergesellschaftung vollzieht sich 
somit nur kraft der Ausbeutung, daher als ein Zusammenhang der Aneignung, der 
sich zwar immer auf die Produktion bezieht, der aber nicht selbst ein Zusammen- 
hang von Produktion ist.“ (18) Durch diese in seiner Frühschrift ‚„Warenform und 
Denkform“ formulierte Position grenzt Sohn-Rethel seine Fragestellung nach den 
„Vermittlungen ... zwischen dem Tatbestand der Ausbeutung und der theoreti- 
schen Erkenntnisrelation“ (19) auf die Frage nach dem Zusammenhang von Wa- 
renform und Denkform ein. In der Münzgestalt des Geldes, in der dritten Formbe- 
stimmtheit des Geldes als Geld, findet er das gesuchte Kerttenglied, „durch welches 
die Tauschabstraktion aus dem gesellschaftlichen Sein zum Bewußtsein drängt und 
Begriffsabstraktion werden kann.“ (20) Die zeitlose und für sich universelle Wahr- 


15 Diese Kritiken sind leider zum größten Teil nie veröffentlicht worden. Dies gilt speziell 
für die sehr intensiven Auseinandersetzungen derErlanger Studentengruppe „SOZNATEK“ 
und des Erlanger Seminars „Wissenschaftstheorie für Naturwissenschaftler“ (WS 1971/72) 
mit der Denkformtheorie. 

16 L. Hieber: Sohn-Rethels Bedeutung ..., 2.4.0., S. 91 

17 A. Sohn-Rethel: Das Geld, die bare Münze des Apriori, in: P. Mattick/A. Sohn-Rethel/H. 
G. Haasis: Beiträge zur Kritik des Geldes, Ffm 1976, S. 106 

18 A. Sohn-Rethel: Warenform und Denkforn, Ffm 1971,S.17 

19 ebda. 

20 A. Sohn-Rethel: Materialistische Erkenntniskritik und Vergesellschaftung der Arbeit, 
Berlin 1971, S. 29; damit beantwortet Sohn-Rethel seine Ausgangsfrage nach der Mög- 
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heit und Geltung beanspruchende Mathematik entmystifiziert sich für Sohn-Rethel 
als eine’aus der Tauschabstraktion und ihrer Reflexion gegründete gedankliche Be- 
tätigung. 

In ihrer Sohn-Rethel-Kritik schneiden Halfmann/Rexroth (21) diesen Zusam- 
menhang von Erkenntniskategorien und Tauschzbstraktion als ein zentrales und 
weiterhin offenes Problem der Denkformtheorie an, wenn sie an Sohn-Rethel die 
Frage richten, was es denn im einzelnen heiße, Kategorien auf den Tausch zurück- 
zuführen. Ihre Kritik fragt „nach der Herausbildung von Real- und Denkabstraktio- 
nen überhaupt sowie nach der historischen Phasenverschiebung in der Herausbil- 
dung einzelner Denkabstraktionen.“ (21) Die Denkformtheorie kann auf diese zen- 
trale Frage nur unzureichend antworten. Zwar verweist Sohn-Rethel in ‚Geistige 
und körperliche Arbeit‘ auf „Kriterien, nach denen entschieden werden kann, wel- 
che im Bewußtsein lebendigen Abstraktionen auf die Realabstraktion des Austauschs 
zurückgehen und welche nicht“ (22) und kategorisiert in diesem Kontext Sprache, 
Zahl und Schrift als Produkte der Klassengesellschaft der Bronzezeit, das begriffli- 
che Denken als charakteristisches Merkmal warenproduzierender Gesellschaften (23), 
konzentriert im übrigen das Problem auf die historische Erscheinungsform der Wert- 
form als geprägte Münze. Dadurch kann er zwar die Bewußtwerdung der Realab- 
straktion des Tausches plausibel machen, es gelingt ihm aber damit nicht die Not- 
wendigkeit dieser Bewußtwerdung nachzuweisen. „Oder anders gesagt: Die mit der 
Geldform in Erscheinung tretende Realreflexion der realen Abstraktion des Tausches 
erzwingt nicht notwendig die Realität einer solchen Geistestätigkeit, die diese Ab- 
straktion in Begriffe faßt.“ (24) Offensichtlich ist für Sohn-Rethel das Problem des 
Nachweises der Notwendigkeit bestimmter Denkformen mit ihrer praktischen Rea- 
lisierung gelöst. Im gleichzeitigen Aufkommen von antiker Warenwirtschaft, der 
Prägung des allgemeinen Äquivalents in Münzform und der antiken Naturphilosophie 
ist für ihn die Notwendigkeit der Bewußtwerdung der Realabstraktion des Tausches 
Wirklichkeit geworden und damit für seine Theorie augenscheinlich nicht mehr be- 
gründungsbedürftig. 

Für den Zusammenhang von Waren- und Denkform steht repräsentativ Pytha- 
goras, der maßgeblich bei der ersten Münzprägung in lonien (um 680 v.u.Z.) betei- 
ligt war. Die Stadtstaaten der anatolischen Küste loniens waren Handelsstädte, in 
denen die Großgrundbesitzer einen aussichtslosen Kampf gegen das aufstrebende 
und erstarkende Handelskapital führten. Der Warenverkehr und Austausch wurden 
zu einem gesellschaftlich wirksamen Moment. Die Klasse der von der materiellen 
Produktion Befreiten weitete sich über die Schicht der Priester hinaus auf die Phi- 


lichkeit der Vergesellschaftung durch Warentausch positiv, denn er findet, ‚daß die gesell- 
schaftliche Synthesis durch welche Warenproduktion möglich ist, dasjenige tatsächlich 
enthält, was Kant in seiner zeitlosen ‚Synthesis a priori’ geistiger Arbeit zu finden ge- 
glaubt hat, ja noch mehr: es findet sich die Form- und Ursprungserklärung in einem der 
reinen Verstandestätigkeit.“ in: Geistige und körperliche Arbeit, a.a.0., S. 90 

21  J.Halfmenn/T. Rexroth: Marxismus als Erkenntnisktitik, a,a.0., S. 37 

22 A. Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, a.a.0., S. 56 £. 

23 A, Sohn-Rethel: Materialistische Erkenntniskritik ..., a.2.0., S. 9-18 

24  .J. Halfmann/T. Rexroth: Marxismus als ..., a.a.0., $. 39 


losophen der Antike aus. In der Schicht der antiken Philosophen bildeten sich auch, 
was historisch nicht bestreitbar ist, die ersten nicht-empirischen abstrakten Denk- 
formen aus. 

Wenn nun die Sohn-Rethelsche Denkformtheorie znalogisch dieses abstrakte 
begriffliche Denken der Realabstraktion des Warentausches vindiziert, so scheint 
das plausibel, läßt jedoch ein zentrales Problem ungelöst: das Transformationspro- 
blem. Unter dem Transformationsproblem der Denkformtheorie wollen wir die 
Frage verstehen, wie sich die Realabstraktionen der Warenform in die nicht-empiri- 
schen Denkabstraktionen der Begriffsformen umsetzen. Es ist offenkundig, daß mit 
der Entfaltung des Warenverkehrs auch empirische Abstraktionsleistungen der Tau- 
schenden verbunden sind, Abstraktionen, die sich praktisch, aber unbewußt durch 
den Tauschakt vollziehen. Die für die Denkformtheorie doch wichtige Frage, wel- 
chen Anteil nun diese alltagspraktischen Denkabstraktionen an der Bildung der wis- 
senschaftlich nicht-empirischen Denkabstraktionen besitzen, läßt Sohn-Rethel völlig 
offen (25). In seiner neuesten Arbeit ‚Das Geld, die bare Münze des Apriori‘ thema- 
tisiert er allerdings das Transformationsproblem erneut. Die alte Frage, wie sich die 
bewußtlos praktizierte Funktionalität der Realabstraktion in Bewußtseinsformen 
übersetzt, erhält aber keine neue, das Transformationsproblem lösende Antwort. 
Für Sohn-Rethel, so muß man vermuten, scheint die Frage mit der Angabe des Ver- 
mittlungsgliedes zwischen Real-und Denkabstraktion als erledigt. „Das Vermittlungs- 
glied nun, das zwischen der gesellschaftlichen Realität und der begrifflichen Identi- 
tät derselben Formabstraktionen den Zusammenhang herstellt, ist das Geld,“ (26) 
Genauer gesagt, ist das Vermittlungsglied das Geld in seiner geprägten Form. Denn 
erst im gemünzten Geld erscheint für Sohn-Rethel die Abstraktion des Warentauschs. 
Daß nun die Ausbildung naturwissenschaftlich-philosophischer Denkformen raum- 
zeitlich von ihrem genetischen Ursprung, dem Tauschakt, getrennt stattfindet, ist 
nach Sohn-Rethel nur historisch aus dem jeweiligen gesellschaftlichen Bezugsrah- 
men zu erklären. Denn der Intellekt, in dem die Verstandesbegriffe existieren, dem 
sie aber nicht entspringen, ist ein Fetischbegriff. Er steht für eine geistige Tätigkeit, 
die von der Handarbeit wesensmäßig geschieden ist. „‚Wir verstehen ‚Inteliekt‘ ... als 
ein mit ganz bestimmten ökonomischen Gesellschaftsformationen verknüpftes und 
aus diesen präzis erklärbares, ja geradezu ableitbares Phänomen einer begrifflichen 
Denk- und Erkenntnisweise, an welcher die Handarbeiter nicht teilhaben, weil ihre 
Tätigkeit ihnen dazu keinen Zugang liefert.‘ (27) 

Der Intellekt-Begriff Sohn-Rethels ist also kein neuro-physiologischer Begriff, 
sondern ein gesellschaftlich-historisch geformter Begriff, der an bestimmte ökono- 
mische Voraussetzungen gebunden ist. Auf der Grundlage seiner These der Nicht- 
Vergesellschaftung der Arbeit in der Antike und im Kapitalismus entwickelt Sohn- 
Rethel nun eine Definition des Intellekts oder des abstrakten Verstandes der Form 
nach, die mithin implizit eine — wohl hypothetische — Antwort auf die oben ange- 
schnittene Frage nach der Ursache der raumzeitlichen Trennung von Denkformen 


25 4. Halfmann]T. Rexroth: Marxismus als ..., a.a.0., 8. 42 f. 
26 A. Sohn-Rethel: Das Geld, die bare Münze ..., a.2.0.,S. 41 
27 A. Sohn-Rethel: Das Geld, die bare Münze ..., a.2.0,, S. 43 
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und ihrem Ursprung geben soll. Die der Handarbeit nach Sohn-Rethels Ansicht ab- 
handen gekommene gesellschaftliche Potenz, die sich — vermittelt über die Geld- 
form — auf die ideelle Abstraktion der begrifflichen Denkarbeit übertragen hat, 
zeugt davon, „daß der Intellekt der Fetischbegriff einer essentiell gesellschaftlichen 
Form des Denkens ist, die gerade um ihres gesellschaftlichen Charakters willen ge- 
schieden sein muß von der manuellen Produktiönstätigkeit, die der Vereinzelung 
anheim gefallen ist.“ (28) So beschränkt sich für Sohn-Rethel der Anteil der Pro- 
duktion an den Wissenschaften auf „die Inhalte der Verstandeserkenntnis und die 
Aufgaben der Naturwissenschaften“ (29), während die Erkenntnisbegriffe des Ver- 
standes allein aus dem Austausch- und Zirkulationsprozeß stammen. Damit schlägt 
sich seine strikte Trennung von Produktion und Austausch, von Produktions- und 
Aneignungsgesellschaften — welche ja schon immer im Brennpunkt aller Sohn-Re- 
thel-Kritiker stand — in der Trennung von Verstandesinhalten und Verstandesfor- 
men nieder. Die schlichte Behauptung einer Form-Inhalt-Trennung ist aber gerade 
für die Naturwissenschaften und im besonderen für die Mathematik unhaltbar. Denn 
selbst wenn Inhalt und Form verschiedenen gesellschaftlichen Ursprüngen entstam- 
men, so bleiben sie dennoch dialektisch aufeinander bezogen. Wissenschaftliche Ar- 
beit, Auseinandersetzung mit der Natur wird erst unter der Annahme theoretischer 
und methodologischer Überzeugungen möglich, wie umgekehrt theoretische Annah- 
men auch in ihren Erkenntnisformen sich erst in der Auseinandersetzung mit inhalt- 
lichen Problemen formen. 

Wissenschaftshistorisch ist Sohn-Rethel sicher zuzustimmen, daß die Pytha- 
goräer durch die Formulierung der Begriffe Quantität und Zahl der ionischen Philo- 
sophie aus ihrer Sackgasse geholfen haben. Sie taten dies aber selbst noch in einer 
bewußtlosen, theologisch verbrämten und spekulativen Weise, was Sohn-Rethel un- 
terschlägt. Denn nicht die Beherrschung der Nätur durch Kenntnis ihrer Gesetzmä- 
Bigkeiten war das Erkenntnisinteresse der antiken Naturphilosophie, sondern die 
Einsicht in die Stellung des Menschen innerhalb des Kosmos durch Ableitungen aus 
einem in sich geschlossenen Vernunftgebäude. Antike Mathematik ist Teil einer 
Theologie, ist theologisch-ästhetische Kontemplation. 

Sohn-Rethels Ableitung der mathematischen Begriffe Quantität, Gleichheit 
und Ungleichheit aus dem Warentausch halten wir im wesentlichen für stichhaltig. 
Dadurch wird aber die prinzipielle Kritik am Auseinanderdividieren von Produktion 
und Austausch, an der von Sohn-Rethel vorgenommenen Disjunktion von privater 
und gesellschaftlicher Arbeit keineswegs obsolet, sondern erhält genau da ihre Be- 
rechtigung, wo er trotz der Anerkennung der unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bedeutung eine Identität der Denkformen von antiker Naturphilosophie und bür- 
gerlichen Naturwissenschaften postuliert. Denn für ihn sind beide ‚an die mechani- 
stische Denkform gebunden, die aus den Kategorien der Tauschabstraktion fließt 
und durch die Eliminierung des Gebrauchs der Dinge keine Kategorien für die Qua- 
lität der Phänomene und keine Vermittlungsmöglichkeiten zwischen Quantität und 


Re 


28 A. Sohn-Rethel: Das Geld, die bare Münze ..., a.a.0., 8. 45 
29  ebda. / 
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Qualität und umgekehrt besitzt.“ (30) Mit dieser These greift die Denkformtheorie 
eindeutig zu kurz, zumal ihr der empirische Nachweis für diese These noch immer 
fehlt. 

Der Kern der bürgerlichen Naturwissenschaften in ihrer Konstitutionsperiode 
sind die Mechanik und ihr mathematischer Kalkül, die Infinitesimalrechnung. Sind 
die grundlegenden Kategorien der Naturwissenschaften, einschließlich des Bewe- 
gungs- und Geschwindigkeitsbegriffs schon aus dem Warentausch ableitbar, so muß 
Sohn-Rethel auch erklären können, wieso die von Zeno (um 450 v.u.Z.) gefundenen 
Paradoxien — der Wettlauf des Achill mit der Schildkröte, die unendlich oft wieder- 
holbare Halbierung einer endlichen Strecke, die Paradoxie des fliegenden Pfeils —, 
an denen die griechische Mathematik ihre Grenzen fand, bis 1665/66 ihrer Auflö- 
sung durch Newtons ‚Theorie der Fluxionen‘ harren mußten. Eine Theorie mit uni- 

.versellem Erklärungscharakter, wie sie die Denkformtheorie zu sein beansprucht, 
muß einfach ein solch gravierendes historisches Phänomen erklären können. Sie 
müßte zumindest der Frage nachgehen, welche spezifischen gesellschaftlichen Vor- 
aussetzungen den Geschwindigkeitsbegriff und die Mechanik im 17. Jahrhundert 
entstehen ließen, die die antike Klassengesellschaft nicht beinhaltete. Sohn-Rethels 
Antwort auf diese Fragestellungen ist empirisch dürftig und wissenschaftshistorisch 
völlig unzureichend. Seine formgenetische Ableitung des Trägheitsbegriffs kann le- 
diglich hypothetischen Aussagegehalt. beanspruchen. Denn was soll an folgendem 
Denkstandpunkt geschichtsmaterialistisch sein? „Ich nehme die nicht-empirische 
Formbestimmtheit des Inertialbegriffs der Bewegung ... als gesichert an und folgere 
daraus, daß dieser Begriff sich logisch und historisch von dem nicht-empirischen Be- 
wegungsschema der Realabstraktion des Warentausches ableitet.“ (31) Die Schwäche 
der Argumentation dürfte für sich sprechen. Warum waren dann die Griechen nicht 
im Besitz des Newtonschen Trägheitsbegriffs, sondern beharrten auf der Theorie des 
‚natürlichen Ortes‘? 

Das abstrakte begriffliche Denken hat historisch durchaus seinen Utisprung in 
der antiken Naturphilosophie; es hat auch in gewisser Weise sein Ende in ihr, als sie 
nämlich durch die gedachte Identität von realem Sachverhalt (physikalischer Reali- 
tät) und fiktivem Modell (mathematisch brauchbare Beschreibung) in antagonisti- 
sche Widersprüche verstrickt und in Spekulationen geführt wurde. Die antike Natur-- 
philosophie unterscheidet sich nicht nur in Ziel und Methoden, sondern auch in den 
Denkformen von den bürgerlichen Naturwissenschaften. Sohn-Rethels Denkform- 
theorie negiert die Diskrepanzen zwischen antiker und bürgerlicher Naturerkenntnis, 
indem er beide auf ihren kleinsten gemeinsamen Nenner: die nicht-empirischen Er- 
kenntnisbegriffe zurückführt, die er insgesamt auf die Tauschabstraktion gründet. 

Die im Gegensatz zur Marxschen Theorie postulierte synthetische Funktion 
des Tausches stand denn auch meist im Mittelpunkt der Rezensionen und Kritiken 
der Denkformtheorie, Allerdings trifft diese Kritik nur halb, da sie an den entschei- 
denden Erkenntnisinteressen Sohn-Rethels vorbeizielt. Die immer wieder als grund- 
legend für die Berechtigung der Denkformtheorie benannte Alternative, gesellschaft- 


30 A. Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, a.a.O., S. 117 
31 A. Sohn-Rethel: Das Geld, die bare Münze ..., a.a.0., S. 77 £. 
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liche Synthesis durch Tausch oder Arbeit, erhält als polit-ökonomische Fragestel- 
lung auf der Basis der Kritik der politischen Ökonomie ihre volle Berechtigung, was 
implizit auch von Sohn-Rethel nicht geleugnet wird, wenn er „Diskrepanzen struk- 
turtheoretischer Art sowohl als auch solche der historischen Periodisierung“ (32) 
zwischen seiner Kritik des Intellekts und der Marxschen Kritik der politischen Öko- 
nomie konzediert. Und dennoch ist er sich „über die Grundlagen und Schlüssigkeit 
(sJeiner Theorie“ (33) völlig im klaren, deren Kern nicht durch die Differenz zur 
Marxschen Warenanalyse berührt werde. Diesen Punkt haben jene Kritiker Sohn- 
Rethels übersehen, die über die Auseinandersetzung mit Sohn-Rethels schiefer Wa- 
renanalyse zugleich die erkenntnistheoretischen Implikate und Prämissen verwor- 
fen haben, weil sie glaubten, durch die Kritik seiner Analyse der Warenstruktur sei- 
nen gesamten Ableitungsduktus in seiner ganzen Reichweite getroffen zu haben. 
Dies ist ein Trugschluß. Denn so leicht kann man sich nicht an den Ergebnissen der 
Denkformtheorie vorbeimogeln. Wir sind trotz aller geäußerten Vorbehalte mit Hie- 
ber der Meinung, daß es Sohn-Rethel trotz seiner antirevisionistischen Revision der 
Marxschen Warenanalyse durchaus gelingt, die Mathematisierung der Darstellung 
von Naturvorgängen im menschlichen Denken als spezifische, gesellschaftlich ver- 
mittelte Denkformen zu erklären. 

Es gelingt ihm andererseits nicht, den konkreten Gang der Entwicklung der 
Naturwissenschaften konstitutionskritisch darzustellen, weil er eben den Anteil der 
Arbeit an der Entwicklung der Naturwissenschaften kategorisch leugnet. Aber gera- 
de die mechanischen Grundbegriffe wie Trägheit, Reibung und Elastizität, die sich 
mathematisch als Relation von Geschwindigkeit und Kraft darstellen lassen, haben 
ihre realabstraktive Grundlage im maschinisierten Arbeitsprozeß (34). Erkenntnis- 
theoretisch stellt sich für uns deshalb vorläufig die Alternativfrage nach dem Sitz 
der Realabstraktion, Arbeit oder Tausch, als Scheinalternative dar, auch wenn sie 
als polit-ökonomische Frage eindeutig (im Marxschen Sinne) beantwortbar ist. Die 
Elemente der Mathematisierung von Naturvorgängen entstammen dem Warentausch, 
andere Begriffsformen wie diejenigen der Newtonschen Mechanik wiederum dem 
kapitalistisch vergesellschafteten Arbeitsprozeß. Forschungsstrategisch käme es in 
Zukunft darauf an, eine Grenzlinie zwischen den Begriffsformen zu finden, die ihre 
realabstraktive Grundlage im Tausch bzw. in der abstrakten Arbeit finden, um auf 
einer weiteren Ebene die daraus entwickelten oder abgeleiteten Hypothesen durch 
empirische Untersuchungen abzusichern oder gegebenenfalls zu modifizieren. Drit- 
tens wäre aufgrund der oft ungesicherten Beweisführung Sohn-Rethels dem Trans- 
formationsproblem, das bei Sohn-Rethel im wesentlichen den Charakter eines Ana- 


32 A. Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, a.2.0., S. 230 
33 A. Schn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit, a.a.0., S. 228 
34 Solange es Sohn-Rethel bzw. seinen Kritikern nicht gelingt, ihre Position empirisch-histo- 
= risch zu untermauern und die Denkformtheorie insgesamt auf ihrer empirisch schwachen 
und ungesicherten Grundlage basiert, gehen wir davon aus, daß die Frage nach dem Ur- 
sprung der naturwissenschaftlichen Denkformen nicht endgültig geklärt ist. Zur Erklärung 
mechanischer Grundbegriffe als objektivierte Denkformen des masechinisierten Arbeits- 
prozesses vergleiche: 7. D. Dombrowski: Gegenstand und Methode der exakten Wissen- 
schaften in ihrem inneren Zusammenhang, unveröff,. Ms., Bremen 1977 
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logieschlusses trägt, durch empirische gehaltvolle Detailuntersuchungen an Überzeu- 
gungskraft zu verhelfen. Zum vierten müßte der der Denkformtheorie zugrundelie- 
gende Wissenschaftsbegriff aus seinen Eingrenzungen auf den innerszientifischen 
Wahrheitsbegriff befreit und um die oben erwähnten Faktoren erweitert werden, 

Einen die Sohn-Rethelsche Denkformtheorie etwas modifizierenden Ansatz 
der Erörterung des gesellschaftlichen Charakters der mathematischen und naturwis- 
senschaftlichen Denkformen bietet der Physiker D. Steenken (35). „Ausgangspunkt 
der Analyse des physikalischen Erkenntnisprozesses“ (36) bildet bei Steenken der 
Begriff der Arbeit, wie er von Marx im 5. Kapitel des Kapitals, Band 1, entwickelt 
wurde, Unter Arbeit versteht Steenken ‚‚den Stoffwechselprozeß des Menschen mit 
der Natur ... Wirkliche Arbeit ist die im Arbeitsprozeß sich vollziehende Tätigkeit, 
mit der der Mensch durch das Arbeitsmittel eine von vornherein bezweckte Verän- 
derung des Arbeitsgegenstandes bewirkt.“ (37) Einen ähnlichen Ansatz vertreten 
auch Arnold u.a. (38). Mit Einschränkungen halten wir diesen Ansatz, ähnlich wie 
Sohn-Rethels Begriff der gesellschaftlichen Synthesis, für problematisch. Beide Male 
werden hier abstrakte Begriffe in falschen Kontexten verwendet, zumal dann wenn 
sie der Marxschen Theorie entlehnt sind. 

Es ist ein Charakteristikum der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie, 
daß ihre Basiskategorien Abstraktionen sind. Diese abstrakten Kategorien können 
aber nicht auf jede Gesellschaftsformation gleichermaßen angewendet werden. Ab- 
straktionen haben bei Marx unterschiedliche Aussagekraft: Einmal bezeichnen sie 
Sachverhalte, die allen Gesellschaftsformen gemeinsam sind. (In diesem Sinne wird 
der Begriff Arbeit im 5. Kapitel des Kapitals, Band 1, verwendet.) Zum anderen fas- 
sen sie das Wesen einer bestimmten Gesellschaftsform begrifflich. Arbeit, als Natur- 
prozeß verstanden, existiert natürlich in jeder Gesellschaft. Will man nun den Anteil 
der Arbeit an der Begriffskonstitution der bürgerlichen Naturwissenschaften bestim- 
men, so reicht der allgemeine Arbeitsbegriff als abstrakt gefaßter Begriff nicht aus. 
Denn gerade das Beispiel Arbeit ‚zeigt schlagend wie selbst die abstraktesten Kate- 
gorien, trotz ihrer Gültigkeit — eben wegen ihrer Abstraktion — für alle Epochen, 
doch in der Bestimmtheit dieser Abstraktion selbst ebensosehr das Produkt histori- 
scher Verhältnisse sind und ihre Vollgültigkeit nur für und innerhalb dieser Verhält- 
nisse besitzen.“ (39) Abstrakte Arbeit, „Arbeit überhaupt“, gibt es erst in einer Ge- 
sellschaftsform, „worin die Individuen mit Leichtigkeit aus einer Arbeit in die an- 
dere übergehen und die bestimmte Art der Arbeit ihnen zufällig, daher gleichgültig 
ist.“ (40) Abstrakte Arbeit ist vergesellschaftete Arbeit in einem hohen Grade. Sie 
herrscht, wie etwa auch der Tauschwert in der Form des Kapitals, als Realabstrak- 


35 D. Steenken: Zum Verhältnis von Mathematik und Wirklichkeit, in: Materialien zur Ana- 
iyse der Berufspraxis des Mathematikers (zit, als „Materialien“), Heft 10, Bielefeld 1973, 


5.148 -162 
36 .D.Steenken: Zum Verhältnis ..., a.2.0.,S. 150 
37 ebda. 


38  L. Arnold u.a.: Zum Praxisbegriff der Mathematik, in: Materialien ..., Heft 10, Bielefeld 
1973,8. 84 - 147 ; 

39 K. Marx: Grundrisse, Wien/Ffm 0.J. S. 25 

40 ebda. 
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tion erst in der bürgerlichen Gesellschaft. Für eine geschichtsmaterialistische Analy- 
se der naturwissenschaftlichen Denkformen, die auch die Denkformtheorie Sohn- 
Rethels produktiv integrieren will, scheint uns neben den oben benannten For- 
schungsaspekten eine Verständigung über den Begriff der Realabstraktion unum- 
gänglich. Denn die ‚Realität von Abstraktionen‘ und deren Umsetzung in verschie- 
dene Denkformen sind bei Marx und Sohn-Rethel auf verschiedenen Ebenen ange- 
siedelt. Marx entwickelt die Realabstraktion als eine historisch-prozessuale Katego- 
tie. „Mit der Entfaltung kapitalistischer Produktionsweise setzt sich die reale Ab- 
straktion von Gebrauchswerteigenschaften handwerklicher Arbeitskraft, von der 
Unwiederholbarkeit vorindustrieller Produkte von lokalen und ständischen gesell- 
schaftlich-politischen Eigentümlichkeiten zunehmend durch.“ (41) In diesem Sinne 
handelt die Marxsche Kategorie der Realabstraktion von Abstraktionsprozessen, die 
sich gesellschaftlich ausprägen und als reale Funktionsmechanismen wirksam sind, 
ohne daß sie den Akteuren gesellschaftlicher Praxis bewußt sein müssen oder sich 
gar über alltagspraktische Erfahrungen zu begrifflichen Denkabstraktionen erheben. 
Für Marx liegt die reale Grundlage notwendiger Denkformen in der einander bedin- 
genden Abstraktion von Kapital und Arbeit. „Der besonderen Substanz, worin ein 
bestimmtes Kapital besteht, muß natürlich die Arbeit als besondere entsprechen; 
aber da das Kapital gleichgültig gegen jede Besonderheit seiner Substanz, sowohl als 
die Totalität derselben, wie als Abstraktion von allen ihren Besonderheiten ist, so 
die ihm gegenüberstehende Arbeit hat subjektiv dieselbe Totalität und Abstraktion 
an sich.“ (42) Hier wird der grundlegende Unterschied zu Sohn-Rethel deutlich. 
Während sich bei Marx der reale Abstraktionsprozeß in der Wechselwirkung zwi- 
schen Kapital und Arbeit durchsetzt, entspringt er bei Sohn-Rethel der Tauschhand- 
lung von Warenbesitzern, Marx setzt die Reduktion der Warenwerte auf Arbeitszeit, 
wie sie in der entfalteten kapitalistischen Produktionsweise Realität wird, als Basis 
der Realabstraktion. Sohn-Rethel dagegen schränkt einerseits den Begriff der Real- 
abstraktion auf die Zirkulationssphäre ein und dehnt ihn andererseits auf alle For- 
men des Warentauschs aus. Halfmann/Rexroth kritisieren diesen ahistorischen Zug 
der Denkformtheorie, wenn sie darauf verweisen, daß die Realabstraktionen „erst 
praktisch wahr“ werden „in einem historischen Prozeß, dessen Eigentümlichkeit 
aber gerade verfehlt wird, wo er als linearer begriffen wird, Es ist vielmehr die Ge- 
schichte der Klassenkämpfe (Manifest), die reale Periodisierung der Geschichte, auf- 
grund derer sich — zur Absicherung ökonomischer Interessen — eine legitimatorische 
Vereinheitlichung erst herausbilden kann, die — politisch und juristisch — der Defen- 
sive von Herrschaft, wie — wissenschaftlich — ihrer Apologie dient. Es ist ferner die 
von der frühen progressiven Bourgeoisie hervorgetriebene tendenzielle Abstraktion 
von aller lokalen und ständischen Partikularität, aufgrund derer sich Legitimation in 
Denkform verwandelt, die. aus ihrer immanenten Dechiffrierbarkeit auf entfaltete 
gesellschaftliche Widersprüche weist. Derart ist die Koinzidenz von Realabstraktion 
und Denkabstraktion selbst wiederum Spätprodukt der Geschichte und erst auf 
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41  J.Halfmann/T. Rexroth: Marxismus als Erkenntniskritik, a.a.0., S. 60 
42 K. Marx: Grundrisse, a.a.0., S. 204 
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einer bestimmten Stufe ihrer Entfaltung zu artikulieren.“ (43) Eine geschichtsmate- 
rialistische Erkenntnistheorie, die den bürgerlichen Charakter der naturwissenschaft- 
lichen Denkformen nachweisen will, wird die Koinzidenzstufe zwischen Real- und 
Denkabstraktion eben auch in der bürgerlichen Gesellschaft ansiedeln müssen. Sie 
wird daher das Transformationsproblem nicht eher in den Griff bekommen, ehe sie 
sich nicht über die Kategorie der Realabstraktion verständigt hat. 


IV. Das Experiment als Spezifikum bürgerlicher Naturwissenschaft 


Die folgenden Überlegungen bewegen sich weite Strecken noch im Vorfeld des The- 
mas ‚ökonomische Struktur und naturwissenschaftliche Denkformen‘. Sie stellen ei- 
nen — notwendigerweise unvollkommenen — Versuch dar, mit jenem Teil der bürger- 
lichen Naturwissenschaften sich zu beschäftigen, den die Denkformtheorie bisher 
als ‚black box‘ behandelt hat: dem Experiment bzw. dem Prinzip der experimentel- 
len Messung. 

Die generelle Aufgabe der bürgerlichen Naturwissenschaften ist die Erfor- 
schung von Prinzipien zur Steuerung und Beherrschung von Naturvorgängen. Ihre 
theoretischen Entwürfe und Hypothesen muß sie im Experiment messen lassen. Das 
Experiment ist Teil der experimentellen Methode, die ihre Genesis in der handwerk- 
lichen Arbeitsform findet (44). Mit der begrifflichen und methodischen Ausarbei- 
tung der experimentellen Methode kam der Konstitutionsprozeß der bürgerlichen 
Naturwissenschaften, geronnen in der Newtonschen Mechanik, zu einem ersten Ab- 
schluß. So entscheidend das Experiment für die naturwissenschaftliche Erkenntnis- 
tätigkeit auch ist, so vielzählig sind andererseits Einschätzungen der Naturwissen- 
schaftler darüber, welche Stellung dem Experiment innerhalb des naturwissenschaft- 
lichen Erkenntnisprozesses zukommt. Eine der gängigsten Positionen ist in diesem 
Zusammenhang noch immer die Identifizierung von Experiment und Beobachtung 
(45). Danach soll der Beobachter möglichst exakt aus den Erscheinungen der Natur 
deren wesentliche Gesetze ablesen. Seine Aufgabe sei es, erkenntnisanalytisch von 
den Erscheinungen auf die „verborgene Gestaltung‘ (Bacon) der Natur zu schließen. 
Was passiert nun aber, wenn ein Beobachter A einen Naturprozeß andersartig be- 
obachtet und wahrnimmt als ein Beobachter B und folgerichtig andere Schlüsse zieht 
als jener? War denn nicht gerade das Beharren auf subjektiven Empfindungen das 
Defizit der handwerklichen Experimentiermeister und hat nicht schon Hume festge- 
stellt, daß sich Theorien nicht aus Tatsachen ableiten lassen? (46) Richtig, wird un- 


43 J. Halfmann/T. Rexroth: Marxismus als Erkenntniskritik, a.a.O., S. 66 

44 E. Zilsel: Die sozialen Ursprünge der neuzeitlichen Wissenschaft, Ffm 1976, S. 157 - 164 

45 Nach W. Heisenberg geht es in der Physik darum, ‚‚die Natur in ihren verschiedenen Berei- 
chen möglichst genau zu beobachten und daraus ihr Wirken zu verstehen,“ W. Heisenberg: 
Sprache und Wirklichkeit, München 1967, S. 20 

46 Wahrnehmungen und Beobachtungen sind historische Kategorien und lassen sich nicht al- 
lein aus der physiologisch-organischen Beschaffenheit menschlicher Sinne erklären. Vgl. 
hierzu P. Feyerabend: Wider den Methodenzwang, Ffm 1975, $. 91 ff, 
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ser Naturwissenschaftler sagen, Erfahrung und Beobachtung sind nicht die einzigen 
Quellen der Naturerkenntnis. Zu ihnen gesellt sich die mathematische Analyse der 
beobachteten Tatsachen (47). Denn Aufgabe der Naturwissenschaften sei es, die Na- 
tur mathematisch zu beschreiben. Deutlich schwingt in dieser Auffassung noch die 
Tradition der baconschen kategorienlosen Empirie mit, obwohl dessen radikaler 
subjektivistischer Empirismus, der in der Ablehnung der Mathematik und formalen 
Logik als Hemmfaktoren des wissenschaftlichen Fortschritts gipfelte, in der fach- 
wissenschaftlichen Erkenntnistheorie kaum noch emsthaft popularisiert wird. Den- 
noch findet sich mit dem Hinweis auf die experimentelle Forschungsmethode der 
Physik die Ansicht weit verbreitet, die Physik sei eine empirische Wissenschaft. 
Streng genommen basiert diese Auffassung auf der Annahme, ein Naturgesetz sei 
nur auf der Grundlage einer gewissen, experimentell gewonnenen Anzahl empiri- 
scher Beobachtungen durch Falsifikation zu formulieren. Die entscheidende Er- 
kenntnisfunktion kommt dabei dem Experimentator zu, Danach soll es ihm durch 
Induktion und mit Hilfe mathematischer Methoden gelingen, seine Beobachtungen 
in objektiver und allgemeingültiger Aussageform darzustellen. 

im Zusammenhang mit dem Empirismus-Problem stellt sich Zilsel die Frage, 
warum das Experiment so relevant für die empirische Wissenschaft sei und gelangt 
zu einer Antwort, die allerdings seine eigene empiristisch Grundauffassung wider- 
legt: „Bloße Beobachtung“, schreibt Zilsel, „ist passiv, bedeutet ‚warten und sehen‘ 
und hängt oft vom Zufall ab. Dagegen ist das Experiment eine aktive Forschungs- 
methode. Der Experimentator wartet nicht ab, bis die Ereignisse gleichsam anfan- 
gen für sich selbst zu sprechen, er stellt systematische Fragen. Überdies gebraucht er 
künstliche Mittel; um Bedingungen herzustellen, unter denen klare Antworten wahr- 
scheinlich sind. Solche Vorkehrungen sind in den meisten Fällen unbedingt erfor- 
derlich. Natürliche Ereignisse sind gewöhnlich eine Verbindung zahlreicher Effekte, 
die durch verschiedene Ursachen bewirkt werden, und diese können kaum separat 
untersucht werden, solange nicht die meisten von ihnen mit künstlichen Mitteln 
eliminiert sind. Deshalb haben alle empirischen Wissenschaften eine deutliche Ten- 
denz Zum Experiment. Wissenschaften, in denen Experimente nicht durchführbar 
sind ... versuchen, ihre Probleme durch den Rückgriff auf andere Wissenschaften zu 
lösen, in denen Experimente ausführbar sind.‘ (48) Daß sinnliche Wahrnehmung 
zur Erkenntnis von Naturgesetzen nicht ausreicht, soweit ist Zilsel zuzustimmen. 
Denn naturwissenschaftliche Gesetzesaussagen decken sich im allgemeinen nicht — 
beispielsweise beim Fallgesetz — mit der ‚bloßen Beobachtung‘. Aus der sinnlichen 
Wahrnehmung bzw. Anschauung von ‚natürlichen Ereignissen‘ lassen sich nämlich 
keine theoretischen Begriffe extrapolieren. Beobachten unter kategorialer Anleitung, 


47 G. Hamel: Elementare Mechanik, Leipzig/Berlin 1912, S. 7 ist der Ansicht, daß Raum, 
Zeit und Kraft apriorische Formen sind, „welche allein aus der Anschauung und allgemei- 
nen Forschungsprinzipien abgeleitet werden können. Ihre in der Mechanik übliche Bezie- 
hung zueinander muß als eine durch die Erfahrung eingegebene, aber in ihrer Allgemein- 
heit konventionelle Festlegung bezeichnet werden, die sich bis heute noch als ausreichend 
erwiesen hat; jedes einzelne Kraftgesetz entstammt wesentlich der Erfahrung.“ 

48  E. Zilsel: Soziale Ursprünge ..., a.a,0., S. 163 


142 


mit „künstlichen Mitteln, unter denen klare Antworten wahrscheinlich sind“, wie 
Zilsel sagt, setzen geradezu die Annahme bzw. Existenz theoretischer Begriffe vor- 
aus, die wiederum in der Empirie keine Korrelate finden, was Zilsel verschweigt. Al- 
lein „die Vorstellung der Natur als gesetzmäßiger Natur, von der der Physiker aus- 
geht, ist eine nicht-empirische Vorstellung. Sie Kann durch sinnliche Beobachtung 
nicht widerlegt und auch nicht bestätigt werden.‘‘ (49) Die wissenschaftliche Natur- 
erkenntnis, insbesondere auch jene, die sich auf Experimente stützt, verfährt nicht 
empirisch-induktiv. Ihre Begriffe sind nicht-empirischer Art und haben ihre erkennt- 
niistheoretische Grundlage in historisch-ökonomischen Vergesellschaftungsformen. 
Zilsel bemerkt ferner richtig, daß das Experiment einen systematischen Eingriff in 
den Naturzusammenhang bedeutet. Damit ist der Gegenstand der Naturerkenntnis 
nicht die Natur, ihr Resultat nicht das mit der Natur identische Naturgesetz. Die 
Ineinssetzung von Natur und Naturgesetz ist ein empiristisches Vorurteil. Der Ge- 
genstand der Physik beispielsweise, wie er im Experiment untersucht wird, ist ein 
Gegenstand, der mit zum Teil hoch komplizierten Techniken künstlich in Gang ge- 
setzt wird. Der Gegenstand der Physik ist nicht schlechthin empirisch. So kommt 
denn auch B. v. Greiff zu dem Fazit: „Die Physik, die Krone der exakten und zu- 
gleich empirischen Wissenschaften und das bevorzugte Demonstrationsobjekt aller 
Empiristen, die Physik selbst widerlegt den Empirismus. Sie widerlegt das einge- 
fleischte empiristische Vorurteil, alle wahrhaft wissenschaftliche Erkenntnis sei auf 
bloße Sinnesdaten zurückführbar, die Naturgesetzlichkeit sei eine aus den wirkli- 
chen Beobachtungen abgeleitete Annahme und (zumindest dem Prinzip nach) durch 
neue Beobachtungen widerlegbar.‘ (50) Indem der Empirismus auf die Dualität von 
Beobachtung und mathematischer Analyse setzt, unterschlägt er die materialistische 
Auffassung, daß der Begriff von Natur ein gesellschaftlicher Begriff ist und die Vor- 
stellung von ‚der Natur“ eine unverständige Abstraktion darstellt. 

Das Experiment, Bacons dissecare naturam, unterstellt vielmehr als vorausset- 
zende Bedingung die Partikularisierung von Naturverhältnissen, also eine bestimmte 
Form von Naturbegriff. Es unterstellt die Natur in Objektform, den Naturwissen- 
schaftler als ein dieser Naturform äußerliches Subjekt. Dieser Subjekt-Objekt-Dua- 
lismus ist ein Produkt der bürgerlichen Gesellschaft, denn er setzt den Mensch als 
real Einzelnen, als Individuum, voraus, was jedoch im Augenblick außer Betracht 
bleiben soll. Neben der Partikularisierung des Naturzusammenhangs ist die allgemei- 
ne Reproduzierbarkeit der im Experiment hergestellten Verhältnisse eine zweite 
voraussetzende Bedingung des Experimentbegriffs. Die Versuchsanordnung muß al- 
so so beschaffen sein, daß das Experiment unter gleichen Bedingungen die gleichen 
Resultate liefert und diese Resultate prinzipiell für jedes Subjekt nachvollziehbar 
sein können. Für das Meßinstrument Waage ist beispielsweise zu fordern, daß sie, 
„wiederholt arretiert und ausgelöst, dieselbe Einstellung zeigt, und daß die Schwin- 
gungen nur langsam abnehmen.“ (51) Die Voraussetzung der Reproduzierbarkeit ei- 
Gmneeuunn 
49  B.v. Greiff: Gesellschaftsform und Erkenntnisform, Ffm 1965, 5. 64 
50  ebda. j 
51 r en Kleiner Leitfaden der Praktischen Physik, Leipzig/Berlin 1932, 5. Aufl., 
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nes Experiments und der Intersubjektivität seines Ergebnisses ist die identische Ver- 
suchsanordnung. In Richtung Theorie setzt die Reproduzierbarkeit, Bulthaup zufol- 
ge, das „universal geltende, identische Naturgesetz, restringiert durch identische 
Randbedingungen“ (52) und damit, eine nicht<mpirische Annahme voraus, Die ex- 
perimentelle Anordnung verhilft dem Naturwissenschaftler zur Partikularisierung 
des Naturzusammenhangs und reduziert ihn während des Experiments zu einer Re- 
sidualkonstante. Zwar steckt in der experimentellen Apparatur materialisierte 
menschliche Arbeit, im Verlauf des Experiments jedoch wird jede konkrete mensch- 
liche Arbeit eliminiert; darüberhinaus wird von jeglichen subjektiven Empfindungen 
des Experimentators (53), ergo von der konkreten Person des Wissenschaftlers ab- 
strahiert. Indem so der wissenschaftliche Erkenntnisbegriff im Unterschied zur hand- 
werklichen Experimentierpraxis bewußt von den subjektiven Empfindungen des Er- 
kenntnis-Subjekts abstrahiert, werden Intersubjektivität und Objektivität der expe- 
rimentell gewonnenen Ergebnisse garantiert. Die durch das Experiment hervorgeru- 
fene Verdoppelung in je besondere und allgemeine Empfindungen, die mit der Ver- 
doppelung der Sprache in Umgangssprache und Wissenschaftssprache koinzidiert, 
geht auch in die wissenschaftliche Begriffsbildungein. So schreibt Max Planck: „Und 
in der physikalischen Akustik, Optik und Wärmelehre sind die spezifischen Sinnes- 
empfindungen geradezu ausgeschaltet. Die physikalische Definition des Tons, der 
Farbe, der Temperatur werden heute keineswegs mehr der unmittelbaren Wahrneh- 
mung durch die entsprechenden Sinne entnommen, sondern Ton und Farbe werden 
durch Schwingungszahl bzw. Wellenlänge definiert, die Temperatur theoretisch 
durch die dem zweiten Hauptsatz der Wärmetheorie entnommene absolute Tempe- 
raturskala, in der kinetischen Gastheorie durch die lebendige Kraft der Molekular- 
bewegung ... Genau ebenso ist es mit dem Begriff der Kraft gegangen. Das Wort 
‚Kraft‘ bedeutet ursprünglich ohne Zweifel menschliche Kraft, entsprechend dem 
Umstand, daß die ersten und ältesten Maschinen: der Hebel, die Rolle, die Schraube, 
durch Menschen oder Tiere angetrieben wurden, und dies beweist, daß der Begriff 
der Kraft ursprünglich dem Kraftsinn oder Muskelsinn, also einer spezifischen Sin- 
nesempfindung ebenso eliminiert, wie in derjenigen der Farbe der Farbensinn.‘“ (54) 
Plancks Ausführungen machen deutlich, daß die Eliminierung subjektiver Empfin- 
dungen aus den wissenschaftlichen Begriffen ein Teil jenes Objektivierungsprozesses 
ist, den der in der menschlichen Arbeit verborgene Begriff der Wirkung erfährt, wor- 
auf Dombrowski in der-o.g. Arbeit-hinwies. 

Indem sich die Naturerkenntnis begrifflich von der subjektiven Empfindung 
des Wissenschaftlers löst, ermöglicht sie objektive Erkenntnis. Es gelingt ihr dadurch 
der Eigenschaft eines Gegenstandes durch den Vergleich mit einer geordneten Menge 
gleichartiger Eigenschaften eine physikalische Größe zuzuordnen, deren Spezifikum 
es ist, eine Einheit festlegen zu können, mit deren Hilfe der Experimentator Messun- 
gen durchführen kann. Der instrumentelle Meßvorgang nun ist die zentrale Operation 


52 P. Bulthaup: Zur gesellschaftlichen Funktion der Naturwissenschaften, Ffm 1973, S. 41 
53 Vgl. B. v. Greiff: Gesellschaftsform und Erkenntnisform, a,a.0.,S. 41-46 
54  M. Planck: Physikalische Rundblicke, Leipzig 1922, S. 5 
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der experimentellen Methode. An ihm läßt sich der Zusammenhang von Erkenntnis- 
form und Gesellschaftsform einsichtig machen. 

Betrachten wir zunächst die Instrumente der Messung. Der experimentelle Ar- 
beitsprozeß verwendet oft dieselben Apparate und Hilfsmittel wie die industrielle 
Technik. Dabei ist die langjährige handwerkliche Struktur der Experimentierstätten 
bis ins 19. Jahrhundert auffallend. Erst ‚im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts er- 
wiesen sich die zünftlerischen Maßstäbe der Laboratorien gegenüber der aufkommen- 
den gesellschaftlichen Produktion als zu klein und das Meister-Gesellen-Verhältnis 
als zu wenig produktiv ... Mit Justus v. Liebigs Laboratorium wurde um 1830 das 
Muster entwickelt für Ausbildungs- und Forschungsstätten, die der industriellen Pro- 
duktion adäquat waren und für fünfzig Jahre das Geschehen bestimmten. Ende des 
19. Jahrhunderts spalteten sich von diesen ‚klassischen‘ Laboratorien, in denen Leh- 
re und Forschung vereinigt waren, die reinen Forschungswerkstätten ab, die teils in 
den Industriebetrieben, teils staatlicherseits gegründet wurden,“ (55) Die hier am 
Beispiel der Chemie beschriebene Entwicklung läßt sich durchaus auf andere Zweige 
der Naturwissenschaften übertragen. Die Methode der Gewinnung naturwissenschaft- 
licher Gesetzesaussagen durch das Experiment zwingt den Naturwissenschaften nicht 
nur technisch induzierte Problemstellungen auf, sondern definiert ihr Ziel auf mög- 
liche praktische Leistungen hin. In der technikförmigen Arbeitsform der Wissenschaf- 
ten ist ihre tendenzielle Transformation in Technologie schon genuin angelegt. Dies 
gilt unbeschadet der Tatsache, daß der Einfluß der Wissenschaft auf die Produktion 
. bis Ende des 19. Jahrhunderts sehr begrenzt blieb. Er beschränkte sich im wesentli- 
chen auf die Verwendung von Experimentier- und Meßgeräten, die ursprünglich für 
wissenschaftliche Zwecke erfunden worden waren. Mit wachsender Komplexität der 
experimentellen Versuchsanlagen und Apparaturen wurde dieser Einfluß immer 
wichtiger. „Die Vakuumelektronik der Jahrhundertwende arbeitete z.B. mit Instru- 
menten wie Pumpen, Ventilen und Manometern, die der Labortechnik entstamm- 
ten. Diese Instrumente ermöglichten wiederum erst den Übergang zur automatisier- 
ten Produktion mit vakuumelektronischen Bauelementen, die wiederum den Bau 
und die Konzipierung vervollkommneterer Pumpen, Ventile und Meßmittel gestat- 
tete, Dies ermöglichte umgekehrt der Wissenschaft das Evakuieren größerer Räume, 
z.B. für die Teilchenbeschleuniger. Über die wissenschaftliche Technologie lag mit- 
hin schon immer ein Einfluß der Wissenschaft auf die Produktion vor.“ (56) Umge- 
kehrt beeinflußte auch die zunehmend komplexer und komplizierter werdende 
Technologie über die experimentellen Apparaturen die zu untersuchenden Proble- 
me. Die von der Wissenschaft zu bearbeitenden Untersuchungsfelder werden inhalt- 
lich damit schon weitgehend durch die schon existierenden technologisch mögli- 
chen Methoden bestimmt. „Die Wissenschaft selbst transformiert sich tendenziell in 
Technologie.“ (57) Der Ursprung dieser Entwicklung liegt in der Struktur des Expe- 
riments selbst begründet. 


55 W. Strube: Die Chemie und ihre Geschichte, Berlin (DDR) 1974, S. 92 
56  E.Stölting: Wissenschaft als Produktivkraft, München 1974, S. 56 
57  P. Bulthaup: Zur gesellschaftlichen ..., a.a.0., 5. 13 
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Kehren wir an dieser Stelle zu unserem ursprünglichen Leitgedanken zurück, 
nämlich daß wissenschaftliche Arbeit eine bestimmte gesellschaftliche Form von Ar- 
beit ist. Wenn wir die Methode der Naturwissenschaften vom Begriff der Arbeit aus 
betrachten, müssen wir die Frage beantworten, welche Stellung das Experiment und 
seine zentrale Operation, die instrumentelle Messung, in ihr einnehmen. Allgemein 
gesprochen ist Arbeit eine zweckgerichtete Tätigkeit des Menschen zu seiner eigenen 
Reproduktion. Die einfachen Momente des Arbeitsprozesses sind neben dem Arbei- 
ter die Arbeitsmittel und der Arbeitsgegenstand. Der Arbeiter schiebt zwischen sich 
und den Arbeitsgegenstand das Arbeitsmittel, mit dessen Hilfe er den Gegenstand 
seinen spezifischen Zwecken und Interessen gemäß verändert, bearbeitet, „Im Ar- 
beitsprozeß bewirkt also die Tätigkeit des Menschen durch das Arbeitsmittel eine 
von vornherein bezweckte Veränderung des Arbeitsgegenstandes. Der Prozeß erlischt 
im Produkt.“ (58) Die Zweckgerichtetheit menschlicher Arbeit setzt voraus, daß 
der Arbeiter bei Beginn des Arbeitsprozesses dessen Resultat schon ideell vorwegge- 
nommen hat. In der Arbeit verwirklicht sich die Einheit von Mensch und Natur und 
vergegenständlicht sich im Resultat des Arbeitsprozesses. „Anders ausgedrückt heißt 
das, daß Arbeit'konkrete Einheit subjektiver und objektiver Bedingungen“ (59) ist 
und die von der bürgerlichen Naturwissenschaft unterstellte Objekt-Form der Natur 
dem durch die bürgerliche Gesellschaft produzierten falschen Bewußtsein unterliegt. 

Diese grundlegenden Momente des Arbeitsprozesses als Stoffwechselprozeß 
zwischen Mensch und Natur determinieren auch den durch Experimente vollzogenen 
physikalischen Erkenntnisakt. Im Experiment schiebt sich die experimentelle Ver- 
suchsanordnung zwischen den Experimentator und den Untersuchungsgegenstand. 
Unmittelbar „bearbeitet“ wird der Untersuchungsgegenstand nicht durch das unter- 
suchende Subjekt, sondern durch das Meßinstrument. Somit spielt das konkrete 
Subjekt im Experiment keine wesentliche Rolle mehr. Denn durch die instrumen- 
telle Messung werden die „je besonderen Empfindungen in allgemeine Empfindun- 
gen, in neutralisierte ‚Daten‘ oder ‚Informationen‘ “ (60) transformiert. Ähnlich wie 
der Arbeitsprozeß ein subjektiv-objektiver Prozeß ist — subjektiv, weil er vom Arbei- 
ter zweckgerichtet intendiert, objektiv, weil er gegenstandsbezogen ist — sind die im 
Experiment vollzogenen Messungen weder rein subjektiv noch rein objektiv. ‚„‚Ge- 
nausowenig wie der Arbeiter produzieren kann, ohne Gegenstände außerhalb seiner 
selbst zu ergreifen, kann der Physiker ohne äußere Gegenstände messen. D.h, wir 
müssen entsprechend der vorhingegebenen Definition des Begriffs der Arbeit das ge- 
genständliche Verhalten des Physikers im Experiment als Arbeit begreifen.“ (61) 
Rein phänomenologisch betrachtet, leistet der Physiker im Experiment Vergleichs- 
arbeit. Das Resultat des Vergleichs, die phsysikalische Größe, wird gemeinhin mit 
der Wirklichkeit, der Natur, identifiziert. Die Realität physikalischer Gesetze bezieht 
sich aber auf das Experiment und seinen Gegenstand, nicht auf die Natur schlecht- 


58 K. Marx: Kapital I, Marx-Engels-Werke 23, S. 195 

59 D. Steenken: Die gesellschaftlichen Ursachen bürgerlicher Auffassungen in den Natur- 
wissenschaften, in: Materialien zur Analyse ..., Heft 9, Bielefeld 1972, 8. 37 
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hin. In der Messung leistet das Erkenntnissubjekt — vermittelt durch die technischen 
Arbeitsmittel — lebendige Arbeit, die sich im Arbeitsprodukt, der physikalischen 
Größe, „vergegenständlicht“. Als mathematisierte Größe trägt die physikalische 
Größe den Stempel der Wertform; sieht man dagegen von ihrer konkreten Bestim- 
"mung ab, so hat sie die Eigenschaft, Produkt physikalischer Vergleichsarbeit zu sein. 
in dieser Form reduziert sich die in’dem Arbeitsprodukt vergegenständlichte Arbeit 
auf „‚gleiche menschliche Arbeit, abstrakt menschliche Arbeit“ (62). In ihren Erschei- 
nungsformen folgt sie den Gesetzen des Warentauschs. 

In die wissenschaftlichen Arbeitsmittel, die das Erkenntnissubjekt als Person 
gänzlich irrelevant machen, gehen implizit der akkumulierte Fonds begrifflicher 
Grundlagen der Hypothesenbildung mit ein. Dieser Fundus ‚ideeller Erkenntnismit- 
tel kann pragmatisch unterschieden werden zwischen dem in den wissenschaftlichen 
Arbeitsprozeß eingehenden Erkenntnisfonds aus Theorien, Paradigmen und Tatsa- 
chen sowie spezifischen Methoden, d.h. Aufforderungen und Leitprinzipien, die zu- 
gleich verhaltensnormierende und -orientierende Funktionen ausüben.‘ (63) 

Am Ende des experimentellen Arbeitsprozesses, aus dem der konkrete Ein- 
griff der menschlichen Hand eliminiert worden ist, steht die physikalische Größe 
bzw. das naturwissenschaftliche Gesetz als Produkt vergegenständlichter Vergleichs- 
arbeit. Als Resultat immaterieller Produktion weist das naturwissenschaftliche Ge- 
setz spezifische stoffliche Besonderheiten gegenüber dem Produkt materieller Pro- 
duktion auf. Aus seiner Besonderheit als ideelles Produkt resultiert, „daß es phy- 
sich nicht verschleißt und im Prinzip überall, zugleich, und von jedermann und un- 
begrenzt nutzbar ist ...‘“ (64), von der ökonomisch motivierten Beschränkung durch 
das Patentwesen einmal abgesehen. Sein zweites stoffliches Merkmal ist darin zu se- 
hen, daß es den Naturzusammenhang in spezifisch vergesellschafteten Begriffsfor- 
men reproduziert. Im Unterschied zum materiellen Arbeitsprozeß schließlich wird 
das Produkt des experimentellen Arbeitsprozesses meist nur probabilistisch vorweg- 
genommen werden können, denn mit der unbeschränkten Möglichkeit der exakten 
Zielangabe würde das Experiment als Erkenntnismittel weitgehend obsolet werden. 
Eine vorwegnehmende Zielangabe ist nur unter der Bedingung möglich, daß das Ex- 
periment Demonstrationscharakter für ein schon bekanntes und gesichertes Gesetz 
besitzt. Während der Verlauf des Experiments subjektunabhängig ist, finden sich in 
der experimentellen Methode auch subjekt-abhängige Momente. Das Experiment ist 
ja nur ein Teil der experimentellen Methode. Ihm vorgelagert sind die Formulierung 
der experimentell zu lösenden Probleme und die Festlegung von Variablen und 
Konstanten, nach denen der experimentelle Verlaufsprozeß konstruiert werden soll. 
Endlich muß das Experiment aufgebaut und durchgeführt werden. „Die drei Schrit- 
te der experimentellen Methode sind subjektabhängig, d.h. durch die Fähigkeiten 
der Theoretiker und Experimentatoren bestimmt, Fragen an die Natur zu stellen, 
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und solche Bedingungen zu schaffen, die eine Antwort ermöglichen.“ (65) 

Die Antwort, das Resultat des Experiments, ist die durch die instrumentelle 
Messung gewonnene physikalische Größe, die einem theoretischen Begriff zugeord- 
net ist. Physikalische Größenarten sind Produkte von Meßarten,. „Eine Größe mes- 
sen heißt, ihr zahlenmäßiges Verhältnis zu einer irgendwie festgelegten Einheit zu 
bestimmen. Für jede Größenart ist also eine Maßeinheit derselben Art erforderlich, 
so für die Geschwindigkeit, Wärmemenge, Elektrizitätsmenge usw.‘ (66) Allgemei- 
ner gesprochen, bedeutet messen, die Eigenschaft eines Gegenstandes durch einen 
Vergleich mit einer geordneten Menge gleichartiger Eigenschaften einen Meßwert 
zuzuordnen. Die Verknüpfung verschiedener Größen zu einer Größengleichung ist 
gemeinhin die Darstellungsform von naturwissenschaftlichen Gesetzen. Sie erhält 
nur dann einen Sinn, wenn die Größen meßbar sind. Die Meßbarkeit einer Größe, 
die Festlegung eines Meßsystems, ist die Grundvoraussetzung der experimentellen 
Methode. Um Größen meßbar zu machen, muß folglich eine Vergleichsmenge und 
ein Vergleichsverfahren definiert werden. Nur so lassen sich gleichartigen Eigen- 
schaften Meßwerte zuordnen. 

Die Vorform der isomorphen Zuordnung „messen“ ist das Zählen. Zählen 
setzt aber zum einen die Unterscheidung von Gegenständen, Bildung von Einheiten 
und zum anderen die eindeutige Auszeichnung einer Menge von wohlunterscheidba- 
ren Gegenständen voraus. Diese Voraussetzungen gelten gleichermaßen für das Mes- 
sen. Denn erst die beiden Bedingungen ermöglichen die Festlegung einer unverän- 
derlichen Maßeinheit und damit den Begriff einer Größe, die sich aus Zahlwert und 
Einheit zusammensetzt. Der Begriff der Größe kann allerdings, da er ein relationaler 
Begriff ist, erst dann vollständig definiert werden, wenn zwischen den zu bezeich- 
nenden Objekten bzw. Klassen eine Ordinalskala definiert ist: im allgemeinen die 
Größer-Kleiner-Relation. Wenn der Vergleich zweier Objekte den Unterschied von 
größer, kleiner oder gleich zuläßt, ist die Grundvoraussetzung jeder Messung, der 
Vergleich von Größen erfüllt. 

Da es das Bemühen der Naturwissenschaften ist, Naturgesetze in Größenglei- 
chungen darzustellen, beschränken wir die folgenden Bemerkungen auf die Gleich- 
heits-Relation und vernachlässigen die Relationen „kleiner‘ und ‚größer‘ (67). Die 
den Meßvorgang bestimmende Gleichheits-Relation genügt den Bedingungen der 
Äquivalenzrelation: Sie ist a) reflexiv: aa b) symmetrisch: ab => ba und 
c) transitiv: ab abc =>a”c. Das Postulat der Äquivalenzrelation und die 
Festlegung der Maßeinheit bestimmen den Meßvorgang eindeutig, Führt der Physi- 
ker nun eine Messung durch, so genügt es im allgemeinen nicht, die Einheit ideell 
im Kopf festzulegen, er muß sie auch in der Realität zu erzeugen versuchen. ‚Die 
Maße, oder genauer, die als Maßverkörperungen gewählten Materialien müssen so 
beschaffen sein, daß sie jene Eigenschaft in konstanter Größe repräsentieren, die an 
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ihnen gemessen werden soll.“ (68) Die Eigenschaft des Objekts, die der Physiker 
schon vor der Messung gedanklich von allen anderen Eigenschaften: isoliert haben 
muß, muß er auch, um die Messung durchführen zu können, realiter Konstruieren. 
Die Maßverkörperungen unterstehen einem Invarianz-Postulat, d.h. sie müssen un- 
verändert haltbar sein, um exakte Messungen zu ermöglichen. Dies ist in erster Li- 
nie ein technisches Problem. Doch neben der Abhängigkeit der Maßverkörperungen 
vom Stand der technologischen Entwicklung sind sie ebenfalls vom Entwicklungs- 
stand der Theorie abhängig. So bietet sich beispielsweise vom Standpunkt der mo- 
dernen atomistischen Theorie eine andere Möglichkeit der Materiebestimmung an 
Stelle der Masse an, indem man einen Bezug zur Teilchenzahl (Masseeinheit 1 mol), 
ganz unabhängig von der Masse eines Teilchens, herstellt. Die experimentelle Re- 
präsentation der Stoffmengeneinheit 1 mol ist natürlich wesentlich komplizierter 
und aufwendiger als die prototypische Herstellung der Masseeinheit 1 kg. 

j Ähnlich wie die Maßeinheiten müssen auch die Meßgeräte nicht nur definiert, 
sondern auch realisiert werden. Als stofflich materielle Körper sind sie zugleich phy- 
sikalische Objekte. ‚Das bedeutet, daß die Bedingungen, die durch die Definition 
an Meßgeräte gestellt werden, auf Grund der physikalischen Gesetze möglich sein 
müssen.‘ (69) Im Unterschied zu den Meßgeräten lassen sich jedoch nicht alle Maß- 
einheiten realisieren. So ist beispielsweise die für die Mechanik grundlegende Zeit- 
einheit nicht normiert speicherbar. Andererseits müssen Zeitabläufe ausmeßbar 
sein (70). Dagegen lassen sich die beiden anderen mechanischen Grundeinheiten der 
Länge und der Masse prototypisch materialisieren. Sie unterliegen allerdings ebenso 
wie alle anderen Einheiten und Größen historischen Veränderungen. Ihre Festle- 
gung ist nicht rein willkürlich, sondern besitzt eine historisch-ökonomische Grundla- 
ge. : 

Marx macht darauf aufmerksam, daß ‚‚die Findung gesellschaftlicher Maße für 
die Quantität der nützlichen Dinge“ (71) eine „geschichtliche Tat‘ sei. „Die Ver- 
schiedenheit der Warenmaße entspringt teils aus der verschiedenen Natur der zu 
messenden Gegenstände, teils aus Konvention.‘‘ (72) Maße sind also in erster Linie 
Festlegungen gesellschaftlicher Provenienz, die natürlich an.die stofflichen Beson- 
derheiten der zu messenden Gegenstände gebunden sind, in ihrer Form aber durch 
diese nicht ausschließlich bestimmt werden. Die Geschichte der physikalischen Maß- 
festsetzungen zeigt, daß Neudefinitionen von Einheiten in Gesellschaften mit direk- 
ten Vergesellschaftungsformen in der Regel als eine Verlängerung spezifischer Kör- 
perorgane realisiert wurden. Maße wie Elle, Spanne, Fuß, Klafter oder auch Pferde- 
stärken deuten dies noch an. Zeitbegriffe wie „eine Stunde des Weges“ oder „eine 
Tagesreise“ zeugen noch vom partiellen Individualcharakter der Maßeinheiten in 
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Gesellschaften, in denen eine experimentell exakte Ausmessung von Einheiten tech- 
nisch nicht möglich war bzw. gesellschaftlich nicht notwendig erschien, So wird in 
einem zeitgenössischen Geometriebuch des 16. Jahrhunderts die „gemeine Meßrute“ 
folgendermaßen definiert: „Es sollen zechtzehen Mann, klein und groß, wie sie un- 
gefehrlich aus der Kirchen gehen, ein jeder vor den anderen einen Schuh stellen. 
Dieselbige Lenge ist, und sol seyn, ein gerecht gemeyn Meßrute.“ (73) Modern aus- 
- gedrückt bildet eine Meßrute also die statistische Gesamtheit von 16 „‚Durchschnitts“- 
Füßen. Sie repräsentiert damit eine standardisierte Organverlängerung eines Teils 
des menschlichen Körpers, deren Verbindlichkeit im allgemeinen durch den Staat 
garantiert wird. Bekanntlich war es Solon, der als erster staatlich garantierte Normal- 
gewichte und -maße festsetzte und eine einheitliche Regelung der Münzen schaffen 
ließ (74). Die staatliche Regulierung von Maß- und Münzeinheiten ist eine Folge der 
zunehmenden Ausdehnung regelmäßiger Warentauschbeziehungen, sei es nun inner- 
gesellschaftlich oder zwischen verschiedenen, politisch autonomen Zentren, W. Mül- 
ler moniert mit Recht, daß die moderne Forschung nicht sieht, daß eine einheitliche 
Regelung der Warenmaße und Warengewichte „überhaupt nur in einem gesellschaft- 
lichen Entwicklungsstand notwendig und sinnvoll sein kann, wo die unmittelbare, 
autoritative Verteilung der Produkte z,B. gemäß den Stammestraditionen nicht mehr 
allein herrscht, sondern wo ein Teil der Produkte regelmäßig in den Austausch ein- 
geht, d.h. in bestimmten Gebrauchswertquanten irgendwie gleichgesetzt werden 
muß.“ (75) Mit der Internationalisierung des Warentauschs bis hin zum Weltmarkt 
wird die einheitliche Regulierung von Maßen durch den Staat nicht nur innergesell- 
schaftlich, sondern auch international zur unabdingbaren Notwendigkeit. 

Denn zunehmend behinderte die historisch entstandene Vielfalt der lokalen 
Maßeinheiten die Bewegungen des Kapitals. So gab es beispielsweise um 1800 allein 
in Baden 112 verschiedene Ellen und 92 Flächeneinheiten. Angeblich soll der König 
von Preußen „im Jahr 1804 dadurch sein Land vergrößert habe(n), daß er die Post- 
meile ummessen und verkleinern ließ, ‚so daß man jetzt oft sieben Meilen fährt, und 
es sind nur vier da!‘ “ (76). Erste Versuche zu einer einheitlichen Meßsetzung zu 
kommen, gingen während der französischen Revolution von der Nationalversamm- 
lung aus und mündeten in der Einführung des metrischen Systems im Jahre 1799, 
das im Laufe des 19. Jahrhunderts von den übrigen europäischen Staaten und den 
USA übernommen wurde. Die auf den Generalkonferenzen für Maße und Gewichte 
vereinbarten Basiseinheiten des internationalen Maßsystems werden innerstaatlich 
nochmals gesetzlich garantiert. Das zur Zeit verbindliche Systeme International 
d‘Unites (SI) wurde 1960 auf der 11. Generalkonferenz für Maße und Gewichte fest- 
gelegt. „In Deutschland ist es eingeführt durch das Gesetz über Einheiten im Meß- 
wesen vom 2. Juli 1969 ... und durch die Ausführungsverordnung zum Gesetz über 
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Einheiten und Meßwesen vom 26. Juni 1970 ... Das Gesetz und die Durchführungs- 
verordnung sind am 5. Juli 1970 in Kraft getreten.“ (77) Soweit der Exkurs zur Ge- 
schichte des Meßwesens und seinen ökonomischen Grundlagen. 

Die historisch jeweils parallel auftretende Regelung von Maßen und Münzen 
ist augenscheinlich mehr als nur zufällig. Schon rein praktisch gesehen ist Münzprä- 
gung ohne messen überhaupt nicht möglich. Doch auch formgenetisch basieren Meß- 
vorgang und Warentausch auf den gleichen Prämissen: Ihre Einheiten müssen gegen- 
über dem zu messenden Objekt gleichgültig sein, ihre materielle Repräsentation muß 
haltbar sein, d.h. prinzipiell prototypisch realisiert werden können. Warentausch 
und Meßvorgang unterliegen beide den Bedingungen der Äquivalenzrelation. Anknüp- 
fend an die obigen Explikationen zum Problem der physikalischen Vergleichsarbeit 
im Experiment soll deshalb hier die These.vertreten werden, daß der Meßvorgang 
die gleichen Strukturen wie der Warentausch aufweist und daß sich im Meßprozeß 
Formelemente des Geldes finden lassen. Gelingt dieser Nachweis, so wäre das Prin- 
zip der instrumentellen Messung als Kern des Experiments auf seinen gesellschaftli- 
chen Ursprung bezogen. Damit wäre zugleich das gängige Vor-Urteil der Erkenntnis- 
theorie, sie sei eine von der gesellschaftlichen Entwicklung autonome Disziplin, im 
Sinne ‚Sohn-Rethels erschüttert. Weiterhin kann dieser Nachweis als Beitrag verstan- 
den werden, das Transformationsproblem der Denkformtheorie im Sinne der Ver- 
mittlungsfunktion des Geldes in seiner Münzgestalt zwischen Erkenntnis- und Waren- 
form weiterzubearbeiten. 

Leonard Euler, der wohl bedeutendste Mathematiker des 18. Jahrhunderts, 
definiert 1776 in seiner „Algebra“ den Begriff der physikalischen Größe in einer 
noch heute gültigen Form als meßbare Größe. Wir zitieren seine Definition ausführ- 
"lich, weil Euler in ihr die analoge Grundstruktur von Meßvorgang und Warentausch 
im Ansatz deutlich macht, indem er auch Geldquanten unter seinen Größenbegriff 
subsumiert. Euler schreibt: „1. Zuvörderst wird alles dasjenige eine Größe genannt, 
was einer Vermehrung oder einer Verminderung fähig ist, oder wozu sich noch et- 
was hinzusetzen oder wovon sich etwas hinwegnehmen läßt. Ebenso ist auch ein Ge- 
wicht eine Größe u. dgl. m. . 2. Es gibt sehr viele verschiedene Arten von Größen, 
welche sich nicht wohl aufzählen lassen; und daher entstehen die verschiedenen Tei- 
le der Physik, deren jeder mit einer besonderen Art von Größen beschäftigt ist. Die 
Physik ist überhaupt nichts anderes, als eine Wissenschaft der Größen, welche Mittel 
ausfindig macht, wie man letztere ausmessen kann, 3, Es läßt sich aber eine Größe 
nicht anders bestimmen oder ausmessen, als daß man eine andere Größe derselben 
Art als bekannt annimmt, und das Verhältnis angibt, in dem diese zu jener steht. Al- 
so wenn die Größe einer Summe Geldes bestimmt werden soll, so wird ein gewisses 
Stück Geld, w.B. ein Gulden, ein Rubel,ein Taler, oder ein Dukaten etc. als bekannt 
angenommen, und angegeben, wie viel solcher Stücke in jener Summe Geldes enthal- 
ten sind. Ebenso, wenn die Größe eines Gewichtes bestimmt werden soll, wird ein 
gewisses Gewicht, wie z.B. ein Pfund, ein Zentner, oder ein Lot etc. als bekannt an- 
genommen und angegeben, wie viel derselben in dem vorigen Gewicht enthalten 
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sind. Soll aber eine Länge oder eine Weite ausgemessen werden, so pflegt man sich 
dazu einer gewissen bekannten Länge, welche ein Fuß genannt wird, zu bedienen. 
4. Bei Bestimmungen, oder Ausmessungen der Größen von allen Arten kommt es 
darauf an, daß erstlich eine gewisse bekannte Größe von gleicher Art festgelegt wer- 
de, welche das Maß oder die Einheit genannt wird und lediglich von unserer Willkür 
abhängt; alsdann, daß man bestimme, in welchem Verhältnis die gegebene Größe zu 
diesem Maße stehe, welches stets durch Zahlen angegeben wird, so daß eine Zahl 
nichts anderes ist, als das Verhältnis, in dem eine Größe zu einer anderen steht, wel- 
che als Einheit angenommen wird.‘ (78) Das Geld ist also nach Euler eine Größe 
wie jede andere physikalische Größe und unterliegt den gleichen strukturellen Rela- 
tionen wie diese. Geradeso wie man beim Warentausch zwei verschiedene Waren un- 
terschiedlichen Gebrauchswertes in ein quantitatives Verhältnis setzt, um sie über- 
haupt austauschbar zu machen, muß man in der Physik z.B. zwei Längen in eine Pro- 
portionalitätsrelation setzen, um sie miteinander vergleichen zu können. Zu beidem 
benötigt man eine Maßeinheit. Erst sie ermöglicht den Vergleich gleichartiger Eigen- 
schaften verschiedener Gegenstände. So wundert sich Aristoteles im Zusammenhang 
mit der Tauschhandlung, ‚‚daß so sehr verschiedene Dinge in Wahrheit durch ein glei- 
ches Maß meßbar werden ...““ und kommt zu dem Schluß: „Es muß also eine be- 
stimmte Meß-Einheit geben, und zwar muß sie auf gültiger Übereinkunft beruhen.“ 
(79) Das Problem der Feststellung einer Einheit stellt sich also sowohl beim Waren- 
tausch als auch beim Messen. Verfolgen wir deshalb unter diesem Blickwinkel die 
Marxsche Warenanalyse, um ‘der Koinzidenz zwischen der Form des Messens und 
der Form des Tauschens auf die Spur zu kommen. Ähnlich wie Sohn-Rethel sind 
wir lediglich in der Lage, beide Ebenen durch Analogieschlüsse zu vermitteln. Dies 
erscheint uns jedoch beim gegenwärtigen Stand der Forschung zum Verhältnis von 
Erkenntnis- und Gesellschaftsform ein zulässiges und praktikables Verfahren. 

In der bürgerlichen Gesellschaft bilden die Gebrauchswerte der Waren die 
stofflichen Träger des Tauschwerts. Der Tauschwert erscheint als quantitatives 
Austauschverhältnis zweier verschiedener Gebrauchswerte. Somit ist er mathema- 
tisch darstellbar. „Nehmen wir ferner zwei Waren, z.B. Weizen und Eisen. Welches 
immer ihr Austauschverhältnis, es ist stets darstellbar in einer Gleichung, worin ein 
gegebenes Quantum Weizen irgendeinem Quantum Eisen gleichgesetzt wird, z.B. 
1 Quarter Weizen = a Ztr. Eisen. Was besagt diese Gleichung? Daß ein Gemeinsames 
von derselben Größe in zwei verschiedenen Dingen existiert, in 1 Quarter Weizen 
und ebenfalls in a Ztr. Eisen. Beide sind also gleich einem Dritten, das an und für 
sich weder das eine noch das andere ist. Jedes der beiden, soweit es Tauschwert, 
muß also auf. dies Dritte reduzierbar sein.‘ (80) Die Tauschwerte von Waren lassen 
sich also messen, indem sie auf ein gemeinsames Drittes reduziert werden. Was aber 
ist dieses gemeinsame Dritte, von dem Marx sagt, daß es weder das Eine noch das 


78 L. Euler: Algebra, 1776, zitiert nach Kamke/Krämer: Physikalische Grundlagen ..., a.a.O., 
8.20f. 

79 _ Aristoteles: Nikomachische Ethik, Stuttgart 1969, $. 135 

80 K. Marx: Kapital I, a.a.O., S. 51; vgl. auch die sich anschließende Passage, in der Marx die 
Wertgleichung durch ein geometrisches Beispiel veranschaulicht. 
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Andere sei? Die stofflichen Eigenschaften der Waren kommen dafür nicht in Be- 
tracht. Man erhält das gemeinsame Dritte erst, wenn man vom Gebrauchswert der 
Warenkörper abstrahiert. „Das Gemeinsame, was sich im Austauschverhältnis oder 
Tauschwert der Ware darstellt, ist ... ihr Wert.“ (81) Einen Wert hat eine Ware aber 
nur insofern, als in ihr abstrakt menschliche Arbeit materialisiert ist. Die Größe des 
Wertes ist meßbar durch eine physikalische Größe, die Zeit, oder genauer, die ge- 
sellschaftlich notwendige Arbeitszeit. Dies ist nach Marx die Arbeitszeit, die benö- 
tigt wird, „um irgendeinen Gebrauchswert mit den vorhandenen gesellschaftlich- 
normalen Produktionsbedingungen und dem gesellschaftlichen Durchschnittsgrad 
von Geschick und Intensität der Arbeit darzustellen.“ (82) Uns braucht hier nicht 
zu interessieren, wie man gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit konkret ausmes- 
sen kann, sondern daß es überhaupt möglich ist, sie zu messen. Somit entspricht 
. nämlich die Wertgröße der Ware der Meßgröße der physikalischen Größe Zeit. Bei- 
de Größen sind relationaler Natur. Sie müssen sich auf eine Einheit beziehen. Denn 
in der Wertgleichung werden Wertgrößen gleichgesetzt, die sich in der Form ihrer 
festgesetzten Einheit ausdrücken müssen. ‚Wir kennen jetzt die Substanz des Werts. 
Es ist die Arbeit. Wir kennen sein Größenmaß. Es ist die Arbeitszeit. Seine Form, 
die den Wert, eben zum Tauschwert stempelt, bleibt zu analysieren.‘ (83) Die von 
Marx angesprochene Form des Wertes, die allen Waren gemeinsam sein muß, ist die 
Geldform. 

Vereinfacht ausgedrückt könnte man sagen, das Geld ist eine. Ware, worin 
Werte ausgedrückt werden, es ist der Wertausdruck der Ware. Im Geld besitzt die 
Ä quivalentform der Ware ihre fertige Gestalt; sie ist die Form des Wertes überhaupt. 
Daß die Naturalform einer bestimmten Ware, nämlich Silber oder Gold zur gesell- 
schaftlich gültigen Äquivalentform wird, ist ebenso ein historisch-gesellschaftlicher 
Prozeß wie die Findung bestimmter Meßeinheiten als Äquivalente, worin Größen 
ausgedrückt werden. Allgemein formuliert ist die Äquivalentform einer Ware die 
Form ihrer unmittelbaren Austauschbarkeit mit einer anderen Ware. Ihre erste 
Eigentümlichkeit liegt nach Marx darin begründet, daß der Gebrauchswert zur Er- 
scheinungsform seines Gegenteils, des Werts wird. Vergleicht man die Äquivalent- 
form der Ware im Warenaustausch mit der Maßeinheit im Meßprozeß, so fällt eine 
analoge Eigentümlichkeit auf. Denn so wie in der Wertformel die Äquivalentform 
gegenüber den anderen Waren nur Wert vertritt, so vertritt im Meßprozeß die ma- 
terialisierte Maßeinheit gegenüber den zu messenden Gegenständen nur die von ihr 
repräsentierte Eigenschaft, etwa Länge, Schwere, Zeit etc. Für den Meßvorgang ist 
es unerheblich, ob ein Lineal aus Holz oder Schnur besteht, wie schwer es ist oder 
welche Farbe es hat. Wichtig allein ist die Frage, inwieweit es die gesellschaftlich 
festgelegten Längeneinheiten repräsentiert. Es repräsentiert gegenüber allen anderen 
Gegenständen nicht Holz oder Gewicht oder Farbe, sondern Länge. Durch dies Li- 
neal drücken andere Gegenstände ihre Länge aus, werden meßbar und als ausgemes- 
sene Gegenstände können sie als Größen gefaßt in mathematische Relationen ge- 


8 K. Marx: Kapital l, a.a.O0., S. 53 
8 ebda. 
83  K. Marx: Kapital I, a.a,0., S. 55 
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setzt werden. Um einem Beispiel von Marx zu folgen: Das Gewicht des Warenkör- 
pers Zuckerhut soll durch das Gewichtmaß Eisen bestimmt werden. Gegenüber dem 
Zuckerhut repräsentieren die Fisenquanten nichts als bloße Schwere ähnlich wie das 
Äquivalent gegenüber den Waren nur Wert vertritt. „Hier hört jedoch die Analogie 
auf“, schreibt Marx und fährt fort: „Das Eisen vertritt im Gewichtsausdruck des 
Zuckerhuts eine beiden Körpern gemeinsame Natureigenschaft, ihre Schwere —, 
während der Rock im Wertausdruck der Leinwand eine übernatürliche Eigenschaft 
beider Dinge vertritt: ihren Wert, etwas rein Gesellschaftliches.“ (34) Soweit Marx‘ 
Position zur Analogie von Warentausch und Meßvorgang. Allerdings läßt sich unse- 
rer Meinung nach die Analogie noch einen Schritt weiter treiben. Kehren wir des- 
halb nochmals zur Wertform der Ware, der Geldform zurück. 

Die erste Funktion .des Goldes als Geldware besteht Marx zufoige darin, ‚der 
Warenwelt das Material ihres Wertausdrucks zu liefern oder die Warenwerte als 
gleichnamige Größen, qualitativ gleiche und quantitativ vergleichbare, darzustellen.“ 
(85) Das Gold ist ebenso wie das Silber in Griechenland (86) für die praktischen 
Zwecke des Warentauschs optimal, es repräsentiert aber als Geld, durch das die Wa- 
ren kommensurabel erscheinen, den Wert der Waren nur unvollkommen. Denn in 
seiner Funktion als Wertmaß dient das Geld nur als ideelles Geld. ‚‚Der Preis oder 
die Geldform der Ware ist, wie ihre Wertform überhaupt, eine von ihrer handgreif-. 
lichen reellen Körperform unterschiedne, also nur ideelle oder vorgestellte Form.“ 
(87) Das Geld als Zirkulationsmittel nimmt die Form der Münzgestalt an. In ihr be- 
ginnt die Scheidung des Geldes in seinen Real- und Nominalgehalt. „Das Gold als 
Zirkulationsmittel weicht ab vom Gold als Maßstab der Preise, und hört damit auch 
auf, wirkliches Äquivalent der Waren zu sein, deren Preise es realisiert.‘ (88) Das 
Gold repräsentiert den Wert der Waren für praktische Zwecke optimal und dennoch 
unvollkommen. Gleichermaßen optimal, aber unvollkommen wie sich das Geld im 
- Gold darstellt, stellen sich die Maßeinheiten in ihren prototypischen Realisierungen 
dar. Die historisch von der Entstehung der Warentauschbeziehungen nicht zu tren- 
nenden permanenten Standardisierungsversuche der Maßeinheiten zeugen von dem 
Problem der „unvollkommenen Repräsentation“, da die Maßverkörperungen hinter 
den immer strengeren Exaktheitsanforderungen der Naturwissenschaften zurückblei- 
ben. Jede empirische Darstellung der Geldware wie der Maßeinheiten bleibt wesent- 
lich pragmatischen Zwecken inhärent, Zwecken, die dem jeweiligen Gebrauch der 
Maßverkörperungen gerecht werden. 

Sohn-Rethel warnt im Zusammenhang mit der „unvollkommenen Repräsen- 
tation‘‘ der Geldware zurecht vor dem Fehlschluß, der Geldstoff existiere eben nur 
rein gedanklich (89);.gleiches gilt für die Maßeinheiten. Den Stoff, aus dem Maßver- 


84 K. Marx: Kapital, a.a.0.,8. 71 

85 K. Marx: Kapital I, a.a.O., S. 109 

86 Münzen wurden in Athen aus Silber geprägt, da die Athener mit den Silberbergwerken im 
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Hilfe von Sklaven abbauen ließen. 
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rein gedanklich (89); gleiches gilt für die Maßeinheiten. Den Stoff, aus dem die Maß- 
verkörperungen jeweils nur virtuell gemacht sein sollten, kann es gar nicht geben. 
Gegenüber dem mathematischen Größenbegriff muß jede stoffliche Repräsentation 
genuin unvollkommen bleiben. Ebenso wie das Geld nicht mit der Geldmaterie iden- 
tisch ist, ist die Meßgröße nicht mit ihrer stofflichen Realisierung identisch. Mathe- 
matisch drückt sich die unvollkommene Repräsentation der Maße in den Meßgerä- 
ten durch die Fehlerrechnung aus. Die Fehlerrechnung setzt theoretisch den ‚‚wah- 
ren Meßwert“ voraus und versucht die Streuung der Meßdaten um den „waren Wert“ 
quantitativ in Form von Verteilungsfunktionen zu berechnen. Man erhält so ein 
quantitatives Maß der Genauigkeit der Meßwerte, die man in einem Experiment er- 
halten kann. Die Nicht-Identität von Funktion und Repräsentation der Maßeinheiten 
ist demnach ein prinzipielles Problem, das allerdings historisch unterschiedliche Aus- 
formungen erfahren hat. 

Wie schon erwähnt beauftragte die französische Nationalversammlung (bedingt 
durch die zunehmende Internationalisierung der Kapitalbewegung) am 8. Mai 1790 
die Akademie der Wissenschaften, ein weltweit anwendbares, einheitliches Maß- und 
Gewichtssystem zu entwerfen. Aus den verschiedenen Vorschlägen der Akademie 
wurde für die Längeneinheit der 107-te Teil des Erdmeridianquadranten ausgewählt 
und nach dessen Ausmessung ein Prototyp hergestellt, das sogenannte Urmeter. „Mit 
dem großen Fortschritt der Meßtechnik erwies sich das Urmeter als zu wenig genau 
und als Endmaß oft unzweckmäßig, auch war man sich der Konstanz des Materials 
und somit der Unveränderlichkeit des Prototyps nicht ausreichend sicher. Man er- 
setzte es deshalb durch ein Strichmaß aus Platin-Iridium (90 % Pt, 10 % Ir), dessen 

'Unveränderlichkeit als besser gesichert angesehen werden konnte.‘ (90) Aber auch 
dieser Prototyp, der im Besitz jedes Staates ist, ist stofflichen Inkonstanzen unterle- 
gen, die die Toleranzgrenzen der heutigen Meßtechnik weit überschreiten. Das legte 
die Suche nach neuen Festlegungen nahe. Auf dem Stand der heutigen Präzisions- 
messungen werden 1 m lange Maßstäbe mit Hilfe der Krypton-Wellenlänge definiert. 

. Uns bleibt zum Schluß noch der Nachweis, daß das Postulat der Äquivalenzre- 
lation, das den Meßvorgang mitbestimmt, als Realabstraktion auch im Warentausch 
auffindbar ist. Die von uns hier dargestellte bedingt analoge Struktur von Wertform 
und Maßeinheit setzt sich im Äquivalenzpostulat fort. Wir knüpfen wieder bei der 
Marxschen Warenanalyse an. Marx stellt die allgemeine Wertform in einer Vielzahl 
von Gleichungen dar, die alle die Form ‚x Ware A = 20 Ellen Leinwand‘ haben (91). 
in diesen Gleichungen wird der Wert der Ware A als relativer Wert dargestellt, die 
Ware Leinwand funktioniert als Äquivalent. Der nächste Schritt der Verallgemeine- 
rung besteht nach Marx darin, daß an die Stelle der allgemeinen Wertform Leinwand 
historisch das Gold tritt. Die Gleichungen haben jetzt die gerneinsame Form ‚x Ware 
A = 2 Unzen Gold‘. Der Fortschritt zur ersten Form besteht darin, daß Gold nun al- 
len Waren durch gesellschaftliche Gewohnheit als Geld gegenübertritt. Die aligemei- 
ne Wertform verwandelt sich dadurch in Geldform. Das Geld funktioniert dabei als 
Repräsentant der Klasse aller Äquivalentformen. Der Prozeß, der sich tagtäglich in 


90 .D. Kamke/K. Krämer: Physikalische Grundlagen ..., 2.2.0., S. 27 
91 K. Marx: Kapital I, a.a.0., 8. 79 
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den Tauschhandlungen vollzieht, wird von Marx logisch durch die Wertgleichungen 
dargestellt. Die den Wertgleichungen in der Geldform zugrunde liegende Relation ist 
eine Äquivalenzrelation. Sie wird von den Tauschenden unbewußt vollzogen. Für 
den Tauschwert t, einer Ware X gelten die folgenden „Axiome“: t, = tx (reflexiv); 
ty = ty => ty = tx (symmetrisch); ty = ty A ty= 12 => ty = tz (transitiv). 

Die durch die Gleichheits-Relation definierte Äquivalenzrelation läßt die Bil- 
dung von Äquivalenzklassen zu. Es wird möglich aus den Klassen zu einander gleich- 
wertiger Waren einen Repräsentanten zu wählen, der die Rolle des allgemeinen 
Äquivalents übernimmt. In der Marxschen Warenanalyse ist ‘das die Geldform, im 
Meßvorgang die Maßeinheit. Deren stoffliche Beschaffenheit ist aus pragmatischen 
Gründen der gesellschaftlichen Ökonomie gewählt, die Form selbst ist prinzipiell 
von dieser Stofflichkeit unabhängig. 

Die hier verfolgte strukturelle Koinzidenz oder Analogie zwischen Meßvorgang 
und Warentausch läßt nur einen Schluß zu: Die am Meßprozeß orientierte Erkennt- 
nisanalyse der Naturwissenschaften ist nicht das Produkt autonomer Erkenntnisfä- 
higkeit und -tätigkeit einzelner „begnadeter Forscher‘, sondern unterstellt formge- 
netisch eine Gesellschaftsformation, in der der Warentausch zu einem gesamtgesell- 
schaftlich wirksamen Prozeß geworden ist. in jeder Tauschhandlung vollziehen die 
Tauschenden als unbewußte Handlungen jene Prozesse, die als Denkabstraktionen 
sich im experimentellen Erkenntnisprozeß als Maßeinheit und Äquivalenzrelation 
wiederfinden. Damit scheint uns der für die instrumentelle Messung behauptete Zu- 
sammenhang von Gesellschaftsform und objektiver Erkenntnisform ansatzweise 
nachgewiesen. Die von der bürgerlichen Naturwissenschaft postulierte Identität von 
Natur und Naturgesetz erscheint somit als eine dem Fetischcharakter der Ware ver- 
schuldete Form „falschen Bewußtseins“, die darin begründet liegt, daß der verge- 
sellschaftete Charakter der Maßgrößen den Menschen als eine der Natur innewoh- 
nende Eigenschaft, als natürliche Eigenschaft erscheint, ebenso wie der gesellschaft- 
liche Charakter der Arbeit ihnen als gesellschaftliche Natureigenschaft des Arbeits- 
produktes erscheint. 


V. Schluß 


Dem Erkenntnissubjekt, welches nach Sohn-Rethel als Subjekt durch den Tausch 
konstituiert wird, erscheint das Erkenntnisobjekt durch ein gesellschaftlich vermit- 
teltes Raster. Die Vermittlung von Subjekt und Objekt wird in der Denkformtheo- 
tie eindeutig durch Abstraktheit des Tauschs bestimmt. So scheint zunächst die 
oben formulierte Einschätzung, nämlich die in den verschiedensten Sohn-Rethel- 
Repliken postulierte Alternative zwischen Arbeit und Tausch als dem, jeweiligen 
Sitz gesellschaftlich synthetischer Abstraktionsleistungen könnte sich als Schein- 
alternative erweisen, aus dem Rahmen der Denkformtheorie herauszufallen. Denn 
in allen seinen Veröffentlichungen läßt Sohn-Rethel diese Möglichkeit nicht einmal 
als Fragestellung zu. Dennoch aber scheint er im Laufe seiner Forschungen auch der 
Frage nachgegangen zu sein, ob es notwendige Denkformen gibt, die richt der 
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Tauschabstraktion entspringen, wie die kürzlich veröffentlichten „Notizen von ei- 
nem Gespräch zwischen Th. W. Adorno und A. Sohn-Rethel vom 16. 4. 1965“ (92) 
vermuten lassen. Diese von Sohn-Rethel wiedergefundenen Notizen enthalten viele 
wichtige und zum Teil auch von seinen Kritikern an die Denkformtheorie gerichtete 
Fragestellungen, die auch mit ‚Geistige und körperliche Arbeit“ keineswegs alle be- 
antwortet sind. So zum Beispiel die eben angeschnittene Frage Sohn-Rethels: „Gibt 
esim philosophischen Bewußtsein Kategorien, die, und andererseits solche, die nicht 
der Tauschabstraktion entstammen?“ (93) Oder etwa die Frage, wieso die Tausch- 
wertproduktion, das heißt, die Tatsache, daß die menschliche Arbeit verwertbar, 
austauschbar und meßbar geworden ist, die Effektivität des Produzierens involviert 
und was diese Effektivität mit der Wahrheit wissenschaftlicher Erkenntnis zu tun 
hat. In den Notizen finden sich Anmerkungen zu der Frage nach der Möglichkeit 
und Notwendigkeit der Bewußtwerdung der Tauschabstraktion, der Produktion von 
Kategorien ebenso wie die Frage, inwieweit die Tauschabstraktion das „Vulgärbe- 
wußtsein“ (Sohn-Rethel) notwendig bestimmt. 

Insgesamt enthalten die wenigen Zeilen dieser Notizen so viele wichtige Frage- 
stellungen, Anregungen und Erklärungsansätze, die Sohn-Rethel meines Erachtens 
selbst nach seinen bisherigen Veröffentlichungen wichtige Aspekte seiner Denkform- 
theorie als noch ungeklärt bzw. überarbeitungsbedürftig erscheinen lassen müssen. 
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